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EDITORIAL/118: Karma, Mummenschanz und Eigentum ... (SB)
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Karma, Mummenschanz und Eigentum ...

Zur zweckmäßigsten Darlegung des Themas zitieren wir hierzu Helmut
Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ... (*):

Einst erläuterte der Erhabene Buddha seinen Schülern das Karma, das
das Eigentum der Lebewesen sei und sie in hohe und niedrige scheide.

Dann allerdings lenkte er den Blick der Mönche auf eine Lösung und
sprach: "Macht alles zur Eigentumsfrage, denn würde es keinen Besitz
und kein Eigentum unter den Menschen mehr geben, wo sollte da noch
Platz für Karma, für das Elend und die Armut der Unterschiede oder die
Gewalt und Gefangenschaft von unten und oben vorhanden sein?

Alles wüchse doch aus zu der Kraft einer Gemeinschaft, wo der einzelne
so stark ist wie alle, und alle so bedeutend und unwechselbar wie der
einzelne. Dem Nirvana und der Erleuchtung wäre dann sicher ihre
Grundlage, nämlich das Karma, abhanden gekommen, aber würde es jemand
vermissen?"

Ihre Schattenblick-Redaktion

(*) MA-Verlag, Stelle-Wittenwurth, August 2016, Seite 57


1. Februar 2019
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KOHLEALARM/562: Klimakampf und Kohlefront - verschärfte Justiz ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Untersuchungshaft für 18 Aktivist*innen nach Baggerblockade in der
Lausitz +++ Ende Gelände fordert Freilassung der Gefangenen +++
Demonstration vor der Landesvertretung von Brandenburg in Berlin
angekündigt



Berlin/Cottbus, 06.02.2019. Nach den Baggerbesetzungen des Bündnisses
Ende Gelände am Montag in der Lausitz sind 18 der Aktivist*innen in
Untersuchungshaft. Ihnen wird Hausfriedensbruch vorgeworfen. Die
Aktivist*innen protestierten mit ihren Aktionen gegen das
Abschlussergebnis der Kohlekommission und fordern den sofortigen
Kohleausstieg.

"Das Kommissionsergebnis geht zu Lasten derer, die die nicht mit am
Tisch saßen: Menschen im globalen Süden und jungen Generationen, die
Angst um ihre Zukunft haben. Angesichts dieses Versagens der Politik
sehen wir uns gezwungen, Regeln zu übertreten und mit zivilem
Ungehorsam den Kohleausstieg selbst in die Hand zu nehmen. Die
Aktivist*innen werden nun wie Schwerverbrecher*innen behandelt, obwohl
sie diejenigen sind, die Verantwortung übernehmen. Wir fordern die
Freilassung der 18 Gefangenen," sagt Nike Mahlhaus, Pressesprecherin
von Ende Gelände.

In ähnlichen Fällen wurden Aktivist*innen von Ende Gelände bisher vom
Vorwurf des Hausfriedensbruchs freigesprochen, weil die Tagebaue in
der Lausitz nicht umfriedet sind. Noch nie wurde gegen
Klima-Aktivist*innen Untersuchungshaft einzig aufgrund dieses Vorwurfs
angeordnet. Die Untersuchungshaft ist bis Ende April befristet.
Verhandlungen sind für die nächsten zwei Wochen geplant.

"Untersuchungshaft für Hausfriedensbruch anzuordnen, ist völlig
unverhältnismäßig," kommentiert die Rechtsanwältin der Aktivist*innen
Marie Melior, "Diese Unverhältnismäßigkeit sieht man insbesondere
daran, dass sämtliche angebotenen milderen Maßnahmen anstatt einer
Haft von der Richterin nicht einmal in Betracht gezogen wurden. Hier
soll offensichtlich ein Exempel an Aktivist*innen statuiert werden."
Ende Gelände protestiert heute ab 10 Uhr vor der Landesvertretung von
Brandenburg in Berlin-Mitte. Ab 18 Uhr ist eine Demonstration vor der
Landesvertretung angemeldet.


 * 


Kampagne "Ende Gelände" - Pressestatement
zu den U-Haft-Anhörungen nach Baggerbesetzungen in Cottbus

Cottbus, 05. Februar 2019. Nach den Baggerblockaden von Ende Gelände
gestern in der Lausitz und im Leipziger Land sitzen 23 Aktivist*innen
immer noch in Cottbus in Gewahrsam. Ihnen wird Hausfriedensbruch
vorgeworfen. Grundlegende Rechte wie Telefonate werden ihnen
vorenthalten. Seit 14h werden die Aktivist*innen einzeln vor Gericht
geführt, um zu untersuchen, ob Untersuchungshaft verhängt wird.
Unterstützer*innen von Ende Gelände sind in Cottbus vor Ort.

Dazu Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände:

"Hier werden junge Leute eingesperrt, weil sie sich für das Klima
einsetzen und für eine sichere Zukunft für alle Menschen, im bedrohten
Dorf Pödelwitz und weltweit. Die Brandenburgische Landesregierung
arbeitet Hand in Hand mit dem Kohle-Konzern LEAG gegen unsere Zukunft.
Wir lassen uns aber nicht einschüchtern. Ziviler Ungehorsam ist
angesichts der Klimakrise und der Untätigkeit der Regierung dringend
notwendig und legitim."

 * 

Quelle:

Pressestatement+-mitteilung, 05+06.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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KOHLEALARM/561: Klimakampf und Kohlefront - Baggeretikett und Antitext ... (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 4. Februar 2019

#ABSCHALTEN - Klimawandel kennt keine Kompromisse

Protestaktion im Braunkohletagebau Jänschwalde



[Cottbus, 4.2.2019] In den frühen Morgenstunden haben 
Anti-Kohle-Aktivist*innen heute ein ROBIN WOOD-Banner mit der Aufschrift
"#ABSCHALTEN - Klimawandel kennt keine Kompromisse" an einem Bagger im
Braunkohletagebau Jänschwalde in der Lausitz entrollt. Damit
protestieren sie gegen den Abschlussbericht der Kohlekommission. Die
Aktivist*innen wollen klarstellen, dass es sich bei dem Bericht
keinesfalls um einen gesellschaftlichen Konsens handelt und dass -
trotz der Zustimmung von in der Kommission vertretenen
Umweltorganisationen - weiterhin mit erheblichem Protest aus der
Klimabewegung gerechnet werden muss.

Zeitgleich demonstrieren heute Aktivist*innen vom Aktionsbündnis "Ende
Gelände" in der Braunkohle-Grube Jänschwalde sowie in weiteren
Tagebauen. Zurzeit läuft eine bundesweite Protestwoche, um mehr Druck
für einen klimagerechten Kohleausstieg zu machen.

Die Empfehlung der Kohlekommission, erst im Jahr 2038 aus der Kohle
auszusteigen ist weder mit den Klimazielen der Bundesregierung noch
mit dem internationalen Klimaabkommen von Paris vereinbar. ROBIN WOOD
fordert, Klimaschutz konsequent umzusetzen und den Kohleausstieg jetzt
zu starten.

"Wir haben von der Kohlekommission keine Lösung erwartet - und doch
ist das Ergebnis eine krasse Enttäuschung. Der Abschlussbericht ist
ein Schlag ins Gesicht derjenigen, die am stärksten vom Klimawandel
betroffen sind", erklären ROBIN WOOD-Aktivist*innen vor Ort.

Im Bezug auf die ostdeutschen Braunkohlereviere zeigt sich besonders
eindrücklich, wie ungenügend das Ergebnis der Kohlekommission ist:
ohne Ehrgeiz, zu unkonkret, mit vielen Schlupflöchern und
Milliardengeschenken an die Kohlelobby.

In der Lausitz und im Leipziger Land soll bis 2022 gar keine
Kohlekapazität vom Netz gehen. Wie und wann anschließend die extrem
klimaschädlichen Braunkohlekraftwerke abgeschaltet werden, bleibt
vollkommen unklar.

Einzig ein bisher nicht spezifiziertes "Innovationsprojekt" am
Kraftwerk Jänschwalde wird von der Kohlekommission benannt. Das
Kraftwerk soll Mitte der 2020er Jahre möglicherweise zu einem
Wärmespeicherkraftwerk umgerüstet werden. Damit tritt ein vages
Versprechen auf eine potentielle Nachnutzung an die Stelle eines
verbindlichen Abschaltdatums für eins der klimaschädlichsten
Kraftwerke Europas.

Auch für die Bewohner*innen der bedrohten Dörfer bringt der
Abschlussbericht keine Sicherheit. Aktuell könnte Tagebaubetreiber
LEAG weiterhin das Lausitzer Dorf Proschim abbaggern. Auch die Dörfer
am rheinländischen Tagebau Garzweiler könnten weiterhin der Braunkohle
weichen. In Reaktion auf den Abschlussbericht der Kohlekommission
hatte Energiekonzern RWE Anfang dieser Woche angekündigt, an der
Zerstörung von Keyenberg, Morschenich und Kuckum festzuhalten.

"Der Vorschlag der Kommission stellt Kraftwerksbetreibern saftige
Entschädigungen in Aussicht - und liefert denkbar wenig für
Klimaschutz und die direkt vom Kohleabbau betroffenen Menschen. Er
zeigt einmal mehr: Wir müssen den Kohleausstieg selber in die Hand
nehmen!", so die Aktivist*innen.

ROBIN WOOD wird sich gemeinsam mit zahlreichen Akteur*innen der 
Anti-Kohle Bewegung weiterhin entschlossen für Klimagerechtigkeit 
und einen sofortigen Kohleausstieg einsetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.02.2019

Robin Wood, Pressestelle

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: www.robinwood.de
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KOHLEALARM/560: Klimakampf und Kohlefront - Aktionen koordinieren ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Ende Gelände blockiert Kohle-Bagger in der Lausitz und bei Leipzig
+++ Protest für sofortigen Kohleausstieg +++ bedrohte Dörfer brauchen
Sicherheit für ihre Zukunft



Cottbus, 04.02.2019. Die Bagger stehen still: Aktivist*innen von Ende
Gelände besetzen seit heute Morgen mehrere Bagger in den Kohlerevieren
Lausitz und im Leipziger Land. Mit zivilem Ungehorsam protestieren sie
in den Braunkohle-Gruben gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission und für den sofortigen Kohleausstieg.

"Die Kohlekommission hat die Menschen in den bedrohten Dörfern im
Stich gelassen. Die Konzerne bekommen Geld für nichts, für die Dörfer
gibt es keine Sicherheit. Jeden Tag fressen sich die Bagger weiter in
Richtung Proschim und Pödelwitz. Wir haben heute diese Bagger besetzt,
denn wir können nicht bis 2038 warten. Wir fordern den sofortigen
Kohleausstieg, damit alle Dörfer bleiben: im Leipziger Land und in der
Lausitz genauso wie im Rheinland", sagt Nike Mahlhaus,
Pressesprecherin von Ende Gelände.

Der Vorschlag der Kohlekommission sieht einen Ausstieg aus der Kohle
erst 2038 vor. Einen genauen Ausstiegspfad für die Kohlekraftwerke im
Osten Deutschlands gibt es noch nicht. Somit ist bisher nicht klar, ob
die von Abbaggerung bedrohten Dörfer - Proschim in der Lausitz sowie
Pödelwitz und Obertitz bei Leipzig - erhalten bleiben können.
Versprochen werden stattdessen Entschädigungszahlungen für
Energiekonzerne wie LEAG und Mibrag, die beide zur tschechischen
Investmentfirma EPH gehören.

"Kohleverbrennung bis 2038 ist kein Konsens, denn damit rauschen wir
um Milliarden Tonnen CO2 an der 1,5°-Grenze vorbei. Das CO2, das hier
produziert wird, lässt an anderen Orten den Meeresspiegel steigen,
führt zu Dürren und anderen Extremwetterereignissen. Die Menschen im
Globalen Süden saßen nicht mit am Verhandlungstisch, obwohl sie am
stärksten von der Klimakrise betroffen sind. Dieser Ungerechtigkeit
stellen wir uns entgegen. So geben wir auch denen eine Stimme, die
direkt betroffen sind", sagt Aktivistin Elisa Lange.

Die Besetzung ist Teil der Aktionswoche von Ende Gelände für den
sofortigen Kohleausstieg. In der vergangenen Woche fanden als Reaktion
auf das Versagen der Kohlekommission bereits zahlreiche Aktionen
statt. In Karlsruhe und Hamburg wurde Kohleinfrastruktur blockiert, in
zahlreichen Städten fanden Protestaktionen für Klimagerechtigkeit
statt.

Ende Gelände fordert mit Massenaktionen zivilen Ungehorsams und
Protesten lokaler Ortsgruppen den sofortigen Kohleausstieg und
weltweite Klimagerechtigkeit. Zuletzt hatten bei einer Massenaktion im
Oktober 2018 rund 6.500 Aktivist*innen die Kohle-Infrastruktur am
Tagebau Hambach im Rheinland blockiert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/559: Klimakampf und Kohlefront - Mahnwache ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 3. Februar 2019

"RWE muss gestoppt werden!"

Bündnis "Alle Dörfer Bleiben" ruft zu Mahnwache gegen Rodungen auf



Kuckum. Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" ruft für Montag, den 4.
Februar um 8 Uhr zu einer Mahnwache im Bereich der Rodungen am
Keyenberger und Kuckumer Wald auf. Ziel ist es, die Baumfällarbeiten
zu stoppen, die einem Straßenbau durch RWE dienen sollen. Der
Kohlekonzern hatte vergangenen Mittwoch mit Rodungen für eine Straße
begonnen, die frühestens im Jahr 2027 und nur für den Fall benötigt
wird, dass noch weitere Dörfer für den Tagebau umgesiedelt werden. Die
Umsiedlungen sind nach den Ergebnissen der Kohlekommission nicht mehr
nötig. Das Bündnis wirft RWE vor, das Leben vor Ort "zur Hölle" zu
machen, um die Menschen zur Umsiedlung zu treiben.

"Wir nehmen diese Schikanen durch RWE nicht länger hin!", sagt Martina
Himmelreich aus Keyenberg. "Diese Rodungen sollen uns doch bloß
zeigen, dass RWE sich nicht an die Ergebnisse der Kohlekommission
halten wird und unsere Dörfer verschwinden sollen. Die haben seit vier
Jahren eine Genehmigung, bräuchten die Straße erst in neun Jahren, und
fangen ausgerechnet jetzt an, hier Bäume zu fällen und unsere Natur zu
asphaltieren?". Die Straße würde nur benötigt, wenn die Dörfer
Keyenberg, Unterwestrich und Kuckum vollständig zerstört würden.

Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" stellt sich mit der Mahnwache den
Rodungen in den Weg und will das Faktenschaffen durch RWE verhindern.
"RWE muss gestoppt werden!", so David Dresen aus Kuckum. "Und wenn die
Landesregierung diese Zerstörung von Natur und Dörfern nicht
verhindert, dann nehmen wir das selbst in die Hand! Kommt zur
Mahnwache und unterstützt uns, damit alle Dörfer bleiben!"

Das Bündnis

"Alle Dörfer bleiben" ist ein deutschlandweites Bündnis, in dem
Betroffene aller Braunkohle-Reviere und die
Klimagerechtigkeitsbewegung gemeinsam gegen Zwangsumsiedlung und
Klimazerstörung kämpfen.

Informationen zum Bündnis gibt es unter

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.02.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/558: Klimakampf und Kohlefront - Kunst gegen Kohle ... (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung, 2. Februar 2019

#keinkonsens mit der Kohle-Lobby - Kohleausstieg jetzt!

ROBIN WOOD-Aktive demonstrieren mit Kunstaktion in Leipzig für den
Kohleausstieg



[2.2.2019 LEIPZIG] Heute haben Aktive von ROBIN WOOD auf dem
Augustusplatz in Leipzig ein Zeichen gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission und für einen klimagerechten Kohleausstieg gesetzt. Im
Rahmen einer Kunstaktion verwandelten sie eine urbane Struktur in
einen qualmenden Kohleschlot und machten so deutlich, was die von der
Kommission vorgeschlagenen 19 weiteren Jahre Kohlenutzung bedeuten:
eine Menge Dreck, der den Planeten ruiniert. Dazu entrollten sie ein
Banner mit der Aufschrift: "Kohle killt Klima! #keinkonsens"

Die Aktion fand zeitgleich zur Demonstration "Hey Koko - Kohleausstieg
jetzt" in der Leipziger Innenstadt statt und ist Teil einer
bundesweiten Aktionswoche, zu der das Bündnis "Ende Gelände"
aufgerufen hat.

"Wir fordern, dass die Analysen des Weltklimarats IPCC ernst genommen
werden: Um die Klimaerwärmung auf 1,5 Grad zu beschränken, benötigt es
nach aktuellen wissenschaftlichen Veröffentlichungen des IPCC 'nie
dagewesene Veränderungen'! Dies beinhaltet für uns den
schnellstmöglichen Kohleausstieg sowie ein Überdenken unserer
expansiven Wirtschaftsweise", sagt ROBIN WOOD-Aktivist Manuel
Carranza. "Dabei muss der Ausstieg aus den fossilen Energien
sozialverträglich ablaufen. Zudem dürfen wir nie vergessen, dass die
tatsächlichen Kosten der Umweltzerstörung unendlich viel höher liegen,
als jene, die die Konzerne bezahlen. Wir dürfen nie vergessen, dass
noch Generationen von Menschen auf der ganzen Erde unter den Folgen
der Klimazerstörung leiden werden!"

Mit einem verschleppten Einstieg in den Ausstieg bis 2022, 17 Gigawatt
Kohlekapazität, die 2030 noch am Netz sein sollen und dem Enddatum
2038 ist der Abschlussbericht der Kohlekommission eine
Bankrotterklärung für den Klimaschutz. Er passt auch nicht zu den
Klimazielen der Bundesregierung und zum Pariser Klimaabkommen. Feste
Zusagen für den Erhalt der vom Kohleabbau bedrohten Dörfer wie
Pödelwitz im Leipziger Land oder vom Hambacher Wald im Rheinland gibt
es nicht.

In den Ost-Bundesländern soll bis 2022 gar keine Kohlekapazität
abgeschaltet werden. Ein verbindlicher Zeitplan, wann welche
Kraftwerke danach vom Netz gehen sollen, fehlt. So ist zu befürchten,
dass das Kraftwerk Lippendorf bei Leipzig besonders lange das Klima
und die Leipziger Luft belasten wird.

"Weder Stimmen junger Menschen noch aus dem globalen Süden waren in
der Kohlekommission vertreten - dabei sind sie am stärksten von den
Auswirkungen des Klimawandels betroffen. Ihre Interessen werden vom
Ergebnis der Kommission übergangen", kritisiert Aktivist Jan Schubert.

Stattdessen trägt der Abschlussbericht die deutliche Handschrift der
Kohle-Lobbyisten. So schlägt die Kommission vor, Entschädigungen an
die Kraftwerksbetreiber in Höhe von voraussichtlich mehreren
Milliarden Euro zu zahlen - auch für Kraftwerke, die schon längst
abgeschrieben oder zunehmend unrentabel sind. So wird den
Energiekonzernen auf Kosten der Allgemeinheit die überfällige
Energiewende vergoldet.

Eine Woche nach dem Ende der Kohlekommission ist deutlich, dass die
Auseinandersetzung um das Ende der Kohle nicht befriedet, sondern
befeuert wurde. Gestern gab es Demonstrationen in Berlin und Hamburg.
Heute morgen starteten ROBIN WOOD-Aktive einen Anti-Kohle-Protest in
Karlsruhe. ROBIN WOOD wird weiterhin zusammen mit der wachsenden
Anti-Kohle-Bewegung für einen sofortigen Umsiedlungs- und Rodungsstopp
in den Tagebaugebieten und für einen klimagerechten Kohleausstieg
streiten.



Mehr Informationen zur Demo "Hey KoKo - Kohleausstieg jetzt!"

https://www.ende-gelaende.org/wp-content/uploads/2019/01/KoKoFlyer1.4-1.pdf

ROBIN WOOD-PM zum heutigen Kohle-Protest in Karlsruhe:

https://www.robinwood.de/pressemitteilungen/klimaschutz-ausverkauft-%E2%80%93-kohlelobby-reich-beschenkt

ROBIN WOOD-Blogbeitrag: "Kein Konsens ohne Klimaschutz":

https://www.robinwood.de/blog/industrieinteresse-vor-klimaschutz-das-ist-kein-konsens

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)
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KOHLEALARM/557: Klimakampf und Kohlefront - voller Körpereinsatz ... (KligK)


Klimagerechtigkeit Kassel - Pressemitteilung, 2. Februar 2019

Spektakuläre Banneraktion am Opernplatz fordert Klimarebellion



Kassel 02.02.2019. Am Samstag haben sich Aktivist*innen der Gruppe Klimagerechtigkeit
Kassel mit einem großen Banner von der Fassade der Galeria Kaufhof am
Opernplatz abgeseilt. "Kohleausstieg ist und bleibt Handarbeit -
Klimarebellion jetzt!" konnten die verblüfften Passant*innen dort am
Nachmittag lesen. Mit ihrer Aktion kritisieren die
Klimagerechtigkeits-Aktivist*innen den schwachen Kompromiss der
Kohlekommission scharf. Ein Kohleausstieg erst 2035 oder 2038 mit
krachendem Verfehlen des 2020er-Klimaziels verstößt damit nicht nur
gegen das Völkerrecht des Pariser Klimavertrags. Mit dem äußerst
unambitionierten Ausstiegspfad führt er uns damit auch sehenden Auges
mitten in die Klimakatastrophe.




[image: Zwei Kletteraktivist*innen mit Banner an der Glasfassade der Galeria Kaufhof - Foto: CC-by Klimagerechtigkeit Kassel]

Foto: CC-by Klimagerechtigkeit Kassel



"Wir haben jedes Vertrauen darin verloren, dass die traditionelle
Politik wirksame Lösungen für die existenzielle Bedrohung der
Klimakrise umsetzt," macht Juri Nadler (24) von Klimagerechtigkeit
Kassel klar. "Angst gepaart mit Wut treibt uns um, lässt uns in Tränen
ausbrechen und raubt uns den Schlaf." Deutschland stößt pro Kopf mit
11 Tonnen CO2 mehr als das doppelte der durchschnittlichen weltweiten
Treibhausgasemissionen aus. Diese riesige Menge an klimazerstörenden
Gasen stagniert seit zehn Jahren weitgehend. Für die Einhaltung des
lebenssichernden 1,5°-Klimaziels müssen die Vorreiter hingegen schon
vor 2030 alle ihre Emissionen auf Null reduziert haben.

Obwohl der Kohleausstieg beschlossen ist, hat der Kohlekonzern RWE in
der vergangenen Woche weiter Häuser in den nun verschonten Dörfern im
rheinischen Braunkohlerevier zerstört. "Die Menschen vor Ort sind
verzweifelt, jetzt noch für diese Steinzeittechnologie ihre Heimat zu
verlieren. Wir fordern daher an der Seite des Bündnisses von
Umsiedlungsbedrohten 'Alle Dörfer bleiben!' einen sofortigen Stopp
aller Dorfzerstörungen. Genau wie die Tagebaubetroffene Hannelore
Wodtke als Mitglied der Kohlekommission legen wir also unser Veto
ein," so Nadler. RWE soll für die angeblich frühzeitige Abschaltung
für ihre immer unwirtschaftlicheren Kraftwerke viele Milliarden
Entschädigung erhalten. Folglich stieg auch der RWE-Aktienkurs nach
dem Bekanntwerden des faulen Kohlekompromisses um zehn Prozent. "Statt
den Strukturwandel zusammen mit den Beschäftigten und
Tagebaubetroffenen jetzt sofort anzupacken, sollen schlicht Milliarden
an die Aktionär*innen diese gemeinschädlichen Kohlekonzerne gehen. Als
Klimabewegung werden wir das verhindern," wird Nadler deutlich. "Als
ersten Schritt rufen wir daher alle Menschen dazu auf, sich dem
Irrsinn dieser Selbstbedienungskommission öffentlich
entgegenzustellen." Freitag vormittags streiken seit einigen Monaten
weltweit hunderttausende empörte Schüler*innen unter dem
Motto #FridaysForFuture. Diesen Freitag waren vor dem Kasseler
Rathaus bereits 300 von ihnen auf der Straße. In den nächsten Wochen
sollen diese Proteste zusammen mit streikenden Studierenden und
Arbeitnehmer*innen immer größer und lauter werden. "Wir rufen
insbesondere die alte Generation auf, in ihrer Rente nun zu kämpfen
für die Zukunft von uns, ihren Enkeln," sagt Laura Gonzalo von den
Freitags-Klimastreiks. "Kommt mit zu uns ans Rathaus an den kommenden
Freitagen! Jetzt ist der Moment, um uns als Einzelne und als
Gesellschaft vom dumpfen Schleier der Gleichgültigkeit zu befreien."
Denn auch hier in Kassel muss der Ausstieg aus Kohle, Öl und Gas
sofort beginnen.

In den letzten Monaten sind eine Vielzahl neuer Menschen in der
Klimabewegung aktiv geworden. So auch die Kunsthandwerkerin Melanie
Trocht, die in den vergangenen Jahren mit immer mehr Schrecken die
Auswirkungen der Klimakrise verfolgt hat. "Es fing an, dass es bloß
etwas wärmer wurde. Dann kamen alljährlich Hitzerekorde und vermehrt
'Jahrhundertfluten' auf. Heute entstehen mit den bereits stark
veränderten Höhenwinden immer mehr Dürren wie im deutschen Hitzesommer
2018. Schon in wenigen Jahren werden nicht nur wie schon heute die
weltweiten Korallenriffe, sondern auch etliche andere Ökosysteme
kollabieren. In der Folge wird im komplexen und für uns Menschen
weitgehend unkontrollierbaren System mancherorts die
landwirtschaftliche Versorgung zusammenbrechen. Plötzlich sind
hunderte Millionen an Menschen hart von der Klimakrise in ihrem Leben
bedroht und werden früher oder später vor dem Hunger fliehen.
Spätestens dann merken es alle. Nur wenn wir bis dahin weitgehend so
weitermachen wie bisher, werden zahlreiche Gesellschaften
zusammenbrechen. Das noch dazu vor allem in den Ländern, die
historisch am wenigsten Treibhausgase ausgestoßen haben - das waren
fast alles wir in den Industrieländern. All diese Folgen der
Klimakrise sind schon lange bekannt, und dennoch handeln weder
Politik, noch Industrie, noch die meisten von uns. Stattdessen machen
alle weiter wie bisher mit Raubbau an der Natur und der Zukunft. Diese
absolute Kurzsichtigkeit macht mich wütend. Daher muss ich
feststellen: wir haben es mit der Klimawende versucht - jetzt braucht
es die Klimarebellion!" Sämtliche Gruppen, Initiativen und Verbände,
die in ihrer jeweiligen Form zu diesen Themen arbeiten, erwarten in
den kommenden Wochen regen Zulauf für dessen Gestaltung.




Klimagerechtigkeit Kassel

Aktuelle Infos stets auf Twitter:

www.twitter.com/kligk_klimaks

Facebook:

https://www.facebook.com/KligK-Klimagerechtigkeit-Kassel-376826196483764/

In Kooperation mit dem FridaysforFuture Kassel: www.fridaysforfuture.de

Weitere Informationen zum Brechen der Pariser Klimaziele durch den unzureichenden Kohlekompromisses (auf Englisch):

 https://www.carbonbrief.org/analysis-how-far-would-germanys-2038-coal-phaseout-breach-paris-climate-goals

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Klimagerechtigkeit Kassel

Internet: www.klimagerechtigkeit-kassel.org
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KOHLEALARM/556: Klimakampf und Kohlefront - Widerstand direkt ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 2. Februar 2019

Aktivist*innen blockieren Kohlekraftwerk in Karlsruhe +++
bundesweit Proteste gegen die Kohlekommission +++ Aktionswoche für
sofortigen Kohleausstieg



Karlsruhe, 02.02.2019. Seit heute Morgen blockieren 150 Aktivist*innen
von lokalen Ende-Gelände-Gruppen das Rheinhafen-Dampfkraftwerk
Karlsruhe, eines der größten Steinkohlekraftwerke Deutschlands. Mit
einer Sitzblockade auf den Schienen verhindern sie, dass Steinkohle
zum Kraftwerk geliefert werden kann. Der Protest ist eine Reaktion auf
das Versagen der Kohlekommission und Teil der bundesweiten
Aktionswoche von Ende Gelände.

"Indem wir die Schienen zum Kohlekraftwerk blockieren, nehmen wir den
sofortigen Kohleausstieg selbst in die Hand. Wir meinen es ernst mit
unserer Forderung nach Klimagerechtigkeit und einer guten Zukunft.
Dazu passt der Bericht der Kohlekommission nicht. Junge Leute und
Menschen, die am meisten unter den Folgen der Klimazerstörung leiden,
sind dort nicht gehört worden. Eine Politik der Klimagerechtigkeit
muss aber alle miteinbeziehen. Wir nehmen uns hier heute unser
Mitspracherecht, und das fühlt sich toll an", sagt Pressesprecherin
Emma Weber.

Das Rheinhafen-Dampfkraftwerk Karlsruhe wird von EnBW betrieben, die
zum Großteil im Besitz des Landes Baden-Württemberg ist. Es emittiert
rund 3 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr. Deutschlandweit werden jährlich
90 Millionen Tonnen CO2 durch das Verbrennen von Steinkohle
ausgestoßen. Baden-Württemberg ist hinter Nordrhein-Westfahlen das
Land mit der größten installierten Leistung an Kohlekraftwerken.

Auch in anderen Städten wächst der Protest gegen einen Kohleausstieg
erst im Jahr 2038 und Milliardenzahlungen an die Energiekonzerne. In
Köln, München, Leipzig, Essen, Kassel und Hildesheim finden heute
ebenfalls Proteste statt, zu denen tausende Aktivist*innen erwartet
werden.

"Die Klimaziele werden geopfert und gleichzeitig Konzerne mit
Milliarden überschüttet. Der Kuschelkurs mir der Kohlelobby muss
endlich ein Ende haben. Die ganze Bewegung für Klimagerechtigkeit wird
sich dagegen erheben. Unsere Proteste werden immer größer und wir
werden keine Ruhe geben, bis klar ist, dass der Hambi wirklich bleibt,
dass alle Dörfer bleiben und dass wir eine lebenswerte Zukunft haben.
Dafür brauchen wir den Kohleausstieg jetzt sofort", sagt Nike
Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 02.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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SPRACHE/988: Die Wortreihenfolge einer Sprache lässt auf das Arbeitsgedächtnis der Muttersprachler schließen (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 04.02.2019

Die Wortreihenfolge einer Sprache lässt auf das Arbeitsgedächtnis der
Muttersprachler schließen



Das Gedächtnis spielt in unserem Leben eine entscheidende Rolle. In
mehreren Studien wurde bereits untersucht, wie wir Informationen unter
verschiedenen Bedingungen speichern und abrufen. Typischerweise werden
Informationen, die am Anfang und am Ende einer Liste stehen, besser
abgerufen als solche aus der Mitte. Aber sind solche Belege universell und
über Sprachen und Kulturen hinweg verallgemeinerbar? Ein internationales
Forschungsteam unter Leitung von Federica Amici vom Max-Planck-Institut
für evolutionäre Anthropologie in Leipzig hat diese Frage nun untersucht.

Das Forschungsteam, zu dem Psychologen, Linguisten und Biologen aus fünf
verschiedenen Ländern gehören, reiste um die ganze Welt, um
Gedächtnistests in acht verschiedenen menschlichen Kulturen durchzuführen,
die verschiedene Sprachen sprechen. "Das Beste an diesem Projekt war es,
Wüsten und Meere zu überqueren, um erstaunliche Menschen zu treffen, die
die wunderbarsten Sprachen sprechen, von Sidaama über Khoekhoe bis Khmer",
sagt Amici. "und zu wissen, dass diese Sprachen ihnen eine einzigartige
Perspektive der Welt vermitteln."

Die Beziehung zwischen Sprache und Denken ist umstritten. Eine Hypothese
ist, dass Sprache Gewohnheiten der Verarbeitung von Informationen fördert,
die selbst in nichtsprachlichen Bereichen erhalten bleiben. Sprachen
unterscheiden sich zum Beispiel in ihrer Verzweigungsrichtung. In
typischen Rechtsverzweigungssprachen (RB), wie beispielsweise Italienisch,
steht der Satzkopf normalerweise an erster Stelle, gefolgt von einer
Abfolge von Modifikatoren, die zusätzliche Informationen über den Kopf
liefern (z.B. "der Mann, der an der Bushaltestelle saß"). Im Gegensatz
dazu gehen in Linksverzweigungssprachen (LB-Sprachen) wie Japanisch
Modifikatoren im Allgemeinen den Köpfen voran (z.B. "wer an der
Bushaltestelle saß, der Mann"). In RB-Sprachen können Sprecher
Informationen in der Reihenfolge verarbeiten, wie sie im Satz vorkommen,
da Köpfe zuerst angezeigt werden und Modifikatoren
Satzanalyse-Entscheidungen nur selten beeinflussen. Im Gegensatz dazu
können LB-Strukturen bis zum Ende sehr vieldeutig sein, da am Satzanfang
stehende Modifikatoren oft erst nach der Analyse des Satzkopfes eine klare
Bedeutung bekommen. Daher müssen LB-Sprecher möglicherweise am Anfang
eines Satzes stehende Modifikatoren im Arbeitsgedächtnis behalten, bis der
Kopf zum Verständnis des Satzes hinzugezogen wird.

Mithilfe einer Reihe klassischer Gedächtnisaufgaben konnte das
Forschungsteam die Gedächtnisleistung beim Abrufen von Wörtern, Zahlen und
räumlichen Stimuli vergleichen. "Die wichtigste Erkenntnis der Studie ist,
dass sich Sprecher linksverzweigter Sprachen bei verbalen und nicht
verbalen Arbeitsgedächtnisaufgaben besser an anfängliche Reize erinnern
können, wahrscheinlich, weil das Verstehen von Sätzen in LB-Sprachen in
Echtzeit sehr stark davon abhängt, sich Informationen zu merken, die am
Anfang stehen, was in RB-Sprachen nicht der Fall ist", sagt Alejandro
Sanchéz Amaro, derzeit in der Abteilung für Kognitionswissenschaft an der
University of California, San Diego.

Die wichtigste neue Erkenntnis aus dieser Studie besteht darin, dass die
Verbindung zwischen Sprache und Denken nicht nur auf konzeptuelle
Repräsentationen und semantische Deutungsmöglichkeiten beschränkt ist,
sondern sich auch auf die Syntax und ihre Rolle bei der Verarbeitung
sequentieller Informationen erstreckt. Die Sprache, die wir sprechen,
beeinflusst die Art, wie wir Informationen verarbeiten, speichern und
abrufen. Die Tatsache, dass Verzweigungsrichtung und Wortreihenfolge mit
einem solch grundlegenden kognitiven Prozess wie dem Gedächtnis verknüpft
sein könnten, eröffnet neue Möglichkeiten für die psycholinguistische
Forschung, mit dem Ziel den Pool an untersuchten Sprachen und
Bevölkerungen zu erweitern. "Wie sieht es mit dem Arbeitsgedächtnis von
Sprechern von Sprachen mit gemischten Verzweigungen oder freier Wortfolge
aus? Würden wir Menschen finden, die sich gleich gut an die ersten und
letzten Einträge der Liste erinnern können? Oder vielleicht sogar an
Informationen aus der Mitte?", sagt Federico Rossano von der University of
California, San Diego.

Mit mehr als 7.000 weltweit gesprochenen Sprachen verfügen wir über einen
einzigartigen Pool, um die Beziehung zwischen Sprache und Kognition zu
untersuchen. Die Erhaltung und Untersuchung dieser Vielfalt ist nicht nur
ethisch wertvoll und wichtig, sondern auch für die Wissenschaft von
entscheidender Bedeutung, um letztendlich zu verstehen, welche Faktoren
unser Denken beeinflussen und um die Beziehung zwischen Sprache und Denken
besser zu verstehen.


Originalpublikation:

Federica Amici, Alex Sánchez-Amaro, Carla Sebastián-Enesco, Trix
Cacchione, Matthias Allritz, Juan Salazar-Bonet & Federico Rossano

The word order of languages predicts native speakers' working memory

Scientific Reports, 04. Februar 2019,

DOI: https://doi.org/10.1038/s41598-018-37654-9

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie, 04.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/311: 18 Berlinale-Filme für Amnesty-Filmpreis 2019 nominiert


Amnesty International - Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

18 Berlinale-Filme für Amnesty-Filmpreis 2019 nominiert

Bekanntgabe des Gewinners am 16. Februar



BERLIN, 01.02.2019 - Die Nominierungen stehen fest: Unter 18 Werken
der 69. Berlinale werden Regisseurin Feo Aladag, Schauspielerin Pegah
Ferydoni und Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty
International in Deutschland, den Gewinner des diesjährigen
Amnesty-Filmpreises küren. Die Jury sichtet Filme der
Berlinale-Sektionen Wettbewerb, Forum, Panorama, Generation und
erstmals auch in der Perspektive Deutsches Kino.

Der Amnesty-Filmpreis der Berlinale wird dieses Jahr zum 15. Mal
vergeben und ist mit 5.000 Euro dotiert. Mit der Auszeichnung würdigt
Amnesty die Arbeit von Filmschaffenden, die Menschenrechtsthemen auf
besondere Weise abbilden und erlebbar machen. Bisherige Preisträger
waren unter anderem: "Zentralflughafen THF" (2018) von Karim Aïnouz,
"La libertad del diablo - Devil's Freedom" (2017) von Everardo
González und "Royahaye Dame Sobh - Starless Dreams" von Mehrdad
Oskouei sowie "Fuocoammare - Fire at the Sea" von Gianfranco Rosi
(beide 2016).

Der Gewinner des Amnesty-Filmpreises wird während der Preisverleihung
der unabhängigen Jurys am 16. Februar (Samstag, ab 12 Uhr) im Grand
Hyatt Berlin (Marlene-Dietrich-Platz 2, 10785 Berlin) bekannt gegeben.


Matinee mit Berlinale-Direktor

Anlässlich des 70. Jahrestags der Verabschiedung der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte am 10. Dezember 1948 präsentieren
Berlinale-Direktor Dieter Kosslick und Amnesty-Generalsekretär Markus
N. Beeko den Film, der auf der diesjährigen Berlinale mit dem
Amnesty-Filmpreis ausgezeichnet wird, am 17. Februar bei einer Matinee
im Haus der Berliner Festspiele.


Die Liste der nominierten Filme:


WETTBEWERB

Grâce à Dieu

Francois Ozon

Frankreich 2019

Mr. Jones

Agnieszka Holland

Polen/Großbritannien/Ukraine 2019

Elisa y Marcela

Isabel Coixet

Spanien 2018


BERLINALE SPECIAL

Anthropocene

Jennifer Baichwal, Nicholas de Pencier, Edward Burtynsky

Kanada 2018


PANORAMA

Buoyancy

Rodd Rathjen

Australien 2019

Lemebel

Joanna Reposi Garibaldi

Chile/Kolumbien 2019

Talking About Trees

Suhaib Gasmelbari

Frankreich/Sudan/Deutschland/Tschad/Katar 2019

Système K

Reanud Barret

Frankreich 2019

Midnight Traveler

Hassan Fazili

USA/Großbritannien/Katar/Kanada 2019

Skin

Guy Nattiv

USA 2019


FORUM

Fortschritt im Tal der Ahnungslosen

Florian Kunert

Deutschland 2019

Chao

Camila Freitas

Brasilien 2019

Khartoum Offside

Marwa Zein

Sudan/Norwegen/Dänemark 2019


FORUM EXPANDED

False Belief

Lene Berg

Norwegen 2019


GENERATION

Espero tua (re)volta

Eliza Capai

Brasilien 2019

Bulbul Can Sing

Rima Das

Indien 2018

By the Name of Tania

Bénédicte Lienard, Mary Jimenéz

Belgien/Niederlande 2019


PERSPEKTIVE DEUTSCHES KINO

Born in Evin

Maryam Zaree

Deutschland, Österreich 2019

Weitere Informationen zur diesjährigen Jury und zu bisherigen
Gewinnern des Amnesty-Filmpreises finden Sie auf amnesty.de/berlinale.

Menschenrechtler_innen leben gefährlich. Stehe Seite an Seite mit
ihnen und sorge für ihren Schutz. Beteilige dich an unseren Aktionen
unter: amnesty.de/mut-braucht-schutz

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 630

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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INTERNATIONAL/261: Peru - Weitere Großdemonstration gegen Korruption (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru 

Weitere Großdemonstration gegen Korruption

Von Judith Purizaga



(Lima, 25. Januar 2019, pressenza) - Am Mittwoch, 23. Januar 2019,
wurde in der peruanischen Hauptstadt Lima auf der Plaza San Martín ab
sechs Uhr abends abermals zum Kampf aufgerufen. Und das wird nicht das
letzte Mal gewesen sein, denn Peru ist auf den Beinen, um gegen
Korruption zu kämpfen.

Hunderte Menschen aller Schichten und sozialer Gruppen,
Menschenrechtsorganisationen, Gewerkschaften, politische Parteien und
normale Bürger*innen fanden sich zusammen, um auf friedliche Art und
Weise einmal mehr die Wiedereinsetzung von Richter Richard Concepción
Carhuancho [1] zu fordern - einer Vorzeigepersönlichkeit im Kampf
gegen die Korruption - der in Zusammenarbeit mit vertrauenswürdigen
Staatsanwält*innen immer wieder Urteile gefällt hat, die
Führungspersönlichkeiten betrafen, von denen man glaubte, sie seien
"unantastbar".


"Keiko und García, dieselbe Schweinerei"

Vereint unter einem riesigen Spruchband und mit Rufen wie "Peru, ich
liebe dich - daher verteidige ich dich", "Menschen - hört hin und
vereint euch im Kampf" und "Peru ohne Korruption" liefen die
Demonstrant*innen durch die wichtigsten Straßen der Hauptstadt. Zur
gleichen Zeit fanden ähnliche Kundgebungen in Cusco, Tacna, Chiclayo
und weiteren Departments statt.

In Peru wird die Antikorruptionsbewegung von der Bürgerversammlung
(Asamblea Ciudadana) und dem Nationalen Rat für Menschenrechte CNDH
(Consejo National de Derechos Humanos) organisiert, unterstützt von
Tausenden sozialen Organisationen, Arbeitsgemeinschaften,
Jugendgruppen, Künstler*innen, politischen Gruppen und Humanist*innen,
die ihren Unmut über die Korruption zum Ausdruck bringen und das
Ausmaß [2], welches diese in der letzten Zeit erreicht hat.


Präsident unterstützt die Forderungen

Seit ungefähr drei Jahren finden immer wieder regelmäßig Kundgebungen
zu Kernthemen statt, wie der Kampf gegen häusliche Gewalt, der Kampf
um Arbeitsrechte und jetzt der Kampf gegen die Korruption. Diese
Anliegen werden von Staatspräsident Martín Vizcarra [3] und namhaften
Staatsanwält*innen unterstützt. Nichtsdestotrotz ist ein landesweiter
Streik vorgesehen, sollte der Forderung nach Wiedereinsetzung von
Richter Carhuancho nicht stattgegeben und Verbesserung der
Arbeitsrechte erzielt werden.

Richter Richard Concepción Carhuancho hat 36 Monate Untersuchungshaft
gegen Keiko Fujimori [4] und andere Angeklagte im Fall Odebrecht
verhängt. Daraufhin allerdings wurde er von Richtern des zweiten
Berufungsgerichtes von dem Fall abgezogen, die der Forderung der
Verteidigung des flüchtigen Jaime Yoshiyama nachkamen. Ende Januar
2019 sollte die Ablehnung der beiden Richter, die diese Entscheidung
getroffen haben, vor der Justiz geprüft werden.


Anmerkungen:

[1] https://es.wikipedia.org/wiki/Richard_Concepci%C3%B3n_Carhuancho

[2] https://www.npla.de/poonal/staatsanwaltschaft-fordert-anhoerung-von-odebrecht-im-fall-keiko-fujimori/

[3] https://www.npla.de/poonal/letona-alcorta-und-galarreta-wurden-von-odebrecht-finanziert/

[4] https://www.npla.de/poonal/staatsanwaltschaft-fordert-anhoerung-von-odebrecht-im-fall-keiko-fujimori/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/weitere-grossdemonstration-gegen-korruption/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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LESUNG/6337: Kiel - Ursula Krechel, "Geisterbahn", 18.02.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Montag - 18.02.2019 - 19:00 Uhr

"Geisterbahn" - Ursula Krechel liest aus ihrem neuen Roman

Eintritt: 9,- / 6,-



Ursula Krechel, geboren 1947 und für ihren Roman "Landgericht" mit
dem Deutschen Buchpreis 2012, ausgezeichnet, siedelt die Handlung in
ihrem dritten Roman "Geisterbahn" in ihrer Heimatstadt Trier an.
Eindringlich und teilnahmsvoll beschreibt sie die Geschichte der
Sinti-Familie Dorn, die dem Terror des NS-Regimes zum Opfer fällt.
Doch auch nachdem der Krieg beendet ist, finden die Demütigungen kein
Ende. Die Dorns haben ihre Existenzgrundlage und das Vertrauen in die
Mitbürger und Institutionen verloren. Krechel erzählt mit Feingefühl
und Achtung davon, wie sich Geschichte in den Brüchen und Schicksalen
Einzelner spiegelt und schafft es, sich in die chronischen Leiden,
die der Terror in den Figuren zurücklässt, einzufühlen.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/6336: München - Die Lesereihe. Literatur und Live-Musik mit dem Bavarian Squad, 13.2.2019


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

Finale der PULS Lesereihe 2019

Wer wird Bayerns bester Newcomer-Autor 2019?

Der Eintritt ist frei

13. Februar ab 20.00 Uhr (Einlass 19.00 Uhr)

Bahnwärter Thiel - Tumblingerstraße 29, 80333 München



Am 13. Februar ist es soweit: PULS, das junge Programm des Bayerischen
Rundfunks, lädt zum großen Finale der PULS Lesereihe ins Bahnwärter
Thiel in München. Zum diesjährigen Motto "Habt ihr keine anderen
Probleme?" präsentieren fünf junge Autorinnen und Autoren ihre Texte,
mit denen sie das Publikum in den Vorrunden in fünf bayerischen
Städten überzeugt haben. Live-Musik gibt es von der bayerischen
Rap-Supergroup Bavarian Squad. Sie wird den Abend musikalisch
begleiten und einen eigenen Text zum Lesereihe-Motto vortragen.

"Habt ihr keine anderen Probleme?" - das Thema der diesjährigen PULS
Lesereihe fragt nach Liebeskummer, Glutenfreiheit, Frauenquote,
Aluhüten, Wutbürgern, Weltverbesserern. Einfach unfassbar, worüber
sich manche aufregen können. Mit ihren Geschichten zum Motto geht's im
Finale in München für fünf junge Autorinnen und Autoren um den
Hauptpreis: einen Schreibworkshop mit dem Autor und Herausgeber
Claudius Nießen am Deutschen Literaturinstitut in Leipzig und einen
Besuch der Leipziger Buchmesse 2019.


Die Lesereihe - Literatur und Live-Musik mit dem Bavarian
Squad 

Dieses Jahr sorgt der Bavarian Squad für den passenden Sound: Wie
BBou, Liquid & Maniac, Monaco F, Gräm Grämsn und ihre DJs alle auf die
die kleine Lesereihe-Bühne passen sollen, wird mindestens genauso
aufregend wie die Frage, wer von ihnen eine selbst verfasste
Geschichte zum Motto "Habt ihr keine anderen Probleme?" präsentieren
wird.


Fünf Finalisten in Vorentscheiden in fünf bayerischen
Städten gewählt 

Auf den Lesereihe-Tourstopps in Passau, Regensburg, Augsburg, Nürnberg
und Würzburg sind jeden Abend je drei Autorinnen und Autoren
angetreten und haben um die Gunst des Publikums gelesen. Dieses
bestimmte dann jeweils einen Tagessieger - und damit die fünf
Finalisten für München. Hier entscheidet dann einmal mehr das
Publikum: Wer wird Gewinnerin bzw. Gewinner der PULS Lesereihe 2019?
Die Finalteilnehmer stehen am 9. Februar 2019 fest und werden hier
bekanntgegeben: deinpuls.de/lesereihe


Alle Informationen auf einen Blick:

Das Finale der PULS Lesereihe ist öffentlich zugänglich. Der Eintritt
ist frei.

Datum: 13. Februar ab 20.00 Uhr (Einlass 19.00 Uhr)
Location: Bahnwärter Thiel - Tumblingerstraße 29, 80333 München

Alle Infos zur Lesereihe gibt es hier: deinpuls.de/lesereihe


Das ist PULS, das junge Programm des Bayerischen
Rundfunks

PULS gibt es im Netz, als App, auf DAB+, per Satellit und Kabel und im
TV - mit einem 24-stündigen Radiovollprogramm, der Onlinewelt unter
deinpuls.de und pulsmusik.de, der Radio-App "PULS" und mehreren
YouTube Kanälen wie "PULS Reportage" mit Themen aus den Bereichen
Politik, Lifestyle, nachhaltigem Leben, Liebe, Sex und Beziehungen.
Zum Programmbereich gehören auch die etwas andere Reisereportage
"Woidboyz on the Road" und das Newcomer-Format "Startrampe" auf dem
PULS Musik-YouTube-Kanal und im BR Fernsehen. PULS bringt außerdem
spannende Musik und Events in die Region, mit eigenen Veranstaltungen
wie dem PULS Festival in München und Erlangen und der PULS Lesereihe.
PULS ist auch Teil von funk, dem Content-Netzwerk von ARD und ZDF, mit
"iam.serafina" der weltweit ersten Soap auf Snapchat, dem
Challenge-Format "Das schaffst du nie!" und dem multimedialen,
mehrfach preisgekrönten Reporterformat "Die Frage". PULS bietet auch
mehrere Podcasts an.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. Februar 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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MELDUNG/127: Netzwerk Stardust Reloaded - Forschen für eine nachhaltige Nutzung des erdnahen Weltraums (idw)


Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI -
31.01.2019

EU-Netzwerk Stardust Reloaded: Forschen für eine nachhaltige Nutzung des
erdnahen Weltraums



Erdnahe Asteroiden bergen für die Erde und ihre Bewohner nicht nur
Risiken, sondern auch großes Potenzial. Unter Beteiligung des Deutschen
Forschungszentrums für Künstliche Intelligenz (DFKI) entwickelte das
EU-Trainingsnetzwerk Stardust neue Methoden zur Überwachung und Ablenkung
von Asteroiden, um Kollisionen mit der Erde zu vermeiden. Im nun gestarteten
Folgevorhaben Stardust Reloaded erhalten Nachwuchswissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler erneut eine Plattform, um mit einer Förderung von 4
Millionen Euro zu erforschen, wie sich Asteroiden und der erdnahe Weltraum
nicht nur erkunden, sondern auch auf nachhaltige Art und Weise nutzen
lassen.

Der stetig wachsende Weltraumverkehr in der Erdumlaufbahn - bestehend aus
Asteroiden, tausenden von aktiven und inaktiven Satelliten und jeder Menge
Weltraumschrott - beeinflusst den erdnahen Weltraum in unvorhersehbarer
Weise. Obwohl statistisch nicht sehr wahrscheinlich, so würde ein
Asteroideneinschlag auf der Erde verheerende Konsequenzen für unseren
Planeten nach sich ziehen. In dem von der University of Strathclyde
koordinierten Trainingsnetzwerk Stardust Reloaded bieten 20 europäische
Partner - darunter das DFKI Robotics Innovation Center - insgesamt 15
jungen Forscherinnen und Forschern, die Möglichkeit, sich wissenschaftlich
mit den Chancen und Risiken von Asteroiden zu beschäftigen. Das Projekt
wird durch das Marie Curie Initial Training Network (ITN) im Rahmen des
H2020-Programms der Europäischen Union gefördert.

Projektziel: Neue Erkenntnisse für mehr Sicherheit und Nachhaltigkeit im
erdnahen Orbit

Ziel des Projekts ist es, unser Wissen über die Entwicklung des erdnahen
Weltraums, insbesondere über die Form, Schwerkraft, Zusammensetzung und
Dynamik von Asteroiden und Kometen, zu erweitern. In diesem Zusammenhang
soll u.a. erforscht werden, wie sich der zunehmende Weltraumverkehr so
bewältigen und organisieren lässt, dass Kollisionen mit der Erde,
Satelliten und anderen erdnahen Flugkörpern verhindert werden können.
Zudem liegt der Fokus des Projekts auf einer nachhaltigen Nutzung des
Weltraums - eine Notwendigkeit für die Zukunft, die zunehmend auf
weltraumgestützte Ressourcen angewiesen ist.

Forschungsfokus am DFKI: Steuerungssysteme für robotische Manipulation
im Weltraum

Das DFKI Robotics Innovation Center unter Leitung von Prof. Dr. Dr. h.c.
Frank Kirchner bringt in das Stardust Reloaded-Netzwerk seine langjährige
Expertise in der Entwicklung mobiler autonomer Roboter speziell für den
Einsatz in menschenfeindlichen und extremen Umgebungen, wie dem Weltraum
oder der Tiefsee, ein. Hierbei steht die Entwicklung eines
Echtzeit-Steuerungssystems für robotische Manipulatoren im Mittelpunkt. An
unbemannten Satelliten montiert, lassen sich Manipulatoren im Rahmen von
Rendezvous einsetzen, um Satelliten zu reparieren oder Weltraumtrümmer aus
dem Orbit zu entfernen. Dies stellt insofern eine enorme Herausforderung
dar, als solche Manöver ein hohes Maß an Autonomie erfordern und jede
Bewegung des Manipulators wiederum die Position und Orientierung des mit
ihm ausgestatteten Satelliten beeinflusst. Am DFKI sollen hierfür
Echtzeit-Steuerungsalgorithmen für einen freischwebenden Manipulator
entwickelt und mithilfe eines Unterwasserfahrzeugs unter realitätsnahen
Bedingungen getestet werden.


Weitere Informationen:

http://www.stardust-network.eu/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution32

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI, 31.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DAS BLÄTTCHEN/1867: Unendliche Verwandlungen der Form


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 2 | 21. Januar 2019

Unendliche Verwandlungen der Form

von Klaus Hammer



Henri Laurens ist unbestritten der bedeutendste französische
Bildhauer des 20. Jahrhunderts, zudem der nach Picasso größte
kubistische Bildhauer überhaupt, denn er hat den zunächst
ausschließlich in der Malerei entwickelten Kubismus in die Plastik
überführt. Aber in Deutschland ist er viel zu wenig bekannt, obwohl
die großen deutschen Kunstmuseen in Berlin, Bielefeld, Duisburg,
Hannover, Hamburg, Kassel, Mannheim, Stuttgart und Wuppertal
hervorragende Einzelwerke oder auch ganze Werkgruppen beziehungsweise
Sammlungskonvolute des Künstlers besitzen. Aber abgesehen von
Ausstellungen in privaten Galerien hat die letzte große Retrospektive
2001 in der Kunsthalle Bielefeld stattgefunden. Es gab seitdem nur
eine Doppelausstellung im Museum Frieder Burda in Baden-Baden, die
Skulpturen von Laurens zusammen mit Bildern Fernand Légers zeigte
(2012), und eine Kabinettausstellung im Museum Berggruen der
Staatlichen Museen zu Berlin, in der Arbeiten von Laurens und Picasso
gegenübergestellt wurden (2015).

Nunmehr widmen sich das Gerhard Marcks Haus in Bremen und die
Kunsthalle Mannheim vornehmlich dem Spätwerk des französischen
Klassikers der Moderne, das mit dem Thema "Wellentöchter" - Figuren
mit fließenden Linien - Anfang der 1930er Jahre einsetzt. Dennoch
wird auch das Frühwerk gebührend berücksichtigt, so dass an mehr als
100 Werken - Konstruktionen, Steinskulpturen, Terrakotten, Bronzen
und Papiercollagen, Zeichnungen und Gouachen, Druckgrafik und
illustrierten Büchern - ein vier Jahrzehnte währendes Schaffen gültig
dokumentiert werden kann, von den kubistischen Anfängen bis zu den
voluminösen, organischen Formen des Spätwerkes. Man kann sich an
heiteren spielerischen Formen erfreuen, steht dann wieder betroffen
vor verinnerlichten Formzusammenballungen oder vermag die
eigenständige Perfektion und Formenvielfalt der Arbeiten auf Papier
zu prüfen und nachzuvollziehen. Übersichtlich und weiträumig weist
die Ausstellungsdramaturgie jeder Plastik ihren eigenen Raum zu -
entsprechend der Maxime des Künstlers: Plastik bedeutet im
wesentlichen Besitzergreifung des Raumes.

Die kubistische Phase ist mit ebenso körper- wie stilllebenhaften
Konstruktionen aus farbigem Holz und Metall, die sich aber durch ihre
Verhaltenheit, ihre außerordentliche Verfeinerung von den
Konstruktionen Picassos unterscheiden, bemalten Steinreliefs und
einfarbigen Steinskulpturen, Collagen und Zeichnungen, Aquarellen und
Gouachen vertreten. Die kubistischen Sujets wie Gitarre, Absinthglas,
Flasche und Obstschale, Zeitung oder Pfeife entbehren jeder
Erzählfreude. Holz und Blech werden nicht spielerisch und zufällig,
sondern in ein räumliches Spannungsverhältnis gesetzt: geschnitten,
schräg ineinandergefügt, als schiefe Ebenen, auf der Spitze
balancierende Flächen angeordnet, mit anderen frei fallenden
Materialien kontrastiert. Die Vielfalt der Elemente und Materialien
wird einzelnen Raumebenen untergeordnet.

Dagegen sind Laurens' Frauenköpfe in Terrakotta stereometrische
Körper, architektonische Gebilde mit glatten Scheidewänden und harten
Winkeln, durch viele Wechselbeziehungen zwischen Innen und Außen,
Rechts und Links wie Vorne und Hinten geprägt.

Sein kubistisches Credo hat Laurens 1918 so formuliert: "Ich
komponiere und rhythmisiere meine Formen mittels Gleichgewichten und
Gegensätzen in bestimmten Richtungen und Dimensionen, um die
Darstellung zu verdichten im Blick auf das Eigenleben des Werkes. Mit
anderen Worten: erschaffen und nicht die Naturwirklichkeit nachahmen
oder interpretieren".

Niemals hat Laurens die plastische Ordnung brutalisiert, ohne jeden
Missbrauch bediente er sich ihrer in suggestionsreichen Formen. In
faszinierender Weise ist von Werk zu Werk nachzuvollziehen, wie aus
der Geschlossenheit des zunächst fast grafisch geschnittenen
Steinreliefs vollplastische Figuren in den Raum hineintreten.
Anstelle farbiger Kontraste tritt die Beschränkung auf Steine, Erden
und Bronze. Die Reliefs sind zunächst fast grafisch geschnitten,
flach wie die Zeichnung, dann gräbt der Künstler die Figur tiefer ein
("Stehende", 1931, Stein), sie tritt aus dem Relief heraus und dabei
entstehen zunächst noch wandbezogene, einansichtige Skulpturen bis zu
den frei sich entfaltenden Sitzenden und Liegenden ("Schwangere",
"Die Woge", "Zwei Undinen", alle 1932, Bronze), die dann schon
schwellende Formen aufweisen.

Auch in seinen farbig wundervoll abgestimmten Collagen setzt Laurens
die geklebten Papiere wie ein Bildhauer ein, indem er auf der Fläche
Räumlichkeit anstrebt und zugleich behutsame grafische Ergänzungen
mit Kreide vornimmt. Sich überschneidende, scharfkantige Flächen hat
er in mehreren Farben gestaltet. Diese Arbeiten zeigen bereits die
Heiterkeit seines Wesens an. Trotz schwieriger existentieller
Bedingungen - ihm musste schon 1914 ein Bein amputiert werden - ist
Laurens der bescheidene, schweigsame, gütige Mensch "mit den Augen
eines Gelehrten und den Händen eines Schwerarbeiters", so sein
Galerist Kahnweiler, geblieben.

Dann bilden Rundplastiken aus Stein und Terrakotta in schwellender
Körperlichkeit, vertikal wie horizontal gestaffelt, die Dominanten.
Sie gliedern den Raum rhythmisch als Lagernde, Kauernde, Kniende,
Sich-Bewegende, Erhebende, Streckende, Emporschnellende. Schon ab
Mitte der 1920er Jahre hatte sich Laurens vom kubistischen Stil
gelöst und schuf organisch-figürliche Plastiken mit deformierten,
biomorphen Formen. In den 1930er und 1940er Jahren formte er
rhythmisch schwingende Frauenkörper von sprühender Sinnlichkeit zu
dynamischen Raumgebilden. Die Ozeaniden, Sirenen und Nereiden,
Fabelwesen des Meeres und Göttinnen der antiken Mythologie,
umschließen mit ihren Armen wie Schlingpflanzen imaginäre Räume,
Bewegung wird Gegenbewegung entgegengesetzt. Diese Werke sind Symbole
elementaren Lebens, freie Phantasien, unendliche Verwandlungen der
Form. In ihnen fügen sich körperliche Schwere und heitere Gelöstheit
glücklich zusammen. Dagegen ist "Der Abschied" in Bronze und
Terrakotta (1941), aus Anlass der Emigration vieler seiner Freunde
entstanden, ein ganz verinnerlichtes In-Sich-Zurückziehen der Form.
Die Figur verschließt sich in verstummendem Schrei und innerem
Schmerz. Die Bronze-Plastik steht auch auf dem Grabmal des Künstlers
auf dem Pariser Friedhof Montparnasse.

"Der kleine Morgen" in Terrakotta und monumental "Der Morgen" in
Bronze (1944) - ein in raumgreifender Gebärde denaturierter Körper
von schmerzhafter Betroffenheit.

Alle Gegensätze von Statik und Dynamik, Volumen und Raum sollen im
spannungsvollen Gleichgewicht aufgehen. Das Drehen und Schlängelnde
der Bewegung, das Ineinander-Verschlungensein kann mitunter bis zu
gänzlich unnormalen Verrenkungen führen. Das Instabile in extremer
Situation soll sozusagen ein Höchstmaß an Stabilität erzeugen.

Laurens' Figurationen sind keine Passanten auf der Straße. Gegen das
Flüchtige, Temporäre setzen sie etwas Dauerhaftes, Bleibendes, sie
ziehen den Betrachter in nachdenkliche Meditation oder beredte
Zwiesprache - doch ein Rest an Undeutbarem, Unauflösbarem,
Geheimnisvollem bleibt ihnen.

Ein wunderbares Ausstellungserlebnis, das einem Kraft, Zuversicht und
Offenheit für das neue Jahr zu geben vermag.


Henri Laurens - Wellentöchter. Gerhard Marcks Haus Bremen,
bis 13. Januar 2019; Kunsthalle Mannheim, vom 1. März bis 16. Juni
2019. Katalog (Museumsausgabe) 29,00 Euro.
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Flughafen Hamburg: Streik des Bodenpersonals

Von unserem Reporter

5. Februar 2019



Ein Streik des Bodenpersonals hat gestern am Flughafen Hamburg zu massiven
Beeinträchtigungen geführt. Etwa 100 von insgesamt 388 angesetzten Flügen
mussten gestrichen werden. Rund 50.000 Fluggäste waren von dem Streik
betroffen, 12.000 von ihnen konnten ihren Flug gar nicht erst antreten.

Die Gewerkschaft Verdi hatte erst am Sonntag kurzfristig zu dem 24-
stündigen Warnstreik aufgerufen. Als Grund gab sie an, das vom
Arbeitgeberverband Arbeitsrechtliche Vereinigung Hamburg (AVH) gemachte
Angebot in der laufenden Tarifrunde sei zu schlecht gewesen. Verdi fordert
derzeit eine monatliche Tariferhöhung von 275 Euro.

Ab 3 Uhr früh legten dann zahlreiche Mitarbeiter der Bodenverkehrsdienste
die Arbeit nieder. Zu ihnen zählen die Arbeiter in der Gepäck- und
Flugzeugabfertigung sowie das Personal zur Flugzeugreinigung und -enteisung
und zum Passagiertransport. In diesen Bereichen sind am Flughafen Hamburg
knapp 1000 Arbeiter beschäftigt.

Obwohl große Teile des sonstigen Flughafenpersonals nicht zum Streik
aufgerufen worden waren, hatte der Streik massive Auswirkungen. Ab 15:30
Uhr waren keine Landungen mehr möglich. Flugzeuge, die andernorts noch
nicht in Richtung Hamburg gestartet waren, blieben entweder am Boden oder
wurden zu anderen Flughäfen umgeleitet. Die Flughafengesellschaft beklagte
auf ihrer Website, der Warnstreik führe "zu massiven Flugausfällen und
nicht nur zu Verspätungen, wie von Verdi angekündigt." Am Nachmittag
erklärte Verdi dann, es seien 350 Arbeiter in den Streik getreten. Die
Beteiligung sei damit "deutlich höher, als wir erwartet haben", sagte Irene
Hatzidimou von Verdi Hamburg.

Das ist kein Wunder. Denn die Wut über schlechte Bezahlung, Leiharbeit,
Arbeitshetze, Überstunden und Unterbesetzung ist unter
Flughafenbeschäftigten an allen Standorten und in allen Arbeitsbereichen
weit verbreitet. In den vergangenen Wochen hatte bereits das
Sicherheitspersonal an den beiden Berliner Flughäfen sowie in Düsseldorf,
Köln/Bonn und Stuttgart und schließlich auch in Hamburg gestreikt.

Doch überall sind die Beschäftigten nicht nur mit Ausbeutung und
Arbeitsdruck durch Leiharbeitsfirmen und Flughafenmanagement konfrontiert,
sondern auch mit der Komplizenschaft der Gewerkschaften. Das macht schon
ein Blick auf die Forderungen und das Vorgehen von Verdi in Hamburg und
bundesweit deutlich.

Während die Arbeitgeberseite den Streik und die Forderung von Verdi als
"völlig überzogen und maßlos" bezeichnete (Christian Noack, Geschäftsführer
HAM Ground Handling), erklärte die Gewerkschaft, sie erwarte "in der
kommenden Runde ein verhandlungsfähiges Angebot, das dem von der
Hamburgischen Bürgerschaft beschlossenen Mindestlohn in Höhe von 12 Euro
entspricht." Wie man in einer der teuersten Städte Deutschlands von einem
solchen Hungerlohn leben soll, erklärte Verdi nicht. Die nächste
Verhandlungsrunde ist für diesen Freitag angesetzt.

Sowohl an den einzelnen Flughäfen als auch bundesweit tut die Gewerkschaft
alles, um einen gemeinsamen Kampf aller Flughafenbeschäftigten zu
verhindern. Sie achtet peinlich genau darauf, dass nur an einzelnen
Flughäfen und auch dann nur von Beschäftigten einer bestimmten Sparte
gleichzeitig gestreikt wird.

Das bestätigten auch die Schilderungen eines Arbeiters im
Sicherheitsbereich des Hamburger Flughafens, mit dem die WSWS gestern
sprechen konnte.

"Das ist alles Salamitaktik, das erkennt man ja irgendwann", beschrieb der
Arbeiter, der anonym bleiben möchte, das Vorgehen von Verdi. Vor zwei
Wochen hätten die Beschäftigten im Sicherheitsbereich gestreikt, in dem er
selbst tätig sei. Hier sei noch nicht einmal an die Leiharbeiter appelliert
worden. Andere Teile des Personals seien selbstverständlich auch nicht zum
Streik aufgerufen worden.

Vom gestrigen Streik des Bodenpersonals wiederum hätten er und seine
Kollegen auch nicht von der Gewerkschaft erfahren, sondern über
Chatnachrichten durch die Streikenden selbst. "Wenn Du am Flughafen bist,
weißt Du nicht, dass man streikt", beschrieb er die Situation am frühen
Nachmittag. An den Check-In-Schaltern, im Sicherheitsbereich und am Pier
werde regulär gearbeitet, man sehe auch keine Streikposten.

Vom offiziellen Arbeitskampf von Verdi erhofft er sich nichts: "Die
Gewerkschaft zeigt sich ja immer nur wenn wieder Verhandlungen sind. Die
kommen dann wieder mit Keksen und Schokolade und trommeln wieder für
Streik. Und dann werden in den Hinterzimmern wieder Deals gemacht und die
Arbeiter werden ausverkauft - das Übliche halt." Es sei "mehr oder weniger
sinnbefreit, darauf zu hoffen, dass die Gewerkschaft bessere Ergebnisse
reinholt als das, was man sowieso [vorher] bekommen hat." Der Gewerkschaft
gehe es vielmehr darum, "die Leute zum besten Preis zu verkaufen".

Dass ab 15:30 Uhr keine Landungen mehr stattfinden konnten - trotz des
überschaubaren Ausstands - führt er darauf zurück, dass heute jeder
Arbeitsbereich mit den anderen aufs Engste verwoben sei, "wie ein Zahnrad
in einer Maschine". "Es muss ein Bewusstsein herrschen, dass wir uns
vereinigen müssen", erklärte er. "Grundsätzlich würde ich versuchen, dafür
zu sorgen, dass die Bereiche sich austauschen, um gemeinsam eine Strategie
auszuarbeiten."

Über die Frage, wie man einen wirksamen Kampf zur Verteidigung ihrer Rechte
führen könne, werde unter den Kollegen diskutiert. "Wir müssen's machen wie
die Gelbwesten", hätten Kollegen mit Verweis auf die Bewegung gegen soziale
Ungleichheit in Frankreich schon in ihren Chatgruppen geschrieben. "Ich
verweise dann immer darauf, dass die Gelbwesten unabhängig sind von den
Gewerkschaften. Das gibt natürlich auch Mut, das zeigt ja, dass Widerstand
auch irgendwo hinführt und sich nicht nur in belanglosen Protesten
verläuft. Ich würde sagen, da herrscht hier große Solidarität, große
Streikbereitschaft."

 * 
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IMI/926: "Eine wachsende Bundeswehr braucht Platz"


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2019/005 vom 1. Februar 2019

"Eine wachsende Bundeswehr braucht Platz"

Stationierungskonzept und Trendwende Liegenschaft

von Jürgen Wagner



Mit der "Neuausrichtung der Bundeswehr" ab 2010 sollte das Budget der
Truppe - eigentlich - massiv gesenkt werden, u.a. indem ihr Umfang auf
real ca. 180.000 Soldaten (plus zivile Angestellte) verringert wurde.
Dementsprechend wurde im Oktober 2011 auch ein neues
Stationierungskonzept veröffentlicht, mit dem die Zahl der
Bundeswehrstandorte von 394 auf 263 reduziert werden sollte.
Bekanntlich wurden die anvisierten Haushaltskürzungen dann aber
umgehend wieder einkassiert und inzwischen komplett in ihr Gegenteil
verkehrt - und auch personell soll es mit der Truppe wieder aufwärts
gehen: Nach gegenwärtigen Planungen soll ihr Umfang bis 2025 auf
203.000 Soldaten anwachsen. Da aber mehr Soldaten scheinbar auch mehr
Platz benötigen, hat die Bundeswehr mit einer umfassenden
Re-Militarisierung der Fläche begonnen.

Wie an anderer Stelle ausführlich geschildert wurde, kann diese
"Gegenkonversion" aktuell drei Formen annehmen: Erstens die
Inbesitznahme ziviler Flächen durch das Militär; zweitens die
Reaktivierung aufgegebener Flächen, Liegenschaften und Ressourcen; und
drittens den Abbruch oder die Verzögerung eines Konversionsprozesses
(siehe IMI-Studie 2018/03)[1]. Besonders die Reaktivierung bereits
aufgegebener Flächen scheint dabei aktuell im Trend zu sein, wie sich
anhand der Mitte Januar 2019 angekündigten Wiederinbetriebnahme acht
zusätzlicher Munitions- und Materiallager sowie den darüber
hinausgehenden Planungen zeigt.


Die Re-Militarisierung der Fläche

Schon im Koalitionsvertrag von SPD und Union vom Februar 2018 war
angekündigt worden, dass die Zeit der Liegenschaftsschließungen nun
ihr Ende haben soll: "Vor einer endgültigen Abgabe von
Liegenschaften der Bundeswehr werden wir vor dem Hintergrund
der Trendwenden [Personal, Material, Finanzen] jeweils noch einmal
den zukünftigen Bedarf prüfen. Unseren Bedarf werden wir auch in
Hinblick auf Liegenschaften prüfen, deren Abgabe bereits vollzogen
ist."

Im Mai 2018 präsentierte die Bundeswehr daraufhin das Dokument
"Schließungszeitpunkte von Liegenschaften der Bundeswehr"[2], mit dem
für knapp 50 Liegenschaften die Schließung ausgesetzt oder nach hinten
verschoben wurde. In einem nächsten Schritt kündigte die Bundeswehr am
15. Januar 2019 durch eine Pressemitteilung[3] mit dem sinnigen Titel
"Eine wachsende Bundeswehr braucht Platz" an, insgesamt "acht
zusätzliche Munitions- und Materiallager" wieder in Dienst stellen zu
wollen. Konkret ist die Rede von Altheim, Hardheim, Huchenfeld
(Baden-Württemberg), Lorup (Niedersachsen), Königswinter
(Nordrhein-Westfalen), Kriegsfeld (Rheinland-Pfalz), Bargum und
Ladelund (Schleswig-Holstein): "Nach fast zweieinhalb Jahrzehnten
des Schrumpfens wächst die Bundeswehr wieder. [...] Bereits im
Koalitionsvertrag ist verankert, dass die bisherigen Planungen zur
Abgabe von Liegenschaften umfassend zu überprüfen sind. Deswegen hat
Verteidigungsministerin von der Leyen jetzt entschieden, acht
Lagereinrichtungen schrittweise wieder in Betrieb zu nehmen. Die
Umsetzung erfolgt sukzessive im Zeitraum 2020 bis 2031. [...] Die
jetzigen Planungen sehen einen Aufwuchs von insgesamt rund 600
Dienstposten und Investitionen von rund 200 Millionen Euro vor."

Doch dabei handelt es sich augenscheinlich lediglich um die Spitze des
Eisbergs, wie aus einem Bericht in der Zeitung "Die Rheinpfalz"[4] vom
24. Januar 2019 hervorgeht, der sich anlässlich der bevorstehenden
Reaktivierung der ehemaligen Kuseler Kaserne mit dem Thema näher
beschäftigte. Das Blatt sprach mit dem im Bundesamt für Infrastruktur,
Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr zuständigen
Oberstleutnant, Steffen Rahn, der einen Einblick darüber gab, in
welchen Dimensionen über die Neu- oder Wiedernutzung von
Liegenschaften aktuell nachgedacht wird: "Wie Rahn im Gespräch mit der
RHEINPFALZ mitteilte, lässt das Verteidigungsministerium derzeit
zwischen 50 und 70 ehemals militärische Liegenschaften überprüfen.
Zwischen 15 und 25 sollen wieder in Dienst gestellt werden, damit die
Bundeswehr, wie vorgesehen, um 15.000 Soldaten wachsen soll. Bis
Jahresende soll diese Prüfung abgeschlossen sein."


Neues Stationierungskonzept?

Wie eingangs erwähnt, wird der aktuelle Flächenbedarf mit dem Plan
begründet, die Truppe bis 2023 auf 203.000 Soldaten zu erhöhen, um ab
da eine schwere Brigade (5.000 Soldaten) in die NATO einspeisen zu
können. Folgt die Bundeswehr den Vorgaben aus ihrem Fähigkeitsprofil,
sollen 2027 bereits eine Division (bis zu 20.000 Soldaten) und 2032
dann drei Divisionen folgen - wird dies umgesetzt, werden auch diese
Soldaten "Platz brauchen".

Insofern stellt sich die berechtigte Frage, ob nicht überlegt wird,
das Stationierungskonzept von 2011 grundlegend zu überarbeiten bzw. zu
verwerfen. Das wollte auch der FDP-Abgeordnete Christian Sauter in
einer Anfrage an die Bundesregierung wissen, die vorab in Auszügen auf
dem Blog Augengeradeaus (28.1.19)[5] veröffentlicht wurde.
Vordergründig erteilte die Bundesregierung darin allen Überlegungen in
diese Richtung eine Absage: "Eine Überarbeitung des
Stationierungskonzepts ist nicht geplant."

Auf der anderen Seite wird aber betont, das Stationierungskonzept
werde "grundsätzlich einer ständigen Überprüfung" unterzogen, weitere
Flächen(wieder)aneignungnen können sich also bei - schon jetzt
abzusehendem - Bedarf jederzeit in die Wege geleitet werden: "Sich aus
dem Fähigkeitsprofil der Bundeswehr sowie den eingeleiteten
Trendwenden Personal, Material und Finanzen ergebende Veränderungen
werden hinsichtlich eines ggf. geänderten Bedarfs an Infrastruktur
untersucht. Dies schließt die Ermittlungen eines möglichen Mehrbedarfs
der Bundeswehr an logistisch genutzten Liegenschaften und die Analyse
der diesbezüglichen Bedarfsdeckung ein."


Anmerkungen:

[1] http://www.imi-online.de/2018/03/19/konversion-rueckwaerts/

[2] https://augengeradeaus.net/wp-content/uploads/2018/05/20180530_schliessung_liegenschaften.pdf

[3] https://www.bmvg.de/resource/blob/30196/7564073cfcd5fd411b4950230e86c8cf/20190115-reaktivierung-von-munitions-und-materiallagern-data.pdf

[4] https://www.rheinpfalz.de/lokal/kusel/artikel/kusel-ist-die-kaserne-bald-wieder-kaserne/

[5] https://augengeradeaus.net/2019/01/bleibts-beim-stationierungskonzept-von-2011-im-prinzip-ja/
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FESTIVAL/398: 69. Berlinale - Studierende der Hochschule Darmstadt zeigen ihre Filme (idw)


Hochschule Darmstadt - 04.02.2019

69. Berlinale: Studierende der Hochschule Darmstadt zeigen ihre Filme im
Rahmen von "Hessen Talents"



Darmstadt/Dieburg - Studierende vom Mediencampus der Hochschule Darmstadt
(h_da) in Dieburg präsentieren ihre Filme auf der 69. Berlinale im Rahmen
von "Hessen Talents". Bereits zum elften Mal zeigt die hessische Film- und
Medienakademie (hFMA) unter diesem Motto Abschlussfilme und
Semesterproduktionen hessischer Filmhochschulen. Vorgeführt werden sie vor
einem internationalen Fachpublikum im Rahmen des "Europäischen Filmmarkts"
der Berlinale am Mittwoch, 13. Februar, von 11 Uhr bis 13 Uhr im Kino
"Cinemaxx 11" (Voxstraße 2, 10785 Berlin).


In ihrem auch via Crowdfunding finanzierten Kurzfilm "8:27" beschäftigen
sich die Motion Pictures-Absolventen Matthias Kreter und Nicolas Kronauer
mit der Annahme, die Sonne wäre erloschen. 8 Minuten und 27 Sekunden würde
es dauern, bis die letzten Lichtstrahlen die Erde erreichen. Was würden
die Menschen mit dieser Zeit anfangen? Zwölfeinhalb Minuten nehmen sich
Kreter und Kronauer in ihrem Abschlussfilm Zeit, um von den letzten
Lichtblicken der Menschen zu erzählen.

Ein Teaser sowie umfassendes Behind the Scenes-Material zum Film findet
sich hier:

https://mp.mediencampus.h-da.de/projekt/827/


"Lost Opinions" (Laufzeit 2:32 Minuten) nennen Alissa Kallaß, Lea
Schliebusch, Justus Schmidt und Cynthia Tepass ihren Kurzfilm, der im
Studiengang Animation & Game entstanden ist. Er ist angesiedelt in einer
grauen und trostlosen Welt, in der man seine Meinung nicht frei äußern
kann. Aus Groll wäschst im Untergrund der Stadt eine Kreatur heran, die
durchbricht, um sich Gehör zu verschaffen.

Ein Trailer zum Film findet sich hier:

https://www.youtube.com/watch?v =LNg2Jqzj-yE



Ebenfalls im Studiengang Animation & Game ist der Animationsfilm "Inhuman"
(Lauf-zeit: 2:57 Minuten) entstanden. Lena Dunsing, Niklas Schmidt,
Konstantin Schorer und Isabelle Strobel zeigen einen Soldaten, der von
einer unheimlichen Kreatur angegriffen wird. Während des Kampfes mit dem
Feind verändert sich auch der Soldat.

Der vollständige Kurzfilm ist abrufbar unter:

https://www.youtube.com/watch?v=mYJF0rFZ6hk



Die Macherinnen und Macher der Filme "Lost Opinions" und "8:27" zeigen
weitere ihrer Arbeiten beim Empfang der Filmhochschulen, der am Dienstag,
12. Februar, von 10-17 Uhr in der Landesvertretung Nordrhein-Westfalen
(Hiroshimastraße 12-16, 10785 Berlin) veranstaltet wird. Im Rahmen eines
Pitchings präsentieren hier Lea Schliebusch und Cynthia Tepass ihren
Animationsfilm "Cupid Inc." sowie Matthias Kreter und Nicolas Kronauer ihr
Drama "Ein Abend im Dezember."

Ebenfalls am 12. Februar nehmen die h_da-Absolventen Enkelejd Lluca und
Sebastian Sgodzai am Junior Entertainment Talent Slate (JETS) mit ihrem
Projekt "My Grandfather's Ashes" teil. Als eines von 22 internationalen
Teams präsentieren sie dort im Rahmen einer Pitching-Session ihr
Erstlingswerk vor internationalen Produzentinnen, Produzenten sowie
Finanzierungs- und Verleihfirmen. Ziel ist die Anbahnung von
internationalen Koproduktionen unter den jungen Filmemachern.

Weitere Informationen finden sich hier:

http://www.wepfilms.com/




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution886

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Darmstadt, 04.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/420: BR - Neue Literatursendung "Gottschalk liest?", 19.3.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Neue Literatursendung

BR stellt Details zu "Gottschalk liest?" vor

ab Dienstag, 19. März 2019, vier Mal im Jahr um 22.00 Uhr im BR
Fernsehen



Bei einem Pressegespräch im Münchner Literaturhaus hat der Bayerische
Rundfunk am Montag, 4. Februar 2019, seine neue Literatursendung
"Gottschalk liest?" vorgestellt. Neben Moderator Thomas Gottschalk
präsentierten Fernsehdirektor Dr. Reinhard Scolik und Anke Mai,
Leiterin des BR-Programmbereichs Kultur, Details des Formats, das am
Dienstag, 19. März 2019, 22.00 Uhr im BR Fernsehen Premiere feiert.

"Der Anspruch ist Proust statt Posts."

 Thomas Gottschalk



"Es ist endlich der Versuch, Bretter zu bohren, wenn auch keine
 dicken. Literatur ist Unterhaltung und Unterhaltung ist Literatur.
 Ich habe Spaß am Lesen. Ich habe mein Leben lang vermieden, meine
 Zuschauer und Zuhörer zu langweilen sondern versucht, alles mit
 Lust zu machen. Das ist auch mein Anspruch an diese Sendung. Und
 wenn ich damit jemanden zum Lesen gebracht habe, hat sich's schon
 gelohnt."

 Thomas Gottschalk



"Der Bayerische Rundfunk ist auf vielfältige Weise Produzent von
 Kultur, er ist mit zahlreichen Partnerschaften ihr Förderer und er
 ist vor allem Vermittler. Mit Thomas Gottschalk, dem
 'Literaturneugierigen', wie er sich nennt, wollen wir diese
 Vermittlungsaufgabe noch verstärken und eine breite Bevölkerung für
 die Freude am Lesen gewinnen - vor Ort, in den bayerischen
 Regionen. Wir wollen, dass aus 'Gottschalk liest?' ein 'Bayern
 liest!' wird!"

 BR-Fernsehdirektor Dr. Reinhard Scolik



"Ich freue mich sehr, dass wir mit dieser Büchersendung das Kultur-
 Angebot im BR Fernsehen ausweiten können. Thomas Gottschalk spricht
 mit interessanten Autorinnen und Autoren über Bücher und die Welt.
 Das soll Spaß machen, Lust am Lesen, und gleichzeitig eine
 Einladung zum Nachdenken über die Themen der Zeit sein, klug und
 unterhaltsam."

 Anke Mai, Leiterin des BR-Programmbereichs Kultur




Premierengäste Sarah Kuttner, Martin Mosebach, Ferdinand von
 Schirach 

Insgesamt vier Mal im Jahr wird Thomas Gottschalk mit seiner neuen
Sendung unterschiedliche Regionen Bayerns besuchen und vor Publikum
mit seinen Gästen über deren Neuerscheinungen und andere Kulturthemen
sprechen. In der ersten Ausgabe am 19. März 2019, die aus Augsburg
kommt, werden Sarah Kuttner, Martin Mosebach und Ferdinand von
Schirach dabei sein. Die weiteren drei Sendungen in diesem Jahr werden
in Franken, der Oberpfalz und in Oberbayern aufgezeichnet.

Sendeplatz im BR Fernsehen ist jeweils dienstags, 22.00 Uhr. In der BR
Mediathek ist jede Sendung vorab zu sehen: ab Samstag vor der
jeweiligen TV-Ausstrahlung um 20.15 Uhr.

"Gottschalk liest?" ist eine Produktion der Superfilm Filmproduktions
GmbH im Auftrag des Bayerischen Rundfunks (Leitung Anke Mai, Redaktion
Armin Kratzert, beide Programmbereich BR Kultur).

Lesen und Bücher haben in Thomas Gottschalks Leben immer eine große
Rolle gespielt. Unvergessen ist seine Gesprächssendung "Aus gegebenem
Anlass" mit Literaturpapst Marcel Reich-Ranicki 2008. Dieser ermutigte
Gottschalk schon damals, es einmal mit dem ernsteren Fach zu
versuchen. Ebenfalls in Erinnerung geblieben ist Gottschalks Auftritt
2017 im "Literarischen Quartett", als er beeindruckend fachkundig
Peter Handke besprach.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Februar 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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REPORTAGE/560: WDR - Komm zur Welt, auch wenn Du stirbst, 7.2.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 10. Januar
2019

Komm zur Welt, auch wenn Du stirbst

Schwanger mit todkrankem Kind

Ein Film von Christian Pietscher

Menschen hautnah

07.02.2019, 22.40 - 23.25 Uhr | WDR Fernsehen



Alles läuft zunächst so, wie es Leslie und Tobias sich vorgestellt
haben: Nach der Hochzeit wird Leslie schwanger. Sechs Monate lang sind
sie überglücklich. Doch dann erfahren die Eltern bei einer
Ultraschalluntersuchung, dass mit ihrer Tochter etwas nicht stimmt.
Zunächst ist nur von "Auffälligkeiten" die Rede. Nach der
Fruchtwasseruntersuchung steht fest: Ihr Kind, das sie Lou nennen, hat
Trisomie 13, eine schwere Chromosomenstörung, die unheilbar ist. Ihre
Lebenserwartung ist gering, vielleicht wird sie sogar schon im
Mutterleib sterben. Die Ärzte raten zu einer Abtreibung.

Bei einer solchen Diagnose entscheiden sich die meisten Eltern für
einen Schwangerschaftsabbruch. Leslie und Tobias machen es anders. Sie
wollen Lou kennen lernen. Lou soll geboren werden, aber keine
lebensverlängernden Maßnahmen erhalten, nur Medikamente gegen die
Schmerzen. Eine sogenannte palliative Geburt. Wie lange Lou leben
wird, ist ungewiss. Ein paar Stunden oder vielleicht auch ein paar
Wochen nach der Geburt, sagen die Ärzte. Wie halten Leslie und Tobias
diese extreme Ungewissheit aus? Werden ihre Kräfte reichen, um diesen
Weg bis zum Ende zu gehen?

Julia und Mario sind den palliativen Weg bereits gegangen. Ihre
Tochter Lilli hatte ebenfalls eine tödliche Chromosomenstörung. Nach
der Geburt durften Julia und Mario sie noch 30 Minuten lebend in den
Armen halten. Dann ist sie gestorben. Im Kinderhospiz konnte sich das
Paar von ihrer Tochter verabschieden - eine Zeit, für die sie heute
unendlich dankbar sind. Julia wird danach schnell wieder schwanger.
Ihr kleiner Merlin ist gesund und entwickelt sich gut. Doch bei aller
Freude darüber wollen Julia und Mario ihr erstes Kind nicht vergessen.
Durch die kostbaren Momente, die sie mit Lilli erleben durften,
bleiben sie mit ihr verbunden.

Für Menschen hautnah hat Christian Pietscher die beiden Paare in
diesen sehr intimen Lebensphasen ein halbes Jahr lang begleitet.

Redaktion: Martin Suckow

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10. Januar 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2825: Deutschlandfunk - Werke von Charles-Marie Widor, 7.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sternstunden

Werke von Charles-Marie Widor

Aufnahmen aus den Jahren 1958 bis 1969

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 7. Februar 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Charles-Marie Widor gilt als Großmeister der französischen
Orgelromantik. Er studierte unter anderem in Brüssel und erhielt im
Alter von 26 Jahren die prestigeträchtige Organistenstelle in der
Pariser Kirch St. Sulpice, die er bis 1934 innehaben sollte. In dieser
Funktion machte Widor das Pariser Publikum vor allem mit dem Werk von
Johann Sebastian Bach bekannt und glänzte als genialer Improvisator.
Als Komponist versuchte er, die Prinzipien der Orchestermusik auf die
Orgel zu übertragen und schrieb dementsprechend zehn Orgelsymphonien.
Zu seinem 175. Geburtstag gibt es in den "Sternstunden" eher
unbekannte Kammermusik zu hören, sowie Auszüge aus Widors wohl
berühmtester "Orgelsymphonie Nr. 5".

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 29. Januar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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PREIS/326: Hörspiel des Monats - Audio.Space.Machine. (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 05.02.2019

Hörspiel des Monats:

AUDIO.SPACE.MACHINE.

Konzeptalbum zum Bauhausjubiläum von Akademie der Darstellenden Künste
ausgezeichnet



Die Jury der Deutschen Akademie der Darstellenden Künste hat
"Audio.Space.Machine" von wittmann/zeitblom als Hörspiel des Monats
Januar ausgezeichnet.

Das Hörspiel:

100 Jahre Bauhaus. Der ehemaliger Direktor Walter Gropius braucht eine
Festrede. Er trifft Moholy-Nagy, Mies van der Rohe und andere Weimarer
Kollegen auf der Suche nach Inspiration. Doch die Realisierung der
Moderne hat nicht nur die Bauhaus-Ideen verändert.

In AUDIO. SPACE. MACHINE beleuchten die Autoren 100 Jahre
Maschine-Mensch-Beziehung, das idealistisch-utopische Denken der
Bewegung, ihre Mythen und Manien. Dafür schaffen sie ein
mechanistisch-digitales Klanguniversum, assoziative Sound-Labore und
kombinieren Texte von Oskar Schlemmer, Wassily Kandinsky und weiteren
Bauhaus-Künstlern der 20er Jahren mit Zitaten u.a. von John Cage,
Bazon Brock und dem KI-Experten Martin Rees.

Aus der Jurybegründung:

"In ihrem Hörspiel Audio.Space.Machine mit dem Untertitel
"Bauhaus-Konzeptalbum" unterziehen die Autoren die Idee des Konzepts
"Bauhaus" einer radikalen Reflexion: In achtzehn Modulen und
Fragestellungen entfalten wittmann/zeitblom die Vielschichtigkeit des
"Bauhaus"-Stils und derjenigen Gegensatzpaare, für die er scheinbar
bis heute steht: "Simplicity versus Complexity", "Reduktion versus
Abstraktion", "Luxusbedarf versus Volksbedarf", "Hat Kunst eine
politische Dimension?". Die Autoren stellen dabei die Frage: Was
bedeutet "Bauhaus" gerade in unserer heutigen digitalen Welt für die
Individualität des Menschen? Über eine anregende Balance zwischen
O-Tönen, rhythmisierten, grooveanimierten Textstrecken, Soundscapes,
und erstaunlich experimentellen Spielelementen reflektieren
wittmann/zeitblom die Ideologie des "Bauhaus" in einer beeindruckend
variablen Fülle der eingesetzten akustischen Mittel. In
genussvoll-kulinarischen Sequenzen werden die ZuhörerInnen in das
widersprüchliche Verhältnis zwischen Funktionalität und Individualität
hineingezogen - durchaus auch mit dem wirksamen Mittel der Ironie.
Über die Methode einer künstlerischen Dialektik erreicht das Hörspiel
auf diese Weise bei seinem Publikum eine neue, sich immer wieder
selbst erneuernde Betrachtungsweise des Phänomens "Bauhaus".
"Audio.Space.Machine" würdigt das Projekt

"Bauhaus" in dessen Jubiläumsjahr als Hörspiel in Form einer überaus
lebendigen Klangarchitektur und bereitet damit große Lust, sich in
dessen Komplexität zu vertiefen."

Produktion:

AUDIO.SPACE.MACHINE

Ein Bauhaus-Konzeptalbum

Von wittmann/zeitblom

Komposition und Regie: die Autoren

Mit Albrecht Schuch, Alice Dwyer, Bernhard Schütz, Elias Falk,
Jacqueline Macaulay, Lars Rudolph, Leslie Malton, Paul Herwig, Sabin
Tambrea, Christian Wittmann

Gesang: Maria Goja, Gemma Ray und Christian Wittmann

Schlagzeug: Achim Färber

Bassklarinette: Falk Breitkreuz

Keybord: zeitblom

Dramaturgie: Sabine Küchler

Produktion: Dlf/NDR/SWR 2019 In Zusammenarbeit mit der Interactive
Media Foundation

Länge: 60'10


Hörspiel des Monats

Die Deutsche Akademie der Darstellenden Künste in Frankfurt am Main
zeichnet jeden Monat ein Hörspiel aus den Produktionen der
ARD-Anstalten aus. Die Entscheidung über das HÖRSPIEL DES MONATS
trifft eine Jury, die jeweils für ein Jahr unter der Schirmherrschaft
einer ARD-Anstalt arbeitet. Am Ende des Jahres wählt die Jury aus den
12 Hörspielen des Monats das HÖRSPIEL DES JAHRES.

Sendehinweis:

Sa, 6. April 2019 um 20.05 Uhr im Deutschlandfunk (Wdh. vom 12. Januar
2019)

Weitere Infos:

www.hoerspielundfeature.de

www.darstellendekuenste.de

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DERMATOLOGIE/739: Forschung - Zellmetabolismus als Schlüssel gegen allergische Hautkrankheiten? (idw)


Universitätsspital Bern - 29.01.2019

Zellmetabolismus als Schlüssel gegen allergische Hautkrankheiten?



Forschende der Universitätsklinik für Dermatologie am Inselspital haben
eine Zellverwandschaft entdeckt, welche die Behandlung allergischer
Hauterkrankungen wie Neurodermitis verbessern könnte. Ihre Entdeckung
veröffentlichten sie in «Science Immunology».

Die Funktion von sogenannten «Th9-Zellen» beim Menschen ist bislang
weitgehend ungeklärt. Bei Tieren spielen diese T-Helfer-Zellen, die den
Botenstoff Interleukin 9 (IL-9) des Immunsystems ausschütten, eine
wichtige Rolle in entzündlichen Reaktionen und der Tumorimmunität. Um die
Rolle der Th9-Zellen im Menschen besser zu verstehen, hat ein
Forschungsteam der Dermatologie des Inselspitals und des Department for
Biomedical Research der Universität Bern um Prof. Dr. Christoph Schlapbach
diese Zellen genauer untersucht.

Enger Verwandter allergieauslösender T-Zellen

Dabei entdeckte das Team überraschenderweise, dass Th9-Zellen keine
eigenständige Population, sondern eine Sonderform der bereits bekannten
Th2-Zellen sind, die entscheidend zur Entstehung von Allergien beitragen.
Sie wurden daher als «IL-9+ Th2-Zellen» charakterisiert. Passend zu dieser
Verwandschaft fanden die Forscherinnen und Forscher, dass die nun erstmals
charakterisierte Zellart an allergischen Hautkrankheiten wie der
atopischen Dermatitis (atopisches Ekzem, Neurodermitis) oder dem
allergischen Kontaktekzem beteiligt ist.

Um zu verstehen, wie sich die neuen Zellen von konventionellen Th2-Zellen
unterscheiden, führte das Team moderne transkriptomische Analysen durch.
Dabei wurde der Transkriptionsfaktor PPAR-γ als wichtiger Regulator von
IL-9+ Th2-Zellen identifiziert. PPAR-γ ist ein bekannter Regulator des
zellulären Metabolismus, also des Prozesses der Energie- und
Baustoffgewinnung der Zelle. Bisher kannte man die Funktion von PPAR-γ in
Fett- und Muskelzellen; seine Funktion in T-Helfer-Zellen wird jedoch erst
seit Kurzem untersucht.

Ein alter Bekannter und neue Therapieansätze

Der Regulator PPAR-y wurde bereits in einigen Medikamenten gegen
Typ2-Diabetes als Ansatzpunkt der Therapie verwendet. Dass er auch in
IL-9+ Th2-Zellen eine zentrale Rolle spielt, eröffnet daher neue Weg für
die Behandlung von allergischen Hauterkrankungen wie Neurodermitis. «Weil
PPAR-y die nun charakterisierten Zellen reguliert, könnten wir diese
Zellpopulation durch diesen Regulator manipulieren», erklärt Christoph
Schlapbach. «Es ist also denkbar, dass bereits existierende Medikamente
neu bei Krankheiten, bei denen IL-9+ Th-Zellen beteiligt sind, im Sinne
eines 'drug repositioning' eingesetzt werden können.»

Bevor diese Hypothese in ersten klinische Studien gestetet werden kann,
wollen die Forscher nun genauer untersuchen, wie IL-9 und PPAR-y in der
allergisch entzündeten Haut zusammenspielen. Dazu laufen aktuell
translationale Fortsetzungsstudien an der Dermatologie des Inselspitals.


Originalpublikation:

DOI: 10.1126/sciimmunol.aat5943

Weitere Informationen finden Sie unter

http://immunology.sciencemag.org/content/4/31/eaat5943

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment70830

Zellmetabolismus als Schlüssel gegen allergische Hautkrankheiten?

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1809

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsspital Bern - 29.01.2019
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RADIOLOGIE/320: Mit Tattoos in den MRT-Scanner? Erste prospektive Studie zur Risikobewertung (idw)


Max-Planck-Institut für Kognitions- und Neurowissenschaften - 30.01.2019

Mit Tattoos in den Scanner? Erste prospektive Studie zur Risikobewertung



Tätowierungen liegen im Trend, etwa jeder Achte in Deutschland hat sich
bereits ein Tattoo stechen lassen. Eine aktuelle repräsentative Befragung
des Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR) zeigt: Für viele Menschen
gelten Tätowierungen als gesundheitlich unbedenklich, von den bereits
tätowierten Personen denken das fast 90 Prozent. Wenn Menschen mit Tattoos
im Magnetresonanztomographen (MRT) untersucht werden sollen, tritt häufig
die Frage auf, wie riskant das für sie wirklich ist. Die erste prospektive
Studie mit statistisch belegbaren Zahlen dazu hat nun eine Forscherteam um
Nikolaus Weiskopf im renommierten New England Journal of Medicine
vorgelegt.

Ausgangspunkt für die Studie war eine Beobachtung von Nikolaus Weiskopf,
heute Direktor am Max-Planck-Institut für Kognitions- und
Neurowissenschaften in Leipzig: "Für uns ging es in erster Linie um die
ganz praktische Frage: Können wir unsere Studien mit tätowierten Probanden
bedenkenlos durchführen? Welche Einschränkungen gibt es möglicherweise? Am
UCL Wellcome Centre for Human Neuroimaging des University College in
London, wo ich die Studie 2011 gestartet habe, kamen zunehmend Probanden
zu uns, die tätowiert waren. Zum damaligen Zeitpunkt gab es einfach nicht
genügend Daten, um die Wahrscheinlichkeit von Tattoo-Nebenwirkungen bei
Untersuchungen im MRT zu bestimmen." 2016 wechselte Nikolaus Weiskopf ans
Max-Planck-Institut nach Leipzig; seine ehemalige Kollegin in London,
Martina Callaghan, führte die Studie zum Abschluss. "Anhand unserer
Untersuchungen können wir den Probanden an Forschungseinrichtungen nun
aufgrund aussagekräftiger Zahlen sagen: Wenn man unter diesen in der
Studie festgestellten Bedingungen scannt, ist das Risiko sehr gering, dass
es zu Nebenwirkungen kommt.", wie die Physikerin erklärt.

Viele Millionen Menschen mit Tattoos werden jedes Jahr in Krankenhäusern
und Forschungseinrichtungen gescannt, ohne dass Nebenwirkungen auftreten.
Bisher gab es noch keine systematische prospektive und damit
vorausschauende Studie dazu, wie sicher es ist, sich mit Tattoos im
MRT-Scanner durchleuchten zu lassen. Berichte über Komplikationen stützen sich
zumeist auf Einzelfälle - darin werden häufig zwei verschiedene Reaktionen
beschrieben: Es kann zum Beispiel vorkommen, dass die Farbe in den Tattoos
mit dem statischen Magnetfeld im Tomographen interagiert. Denn Farben in
Tattoos können Pigmente enthalten, die eisenhaltig sind und somit
magnetisch - durch die starken Magnetfelder im MRT können diese kleinen
Teilchen angezogen werden, was wiederum dazu führen kann, dass Probanden
einen Zug an der tätowierten Haut spüren. Eine andere Interaktion, die von
einzelnen Betroffenen beschrieben worden ist, stellt aber aus Sicht der
Experten ein größeres Gefahrenpotenzial dar: Viele der Farbpigmente sind
leitfähig. Bei der MR-Tomographie werden sogenannte Hochfrequenzfelder
verwendet, um Bilder zu erzeugen. Protonen-Spins werden angeregt, um ihre
Signale aufzeichnen zu können. "Das Hochfrequenzfeld hat üblicherweise
eine Frequenz von ein paar hundert Megahertz - damit kommt man in die
Resonanzlängen von leitenden Strukturen, die ungefähr auch der Länge eines
Tattoos entsprechen. In diesem Fall nimmt das Tattoo viel von der Energie
des Hochfrequenzfeldes auf, die sich normalerweise weiträumiger verteilen
würde. Dann kann es passieren, dass sich das Tattoo erwärmt. Im
schlimmsten Fall kann das zu Verbrennungen führen.", sagt Nikolaus
Weiskopf.

Er hat mit seinen Kooperationspartnern 330 Probanden vor und nach dem
MRT-Scan untersucht und insgesamt 932 Tätowierungen getestet. Systematisch
sammelten die Wissenschaftler Informationen über die Tätowierungen ihrer
Probanden - wie groß sie sind, wo sie liegen, welche Farben verwendet
wurden. Auch in welchen Ländern die untersuchte Tattoovielfalt gestochen
wurde, ist erfasst: die meisten in Europa, aber auch in Amerika, Asien,
Afrika und Australien. Ein Großteil der Bilder auf der Haut bestand aus
schwarzer Farbe, es wurden jedoch auch andere farbige Varianten
registriert.

"Unsere Studie untermauert, dass die Mehrzahl der Probanden mit Tattoos
keinerlei Nebenwirkungen bemerkt haben.", sagt Nikolaus Weiskopf. "Es gab
einen einzigen Fall, bei dem der Studienarzt festgestellt hat, dass die
Nebenwirkungen - nämlich ein Prickeln auf der Haut - mit dem Scannen
zusammenhingen. Dieses unangenehme Gefühl war aber innerhalb von 24
Stunden verschwunden, ohne dass der Betroffene ärztliche Behandlung in
Anspruch genommen hat."

Nicht alle Probanden mit Tattoos konnten am Londoner University College in
die Studie einbezogen werden - Ausschlusskriterien waren unter anderem
Größe und Anzahl der Tätowierungen. Ein einzelnes Tattoo durfte sich
beispielsweise maximal über zwanzig Zentimeter auf der Haut ausdehnen und
mehrere Tätowierungen nicht mehr als fünf Prozent des Körpers bedecken -
so wollten die Wissenschaftler die stärksten Resonanzeffekte und
potentielle Effekte wie Verbrennungen vermeiden.

Die in der Studie eingesetzten MRT-Scanner hatten eine statische
Magnetfeldstärke von drei Tesla, so wie sie heutzutage auch in vielen
Kliniken zum Einsatz kommen. Zum Vergleich: Das Magnetfeld eines eher
schwachen MRT-Modells mit 0,5 Tesla ist immerhin zehntausendmal stärker
als das Magnetfeld der Erde. Diese MRT-Scanner besitzen zumeist eine
Hochfrequenz-Ganzkörperspule, mit deren Hilfe die Protonen-Spins für die
Bildgebung angeregt werden. Das Hochfrequenzfeld erstreckt sich hierbei
nicht nur über den Kopf sondern auch den Oberkörperbereich der Probanden
und somit über häufig tätowierte Stellen. Die Resultate der Studie können
laut Nikolaus Weiskopf daher nicht nur Informationen zu
Sicherheitsrichtlinien für die Forschung liefern, sondern auch für die
klinische Diagnostik hilfreich sein. Dabei ist zu beachten, dass die
Ergebnisse nur begrenzt auf andere Konfigurationen und Scanner-Typen
übertragbar sind. Die schon bestehenden Empfehlungen, wie man Menschen mit
Tattoos in Kliniken scannen soll, beruhen außerdem immer auf einer
Abwägung des Risikos gegenüber dem tatsächlichen Nutzen für die Diagnose
einer Krankheit. Die Studie trägt jedoch entscheidend zur Sicherheit von
MRT-Scans bei.
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Molekularer Gefäßschutz



Das Molekül MALAT1 schützt vor Gefäßverkalkungen. Es dämmt entzündliche
Vorgänge ein, die an der Bildung der riskanten Ablagerungen beteiligt
sind. Zu diesem Ergebnis kommt eine Arbeit von Wissenschaftlern des
Deutschen Zentrums für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK) an der Goethe
Universität Frankfurt am Main.

Dr. Sebastian Cremer und Dr. Katharina Michalik aus der Arbeitsgruppe von
Professor Stefanie Dimmeler am DZHK-Standort RheinMain haben
herausgefunden, dass das Molekül MALAT1 davor schützt, dass sich eine
Gefäßverkalkung (Atherosklerose) entwickelt. Entdeckt haben die
Wissenschaftler diese protektiven Eigenschaften des Moleküls in Mäusen,
denen das Gen für MALAT1 fehlte.

Weitere Untersuchungen zeigten, dass der durch MALAT1 vermittelte Schutz
dadurch entsteht, dass weniger Entzündungszellen in die geschädigte
Gefäßstelle einwandern. Mäuse, denen MALAT1 fehlte, wiesen nicht nur
größere Ablagerungen (Plaques) in der Aorta auf, sondern dort befanden
sich auch mehr Entzündungszellen. Denn was landläufig als Gefäßverkalkung
bezeichnet wird, ist mehr als eine einfache Ablagerung. Vielmehr ist es
ein komplexer Prozess, der damit beginnt, dass die Innenwand eines
Blutgefäßes geschädigt ist. Dadurch wird eine Entzündungsreaktion
ausgelöst. Zellen des Immunsystems, Entzündungszellen, wandern zu der
verletzten Stelle und Zellen der glatten Muskulatur teilen sich vermehrt.
Die Entzündungszellen fördern dabei nicht nur die Entwicklung eines
Plaques, sondern führen auch dazu, dass er instabil wird und aufbricht.
Wenn ein Plaque aufbricht, können Blutgerinnsel entstehen, die entweder
die ohnehin schon verengte Stelle weiter verschließen oder mit dem Blut
fortgeschwemmt werden und an anderer Stelle zum Gefäßverschluss führen
können. Verschließt sich die Halsschlagader kann ein Schlaganfall
entstehen, in den Gefäßen des Herzens lösen solche Verschlüsse einen
Herzinfarkt aus.

Bessere Prognose

Auch beim Menschen spielt MALAT1 eine wichtige schützende Rolle: Denn in
krankhaften Ablagerungen an den Blutgefäßwänden von Patienten kam weniger
MALAT1 vor als in normalen gesunden Arterien. Außerdem war die
MALAT1-Menge in Plaques von symptomatischen Patienten, die also bereits
einen Herzinfarkt oder Schlaganfall erlitten hatten, deutlich reduziert im
Vergleich zu der Menge des Moleküls in Gefäßablagerungen von
asymptomatischen Patienten. Dies konnte Co-Autor Professor Lars
Mägdefessel vom DZHK-Standort München in Proben aus der Halsschlagader von
Patienten mit Atherosklerose nachweisen. "Eine erhöhte Menge von MALAT1
fördert anscheinend die Stabilität von Plaques, denn sie korreliert mit
einer günstigen Prognose bei Patienten mit einer Gefäßverkalkung", sagt
Cremer.

Steuermann statt Bauplan

MALAT1 ist eine sogenannte long non-coding (lnc) RNA. RNA entsteht, wenn
die genetische Information (die DNA) abgelesen wird. Nicht-codierende
(non-coding) RNA-Moleküle tragen keine Informationen für den Bau eines
Proteins. Seit einigen Jahren weiß man, dass diese nicht-codierenden
RNA-Moleküle keineswegs überflüssig sind, sondern dass sie wichtige
regulatorische Funktionen übernehmen. Je nach Länge des RNA-Moleküls
unterscheidet man dabei kurze, small non-coding (snc) RNAs und lange, long
non-coding (lnc) RNAs. Aus vorherigen Arbeiten war bereits bekannt, dass
die lncRNA MALAT1 in Entzündungszellen und Zellen der Blutgefäße häufig
vorkommt und dass sie die Funktion von Zellen der glatten Muskulatur und
des Endothels reguliert. "Deshalb wollten wir genauer untersuchen, welche
Rolle MALAT1 im Körper spielt", erläutert Cremer seinen Forschungsansatz.

Die aktuellen Ergebnisse lassen die Frankfurter Forscher nun hoffen, zur
Entwicklung neuer Therapien beizutragen, die auf Ebene der RNAs ansetzen.
Veränderungen in den Expressionsmustern von nicht-codierenden RNAs bei
Atherosklerose wollen sie daher auch zukünftig noch weiter erforschen.
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FORSCHUNG/3983: Blutbildende Stammzellen als Schlüssel zu starken Abwehrkräften (idw)


Universität Ulm - 30.01.2019

Forschende verjüngen Immunsystem: Blutbildende Stammzellen als Schlüssel zu starken Abwehrkräften



Seniorinnen und Senioren sind nicht nur anfälliger für Infektionen, auch
Impfungen sind im Alter weniger wirksam. Nun haben Ulmer Forschende das
Immunsystem im Modell "verjüngt". Der Schlüssel zu einem leistungsfähigen
Immunsystem sind demnach blutbildende Stammzellen. Im Fachjournal "Blood"
belegt die Gruppe auch die wichtige Rolle dieser Stammzellen bei der
Alterung des Immunsystems.

Mit zunehmendem Alter wird das Immunsystem immer schwächer: Dadurch sind
Seniorinnen und Senioren nicht nur anfälliger für Infektionen. Auch
Impfungen - zum Beispiel gegen Grippe - wirken weniger gut. Nun ist es
Ulmer Wissenschaftlern um Professor Hartmut Geiger und Professor Reinhold
Schirmbeck gelungen, das körpereigene Abwehrsystem im Modell zu verjüngen.
Schlüssel hierzu sind blutbildende Stammzellen: Im Zuge ihres
Forschungsvorhabens konnten die Autoren zudem die wichtige Rolle dieser
Stammzellen bei der Alterung des Immunsystems nachweisen. Die in der
renommierten Fachzeitschrift "Blood" erschienenen Ergebnisse tragen in
Zukunft womöglich zu einem gesünderen Altern und besseren Impferfolgen bei
Senioren bei.

Wenn der Mensch altert, altert auch das Immunsystem. Als Hauptursache galt
lange Zeit die Rückbildung der Thymusdrüse, in der wichtige Immunzellen
reifen. Doch nun hat eine Ulmer Forschergruppe aus Immunologen und
Stammzellforschern einen anderen Auslöser im Blick: blutbildende
Stammzellen. Dabei handelt es sich um den "Wartungsdienst" des Körpers,
der unter anderem für die Regeneration von Blut- und Immunzellen sorgt.
Doch wie der übrige Organismus verlieren diese Stammzellen im Alter ihre
Leistungsfähigkeit und können ihrem "Reparaturauftrag" nicht mehr so gut
nachkommen. In früheren Arbeiten hat der Ulmer Stammzellforscher Professor
Hartmut Geiger bereits gezeigt, dass blutbildende Stammzellen im Alter auf
ein anderes Signalsystem umstellen, was Chaos im "Wartungsbetrieb"
auslöst. Mithilfe der pharmakologischen Substanz Casin lässt sich diese
Umstellung jedoch rückgängig machen und blutbildende Stammzellen
funktionieren wieder wie in jungen Jahren.

Für ihre aktuelle Publikation haben die Ulmer Wissenschaftler in einem
neuen Knochenmarks-Transplantationsmodell untersucht, inwiefern die
Alterung blutbildender Stammzellen tatsächlich die Leistungsfähigkeit des
Immunsystems beeinflusst. Dazu haben sie Stammzellen aus dem Knochenmark
älterer und junger Mäuse isoliert. Ein Teil der älteren Zellen sind
daraufhin der von Geiger beschriebenen "Verjüngungskur" unterzogen worden.
In einem zweiten Schritt wurden die alten, jungen und verjüngten
blutbildenden Stammzellen transgenen Mäusen übertragen, die über kein
eigenes Immunsystem verfügen. Bereits nach zwölf Wochen konnten die
Forschenden die Leistungsfähigkeit der Abwehrsysteme überprüfen, die aus
den Transplantaten entstanden waren - unter anderem untersuchten sie die
Impfreaktion. "Bei der Impfung werden bekanntlich unschädliche Varianten
von Erregern verabreicht, woraufhin das Immunsystem Abwehrzellen bildet.
Im Infektionsfall helfen diese bereits vorhandenen Abwehrzellen dabei,
rasch auf Bakterien oder etwa Viren zu reagieren. Die Impfreaktion kann
also Auskunft über die Funktionsfähigkeit der körpereigenen Abwehr geben",
erklärt Dr. Hanna Leins, Erstautorin und Wissenschaftliche Mitarbeiterin
am Institut für Molekulare Medizin.

Im Modell konnten die Forschenden die erfolgreiche Verjüngung der
blutbildenden Stammzellen und infolgedessen des Abwehrsystems nachweisen:
Die Impfreaktionen des jungen und des aus verjüngten Stammzellen
entstandenen Immunsystems erwiesen sich nämlich als gleich stark.
Erwartungsgemäß reagierte das Abwehrsystem aus alten Stammzellen
wesentlich schwächer auf die Impfung.

"Insgesamt belegen unsere Ergebnisse die wichtige Rolle der blutbildenden
Stammzellen bei der Alterung des Immunsystems. Altern diese Stammzellen,
kann sich das Abwehrsystem nicht mehr ausreichend regenerieren. Der
Organismus wird anfälliger für Infektionen", sagt Professor Reinhold
Schirmbeck, Gruppenleiter an der Universitätsklinik für Innere Medizin I.
"Im Modell haben wir aber auch gezeigt, dass wir die Uhr zurückdrehen
können: Die Verjüngung gealterter Stammzellen kann die Immunkompetenz im
Alter wiederherstellen", ergänzt Stammzellexperte Professor Hartmut
Geiger, Leiter des Instituts für Molekulare Medizin an der Universität
Ulm.

Die Ergebnisse der Gruppe aus Immunologen und Stammzellforschern führen zu
einem besseren Verständnis des alternden Immunsystems und zeigen, dass die
Leistungsfähigkeit der Abwehrkräfte wesentlich von blutbildenden
Stammzellen abhängt. Langfristig könnten die neuen Erkenntnisse zu einem
gesünderen Altern beitragen und die Erfolge von Impfungen oder der
Immuntherapie bei Krebserkrankungen im Seniorenalter verbessern. Vom
Journal "Blood" wurde die Forschungsarbeit als eine der besten
Publikationen des vergangen Jahres gelistet.

Die Publikation ist das Ergebnis einer interdisziplinären Zusammenarbeit
der Ulmer Universitätsmedizin (Innere Medizin I, Institut für Molekulare
Medizin) mit der geriatrisch ausgerichteten Agaplesion Bethesda Klinik in
Ulm (Professor Michael Denkinger). Die Forschenden wurden im Zuge des
Verbunds SyStaR vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
gefördert. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) unterstützte die
Gruppe über das Graduiertenkolleg CEMMA (Cellular and Molecular Mechanisms
in Aging).
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INFEKTION/1793: Herpesvirus liefert neue Einblicke in die Funktionsweise des Immunsystems (idw)
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Herpesvirus liefert neue Einblicke in die Funktionsweise des Immunsystems

HZI-Forscher identifizieren ein Werkzeug, mit dem ein Herpesvirus die
körpereigene Immunabwehr gezielt abschwächt



Ohne ein funktionelles Immunsystem hätte der Mensch keine Chance im Kampf
gegen Viren, deren Angriffen er ständig ausgesetzt ist. Sobald ein Virus
in den Körper gelangt, erkennen sensible Sensoren des Immunsystems den
Eindringling und schlagen Alarm. Damit wecken sie weitere
Abwehrkomponenten, die dann gegen die Angreifer vorgehen. Meist gelingt es
so, die Infektion unter Kontrolle zu bringen und die Viren zu vernichten.
Doch Viren einer bestimmten Familie haben sich dem Immunsystem
hervorragend angepasst und können von ihm nicht beseitigt werden: die
Herpesviren. Sie verbleiben nach der Infektion lebenslang in ihrem Wirt.
Ein Forschungsteam des Helmholtz-Zentrums für Infektionsforschung (HZI)
und der Technischen Universität Braunschweig hat ein Protein von
Herpesviren entdeckt, das eine Komponente der Immunabwehr gezielt
ausschaltet, einen anderen Teil jedoch für seine eigenen Zwecke nutzt.
Dies ermöglicht es dem Virus, den Wirtsorganismus erfolgreich zu
infizieren. Ihre Ergebnisse veröffentlichten die Forscher nun im
Fachjournal The EMBO Journal.

Herpesviren begleiten den Menschen seit Millionen von Jahren und haben in
dieser Zeit gelernt, das Immunsystem so geschickt zu manipulieren, dass es
sie nicht beseitigen kann. So verbleiben die Viren lebenslang im Körper.
Wie sie dies erreichen, ist bislang unzureichend bekannt.
Ein wichtiger Vertreter der großen Familie der Herpesviren ist das
Cytomegalievirus (CMV). Ungefähr die Hälfte der deutschen Bevölkerung ist
mit diesem Virus infiziert. "Während der Schwangerschaft kann eine
CMV-Infektion der Mutter für das ungeborene Kind eine große Gefahr darstellen.
Das Virus kann auf den Fötus übertragen werden und schwere Schäden wie
Taubheit und Entwicklungsstörungen verursachen", sagt Prof. Melanie
Brinkmann, die am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung die
Arbeitsgruppe "Virale Immunmodulation" leitet und seit Juli 2018
Professorin an der Technischen Universität Braunschweig ist.

Ein Impfstoff gegen CMV existiert bislang nicht, da die Mechanismen, wie
dieses Virus die Immunantwort manipuliert, noch nicht vollständig
aufgeklärt sind. "Um CMV-Infektionen erfolgreich bekämpfen zu können,
müssen wir verstehen, wie dieses Virus unser Immunsystem zu seinen Gunsten
nutzt", sagt Brinkmann. Im Rahmen des von der Helmholtz-Gemeinschaft
geförderten Virtuellen Instituts "Virale Strategien der Immunevasion"
(VISTRIE) hat Brinkmanns Forschungsgruppe ein Werkzeug von CMV
identifiziert, mit dem das Virus die antivirale Immunabwehr schon kurz
nach Eintritt in den Wirt abschwächt. Dieses Werkzeug ist ein Protein mit
dem Namen "m152". Das Angriffsziel von m152 in der Wirtszelle ist das
Protein "STING". Normalerweise wird STING bei einer Virusinfektion von
einem Sensor aktiviert, der die virale Erbsubstanz erkennt. Daraufhin
setzt STING eine Signalkaskade in Gang, die über ausgeschüttete
Botenstoffe die infizierte Zelle und deren Nachbarzellen in
Alarmbereitschaft versetzt. Dies verhindert, dass sich die virale
Infektion ausbreitet, denn bereits vorgewarnte Zellen lassen sich nicht
mehr infizieren.

Auf das Protein m152 sind die HZI-Forscher durch ein von ihnen
entwickeltes Screening-Verfahren gestoßen: Damit haben sie mehr als 170
CMV-Proteine daraufhin untersucht, ob sie die antivirale Immunabwehr
blockieren können. Mittels biochemischer und zellbiologischer Experimente
konnten sie zeigen, dass m152 an das Protein STING bindet und deshalb die
Aktivierung der von STING vermittelten Signalkaskade stark verlangsamt
wird. "In CMV-infizierten Zellen konnten wir mithilfe von genetisch
veränderten Viren in der Videomikroskopie sehen, dass die Aktivierung von
STING deutlich langsamer erfolgt, wenn das Protein m152 intakt ist", sagt
Markus Stempel, Doktorand in Brinkmanns Team und Erstautor der
Publikation. "So verschafft sich das Virus ein Zeitfenster, in dem es
seine eigene Vermehrung in Gang bringen kann, bevor es vom Immunsystem
angegriffen wird."

Durch die detaillierte Studie dieses Mechanismus konnten die Forscher
ebenfalls neue Einblicke in die Funktionsweise des Proteins STING während
einer Infektion mit CMV erlangen: STING aktiviert zusätzlich eine weitere
Signalkaskade, die jedoch nicht die Virusinfektion eindämmt, sondern sogar
vom Virus genutzt wird, um neue Nachkommen zu produzieren. "STING hat
sozusagen zwei Gesichter: Mit einer Signalkaskade bekämpft es die
Virusinfektion, was CMV mithilfe von m152 jedoch elegant umgeht; mit einer
zweiten Kaskade unterstützt STING dagegen die Virusvermehrung", sagt
Brinkmann. "Diese Studie ist ein sehr anschauliches Beispiel dafür, dass
unsere Forschung an Viren neue Einblicke in zelluläre Abläufe liefern
kann." In Zukunft möchte Brinkmanns Team in Kollaboration mit Forschern
des HZI, der Technischen Universität Braunschweig und der Medizinischen
Hochschule Hannover (MHH) die neuen Erkenntnisse nutzen, um antivirale
Substanzen für die Behandlung von CMV-Infektionen zu identifizieren.


Originalpublikation:

Markus Stempel, Baca Chan, Vanda Jurani262; Lisni262;, Astrid Krmpoti262;,
Josephine Hartung, Søren R. Paludan, Nadia Füllbrunn, Niels A. W.
Lemmermann, Melanie M. Brinkmann:. The herpesviral antagonist m152 reveals
differential activation of STING-dependent IRF and NF-κB signaling and
STING's dual role during MCMV infection. The EMBO Journal, 2019, DOI:
10.15252/embj.2018100983

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.helmholtz-hzi.de/de/aktuelles/news/ansicht/article/complete/herpesvirus_liefert_neue_einblicke_in_die_funktionsweise_des_immunsystems/ - Link zur Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution129

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung - 29.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





NEBENWIRKUNG/292: Cholesterolsenker als Risiko in der Schwangerschaft - Fehlbildungen bei Fischembryonen nachgewiesen (idw)
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Cholesterolsenker als Risiko in der Schwangerschaft: Fehlbildungen bei Fischembryonen nachgewiesen



Standardmäßig verordnete Cholesterolsenker können in der Schwangerschaft
zu Fehlbildungen bei Embryonen führen. Diesen Zusammenhang haben
Forschende der Universität Ulm um Professorin Melanie Philipp an
Zebrafischen nachgewiesen - und in weiteren Modellen bestätigt. Die
umfangreichen Untersuchungen der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
belegen zudem die wichtige Rolle von Cholesterol bei der Bildung
bestimmter Zellfortsätze (Zilien). Insgesamt glauben die Autorinnen und
Autoren, dass ein zu stark abgesenkter Cholesterolspiegel ungesund für das
werdende Leben ist.

Täglich nehmen Millionen Deutsche Cholesterolsenker ein - darunter nicht
nur Senioren. Bisher galten die so genannten Statine als relativ
nebenwirkungsarm, doch nun mahnen Ulmer Forschende um Professorin Melanie
Philipp bei einer Einnahme in der Schwangerschaft zur Vorsicht. Die Gruppe
hat die Rolle von Cholesterol während der Embryonalentwicklung untersucht:
Anhand von Zebrafischembryonen konnten sie nachweisen, dass ein durch
Statine gesenkter Cholesterolspiegel zu massiven Fehlbildungen führt. Die
Ergebnisse der Wissenschaftler sind im Fachjournal "Communications
Biology" erschienen.

Das Fettmolekül Cholesterol, im Volksmund auch Cholesterin genannt,
genießt keinen besonders guten Ruf: Erhöhte Cholesterolwerte werden unter
anderem mit Arteriosklerose sowie einem größeren Risiko für Herzinfarkt
und Schlaganfall assoziiert. Auf der anderen Seite erfüllt Cholesterol bei
der Stabilisierung der Zellmembran und als Baustein für Hormone eine
wichtige Funktion im Körper. Inwiefern der Cholesterolspiegel die
Entwicklung des Embryos im Mutterleib beeinflusst, ist noch nicht
vollständig verstanden.

Bisherige Ergebnisse zur Einnahme von Cholesterolsenkern in der
Schwangerschaft sind uneindeutig und weisen zumindest im Tiermodell auf
potenzielle Entwicklungsstörungen des Ungeborenen hin. Diese unklare
Studienlage und das seltene Krankheitsbild "Smith-Lemli-Opitz-Syndrom"
(SLO) waren für die Ulmer Autoren um Professorin Melanie Philipp Grund
genug, die Rolle von Cholesterol bei der Embryonalentwicklung noch einmal
genau zu erforschen. Patienten mit der angeborenen
Cholesterol-Syntheseschwäche SLO kommen mit Deformationen des Schädels sowie
Herzfehlern und Nierenentwicklungsstörungen auf die Welt. "Wir haben uns
also gefragt, ob die Entwicklungsdefekte durch die deutlich verringerte
Cholesterolproduktion der SLO-Patienten bedingt sind, und welche
zellulären Mechanismen diesen Defekten zugrundeliegen", erläutert
Erstautor Lars Maerz, Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für
Biochemie und Molekulare Biologie.

Im Zuge ihres Forschungsvorhabens haben die Molekularbiologen und
Physiologen Zebrafischembryonen mit Cholesterolsenkern behandelt. Der
Einsatz dieser Statine zog bei den Fischembryonen Fehlbildungen nach sich,
die an das SLO-Syndrom erinnerten. Unter anderem beobachteten die
Wissenschaftler Deformationen des Körpers und insbesondere des Kopfes
sowie Anomalien verschiedener Organe, darunter Herz und Niere. Dabei fällt
auf: Die Entwicklung der betroffenen Körperteile hängt von Zilien ab.
Zilien sind dünne Fortsätze auf fast allen Zellen, die Aufgaben in der
Signalübertragung und bei der Bewegung von Körperflüssigkeiten wie dem
"Nervenwasser" im Gehirn erfüllen. Cholesterol ist ein wichtiger
Bestandteil aller Zell-Membranen und somit auch in Zilien enthalten.
Fehler bei der Zilienentwicklung können zu verschiedenen Krankheitsbildern
("Ziliopathien") führen, die jedoch bisher nicht mit Cholesterol in
Verbindung gebracht worden sind.

Anhand von menschlichen Zellen - unter anderem von SLO-Patienten -,
Mauszellen sowie einem einzelligen Organismus haben die Forscher ihre
Erkenntnisse aus dem Zebrafischembryo bestätigt, wonach Statine
Fehlentwicklungen auslösen können. Somit ist die Übertragbarkeit der
Ergebnisse vom Zebrafisch auf andere Modelle, und wahrscheinlich auch auf
den Menschen, dargelegt.

"Unsere Untersuchungen haben gezeigt, dass ein ausreichend hoher
Cholesterolspiegel für die korrekte Bildung von Zilien essentiell ist.
Ziliendysfunktionen können wiederum zu schweren Fehlbildungen bei
Embryonen führen", erklärt Professorin Melanie Philipp, Gruppenleiterin am
Institut für Biochemie und Molekulare Biologie.

Insgesamt konnten die Forschenden nachweisen, dass es für das werdende
Leben offenbar ungesund ist, wenn der Cholesterolspiegel zu stark
abgesenkt wird - etwa durch Statine. Darüber hinaus hat die Gruppe die
wichtige Rolle von Cholesterol bei der Bildung von Zilien und somit vieler
Organe belegt.

Die Forscherinnen und Forscher raten daher, den Angaben der Hersteller zu
folgen, die eine kritische Bewertung der Statingabe während der
Schwangerschaft empfehlen. Um die genauen Auswirkungen von Statinen auf
die Entwicklung menschlicher Embryonen beurteilen zu können, sind jedoch
weitere Studien nötig.

Die Arbeit in "Communications Biology" ist Ergebnis einer Zusammenarbeit
des Instituts für Biochemie und Molekulare Biologie sowie des Instituts
für Allgemeine Physiologie der Universität Ulm. Die Autoren wurden von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und dem Boehringer Ingelheim Ulm
University Biocenter (BIU) unterstützt.


Originalpublikation:

Lars D. Maerz, Martin D. Burkhalter, Carolin Schilpp, Oliver H.
Wittekindt, Manfred Frick, Melanie Philipp. Pharmacological cholesterol
depletion disturbs ciliogenesis and ciliary function in developing
zebrafish. Communications Biology.

https://doi.org/10.1038/s42003-018-0272-7

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm - 29.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/980: Einstätt - Filmvorführung. Auf dem Weg zum genetisch editierten Menschen?, 11.02.2019


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 31. Januar 2019

Auf dem Weg zum genetisch editierten Menschen? 

Filmvorführung und Podiumsgespräch zum Thema



Auf dem Weg zum genetisch editierten Menschen? 

Filmvorführung und Podiumsgespräch zum Thema

Termin: 11.02.2019, 18 - 20:30 Uhr

Ort: Kino Eichstätt, Residenzplatz 17


Darf die menschliche DNA verändert werden? Welche Risiken
entstehen durch die genetische Editierung des Menschen? Ist die
genetische Editierung ethisch vertretbar?

Für ein ganzes Schuljahr hat sich ein P-Seminar des
Gabrieli-Gymnasiums u.a. mit diesen Fragen auseinandergesetzt. Die
Entwicklung dieses Prozesses hat ein professionelles Filmteam
dokumentiert. Entstanden ist dabei ein Lehrfilm, der im Anschluss an
den Abend Interessierten auch in modularisierter Form auf der
projekteigenen Homepage (genedis-eichstaett.de) als Download zur
Verfügung steht.

Die Filmvorführung stellt nach der öffentlichen Podiumsdiskussion den
zweiten Höhepunkt des vom BMBF geförderten Diskursprojekts GENEDIS
dar.

Nach Ende des Films finden noch ein Podiumsgespräch (u.a. mit Prof.
Dr. Markus Rothhaar, KU Eichstätt-Ingolstadt) sowie ein Stehempfang
statt.

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL:3353] vom 31. Januar 2019

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen

Humboldtallee 36, 37073 Göttingen

Telefon: 0551/39 96 80, Fax: 0551/39 39 96

E-Mail: info@aem-online.de

Internet: http://www.aem-online.de
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LABEL/5049: Warner Music Klassik News - 1. Februar 2019 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 1. Februar 2019



Überbordende Fantasie, Humor und Emotionen: Francesco Cavalli und
der Karneval in Venedig

Intensiv hat sich Philippe Jaroussky mit den 37 Opern des
italienischen Frühbarock-Komponisten beschäftigt und aus etwa einem
Dutzend sein neues Arienrecital zusammengestellt. "Der Reichtum
und die Modernität seiner Werke ist wirklich bemerkenswert", sagt
der Sänger. "Eine solche Bandbreite an schier grenzenloser
Fantasie, Humor und Emotion ist in den Opern seiner Zeit sonst nicht
zu finden." Das Album, welches neben facettenreichen Arien und
Duetten auch opulente Instrumentalstücke enthält, erscheint
zeitgleich als CD, digital und sowie als edle Vinyl-LP - und rückt
einen fast vergessenen Meister der Oper wieder in das verdiente
Rampenlicht. Mit dabei: Sopranistin Emöke Baráth, Altistin
Marie-Nicole Lemieux und Jarousskys Ensemble Artaserse.

Ab 30. März ist Jaroussky mit dem Programm in Deutschland unterwegs:
Berlin, Hannover, Hamburg, Essen, München, Neumarkt, Bad Kissingen
und Eltville am Rhein.

VÖ: 08. März 2019 - CD 0190295518196, LP 0190295503840


Schillernde Vielfalt der Moderne live aus Amsterdam auf
SACD 

Das in Amsterdam beheimatete Royal Concertgebouw Orchestra besetzt im
Ranking um das World's Best Symphony Orchestra der Zeitschrift
Grammophone Platz 1. Das riesige Repertoire dieses Klangkörpers
findet nicht nur in einer Fülle von Weltklasse-Konzerten seinen
Niederschlag, sondern auch in seiner Diskografie - ganz aktuell im
Album mit herausragenden Orchesterwerken der Moderne aus den Federn
der Klassik-Avantgardisten Peter Eötvos, Erkki-Sven Tüür, Joey
Roukens und Richard Eijnvos.

VÖ: 01. Februar 2019 - SACD 814337018542


Thomas Adès' Oper The Exterminating Angel live aus der
Met

Eine Dinnerparty wird zum Höllentrip - unausweichlich und grausam,
aber niemand weiß genau, warum: Dieses Szenario verwandelte der
Regisseur Luis Buñuel in den 1962 erschienenen Film El ángel
exterminador (Der Würgeengel oder auch Der Engel der Vernichtung).
Seit einigen Jahren steht es als The Exterminating Angel auf der
Werkliste des englischen Komponisten Thomas Adès. Als Auftragswerk
von gleich vier internationalen Opernhäusern erlebte die Oper
Triumphe an mehreren Schauplätzen. Im Juli 2016 in Salzburg
uraufgeführt, kam sie im Jahr darauf nach New York an die
Metropolitan Opera. Nun erscheint der dort entstandene Livemitschnitt
als DVD und Blu-ray.

VÖ: 22. Februar 2019 - DVD 0190295525507, Blu-ray 0190295525491

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/5048: Glitterhouse Mail-Order-Mail 01.02.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (01.02.2019)



Ihr Lieben!

Während draußen der Musikmarkt mehr und mehr dazu drängt, durch
luxuriöse Deluxe-Versionen und saulimitierte Farb-Vinyl-Erstauflagen
den Wert eines physischen Tonträgers allein auf den Tag seiner
Veröffentlichung zu konzentrieren, verliert dabei das Kunststück
Album, in das mancher Musiker säckeweise Lebenszeit und Leiden, Blut,
Schweiß und Tränen gesteckt hat, mehr und mehr an Wert, bis es
schließlich zur eintagsfliegenden Einweg-Ware degradiert sein elendes
Ende auf dem Grabbeltisch des Grauens erlebt (fast nichts ist weniger
wert als die Hip Hop-Veröffentlichung vom Vortag). Und so werden
selbst uns liebe Artisten abgestraft, indem man Ihr jüngstes Werk
bereits im zarten Alter von drei Monaten durch die Midpreis-Mühlen
dreht, um es danach im wirtschaftlichen Niemandsland verschellen zu
lassen, weil eine einmal reduzierte Ware kein Kunde mehr zum
Vollpreis anfasst. Freilich lassen wir auch unseren Endkunden an
derlei Preisspielereien teilhaben (gönnen wir ihm doch die ein oder
andere Ersparnis, zumal nicht wenige bei der Preisgestaltung stets
mit dem mächtigen Mitbemüher-Vergleichshammer drohen), dennoch
schmerzt es immer wieder und mehrfach, wenn wir manch eben noch für
teures Geld erworbenes Vollgut für den Pfandpreis angeboten sehen.
Sicherlich habt Ihr aber auch bemerkt, dass wir nicht nur neuerdings
immer wieder auch den anderen Weg gehen, Platten lobend hervorheben,
die bereits seit 6 Monden und längerem auf dem Markt vegetieren, ohne
dass die Mehrheit es merkte, um eine der bleibenden Wahrh
eiten unseres trotz allem so geliebten Alltagsgeschäfts zu betonen:

Gute Musik wird nicht schlecht.

Und so erhält eben auch ein nahezu zufällig aufgetauchtes Werk der
musikalischen Liebe wie ein vier Jahre altes Anneke & Arstidir-Album
seinen Sonderplatz in Eurem und unserem Zweit-Lieblings-Periodikum
(siehe auch weiter unten), einfach, weil es dieser heftigen
Hervorhebung wert ist, findet der weise Detlev auch immer wieder
weihevolle Worte für lang zurückliegende Erscheinungen, ihrer
bleibenden Güte wegen, bespricht der gute Joe auch gern mal
stilistisch weltenweit entfernte Alben, weil sie es eben verdienen.
Und die Offenheit unserer Leser- und Kundschaft, auch Unbekanntem
gegenüber, gab und gibt uns dabei Recht.

Danke für Euer Vertrauen!


Der Ruf der Sirenen ...

Danach kann man seinen Kalender kalibrieren: Jedes Jahr erfreut uns
das unermüdliche Sireena-Label als erstes mit einer neuen Folge
seiner Spirit-of-Label-Rück-&-Vorschau-Reihe. Und da ja auch wir zu
den Elefanten unter den unabhängigen Anbietern zählen, erfreuen wir
Euch ebenso regelmäßig mit einer flankierenden Sireena-Label-Aktion.
Ausgewähltes und altbewährtes Rock-Gut, zu dezent gesenkten
Sonderpreisen, hier nur eine Auswahl. Die volle Pracht: Dieswärts.

The Spirit Of Sireena Vol. 13 - Various Artists

CD - EUR 7,95

Glückes Geschick - das Sireena-Label schaut zum 13. Mal zurück und
bietet gleich ein Dutzend eigener Veröffentlichungs-Glanzlichter des
Jahres 2018. Dank einiger Epen (darunter New Nektar/Megalomania
(8:01), Real Ax Band/You Really Shouldn't Act Like That (10:44), The
Electric Family/Space Caravan (10:34)) bringt es die 12-Song-Auswahl
im gewohnt ansprechend gestalteten Klapp-Digifile auf gute 72 Minuten
Spielzeit, weitere Tracks liefern u.a. Tura Ya Moya, Don Stevenson,
Snafu, Pachinko Fake, Eric Burdon & Rockcircus, Tri Atma und
Witthüser & Westrupp.

Je 1-CD:

Bad News Reunion - Just One Night - 13,95

Birth Control - Live Abortion Plus - 13,95

Edgar Broughton Band - Live In Hamburg: The Fabrik Concert 1973 - 14,95

Bullfrog - High In Spirits - 14,95

Das Dritte Ohr - Pur - 13,95

Electric Family - Family Show - 4,95

Family 5 - Hunde Wollt Ihr Ewig Leben? - 13,95

Green - Long Time Favours Live - 13,95

Grobschnitt - Live 2008-2010 - 13,95

Grobschnitt - Symphony - 3,95

Harlis - Night Meets The Day - 14,95

Keef Hartley Band - Live At Aachen Open Air 1970 - 13,95

Mythos - Surround Sound Evolution - 13,95

Octopus - Boat Of Thoughts - 14,95

Ougenweide - Ouwe War - 13,95

Pee Wee Bluesgang - Absolutely Live - 13,95

Perc Meets The Hidden Gentleman - Telegram From The Meantime - 8,95

Perc Meets The Hidden Gentleman - The Fruits Of Sin & Labor - 12,95

Ramses - Firewall - 13,95

Shaa Khan - Anything Wrong? - 8,95

Thirsty Moon - Lunar Orbit: Live At Stagge's Hotel 1976 - 13,95

Tribute - Live: The Melody, The Beat, The Heart - 13,95

Tribute - New Views - 13,95

Tritonus - Far In The Sky: Live At Stagge's Hotel 1977 - 14,95

Wonderland - Wonderland Band No. 1 - 13,95

Das Vinyl, je 1-LP

Atomic Rooster - Atomic Rooster - 15,95

Chic - Le Freak Live - 15,95

Freedom - Freedom - 19,95

Gillan - On The Rocks 2-LP - 21,95

Grobschnitt - Live 2008 2-LP - 17,95

Ihre Kinder - Werdohl - 23,95

Mott The Hoople - Live In Sweden 1971 - 15,95

Nektar - Remember The Future LP (+7") - 16,95

Nektar - Sound Like This 2-LP - 24,95

Out Of Focus - Not Too Late - 15,95

Parzival - Barock - 15,95

Tribute - New Views - 21,95

Yes - Magnification 2-LP - 21,95

Yes - Open Your Eyes 2-LP - 24,95


Der Mailorder-Katalog im Netz

Unerwartet pünktlich: Die rein digitale Februar-Ausgabe Eures
geliebten Mailorder-Kataloges, mit allerhand Entdeckenswertem
gefüllt.


Auserwählte Pretiosen zum unerbittlich nahenden
Wochenende

Beirut - Gallipolli

LP/ltd. LP/CD - EUR 21,95/21,95/12,95

2019er und mittlerweile fünftes Album der Band um Kopf, Stimme und
Herz Zach Gordon, bereits Ende 2016 in Anfangsgründen auf der
geliebten Farfisa-Orgel in New York und Berlin entwickelt, um dann im
Studio im ländlichen Apulien (genauer: In Gallipolli) gemeinsam mit
dem Bassisten Paul Collins und Drummer Nick Petree in finale Form
gegossen, irgendwo zwischen den Beirut-Anfangstagen und einer
gemeinsam neu gewonnenen Band-Vision.


Blood Red Shoes - Get Tragic

LP/CD/MC - EUR 26,95/14,95/9,95

Trotz allerhand kühlen Tastenwerks höchst ansteckend wirkendes
Pop-Album der gehobenen Tanz-Klasse, dargereicht vom kongenial
agierenden Duo Laura Mary Carter und Steven Ansell, die sich auch bei
der Umsetzung kaum Gast-Werker ins Studio luden (Ausnahmen waren:
Kristian Bell/Gitarre, Clarence Clarity/Beats und Ed
Harcourt/Gesang). Irgendwo zwischen 80's Electronica und Wave,
mächtigen Synth-Wällen und reibend-rauhen Gitarren-Riffs, geballter
Garbage-Energie und kristall-kühler Numan-Ästhetik ergeht sich Laura
Mary's verführerische Stimme in betörenden Melodie-Linien, dabei ein
um den anderen prall leuchtenden Pop-Diamanten erschaffend, der seine
volle Strahlkraft in diesem seltsam siedenden Feuer zwischen
rauschender Romantik und eiskühlem Drama entwickelt. Fast fünf Jahre
ließ sich das kreative Kern-Duo nach dem überraschenden Erfolg des
Erstlings Zeit, um gemeinsam mit Produzent Nick Launay (Yeah Yeah
Yeahs, Arcade Fire, Nick Cave & The Bad Seeds) ein weit
vielschichtigeres, phantasiesprühenderes, dennoch ebenso
inspiriert-intensives Zweitwerk entstehen zu lassen, das bei allem
irisierenden Ideenreichtum mit einer lückenlosen Kette
unwiderstehlicher Ohrwürmer nachhaltig verzaubert.
Melodie-sprühender, auch vokal final verführerischer, zum Tanz nahezu
nötigender, vielfarbig leuchtender Elektronik-Pop-Edelstein. (cpa)

Zum Sonderpreis:

Blood Red Shoes - Blood Red Shoes CD - 7,95

Blood Red Shoes - Blood Red Shoes (DeLuxe Edition) 2-CD - 7,95

Blood Red Shoes - In Time To Voices CD - 7,95


Buzzcocks - Another Music In A Different Kitchen (2018
Remastered Version)

LP (+MP3)/CD - EUR 23,95/14,95

Das ist tragisch: kaum liegen die Promos für die beiden frischen
Vinyl-Reissues vor, erfahre ich, dass Buzzcocks-Mastermind Pete
Shelley gestorben ist. Der hatte nach der legendären (und kürzlich
ebenfalls wiederveröffentlichten) "Spiral Scratch"-EP den
ursprünglichen Sänger Howard Devoto (später: Magazine) am Mic ersetzt
und prägte fortan den Sound der Buzzcocks. Die Truppe aus Manchester
unterschied sich auf diesem im März 1978 erschienen Debütalbum recht
deutlich von den stilbildenden Sex Pistols. Es klang nämlich richtig
gut. Sauber produziert, technisch solide gespielt und vor allem mit
richtig guten Songs gesegnet. Eingängig, mit Melodien und Hooklines
statt blanker Aggression und Destruktion, trat hier eine sympathische
Pop-Leichtigkeit und sogar ein leicht ironischer Spaßfaktor in den
Vordergrund. Songs wie "Fast Cars" und "I Don't Mind" verbanden
klassischen Powerpop mit der kompakten Härte der Ramones. So
entstanden die allerersten britischen Melodic-Punk-Kracher, die
seither den Sound der Buzzcocks prägten und bis heute bei fast jeder
Nachwuchs-Punkband heraushörbar sind. Genau deshalb klingt "Another
Music In A Different Kitchen" auch heute noch (und erst recht als
frisches Remaster) knackfrisch, dynamisch, euphorisch und auch sonst
einfach umwerfend. Ganz klar: ein Album für ewige Bestenlisten.
Klangtechnisch von den Original-Tapes restauriertes Vinyl mit
achtseitigem Booklet mit zuvor ungesehenen Bildern und umfangreichen
Linernotes von Jon Savage. (Joe Whirlypop)


Buzzcocks - Love Bites (2018 Remastered Version)

LP (+MP3)/CD - EUR 23,95/14,95

Das zweite Buzzcocks-Album erschien nicht mal ein halbes Jahr nach
dem Debüt, feiert also ebenfalls sein 40. Jubiläum. Die von den
Originalbändern remasterte 180gr.-Vinylversion besticht wie schon das
Debüt mit einem Sound, der sich von den rumpelnden und scheppernden
Zeitgenossen deutlich unterschied. Der Beat ist straight, die
Gitarrenriffs messerscharf und absolut präzise, der Gesang von Pete
Shelley fast poppig, die Songs upliftend bis gut gelaunt. Was für ein
Unterschied zum schlechtgelaunten, aggressiven Gerumpel vieler
Kollegen. Genau deswegen ist "Love Bites" auch 40 Jahre später noch
komplett überzeugend. Exakt so wollen die meisten jungen Punkbands
auch heute noch klingen. Hier ist auch ihr größter Hit drauf: "Ever
Fallen In Love", das Album chartete auf Platz 13 - was waren das für
Zeiten! Vor 40 Jahren zeichneten sich die Buzzcocks durch Power und
Präzision plus zeitlosem Songwriting aus, was zu einer guten Handvoll
unsterblicher Punk-Hits führte, deren Ewigkeitswert zweifellos
feststeht. Klangtechnisch restauriertes Vinyl mit achtseitigem
Booklet mit zuvor ungesehenen Bildern und umfangreichen Linernotes
von Jon Savage. (Joe Whirlypop)


Cherry Glazerr - Stuffed & Ready

LP/CD/MC - EUR 14,95/12,95/8,95

Viertes Album von Clementine Creevy und ihrem dynamischen Powertrio
aus Los Angeles. Eine Cherry gibt es gar nicht in der Band. Das
Prinzip "kleine, junge Frau mit lauter Gitarre" funktioniert hier
bestens. Ihre Stimme ist eigentlich recht dünn und absolut soulfrei,
aber gerade in diesem Kontrast zur wuchtigen Noise-Gitarre liegt der
Reiz des Albums. Die erst 21-Jährige ist tatsächlich schon etliche
Jahre im Geschäft und hat mit ihrer aktuellen Band einen wirklich
eigenständigen Sound gefunden. Die Basis sind oft schlichte, poppige
Songs mit 80er-Einfärbung (The Cure z.B.), die teils durchaus
radiotauglich beginnen. Bis Mrs. Greevy dann zur Stromgitarre greift
und mit herben, lauten Riffs für Bewegung sorgt. Ihr Gitarrensound
ist fuzzlastig, verzerrt und auch ein wenig shoegazig. Als Referenzen
fallen mir L.A. Witch und Sylvia Juncosa, Heart und Screaming Females
ein. Ein paar kleine Keyboards bleiben Ornament, hier regiert harte
Rockbretthaftigkeit im Riotgirl-Format. Man darf gespannt sein, wie
sich die weitere Karriere entwickeln wird - dieses ruffe Album wird
sicher einiges in Gang bringen. (Joe Whirlypop)


Flesh Eaters - I Used To Be Pretty

2-LP/CD - EUR 24,95/14,95

Nahezu ungebremst kehrt die beste Besetzung der Flesh Eaters 38
Jahren nach ihrem ersten rüden Höhenflug zurück an den Tatort, um als
eine der auch heute noch denkbar packendsten L.A.-Punk-Bands noch
einmal die satte Sau rauszulassen. Als Chris D. 1981 das Werk A
Minute to Pray, A Second to Die ins laute Leben holte, rekrutierte er
seine Mannschaft aus Blasters- und X-Mannen, und kaum vier Jahrzehnte
später prescht das Sextett Desjardins, Dave Alvin, John Doe, Bill
Bateman, Steve Berlin und DJ Bonebrake wieder durch elf roh-reife
Punk-Attacken, die bei aller Kraft deutlich erkennen lassen, dass die
Beteiligten zwischenzeitlich an kreativer Reife gewonnen haben.
Dennoch lassen sie sich vom artifiziellen Überbau nicht zu sehr den
reinen Spaß verderben und so erlebt man eine gut abgehangene
Mischung aus Band-Klassikern, Frischwerk und Fremd-Federn, die von
Druck, Kraft und Spiellust, rauh verzerrten Rock'n'Roll-Riffs und
polternd-preschendem Schlagwerk angetrieben werden, nicht nur in
Ehren ergrauten The Clash- und The Stooges-Jüngern in die Ohren
gehen, und nicht zuletzt ihre Energie Chris D.'s lose taumelnder
Stimme und dem markant strahlendem Saxophon verdanken. Packendes
Stück reiner Punk-Energie, durch Jahrzehnte der Erfahrung zur Reife
getragen und laut und lustvoll ins Hirn getrieben. (cpa)


Ina Forsman - Been Meaning To Tell You

LP/CD - EUR 18,95/15,95

Erst das zweite Solowerk dieser finnischen Vokal-Fürstin, und doch
schon ein derart vielschichtiges Roots- und Reifwerk, dass es auch
den Kenner Vor Staunen verstummen lässt. Nicht nur die wohlgewählte
Label-Heimat (Ruf Records), auch die Info-Einordnung und die bereits
begleitenden Rezensionen tragen dazu bei, das satte Dutzend neuer
Songs (die sämtlich den guten Namen Forsman mal allein, mal mit in
der Autorenzeile tragen) im Blues-Raum zu verorten, dabei kann die
Wundervokalistin so viel mehr, als "nur" den Blues zu zelebrieren. In
den verschiedensten Gangarten und Spielweisen lässt sie Jazz-, Soul-,
Funk-, Latin- und Gospel-Elemente in ihre voluminöse Wurzelwunderwelt
mit einfließen, lässt mal den Groove, mal die Seele den bestimmenden
Part übernehmen, sich dabei stets auf eine prächtige Backing Band
verlassend, die neben sämtlichen Spielarten des galant-eleganten
Blues auch andere Genre- und Gefühlswelten perfekt bedient. Aber egal
ob soul-triefende, blechbläsergetriebene Big Band-Breitwand oder
schimmernder Chicago Blues, orgel-befeuerter Rhythm'n'Blues,
klavier-beperlte Einladung zum Salsa oder vielstimmiger Gospel-Segen,
fiebernd-packender Funk oder beseelter a capella-Ausklang - es ist
die ungemein vielfältige, variantenreiche, vor allem aber vollmundige
und bemerkenswerte bewegliche Stimme, die zwischen katzengleichem
Scat-Gesang, rhythmusbetonter Hip Hop-Phrasierung,
seelenvoll-sakraler Gospel-Größe oder beeindruckendem Amy
Winehouse-Volumen den Hörer vom ersten Moment an gefangennimmt und
-hält. Wie eine Beyonce mit echten Melodien oder eine Christina
Aguilera, der endlich jemand wurzelwertes Liedgut direkt auf den
begnadeten Stimm-Leib geschrieben hätte, schenkt uns Ina eine
gefühlsreiche Gesangs-Meisterleistung, die direkt ins Herz geht.
Bewunderungswürdig bemerkenswert. (cpa)

Weiterhin/auch lieferbar:

Ina Forsman - Ina Forsman CD - 15,95

Ina Forsman, Layla Zoe, Tasha Taylor - Blues Caravan 2016 CD+DVD - 17,95


Fränder - Fränder

CD - EUR 15,95

Eine weitere Bereicherung für den heimischen Folklore-Schrank: Dem
schwedisch/estnische Quartett Fränder gelingt es mit einer aus
wohlvertrauten und erfrischend anderen Klängen ansprechend gemischten
Melange aus feinstem Instrumentalhandwerk und vielstimmigem Gesang
eine weitere Lücke auf meiner musikalischen Weltkarte ohrenbetörend
zu schließen. In neun, herzhaft spielerisch ausgelebten Weisen
pflegen die drei schwedischen Geschwister Nastasja, Gabbi und Daniel
Dluzewa gemeinsam mit der estnischen Flötistin Säde Tatar die
folkloristischen Wurzeln ihrer Heimat(en), greifen dabei auch auf
Fremdwerk zurück, leben ihre Sanges- und Spielfreude aber vor allem
in eigenen Kompositionen aus, die sie gekonnt in die bewegt-bewegende
Mitte zwischen gelebtem Volksgut und komplexem Kunstlied setzen. Das
ganze Können auf den vier beteiligten Hauptinstrumenten ausspielend,
wird die auch in den verwegensten Momenten noch höchst eingängige
Musik allein mit Fiddle, Flöten, schwedischer Bosoki und Kontrabass
erschaffen, rückt dabei mitunter in die instrumentale Nähe geliebter
Kate Rusby-Platten, vereint urwüchsige Folklore, barocke und
progressive, skandinavische und jiddische Elemente, wirbelt gekonnt
im belebt-belebenden Dreieck Värttinä, Gjallarhorn und Warsaw Village
Band, bezaubert mit mehrstimmigen, vorwiegend weiblichen
Harmonielagen und phantasievoll-weiten Spiel-Passagen und lässt
selbst im wildesten Tanz das Fehlen von Schlagwerk völlig vergessen.
Ein für unsere Ohren zusätzlicher Reiz liegt freilich im
abwechselnden Gebrauch der schwedischen und der estnischen Sprache,
aber auch ohne diese exotische Note ist das 2019er Debütwerk eine
echte Entdeckung für den Freund grenzenloser Folk-Kunst. (cpa)


Gemini 4 - Gemini 4

CD - EUR 12,95

Nur auf den ersten Hörgang nahezu rein elektronisch wirkendes
Klänge-Experiment des stilungebundenen Hugo Race, erst bei mehrfachem
Erleben sich aufspaltendes, entfaltendes Elf-Epen-Ereignis der
emotionstiefen Art. Gemeinsam mit seinen musikalischen Mitstreitern
Michelangelo Russo, Julitha Ryan und Andrew Hehir entwickelte und
kreierte der dunkle Fürst des Drone-Deserts auf vielzähligem
Tasten-Equipment diesen für seine Verhältnisse vergleichsweise licht
leuchtenden, vielschichtig wabernden, über weite Strecken schwebend
arrangierten, aber mitunter auch rhythmisch zum Mitschwingen ladenden
Klang-Kosmos, der in der grenzenlosen, phantasievollen Freiheit
zwischen melancholischen Mollton-Wolken und klassischen Tangerine
Dream-Teppichen das Ohr auch des Nicht-Elektronikers zu erreichen und
zu fesseln versteht, dem musikalischen Tiefen-Gefühl und -Geist des
prägenden Meisters sei Dank. Lebendige, bewegt-bewegende, bisweilen
nahezu dramatische Musik-Meditationen, prächtig geeignet, um die
Gedanken in die Ferne fließen zu lassen. (cpa)


Anneke van Giersbergen & Arstidir - Verloren Verleden

CD - EUR 8,95

Auch wenn ich ihr Wirken bislang nur aus gewisser Werk-Ferne
begleitete, so ist der Beitrag der Niederländerin mit der
engelsgleichen Stimme zum sonst eher männerdominierten
Progressive-Kosmos ein einzigartiger. Durch feste und lose
Bandbeteiligungen (u.a. The Gathering, Gentle Storm, Vuur, um nur
einige zu nennen), Collaborationen und Gastbeteiligungen, seit
einigen Jahren auch unter ihrem eigenen guten Namen sorgt sie für
eine ganz besondere weibliche Note im artifiziellen Rock-Feld, wobei
sie auch Seitensprünge in Metal- und düstere Wave-Gefilde nicht
scheut. Die vorliegende 2015er Zusammenarbeit mit dem isländischen
Progressive-Folk-Projekt aber zählt für mich zu den Sternstunden der
musikalischen Grenzwanderung und -überschreitung, wird hier doch
beeindruckende instrumentale wie vokale Kunst ganz in den Dienst des
Liedes, genauer: des Kunstliedes, gestellt, wobei mit dieser Sammlung
von zehn Gesangsstücken zeitliche wie räumliche Schranken allein mit
der Kraft der Musik eingerissen werden. Mit einer vor allem in den
hohen und höchsten Lagen unvergleichlich betörenden Stimme zieht
Anneke, begleitet von wohlgesetztem Instrumentalhandwerk auf Gitarre,
Klavier, Geige, Bratsche und Cello, durch vier Jahrhunderte des
artifiziellen Liedschaffens, singt die Worte der Weisen aus
Deutschland, Norwegen, Holland, Amerika, Island, England und
Frankreich in den jeweiligen Herkunftssprachen und verleiht der
Liedersammlung damit eine weitere, weltenverbindende Ebene. Aber es
ist die einzigartige Symbiose von kunstvoll dargereichter, oft in
barocken Farben gehaltener Musik und einer unvergleichlich
engelhaften Stimme, die diese zutiefst berührende, von Renaissance
und Barock über Romantik bis in die heutigen Tage reichende
Liederkette zu einer akustischen Ausnahmesituation machen, wenn
zwischen Trauer, Tragik und herzwunder Melancholie bekannte Weisen
(Solveig's Liebeslied/Edvard Grieg, Pavane/Gabriel Fauré, A Simple
Song/Leonard Bernstein) und weniger geläufige Melodien gleichermaßen
tief in die Hörerseele hinabgesenkt werden, wo durch ungewohnte
Harmonie-Wendungen sogar ein Traditional wie Danny Boy wieder zu
einem bleibend bewegenden Moment wird. Zu den gefühlstiefsten
düsteren Glanzmomenten zählen dabei die vielstimmig a capella
vorgetragene Arstidir-Komposition Per Eg Unni (100 Sekunden von
finaler sakral-vokaler Schönheit), der Jean Ferrat-Song Het Dorp und
Gottfried Stölzels Barock-Ballade Bist Du Bei Mir, welche für mich -
gerade in dieser schmerzend schönen, unendlich verletzlichen Version -
 zu dem Ergreifendsten zählt, was die Musikgeschichte hervorgebracht
hat. Ein herzbewegendes Hohelied auf die Kunst der gesungenen Weise,
zeitlos-zaubrische Reise durch die Jahrhunderte, ewig berührende
Musik, die verwässernde Vergleiche verbietet, schmerzhaft ergreifend,
zum Weinen schön. (cpa)


Heated Land - In A Wider Town

LP/CD - EUR 16,95/13,95

Eine weitere subtile Pretiose vom feinen Dresdner KF-Label (Green
Apple Sea, Garda). Die siebenköpfige Band verteilt sich geographisch
über die halbe Republik, findet musikalisch aber auf sehr harmonische
Weise zusammen. Das Genre ist kammermusikalischer Indie-Folk mit
deutlichen Americana-Roots. Zurückgenommen bis introvertiert und
überwiegend sparsam instrumentiert. Oft nur mit wenig Akustikgitarre
und gewollt dünnem Schlagzeug. Selten mit lauteren Momenten, was dann
schon wegen der verzerrten Harmonika aufs Schönste an Talk Talk
erinnert. Im Hintergrund kann sich ganz feiner Streicher-Drone
einschleichen, der sich auch mal etwas lauter und epischer
ausbreitet, um dann aber schnell wieder im Schneckenhaus zu
verschwinden und von einer akustischen Slidegitarre ersetzt zu
werden. Dazu gibt es Harmonium und Kontrabass, was für zusätzliche
Wärme im Klangbild sorgt. Der Sound bleibt also fast immer schlank
und kompakt, der Vibe ist milde melancholisch und gerne ein bisschen
verträumt. Dies ist das zweite Heated Land-Album nach dem 2014er
Debüt, zwischenzeitlich hatte sich Hauptsongwriter Andreas Mayrock
mal für längere Zeit in eine kanadische Blockhütte zurückgezogen. Es
wurde in nur zwei Tagen eingespielt und erweist sich als nachhaltiges
Kleinod für feingeistige Americana-Freunde. (Joe Whirlypop)


Helge Holm - America First

CD - EUR 14,95

Vier Jahre ließ der frühere Following Flames-Kopf seinem zweiten
Vollwerk unter eigenem guten Namen zur Reifung, eine Zeit, die der
finalen Feinform der zehn Songs zu Gute kommt. Der Entwicklungsdauer
angemessen ist auch das Thema, dass sich der Vielinstrumentalist,
Sänger und Songwriter dafür auserkor - in zehn auch stilistisch sehr
individuellen Songs widmet er sich dem nahezu grenzenlosen Phänomen
Amerika, wobei er sich nicht allein das Trump'sche Unwesen
vorgenommen hat, sondern das ferne Geschehen durchaus exemplarisch
auch für weltweite Vorkommen nutzt. Aber auch die größten Worte
verlangen nach entsprechender musikalischer Umsetzung, Begleitung und
Untermalung, und hier spielt Helge seine ganze (Gitarren-) Kunst aus,
nutzt die vielfältigen Klang-Sprachen seiner 6 Saiten, um die
Vielschichtigkeit des Themas auch stilistisch hör-, spür- & greifbar
zu machen. Und auch wenn Andreas Mühe (Bass) und Peter van der Meer
(Produktion, Drum Programming, Gitarren- & Tastenwerk) ihren Beitrag
zur Abrundung des akustischen Geschehens leisten, so ist es in aller
erster Linie der nach Perfektion heischende Protagonist, der die vier
Jahre ausgiebig nutzte, um aus Gesang und Gitarren, Keyboards und
Klavier, Elektronikspielereien und Effekten eine
genregrenzenübergreifende Rock-Musik zu erschaffen, die vom
sonnenbeschienenen Pop über Beat, Pub Rock und deftige Hard
Rock-Attacken bis hin zu Reggae-Rhythmen reicht, sogar seine Neigung
zu klassischen Art- und Progressive Rock-Elementen lässt er uns
zwischen den Zeilen spüren. Mit seiner Stimme, besonders wirkungsvoll
eingesetzt in den mehrlagigen Chorpassagen, liefert er die oft
bemerkenswert eingängigen Melodien-Kronen zu seinen nicht minder
ohrenfreundlichen Rock-Riffs, die ihm scheinbar nahezu mühelos von
der Hand gehen. Gepaart mit den reizvoll durchdachten Arrangements,
dem gefällig gleißenden Gitarrenspiel und den mitunter überraschenden
Tempi-, Ryhthmus- und Harmonie-Wechseln ist dem energischen
Eigenbrötler ein rundum reifes Werk gelungen, dem man nicht nur die
lange Zeit der Entstehung, sondern auch die Erfahrung des agierenden
Artisten anfühlt. (cpa)

Weiterhin bestellbar, je 1-CD:

Helge Holm - It Happens All The Time - 9,95

The Following Flames - Into The Great Dimension - 6,95


Mandolin Orange - Tides Of A Teardrop

2-LP/2-CD - EUR 28,95/14,95

Der - weitgehend - akustische Traum eines jeden wahren
Americana-Sammlers, eine Ode an die schlichte Schönheit erdnahen,
eigens erdachten Folk-Liedguts. Aber auch wenn viele der elf neuen
Alternative Country-Weisen von Andrew Marlin (Gesang, Mandoline,
Gitarre, Banjo) und Emily Frantz (Gesang, Geige, Gitarre) häufig auf
der kreativen Kraft der akustischen, althergebrachten Mittel fussen,
so entwickeln sich im Verlauf verschiedener irdenener Edelsteine
artistisch anspruchsvolle Arrangements, bei denen auch schneidend
gesponnene elektrische Twang-Fäden, fein gezupftes Geigen-Garn,
schwebende Orgel, Norah Jones-gleich verträumt perlendes Piano oder
dezent gestreicheltes Schlagwerk bedeutsame Rollen spielen. Gekrönt
von dem mal wechselnden, mal gemeinsam herrlich harmonierenden, gern
auch in drei -und vierlagiger Vielfalt gereichten Gesang der beiden
tonangebenden Künstler entfaltet sich eine unerhört unaufgeregte,
sanft fließende, von melancholischen Melodien geprägte Melange aus
allerlei herzhaft gepflegtem Wurzelwerk zwischen unendlicher
Wüstenweite und seelenbesänftigender Backporch-Atmosphäre, zwischen
purer Folk-Ballade und gelassenem Neil Young-Fingerpicking,
ungekünsteltem Country-Folk und von sanftem Kontrabass betupftem
Boom-Chicka-Boom, anspruchsvoller Boxharp-Song-Architektur bis hin zu
naturbelassenem Bluegrass, bei der das namensgebende Instrument zwar
eine hervorragende, aber nicht die bestimmende Rolle spielt. Die
bleibt ganz dem vokalen Paarlauf der perfekt harmonierenden
Protagonisten vorbehalten. Ein vor natürlicher Strahlkraft
leuchtender Americana-Edelstein. (cpa)

Beide Formate bieten als Dreingabe einen Zusatztonträger, der unter
dem Titel Mandolin Orange Sing And Play Traditionals die Stücke
Little Margaret, Silver Dagger; Rolling Mills und I Just Think I'll
Go Away versammelt.


Carson McHone - Carousel

LP (+MP3)/CD - EUR 21,95/14,95

So langsam macht mir das liebgewonnene Loose-Label wirklich Angst, so
sicher und gelungen erweist sich die aktuelle Artisten- und
Alben-Auswahl dieser Londoner Spezialisten für wertes Wurzelwerk.
Auch die von Austin, Texas aus strahlende Americana-Künstlerin zählt
zu den Entdeckungen der Hirten des Guten, Wahren und Bleibenden,
anders aber als die ebenso beeindruckende Label-Schwester Courtney
Marie Andrews wirkt Carson weit näher an der klassischen Nashville
Country-Krume, schätzt, pflegt und lebt Honky Tonk, Country Waltz
und -Swing, ohne dabei aber den Blick für die Grenzen aufbrechenden
Alternativen zu verlieren. Produziert von Mike McCarthy (Heartles
Bastards, Spoon, Patty Griffin) strotzt dieser erdnahe Edelstein vor
allerlei natürlichen Elemente, akustische Gitarren, Fiddle, Dobro,
aber auch Steel und Slide pflastern den wiegenden Weg der alles
überstrahlend klaren Stimme, deren Nähe zur bislang unvergleichlichen
Kelly Willis mitunter fast zu Verwechslungen führt. Aber auch die
Gefühlstiefe der jungen Dolly Parton ist in Mchone's Gesang zu
spüren, die Geistesverwandtschaft zu Kelley Mickwee ist zwischen den
Zeilen stets präsent, aber es ist ganz allein die naturverbundene
kreative Kraft der Protagonistin, die hier in elf melodieseligen
Eigenkompositionen eine Reife an den Tag legt, die Träumen und
Staunen macht. Zwischen knackig-knarzendem Country und trockenem Boom
Chicka Boom, zwischen betörendem Twang und flirrendem Doors-Desert
erfüllt Carson's bezaubernde Stimme Sinne und vor allem die Seele des
gestandenen Wurzelwerk-Kenners, und wenn sie zum Albumausklang das
vorherrschende Mid-Tempo deutlich drosselt und in drei Balladen ihre
Vielseitigkeit auch auf diesem Gebiet bis in bewegende Gospelnähe
nachhaltig belegt, dann hat das Country-Herz seine neue Hüterin
gefunden. (cpa)


Bob Mould - Sunshine Rock

LP (+DLC)/Ltd. LP (+DLC)/CD - EUR 16,95/18,95/12,95

Vom ersten Moment an packende, herzhaft-rauhe Rock-Attacke, getragen
und getrieben von liebe- & lustvoll verzerrten Gitarren-Akkord-Wogen
und -Wällen, gesegnet mit einem untrüglichen Hang zu hymnischen
Hochphasen, die die prall schillernde Punk-Energie immer wieder in
die Nähe von Petty's Heartland-Highway rückt. Neben den alles
überschallend schimmernden Saiten-Salven ist es das
polternd-preschende, unbarmherzig treibende Schlagwerk, das seinen
gehörig gewaltigen Anteil zur nahezu pausenfreien Atemlosigkeit
dieser Wucht- und Wut-Welle beischlägt, doch wohlgesetzte
Background-Chöre und ein gleich mehrfach gezielt eingesetztes
18-köpfiges Streichorchester sorgen mit Süßigkeit und Drama für die
attraktiven Zwischenebenen im rohen, rüden Rock-Palast, dessen
Krönung die von rauher Stimme ins Gehör gebellten mitreißenden
Melodien sind, die mitunter gar zum Mitröhren einladen. Von
verlockendem Klang-Zuckerwerk und deftiger Punk-Peitsche
gleichermaßen bestimmte, von nur wenigen Ruheinseln unterbrochene
Achterbahnfahrt der riff-griffigen Gefühle, die herrlich heftige
Noise-Ausgabe herzinfarkt-intensiver Heartland-Hymnen, mit Emotion
und Energie, Können und Kraft in Hirn und Herz geprügelt. Ein Dutzend
sonnenenergiedurchfluteter Ohrwürmer, die bleibende Löcher reissen.
(cpa)


Pee Wee Bluesgang - 40 Bluesful Years

LP/CD - EUR 24,95/14,95

Aus Anlass des 40. Geburtstags gönnte das Urgestein des deutschen
Blues-Rock sich und seinen Fans einen Jubiläumsauftritt am 29.
Dezember 2017 im Rocktheater Piano, Dortmund; Sireena, seit langem
die Labelheimat der Band um Gitarrist Thomas Hesse, Mitglied der
ersten Stunde, und Frontmann Richard Hagel, schenkt den PWB-Jüngern
noch eine Zugabe und veröffentlicht den Konzertmitschnitt der
Geburtstagsfeier in Vinyl und sechsseitigem Digifile. Neben
bandeigenen Klassikern wie Make My Day, California, Too Much Soul und
Tikki Bar Is Open gibt's wie gewohnt auch herzhaft adaptierte
Fremdwerke wie Going Down (Don Nix), Everyday I Have Teh Blues (B.B.
King) und eine gitarrensatte siebzehnminütige Fassung von Hey Joe
(Billy Roberts jr.).

Ausgewählte PWB-CDs:

Pee Wee Bluesgang - Absolutely Live - 13,95

Pee Wee Bluesgang - Bootlegged In Balve - 13,95

Pee Wee Bluesgang - Live Im Jovel - 8,95

Pee Wee Bluesgang - Playing Funky: The Lost Album - 13,95


Prefab Sprout - I Trawl The Megahertz (rem.)

CD - EUR 12,95

Remasterte 2019er Schatzhebung des einst (2003) noch allein unter
Meister McAloon's Namen erschienen Opulent-Opus. Voll orchestriertes
Breitwand-Gefühl, prädestiniert für Filme wahrer Größe, die erst noch
gedreht werden müssen. Zentrum ist dabei das 22-minütige titelgebende
Epos, dessen Streicher-Arrangements mitunter Hollis'sche
Schwermut-Güte erreichen. Es folgen sieben Instrumentals und nur ein
Song mit McAloon's Stimme, für menschliche Laute sorgen aber u.a.
Radio-Samples und eine sprechende Frauenstimme. Und es gilt nach wie
vor: Groß-Pop, wie er Zeitströmungs-ungebundener nicht sein kann.
(cpa)


Achim Reichel - Das Beste

4-LP/2-CD - EUR 43,95/17,95

Auch wenn sich diese 2019er Geburtstagsfeier-Songsammlung anlässlich
des 75. Wiegenfestes des deutschen Rock-Urgesteins allein auf seine
Solo-Jahre konzentriert, so ist sie doch mit 37 ausgewählten Stücken,
darunter auch alternative Fassungen, spezielle Edit-Versionen und
gleich sieben Live-Aufnahmen, recht gut gefüllt (für eine mögliche
Reichel-Komplett-Anthologie müssten wir auch etwas länger sparen,
befürchte ich). Die Sammlung speist sich aus seinen 22
Album-Alleingängen, auf denen er von Seemannsliedern und
geschichtsträchtigen deutschen Balladen über Volkslieder bis hin zu
moderner Lyrik und Prosa alles nur erdenkliche mit deutlicher
Rock-Note vertonend stets seinen eigenen nordischen Dickschädel.
Mitunter streifte der dabei auch mehrfach die hiesigen Hitparaden
(nicht immer zur Freude seiner langjährigen Verehrer), aber allein
seine Vertonungen klassischer alt- und ebenso entdeckenswerter
neudeutscher Wortwerke gehören eigentlich in jede heimische
Rockmusiksammlung. Incl. u.a. Fliegende Pferde, Boxer Kutte, Johny
Maynard, Trutz Blanke Hans, Nils Randers, Herr von Ribbeck, Sophie
Mein Henkersmädel, Der Erlkönig, Röslein Auf Der Heiden, Rolling
Home, Der Spieler, Regenballade, Eine Ewigkeit Unterwegs und mit Halt
Die Welt An sogar ein neues Stück.


Linda Ronstadt - Live In Hollywood

LP/CD - EUR 24,95/15,95

Räumt man daheim sämtliche (zum Teil sehr lohnenden) Klondike-,
RoxVox- oder All Access-Mitschnitte von Linda-Live-Auftritten an die
Seite, bleibt an offiziellen Konzertkonserven kaum etwas übrig -
meines Wissens hat die Country-Rock-Goldkehle in ihren ca. 50 aktiven
Jahren kein einziges echtes Live-Album veröffentlicht. Diese echte
Lücke schließt jetzt das ehrwürdige Rhino-Label mit einer Aufnahme
aus den Television Center Studios, Hollywood, vom 24. April 1980, die
diese einzigartige Stimme endlich auf offiziell bei der Bühnenarbeit
portraitiert. Die Sängerin selbst wählte das Dutzend Songs des
Konzertabends aus, der neben Tracks des damals hochaktuellen Mad
Love-Albums (I Can't Let Go, How Do I Make You, Hurt So Bad)
reichlich Ronstadt-Hitmaterial bot: U.a. It's So Easy, Willin', Just
One Look, Blue Bayou, Poor Poor Pitiful Me, Back In The U.S.A.,
Desperado und eine herrlich ausgespielte 6-Minuten-Fassung von You're
No Good.


Rustin Man - Drift Code

LP (+DLC)/ltd. LP (+DLC)/CD - EUR 23,95/24,95/14,95

Talk Talk haben heute - nicht nur innerhalb des
Glitterhouse-Universums - einen fast mythischen Ruf. Da hört man dann
doch genauer hin, was der ehemalige Bassist der Band Paul Webb als
Rustin Man 17 Jahre nach seinem bislang einzigen Album (gemeinsam mit
Beth Gibbons von Portishead) zu bieten hat. Seither hat sich Webb
nicht allzu präsent gezeigt, als Produzent trat er vor einigen Jahren
mal für James Yorkston in Erscheinung. Der Mittfünfziger lässt es
also eher ruhig angehen und lebt hoffentlich komfortabel von den
Tantiemen seiner legendären Band. "Drift Code" ist ein recht
merkwürdiges Album geworden, versponnener Art-Pop kommt als
Genrebezeichnung noch am besten hin. Webb pflegt einen oft betont
theatralisch inszenierten Stil, der teilweise an frühe Prog-Epochen
erinnert. Mit bunter Instrumentenvielfalt, an Talk Talk erinnern fast
nur die gedämpften Drums. Die Musik klingt auch nicht wirklich
entspannt, oft nimmt man eine fiebrige Unruhe war. Webbs Gesang ist
etwas uncharismatisch, erinnert mich ein wenig an Peter Gabriel und
David Bowie, was eigentlich ganz gut ins Gesamtbild passt. Vor allem
aber gemahnt das Album an das erratische Werk von Robert Wyatt. Vom
Gesang bis zur kunstvollen Inszenierung tun sich beachtliche
Parallelen auf. So entsteht Musik, die sich kaum klassifizieren
lässt. Mal sanft psychedelisch, mal impressionistisch-orchestral.
Einzelne Momente erinnern an den kammerfolkigen Nick Drake, andere an
frühe Pink Floyd und sogar Genesis der ganz frühen 70er. Die Kunst
liegt in den feinsinnigen Arrangements, mal zart impressionistisch,
mal exaltiert und mit großer Geste inszeniert. Insgesamt entsteht so
ein ebenso spannendes wie gewagtes, komplett unkonventionelles Werk
von gewöhnungsbedürftiger Schönheit. (Joe Whirlypop)


The Specials - Encore

LP/CD/ltd. 2-CD - EUR 24,95/16,95/23,95

Mal wieder ein Comeback der großen britischen Two Tone/Ska-Band,
meiner Rechnung nach das dritte. Mit den Gründungsmitgliedern Terry
Hall, Lynval Golding und Horace Panter, aber weiterhin ohne Jerry
Dammers. "Encore" ist das erste echte neue Studioalbum seit 18
Jahren. Da ist eine gewisse Skepsis durchaus angebracht, meine
Bedenken sind aber schon mit dem ersten Song weggefegt. Der ist
nämlich ein glorioses Cover von "Black Skinned Blue-Eyed Boy", schon
im Original von den Equals (mit Eddy Grant) ein Hammer, hier aber im
ungewohnten, handgespielten Funk- ja Disco-Style! Echt jetzt, und das
klingt super, mit Cowbells, Chic-Gitarre und Philly-Streichern, wow.
Untergründig brodelnden Funk gibt es auch im zweiten Song "Black Live
Matters", einer bitteren antirassistischen Tirade von Lynval Golding,
auch das großartig gelungen. Im Weiteren gerät das Album dann aber in
konventionellere Fahrwasser und bietet Specials-typischen Ska und
Reggae, solides Handwerk, eingespielt mit dem dänischen Produzenten
Torp Larsen. Herausragend ist allerdings schon die Idee, das
wunderbare "The Lunatics Have Taken Over The Asylum" von Fun Boy
Three zu covern. Wem die zehn neuen Songs nicht reichen, kann sich an
satten elf Bonus-Tracks erfreuen: Live-Aufnahmen aus den Jahren 2014
und 2016, frisch klingend und von ansteckendem Enthusiasmus. Darunter
natürlich auch essentielle Hits wie "Too Much Too Young",
"Stereotypes", "Rudy" und "Gangsters" - aber auch Bob Marleys
"Redemption Song". Welcome back, Specials! (Joe Whirlypop)


The Telescopes - Exploding Head Syndrome

LP/CD - EUR 16,95/14,95

Huch, die Briten aus Staffordshire hatte ich nicht mehr auf dem
Schirm. Als durchaus stolzer Besitzer ihres selbstbetitelten 1992er
Albums hart auf den Spuren von Spacemen 3 stelle ich nun fest, dass
es die Band mit einer zehnjährigen Produktionspause bis heute gibt.
Einzige personelle Konstante ist allerdings Bandkopf Stephen Lawrie,
der inzwischen fast alles selbst macht. Dabei entstanden auch
regelmäßig Alben, dies ist jetzt das zehnte. Es erscheint wie bereits
die beiden letzten beim rührigen deutschen Tapete-Label und lässt
mühelos vergangene Spacetrip-Zeiten aufleben. Seinerzeit hatte ich
The Telescopes als leicht muffige Epigonen von Bands wie Loop und
eben Spacemen 3 in Erinnerung. Daran hat sich im Prinzip nicht viel
geändert. Der Sound ist verhangen, dunkel und monoton. Mit stoischen
Riffs, Einton-Orgel und teils etwas unterlegtem elektronischem Drone
manifestieren sich hier drogenschwanger-tribalistische Rituale. Der
Gesang ist lakonisch, beiläufig und unaufdringlich, oft nur verloren
gemurmelt. Die Gitarren klingen nach psychedelischen Sixties, heute
sagt man dazu ja gerne pauschal Shoegaze. Schnellstenfalls unteres
Midtempo. Eigentlich nur unteres Midtempo. Dazwischen gibt es aber -
ebenfalls wie bei Spacemen 3 - auch musikalische Aufhellungen. Das
klingt dann sanft verorgelt und fast bluesig, recht aufgeräumt und
sympathisch verträumt. Die Songs sind eigentlich nur selten richtige
Songs, viel eher drogenschwangere Miniaturen von gewollt repetitivem
Charakter. Aber eben in exquisit-authentischem Sounddesign der späten
80er, dem goldenen Zeitalter des spezifisch britischen halluzinogenen
Drogenrocks. So oder so: diese Band lebt in einer sehr schönen
Vergangenheit. Wundert mich dann doch, dass es sie noch gibt, was der
Freude (zumindest für Genrefreunde) aber keinerlei Abbruch tut. (Joe
Whirlypop)


Tiny Ruins - Olympic Girls

LP/CD - EUR 14,95/13,95

Obwohl mitunter berauschend voll instrumentiert, gern auch in die
luxuriöse Klangwelt der späten 60er/frühen 70er gleitend, ist und
bleibt das 2019er Songwerk von Hollie Fullbrook ein Zelebrieren des
Zarten, Sanften, Wolkenweichen. Mit ihrer mädchenhaften Charme
verströmenden, bewegend natürlichen, seelenrührend sanften Stimme
verwandelt die neuseeländische Singer-Songwriterin elf Eigenweisen
in Zauberstunden zartesten Zuckerwerks, wobei die inzwischen zur
festen Besatzung zählenden Mitstreiter Cass Basil (Bass) und
Alexander Free (Schlagwerk) das ihre dazu beisteuern, die
Song-Architektur mit allerhand bunter Farbe zu füllen. Und so bleibt
es nicht bei - immer mal wieder aufschimmernden - leise fließendem
Folk-Pop, allerhand akustische (und elektrische), saitenflirrende und
perkussive Artigkeiten und schillernde Ideen beleben die flirrend
luftigen Arrangements, wobei nie das Tempo eine tragende/treibende
Rolle spielt, sondern stets das intensive Gefühl vorherrscht. Und in
der Mitte des derart delikat dargereichten Wohlklangs thront eine
Stimme, deren wohlige Wärme irgendwo in der Mitte zwischen der jungen
Suzanne Vega und der ewig betörenden Rosie Thomas ihre ganze grazile,
seelentröstende Wirkung entfaltet. Feinster Folk-Pop der
intelligent-ideensprühenden, herzwärmenden Art. (cpa)


Two Tribes - Various Artists

2-LP/CD - EUR 23,95/14,95

Rundum gelungene und durchgehend spannende Compilation vom
Hannoveraner Agogo-Label, die beweist, dass modernistischer Afrobeat
längst nicht mehr nur aus Afrika kommen muss. Zusammengestellt wurde
"Two Tribes" von den beiden kundigen DJs und Journalisten Tobi Kirsch
und Ubbo Gronewold, denen ich größten Respekt für ihre Selection
zolle. Die beiden Stämme des Albumtitels beziehen sich auf Europa und
Afrika, die die hier präsentierte Musik zusammenrücken lässt. Denn
die Mehrzahl der sehr afrikanisch klingenden Musiker kommt aus
europäischen Ländern wie Deutschland, Finnland, Italien, Frankreich
und Großbritannien. Aber auch Afrikaner wie Blay Ambolley und Selma
Uamusse sind dabei, die zwölf Tracks lassen aber Grenzen verschwinden
und reißen Mauern ein. So entstehen überwiegend (post-) moderne
Afrobeat-Tracks, mal recht authentisch organisch instrumentiert,
meistens aber mehr oder weniger elektronisch aufgerüstet, was
hervorragend funktioniert. Das kann dann nach hypnotischem Afro-Dub a
la Tony Allen klingen, wie ihn Mark Ernestus einst auch fürs
hauseigene Glitterbeat-Label gezaubert hat. King Sunny Ades
Afro-Psychedelic revisited. Oder mit geradem Beat den
Afro-House-Floor befeuernd. Teils wird es auch ein bisschen jazzig
mit zickigem Gebläse, insgesamt ist die Abwechslung aber sehr groß.
Schon erstaunlich, wie überzeugend afrikanische Musikkultur in
europäischen Ländern gepflegt wird. Besonders gut gefällt mir der
Italiener Andrea Benini (MopMop) mit seinem hypnotischen
Balafon-Roller, wie auch der housig-perkussive Drive von David Hanke.
Das Highlight folgt dann ganz zum Schluss: Raoul K ist ein in
Norddeutschland lebender Ivorer, der hier einen hypnotischen
15-Minuten-Trip mit unwiderstehlichem Handclap-Groove, elastischer
Afro-Percussion und treibendem, minimalistischem Vorwärtsdrang zu
halluzinogenen Balafon-Lines abliefert, der trotz seiner Länge
letztlich viel zu kurz ausfällt. Wow, hier wachsen Kulturen zusammen.
(Joe Whirlypop)


Demnächst in diesem Theater...

08.02.

Die Goldenen Zitronen - More Than A Feeling

Mercury Rev - Bobby Gentry's The Delta Sweete Revisited

Bob Mould - Sunshine Rock

Jessica Pratt - Quiet Signs

Hank Shizzoe - Steady As We Go

Lemonheads - Varshons 2

Prince - 3 Reissues (Planet Earth, Musicology, 3121)

Eric Gales - The Bookends

Robin Trower - The Studio Albums 10-CD

Panda Bear - Buoys

15.02.

Motorpsycho - The Crucible

Ryan Bingham - American Love Song

Hold Steady - Stay Positive

Cat Stevens - Back To Earth (Anniversary Edition)

Minor Majority - Napkin Poetry

Gemma Ray - Psychogeology

Yann Tiersen - All

Long Ryders - Psychedelic Country Soul

William The Conqueror - Bleeding On The Soundtrack

Dan Navarro - Shed My Skin

Millencolin - SOS

22.02.

The Strange - Echo Chamber

James Yorkston - The Route To The Harmonium

Better Oblivion Community Center - Better Oblivion Community Center

Susanna & The Brotherhood Of Her Lady - Garden Of Earthly Delights

Michael Rother - Solo (Box-Set)

John Mayall - Nobody Told Me

Curtis Mayfield - Keep On Keeping On: Studio Albums 1970-1974 4-LP/4-CD

Dickey Betts & Great Southern - Live At Rockpalast 1978 & 2008 2-DVD+3-CD

OVE - Abruzzo

Flamin' Groovies - Gonna Rock Tonight: Complete Recordings 1969-71 (3-CD)

Stiff Little Fingers - The Albums 1971-1997 (4-CD)

01.03.

XIXA - The Code (ltd.)

Robert Forster - Inferno

The Unthanks - Lines Part 1 - 3

Royal Trux - White Stuff

Van Morrison - The Healing Game (20th Anniversary Edition)

The Seeds - Pushin' Too Hard

08.03.

Fiddler's Green - Heyday

Townes van Zandt - Sky Blue

Bill Pritchard - Midland Lullabies

15.03.

Cinematic Orchestra - To Believe

22.03.

Lambchop - This (Is What I Wanted To Tell You)

Matt Andersen - Halfway Home By Morning

Jack Bruce - Live At Rockpalast 1980, 1983 & 1990 2-DVD+5-CD

The Schramms - Omnidirectional

29.03.

Keith Richards - Talk Is Cheap (ca. fünf 30th Anniversary Editionen)

19.04.

Ryan Adams - Big Colors

Russ Tolman - Goodbye El Dorado


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte: Vollversammlung.

DBUK

05.02.2019 FR - Paris - Black Star

06.02.2019 NL - Utrecht - dBs

07.02.2019 UK - London - Borderline

08.02.2019 NL - Deventer - Burgerweeishuis

09.02.2019 BE - Waardamme - Cowboy Up

10.02.2019 RU - Moscow - Powerhouse

11.02.2019 RU - St Petersburg - Serdce

13.02.2019 ES - Barcelona - Rocksound

14.02.2019 ES - Valencia - Loco Club

15.02.2019 ES - Madrid - Café Berlin

16.02.2019 ES - Hondarribia - Pslilcybenea

18.02.2019 DE - Mannheim - Altes Volksbad

19.02.2019 BE - Liege - Le Hangar

20.02.2019 DE - Oberhausen - Druckluft

21.02.2019 CH - Luzern - Jazzkantine

22.02.2019 CH - Schaffhausen - Tap Room

23.02.2019 CH - Zurich - El Lokal

24.02.2019 AT - Wien - Chelsea

26.02.2019 CZ - Brno - Kabinet Muz

27.02.2019 CZ - Prague - Kastan

28.02.2019 PO - Warsaw - Klub Hydrozagadka

01.03.2019 DE - Berlin - Privatclub

DIE NERVEN

dienerven

17.02.2019 DE - Freiburg - Waldsee

18.02.2019 DE - Karlsruhe - Kohi

19.02.2019 DE - Mainz - Schon Schön

20.02.2019 DE - Essen - Zeche Carl

21.02.2019 DE - Bielefeld - Forum

22.02.2019 DE - Kiel - Kieler Schaubude

23.02.2019 DK - Copenhagen - Loppen

24.02.2019 DE - Rostock - Mau Club

25.02.2019 DE - Berlin - Berghain Kantine (Zusatzkonzert)

27.02.2019 DE - Berlin - SO36

28.02.2019 DE - Nürnberg - Z-Bau

02.03.2019 DE - Passau - Passau Zauberberg

03.03.2019 DE - Regensburg - Alte Mälzerei

04.03.2019 DE - München - Münchner Kammerspiele

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

01.02.2019 AT - Lembach - Musikclub

02.02.2019 DE - Nürnberg - Club Stereo

03.02.2019 DE - München - Backstage Club

04.02.2019 DE - Reutlingen - franz K.

05.02.2019 DE - Ansbach - Kammerspiele

06.02.2019 DE - Leipzig - Moritzbastei

07.02.2019 DE - Erfurt - Museumskeller

08.02.2019 DE - Ludwigshafen - Das Haus

15.06.2019 DE - Ellingen - Gutsfestival

21.06.2019 DE - Neuhausen ob Eck- Southside Festival

21.06.2019 DE - Scheeßel - Hurricane Festival

02.08.2019 DE - Böblingen - Böblinger Songtage

03.08.2019 DE - Luhmühlen - A Summer's Tale

09.08.2019 DE - Bergfunk Open Air - Königs Wusterhausen


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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LABEL/5047: Warner Music Medien Newsletter KW 05 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 05

Hamburg, 31. Januar 2019



In den USA dreht sich derzeit wieder alles um das Ei, denn beim
diesjährigen Super Bowl findet am kommenden Sonntag (03.02.) das
spektakuläre Endspiel der National Football League statt, zwischen
den Los Angeles Rams und den New England Patriots. Dafür stehen nicht
nur die Fans Schlange, sondern auch diverse Marken, die sich mit
ihren Werbespots zum Megaevent gegenseitig zu überbieten versuchen.
Pünktlich zum Super Bowl stellt auch die Pepsi Gruppe das Testimonial
ihres neuen aromatisierten Sprudelwassers BUBLY vor und das ist kein
Geringerer als der kanadische Weltstar Michael Bublé - hier [1] im
Teaser zu sehen. "Ich bin vielleicht Kanadier, aber ich liebe
American Football", so Bublé. Der offizielle Spot feiert dann am
Sonntag zum Super Bowl LIII Premiere.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

RAPSTA

"Gib mir die Sauce, ich dip ins Game / So wie Lil Wayne - make it
rain (Ha!) / Rapsta, Playboi Carti / Southside, Playboy Party / Du
willst mit mir reden? (Yes!) / Doch das geht heute gar nicht!
(No!)", spittet Rapsta auf seiner brandneuen Single "D.I.P.", die
diesen Freitag erscheint.

Im dazugehörigen Musikvideo [2] macht es sich der Stuttgarter MC
hinter der Kasse eines Asia-Supermarkts bequem und wartet auf
Kundschaft. Was dann passiert gleicht einem Tagtraum, begleitet von
einem Killer-Beat und versierten Rap-Einlagen.

"D.I.P." ist nach "Jason Park" der zweite vielversprechende Vorbote
und Titeltrack seines im April erscheinenden zweiten Albums. Vor drei
Jahren hatte der heute 28-Jährige sein Debütalbum "Ah!" vorgelegt.


THE KIEZ

Mit einem unbeschwerten Pfeifen beginnt die eingängige
Warner-Debütsingle "Ghost" [3] des Garage-Rock-Duos The Kiez, das mit
seinem lässig-groovenden Vibe, den warmen Vintage-Orgeln und
brummenden Bässen mitunter an die Black Keys erinnert.

"Die meisten Leute haben diese oder ähnliche Erfahrungen bereits
gemacht: Du liebst jemanden und bist mit dieser Person ein paar Jahre
zusammen. Dann jedoch endet es. Und wenn du die Person wiedersiehst,
irgendwann später, ist es, als würdest du einen Geist sehen, als sei
all das nie passiert", kommentieren The Kiez.

"Ghost" folgt auf ihre Anfang 2018 bei Clouds Hill veröffentlichte
Debüt-EP "We Play" und ist ein erster Vorgeschmack auf ihr
Debüt-Album "Hi, We Are The Kiez", das am 19.04. erscheint.


JASON MRAZ

Letztes Jahr veröffentlichte der mehrfache Grammy-Gewinner Jason Mraz
sein Studioalbum "Know.", das hierzulande Platz #25 der offiziellen
Album-Charts erreichte (#5 der Album-Download-Charts) - hier [4] das
Video zur Single "More Than Friends (feat. Meghan Trainor)".

"Der vielleicht entspannteste Songwriter der Welt feiert das
Leben", schrieb der Rolling Stone und lüftete dessen
Erfolgsgeheimnis. "Ich möchte mit meiner Musik den Menschen
helfen, ihre eigene Gefühlswelt kennenzulernen", so Jason Mraz,
der neben seiner Musik ein engagierter sozialer und politischer
Aktivist und Philanthrop ist.

Im Februar kommt er mit seinem aktuellen Album für zwei Konzerte nach
Deutschland: 27.02. Berlin, Verti Music Hall | 02.03. Köln, Palladium
(ausverkauft).


AYA NAKAMURA

Ihr Song "Djadja" war der europäische Überraschungshit des letzen
Jahres und mit ihrer neuen Single "Copines" sieht nun alles danach
aus, als würde die französische R&B-Künstlerin genau dort
weitermachen.

"Copines" katapultierte sich auf Platz #1 der offiziellen Charts und
Streaming-Charts in Frankreich und steht international derzeit
bereits bei über 42 Mio. Spotify-Plays. Das begleitende Musikvideo
[5] zählt indes bereits über 129 Mio. Views.

Die Single stammt, wie schon "Djadja", vom aktuellen,
selbstbetitelten Album der Französin mit malischen Wurzeln und
überzeugt mit schwebend sommerlichen Vibes, karibischen Rhythmen
sowie Aya Nakamuras hypnotischer Stimme - ein absoluter Ohrwurm der
Sprach- und Ländergrenzen mühelos überwindet.


GERARD WAY

Zwölf Jahre nachdem Gerard Way in Zusammenarbeit mit dem Illustrator
Gabriel Bá die erste Folge seiner Comicbuch-Serie "The Umbrella
Academy" veröffentlicht hat, wird sie ab dem 15.02. bei Netflix zum
Leben erweckt.

Im offiziellen Trailer [6] dazu ist Gerard Ways neuer Song "Hazy
Shade Of Winter" [7] zu hören, ein rockiges Cover des gleichnamigen
Originals von Simon & Garfunkel aus dem Jahre 1966, für das sich
Gerard Way mit Ray Toro zusammentat - seinem früheren Bandkollegen
bei My Chemical Romance.

"Das ist einfach surreal und unglaublich aufregend zugleich.
Diesen Song gemeinsam mit Ray Toro und Jarrod Alexander zu covern war
großartig. Ich kann es kaum erwarten ihn zusammen mit der Show zu
enthüllen", freut sich Gerard Way.


ALEC BENJAMIN

Derzeit richten sich alle Augen und Ohren auf den jungen
amerikanischen Singer/Songwriter Alec Benjamin, der ein begnadeter
Geschichtenerzähler ist und dies in seinen Songs ein ums andere Mal
unter Beweis stellt. So auch auf seiner Hit-Single "Let Me Down
Slowly", die er kürzlich in einer herausragenden neuen Version
präsentierte.

Die Neubearbeitung der Durchbruchs-Single aus seinem 2018er
Debüt-Mixtape "Narrated For You" trumpft mit einem Feature der
Grammy-Gewinnerin Alessia Cara auf und feierte Anfang Januar Premiere
- hier [8] zu hören.

Nächste Woche ist Alec Benjamin live in Deutschland zu erleben. Die
drei Shows sind allerdings bereits restlos ausverkauft: 04.02.
Hamburg, Nochtspeicher | 05.02. Berlin, Frannz Club | 07.02. Köln,
Blue Shell.


TRACK OF THE WEEK • FOALS - "Exits"

Kürzlich legten Foals mit "Exits" die erste Single ihres kommenden
Albums "Everything Not Saved Will Be Lost" (Vö 08.03.) vor, inklusive
eines epischen Musikvideos: "Es gibt eine bestimmte Vorstellung
davon, dass die Welt nicht mehr bewohnbar ist, wie sie es einmal war.
Eine Art gefährlicher Mangel an Vorhersehbarkeit und ein Gefühl, von
der schieren Dimension der Probleme überwältigt zu sein, denen wir
gegenüberstehen. Was ist die Reaktion? Und was ist der Sinn
irgendeiner Reaktion, die ein Einzelner zeigen kann?", fragt sich
Frontmann Yannis Philippakis und thematisiert damit die
Vergänglichkeit einer Welt, in der alles in Gefahr ist, unumkehrbar
ausgelöscht zu werden. "Foals halten mit 'Exits' unserer Gesellschaft
den Spiegel vor", lobten NME


WEITERE VERÖFFENTLICHUNGEN


	
ALBUM 



	
VÖ

25.01.2019

25.01.2019

25.01.2019

25.01.2019

01.02.2019

01.02.2019

08.02.2019

15.02.2019

15.02.2019

15.02.2019

22.02.2019

22.02.2019

22.02.2019

22.02.2019

01.03.2019

08.03.2019

08.03.2019

15.03.2019

22.03.2019

19.04.2019

26.04.2019

03.05.2019

10.05.2019


	
KONFIGURATION

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital


	
ARTIST

Rudimental

Rival Sons

Rival Sons

Terror Jr.

Anderson.Paak

Michael Bublé

Rita Ora

Disarstar

One Ok Rock

SWMRS

Anderson.Paak

Gary Clark Jr.

Adia Victoria

Yola

Rudimental

FiNCH ASOZiAL

Paul Weller

Angel Du$t

Jenny Lewis

The Kiez

Josh.

Nie und Nimmer

Alexa Feser


	
TITEL

Toast To Our Differences

Feral Roots

Feral Roots

Unfortunately, Terror Jr.

Oxnard Vinyl

love (Red Vinyl for Valentine's Day)

Phoenix Vinyl

Bohemien

Eye Of The Storm

Berekeley's On Fire

Oxnard Vinyl

This Land

Silences

Walk Through Fire

Toast To Our Differences Vinyl

Dorfdisko

Other Aspects, Live At The Royal Festival Hall

Pretty Buff

On the Line

Hi, We Are The Kiez

Von Mädchen und Farben

Laute Stille

A!









[1] http://click.email.artistarena.com/?qs=5ab9cf38ec28dcc63de7503746a0ee8dd440e453d4990017173d4b08f0dfe2ece4b823bedd5030e21059135681ba92ee

[2] http://click.email.artistarena.com/?qs=5ab9cf38ec28dcc633bc8885b455ee36c95aa4d00e9b19be14efdea27ca3221169f7fb2a434dfaace225b3977dc4f6ba

[3] http://click.email.artistarena.com/?qs=5ab9cf38ec28dcc6020fc00c9e64ca495df4dc7eaec4138bf4748dc557f38743e4bbdbbcce181906d8472bf987cc48a0

[4] http://click.email.artistarena.com/?qs=5ab9cf38ec28dcc6ee2a74733218640e54155afbb80191a8d6596b7fe4d3f681fa5b794b8d1bcb9cd8e8c24d9b41e7ea

[5] http://click.email.artistarena.com/?qs=5ab9cf38ec28dcc6645563b2a616d2581341a6780c0b8fb33156704f2fd604e7c7434604562c254287ac41d80a77acaa

[6] http://click.email.artistarena.com/?qs=5ab9cf38ec28dcc6cad3112d4735ad5c3b231c0446f8c2b4b170ea8f275a1c668538b6e50a326647b377f09d73c66115

[7] http://click.email.artistarena.com/?qs=5ab9cf38ec28dcc6b6e449cbadb8efff109cee3181cfd5b8888ac4acd04d066550865cb6046bac1bc4c2ee12bcc971f3

[8] http://click.email.artistarena.com/?qs=5ab9cf38ec28dcc608e468ff9a36d98a1d9ab4f42e717b0ced1ed9e1b8c3fe923e92c34ea981f20480e601b54c9b70c4

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AUSLAND/8968: Aus aller Welt - 05.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Einigung auf Friedensvertrag für Zentralafrika

Die Regierung der Zentralafrikanischen Republik und mehrere
bewaffnete Gruppen wollen ihren seit Jahren andauernden gewaltsamen
Konflikt beenden. Präsident Faustin-Archange Touadera und die Chefs
von 14 verschiedenen Rebellengruppen paraphierten am Dienstag in der
sudanesischen Hauptstadt Khartum die Friedensvereinbarung, die unter
Vermittlung der Vereinten Nationen und der Afrikanischen Union
ausgehandelt worden war. Die Details der neuen Vereinbarung wurden
zunächst nicht veröffentlicht. Seit 2012 wurden bereits mehrere
Friedensabkommen geschlossen, die aber immer wieder scheiterten.

5. Februar 2019
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JUSTIZ/8968: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zollfahnder entdecken Umschlagplatz für geschützte Glasaale

In Liederbach im Taunus haben Zollfahnder einen Umschlagplatz für den
internationalen Schmuggel mit geschützten Glasaalen entdeckt. Wie
Zoll und Staatsanwaltschaft in Frankfurt am Main am Dienstag
mitteilten, stießen die Beamten in einem ehemaligen Chinarestaurant
auf vier Becken mit 210.000 lebenden Tieren. Sie wurden im Rhein bei
Heidesheim nahe Mainz ausgewildert. Außerdem stellten die Fahnder
50.000 Euro in bar sicher. Drei verdächtige Männer im Alter von 27,
28 und 37 Jahren wurden in Untersuchungshaft genommen. In Asien
gelten Glasaale als Delikatesse und werden dort nach Angaben von Zoll
und Tierschützern für Preise von 3.000 bis 5.000 Euro pro Kilogramm
verkauft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8965: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rußland gibt Aufrüstungspläne nach INF-Rückzug bekannt

Rußlands Verteidigungsminister Sergej Schoigu hat die Entwicklung
neuer bodengestützter Raketen angekündigt. Wie der Minister am
Dienstag mitteilte, sollen in den nächsten zwei Jahren eine
landgestützte Variante des Marschflugkörpers "Kalibr" mit einer
größeren Reichweite sowie ein landgestütztes Raketensystem mit einer
Langstrecken-Hyperschallrakete gebaut werden. Schoigu begründete die
Aufrüstungspläne mit dem Ausstieg der USA aus dem
INF-Abrüstungsvertrag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8967: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Linke: SPD muß höhere Militärausgaben verhindern

Die Linkspartei appelliert an die SPD, die Forderung von
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) nach einer
Erhöhung ihres Etats zurückzuweisen. Als Regierungspartner müsse die
SPD diesen Schwachsinn verhindern und dafür sorgen, daß mit dem Geld
etwas gegen Altersarmut getan werde, sagte der
Linken-Verteidigungspolitiker Matthias Höhn der Nachrichtenagentur
AFP. Die von Ministerin von der Leyen geforderte Anhebung der
Verteidigungsausgaben bis 2025 auf 1,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts bedeute, daß jährlich 60 Milliarden Euro in die
Aufrüstung fließen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8966: Tragisches und Kurioses - 05.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Brand in Pariser Wohnhaus wurde vermutlich gelegt

Bei einem Brand in einem achtstöckigen Wohnhaus in einem wohlhabenden
Stadtteil im Westen von Paris sind mindestens neun Menschen ums Leben
gekommen. Mehr als 30 Menschen wurden nach Angaben der Feuerwehr
verletzt. Sechs Stunden kämpften die Feuerwehrleute gegen die Flammen
- rund 200 Einsatzkräfte und andere Helfer waren vor Ort. Die Pariser
Ermittlungsbehörden gehen von Brandstiftung aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8064: Aus aller Welt - 05.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Serie von Bombendrohungen für Moskau und Sankt Petersburg

In Moskau und Sankt Petersburg mußten am Dienstag rund 90
Einkaufszentren, Schulen, Krankenhäuser und Ämter geräumt werden,
weil bei den Sicherheitsbehörden Bombenwarnungen per E-Mail
eingegangen waren. Allein für den Raum Moskau gab es rund 130
derartige Warnungen. Von den vorsorglichen Evakuierungen waren mehr
als 20.000 Menschen betroffen. Bomben seien nicht gefunden worden,
berichteten russische Agenturen. In Sankt Petersburg hatte es in den
vergangenen Tagen bereits Bombenwarnungen gegeben, ohne daß
Sprengkörper entdeckt worden waren. Derartige Räumungen sind mit
erheblichen Kosten verbunden. Möglicherweise sollen die
Bombendrohungen der Wirtschaft des Landes schaden. Behördenangaben
zufolge kamen die E-Mails aus dem Ausland, vor allem aus der Ukraine.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8023: Medizin und Gesundheitswesen - 05.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Grippewelle nimmt Fahrt auf

Nachdem man in diesem Jahr bisher den Eindruck gewinnen konnte, daß
die Grippewelle Deutschland diesmal verschonen wird, steigt jetzt die
Zahl der Influenzafälle an. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete,
sind in der vierten Meldewoche des Jahres 4059 labordiagnostisch
bestätigte Influenzafälle an der Robert-Koch-Institut übermittelt
worden. Bei 741 Fällen oder 18 Prozent waren die Patienten im
Krankenhaus behandelt worden. Seit der 40. Woche 2018 sind damit
10.670 labordiagnostisch bestätigte Influenzafälle an das RKI
übermittelt worden. 2483 oder 23 Prozent mußten stationär behandelt
werden. Insgesamt wurden seit der 40. Kalenderwoche 2018 dem RKI 27
Todesfälle mit Influenzavirusinfektion gemeldet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8052: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Beweissicherungs- und Festnahmeeinheit der Polizei jetzt auch in NRW

Nordrhein-Westfalen hat Anfang der Woche als letztes der Bundesländer
eine sogenannte Beweissicherungs- und Festnahmeeinheit (BFE) der
Polizei in Dienst gestellt. Deren Angehörige sollen vor allem bei
Fußballspielen und Demonstrationen, gegebenenfalls unter Einsatz
körperlicher Gewalt, Beweise für Straftaten sichern und Personen
festnehmen, die einer Straftat verdächtigt werden. Die erste
derartige Spezialeinheit mit 46 Mitgliedern ist in Bochum
stationiert. Bis 2021 sollen fünf weitere der Bereitschaftspolizei
zugewiesene Einheiten folgen. Die insgesamt drei Hundertschaften
werden auf Bochum, Köln und Wuppertal verteilt. Sie werden mit der
neusten Video-und Nachrichtentechnik ausgestattet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7975: Sprache, Kunst und Medium - 05.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Zerschnittenes Banksy-Bild macht die Runde

Der vor allem als Street-Art-Künstler bekannte angeblich unbekannte
Banksy hatte im vergangenen Oktober mit seinem Gemälde "Girl with
Balloon" für Furore gesorgt, als während einer Versteigerung im
Londoner Auktionshaus Sotheby's unmittelbar nach dem Zuschlag für eine
Kunstsammlerin ein im wuchtigen Rahmen eingebauter Schredder ansprang
und die untere Hälfte des Bildes in Streifen schnitt, um dann
stehen zu bleiben. Nach wie vor ist ungeklärt, ob es sich um ein
technisches Versagen oder Teil des Plans handelte.

Das Bild zeigt ein kleines Mädchen, das einem davonfliegenden
herzförmigen Luftballon nachschaut. Es ist ein öfter wiederkehrendes
Streetart-Motiv des Briten, das eigentlich nicht viel hergibt, aber
dennoch für knapp 1,2 Million Euro verkauft wurde.

Während das Auktionspublikum noch sozusagen unter Schock stand,
erklärte die neue Eigentümerin, sie wolle das halbzerstörte Bild
behalten. Sie hatte offenbar schnell begriffen, wieviel Publizität
fortan mit dem Kunstwerk verbunden ist. Angeblich wollte Banksy seinen
Coup als Kritik am Kunstmarkt verstanden wissen.

Tatsächlich macht die Schablonenarbeit jetzt die Runde durch die
Museen. Das Museum Frieder Burda darf das Bild als erstes zeigen. Ab
heute wird es bis zum 3. März in Baden-Baden ausgestellt. Danach ist
die Gemäldegalerie Stuttgart an der Reihe.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8042: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Rußland gibt Pläne für Aufrüstung mit Mittelstreckenraketen bekannt

Nachdem die USA den INF-Abrüstungsvertrag von 1987 gekündigt haben,
sieht sich Moskau nicht mehr daran gebunden. Die russische Regierung
kündigte am vergangenen Freitag das Abkommen zur Verhinderung der
Stationierung von bodengestützten Mittelstreckenraketen ebenfalls
auf. Am Dienstag berichtete der russische Verteidigungsminister
Sergej Schoigu in Moskau, welche Aufrüstungsmaßnahmen nun folgen
werden. Der Nachrichtenagentur RIA zufolge wird Rußland bis
spätestens 2021 einen neuen Marschflugkörper auf Grundlage des
seegestützten Marschflugkörpers Kalibr (Nato-Kennung SS-N-27
"Sizzler") entwickeln. Die landgestützte Variante wird laut Schoigu
bereits erfolgreich im Syrienkrieg eingesetzt. Der neue
Marschflugkörper soll eine größere Reichweite bekommen. Das gilt für
die bodengestützten Raketenkomplexe, die zur Zeit entwickelt werden,
so Schoigu. Es handelt sich um die von Präsident Putin angeordnete,
symmetrische Antwort auf die Entwicklung landgestützter Raketen mit
einer Reichweite von mehr als 500 Kilometern in den USA. Die für die
russischen Präzisionswaffen erforderlichen Karten sollen mit Hilfe
von modernen Militärsatelliten gewonnen werden. Dafür werden laut
Schoigu unter anderem Kameras mit höherer Auflösung benötigt.
Ebenfalls bis 2021 soll das russische Militär eine Überschallrakete
bekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8056: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Altmaiers "Nationale Industriestrategie 2030"

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier hat in Berlin seine
"Nationale Industriestrategie 2030" vorgestellt, wonach sich
Deutschland als Standort gegenüber internationaler Konkurrenz in den
USA und China besser behaupten können soll. Dem Konzept zufolge geht
es um das aus nationalem Interesse gebotene Überleben unter anderem
von Siemens, Thyssenkrupp und den Automobilherstellern. Altmaier regt
an, daß der Staat mit Hilfe eines Beteiligungsfonds feindliche
Übernahmen dieser Konzerne verhindert, indem er für einen befristeten
Zeitraum als Erwerber von Unternehmensanteilen auftritt. Zur
Finanzierung der sogenannten Beteiligungsfazilität könnten
anderweitige staatliche Beteiligungen privatisiert werden. Das Ziel
ist ein Anteil der heimischen Industrie an der Bruttowertschöpfung
bis 2030 von 25 Prozent und in der EU von 20 Prozent. Die Politik
soll dazu mit Senkung der Strom- und Energiepreise sowie
Unternehmenssteuern und Sozialabgaben beitragen. Der CDU-Politiker
will seine Vorschläge als nächstes mit Vertretern von Politik,
Unternehmen, Verbänden und Gewerkschaften besprechen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8025: Tragisches und Kurioses - 05.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Zigarettengenuß nur noch für Methusalem?

Wenn es nach dem Willen des US-Abgeordneten Richard Creagan ginge,
würde das Mindestalter für die Abgabe von Zigaretten schrittweise bis
schließlich auf 100 Jahre angehoben.

Der Demokrat und entschiedene Tabak-Gegner, der einen Sitz im
Repräsentantenhaus von Hawaii innehat, brachte eine entsprechende
Gesetzesvorlage ein. Creagan, der von Beruf Arzt ist und die Zigarette
gern als "das tödlichste Produkt in der Geschichte der Menschheit"
bezeichnet, möchte die Altersgrenze für deren Erwerb von gegenwärtig
21 Jahren zunächst auf 30 Jahre und dann jährlich jeweils um weitere
zehn Jahre anheben. Ab 2004 sollen nur noch Hundertjährige in den 
Genuß von Zigaretten kommen - falls die Industrie das durchsteht.

Angeblich sterben in den USA nach Angaben der Gesundheitsbehröde CDCP
jährlich knapp eine halbe Million Menschen an den Folgen des Rauchens,
wie die Nachrichtenagentur AFP berichtet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8053: Arbeit, Soziales und Familie - 05.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Verdi setzt sich für Gewerkschaftsmitglieder bei Germania ein

Verdi will sich für die Gewerkschaftsmitglieder bei der insolventen
Fluggesellschaft Germania einsetzen. Weil es dort keine Tarifverträge
und keine Betriebsräte gebe, sei Verdi nicht in das
Insolvenzverfahren eingebunden, sagte die Gewerkschafterin Behle in
Berlin. Verdi wird die Germania-Mitarbeiter und -Mitarbeiterinnen
nicht allein lassen und ihnen rechtliche Unterstützung bieten. Laut
Verdi sind Germania und auch Air Berlin am ruinösen Wettbewerb unter
den Airlines gescheitert, wobei die billigen Tickets zu Lasten der
oft schlecht bezahlten Beschäftigten gegangen sind. Bei Germania
sollen von der in der Nacht auf Dienstag bekanntgegebenen Insolvenz
rund 1150 Arbeitsplätze betroffen sein.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1127: Mit präziser Kraft (idw)


Max-Planck-Institut für Dynamik und Selbstorganisation - 04.02.2019

Mit präziser Kraft

Neuartige Kraftsensoren untersuchen lebende Zellen und Mikroorganismen mit
außerordentlicher Präzision



Kräfte, die von einer lebenden Zelle oder einem Mikroorganismus ausgeübt
werden, sind winzig und meist nicht größer als einige Nanonewton. Zum
Vergleich: ein Nanonewton ist das Gewicht von einem Milliardstel Teil
einer Tafel Schokolade. Dennoch reichen für Zellen und Mikroben solche
Kräfte aus, um an einer Oberfläche anzuhaften oder sich in Richtung der
Nährstoffe zu bewegen. Wissenschaftler vom Max-Planck-Institut für Dynamik
und Selbstorganisation in Göttingen (Deutschland) sowie von der Aalto
University in Espoo (Finnland) stellen nun eine hochgradig vielseitige
Technik vor, sogenannte Mikropipetten-Kraftsensoren. Mit diesen
Mikropipetten-Kraftsensoren können Kräfte einer großen Bandbreite
verschiedenster Mikroorganismen gemessen werden. Diese neue Methode wird
heute im renommierten Wissenschaftsjournal Nature Protocols
veröffentlicht.

Um am Leben zu bleiben und sich auszubreiten passen sich Zellen und
Mikroorganismen sehr erfolgreich an ihre Umgebungsbedingen an. Diese
Fähigkeit beruht unter anderem auf physikalischen Prinzipien und
mechanischen Kräften: Zellen können sich beispielsweise an Oberflächen
oder anderen Zellen anhaften, um einen Biofilm zu bilden. Dieser Biofilm
schützt die Zellgemeinschaft vor Angriffen von außen. Viele
Mikroorganismen können sich darüber hinaus aktiv bewegen, z.B. durch
Kriechbewegungen auf einer Oberfläche oder Schwimmbewegungen in einer
Flüssigkeit, um beispielsweise Nährstoffquellen zu erreichen. Wollen
Wissenschaftler verstehen, wie sich Mikroben bewegen oder an einer
Oberfläche anhaften, müssen sie die entsprechenden mechanischen Kräfte
messen können.

Eine Mikropipette ist eine hohle Glasnadel mit einem Durchmesser von einem
menschlichen Haar oder sogar kleiner. Die Entwicklung von
Mikropipetten-Kraftsensoren zur Messung der Kräfte von Zellen und
Mikroorganismen wird nun in einer gemeinsamen Arbeit der beiden Physiker
Dr. Matilda Backholm und Dr. Oliver Bäumchen beschrieben. "Das
Arbeitsprinzip der Mikropipetten-Kraftsensor-Technik ist eigentlich ganz
einfach: durch das Betrachten der Auslenkung einer kalibrierten
Mikropipette können die Kräfte, welche auf die Pipette wirken, direkt
gemessen werden.", sagt Matilda Backholm, Wissenschaftlerin im Fachbereich
Angewandte Physik der Aalto University in Finnland. Einer der
herausragenden Vorteile der Methode ist die Tatsache, dass sie für eine
Fülle verschiedener biologischer Systeme angewandt werden kann, von einer
einzelnen Zelle bis zu Millimeter großen Mikroorganismen. "Wir zeigen die
Vielseitigkeit unserer Methode beispielhaft an zwei Modellorganismen aus
der Mikrobiologie, den Fadenwurm Caenorhabditis elegans und die Mikroalge
Chlamydomonas reinhardtii. Wir sind der festen Überzeugung, dass diese
Technologie in Zukunft auch an vielen anderen biologischen Systemen
Anwendungen finden wird.", sagt Oliver Bäumchen, Forschungsgruppenleiter
am Max-Planck-Institut für Dynamik und Selbstorganisation in Göttingen.

"Mit unserer Idee, die hinter dieser Methode steckt, wollen wir die
Vorteile verschiedener etablierter biophysikalischer Methoden miteinander
kombinieren: Wir greifen eine lebende Zelle auf die gleiche Weise wie in
der In-vitro-Fertilisation und messen die mechanischen Kräfte mit Hilfe
der Auslenkung der Mikropipette, entsprechend der Messprinzipien der
Rasterkraftmikroskopie, einer Standardmesstechnik in der Physik.", sagt
Dr. Bäumchen. Dr. Backholm stellt einen weiteren Vorteil der Methode
heraus: "Im Gegensatz zu den meisten anderen Kraftmessmethoden, messen wir
die Auslenkung des Sensors mit einem modernen optischen Mikroskop. Dadurch
können wir die Form und die Bewegung des Mikroorganismus genau studieren,
während wir zeitgleich die Kräfte messen können." Während der ganzen Zeit
ist die Zelle beziehungsweise der Mikroorganismus am Leben, so dass die
Reaktion auf Medikamente sowie Nährstoffe, Temperatur oder andere
Umweltfaktoren getestet werden kann. "Die Kraftauflösung ist wirklich
bemerkenswert. Durch unsere neuesten technologischen Weiterentwicklungen
ist es uns gelungen, Kräfte von bis zu 10 Pikonewton zu messen. Damit ist
die Technik fast genauso gut wie ein Rasterkraftmikroskop.", sagt Dr.
Bäumchen.

Die Wissenschaftler erwarten, dass diese Technik in Zukunft auch in
anderen Forschungslabors zur Anwendungen kommen wird, um damit wichtige
biophysikalische Fragestellungen im Hinblick auf unser Verständnis
biologischer Funktionen von Zellen und Mikroben sowie der zu Grunde
liegenden physikalischen Prinzipien zu beantworten. Die Physiker Backholm
und Bäumchen stellen heraus, dass diese Forschungsrichtungen auch
biomedizinische und biotechnologische Anwendungen mit sich bringen
könnten: "Die Mikropipetten-Kraftsensor-Technik könnte dazu beitragen,
Medikamente zu entwickeln um bakterielle Infektionen zu bekämpfen oder die
Bildung bakterieller Biofilme auf medizinischen Implantaten zu verhindern,
um nur einige mögliche Beispiele zu nennen, für welche diese Methode einen
wichtigen Beitrag leisten könnte."


Originalpublikation:

Matilda Backholm und Oliver Bäumchen,

"Micropipette force sensors for in vivo force measurements on single
cells and multicellular microorganisms",

Nature Protocols 14 (2019) 594-615

Weitere Informationen unter:

https://www.nature.com/articles/s41596-018-0110-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution873

 * 

Quelle:
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FORSCHUNG/228: Virtuelle Linse verbessert Röntgenmikroskopie (idw)


Paul Scherrer Institut (PSI) - 01.02.2019

Virtuelle Linse verbessert Röntgenmikroskopie



Röntgenstrahlen ermöglichen einzigartige Einblicke in das Innere von
Materialien, Gewebe und Zellen. Forschende des Paul Scherrer Instituts PSI
haben eine neue Methode entwickelt, dank der die Röntgenbilder von
Materialien noch besser werden. Die Forschenden bewegten dazu eine
optische Linse und nahmen dabei etliche Einzelbilder auf, aus denen sie
mit Hilfe von Computeralgorithmen die eigentliche Aufnahme errechneten.
Damit haben sie erstmalig das Prinzip der sogenannten Fourier-Ptychografie
auf Messungen mit Röntgenlicht übertragen. Die Ergebnisse der Arbeit an
der Synchrotron Lichtquelle Schweiz SLS sind im Fachmagazin Science
Advances veröffentlicht.

Mit Röntgenmikroskopen blicken Forschende am PSI in Computerchips,
Katalysatoren, Knochenstückchen oder Hirngewebe. Die kurze Wellenlänge des
Röntgenlichts macht Details sichtbar, die eine Million Mal kleiner als ein
Sandkorn sind - also Strukturen im Nanometerbereich (millionstel
Millimeter). Wie bei einem normalen Mikroskop trifft das Licht auf die
Probe und wird von ihr abgelenkt. Eine Linse sammelt dieses gestreute
Licht und erzeugt ein vergrössertes Bild auf der Kamera. Allerdings
streuen winzige Strukturen das Licht in sehr grossen Winkeln. Will man sie
im Bild auflösen, braucht es entsprechend eine grosse Linse. "Doch es ist
äusserst schwierig, solch grosse Linsen herzustellen", sagt Klaus Wakonig,
Physiker am PSI: "Im sichtbaren Bereich gibt es Linsen, die sehr grosse
Streuwinkel einfangen können. Im Röntgenbereich hingegen ist dies aufgrund
der schwachen Wechselwirkung mit dem Material der Linse komplizierter.
Infolgedessen können meist nur sehr kleine Winkel eingefangen werden oder
die Linsen sind sehr ineffizient."

Die neue, von Wakonig und seinen Kollegen entwickelte Methode umgeht
dieses Problem. "Das Ergebnis ist so, als ob wir mit einer grossen Linse
gemessen hätten", erklärt der Forscher. Das PSI-Team verwendet eine
kleine, aber effiziente Linse, wie sie üblicherweise in der
Röntgenmikroskopie eingesetzt wird, und verschiebt diese über einen
Bereich, den eine ideale Linse abdecken würde. Somit entsteht virtuell
eine grosse Linse. "In der Praxis gehen wir mit der Linse zu verschiedenen
Punkten und nehmen dort jeweils ein Bild auf", erklärt Wakonig. "Dann
verwenden wir Computeralgorithmen, um alle Bilder zu verbinden und so eine
hochaufgelöste Aufnahme zu erzeugen."

Vom sichtbaren Licht zur Röntgenstrahlung

Normalerweise vermeidet man, Linsen in Instrumenten von der optischen
Achse weg zu bewegen, da dies die Abbildung verfälschen kann. Doch da die
Forschenden die genaue Position der Linse kennen und viele nah beieinander
liegende Punkte beleuchten, können sie rekonstruieren, wie das Licht
gestreut wurde und wie die Probe ausgesehen hat. Das Verfahren heisst
Fourier-Ptychografie und wird seit 2013 für die Mikroskopie im sichtbaren
Bereich verwendet. In ihren Experimenten am PSI konnten die Forschenden
nun erstmals dieses Prinzip auf die Röntgenmikroskopie übertragen. "Soweit
wir wissen, wurde bisher keine erfolgreiche Umsetzung der 
Fourier-Ptychografie mit Röntgenlicht gemeldet", schreiben die Forschenden 
in Science Advances.

Die neue Methode liefert nicht nur eine bessere Auflösung, sondern auch
zwei sich ergänzende Bildinformationen. Einerseits wird wie bei einer
Handy-Kamera gemessen, wie viel Licht vom abzubildenden Objekt absorbiert
wird. Andererseits wird auch erfasst, wie das Licht abgelenkt wird. Die
Fachleute sprechen von Absorptions- und Phasenkontrast. "Unsere Methode
liefert den Phasenkontrast, der sonst nur schwer zu erhalten ist,
praktisch gratis mit", sagt Ana Diaz, Strahllinienwissenschaftlerin am
PSI: "Dadurch ist die Qualität der Bilder viel besser." Der Phasenkontrast
ermöglicht es sogar, Rückschlüsse auf die Materialeigenschaften der
untersuchten Probe zu ziehen, was mit normaler Bildgebung in der Regel
nicht gelingt.

Besonders interessant für biologische Proben

In ihren Experimenten war die untersuchte Probe der Forschenden ein
Detektorchip. In Zukunft könnte die neue Methode zum Beispiel aufzeigen,
wie ein Katalysator bei hohen Temperaturen arbeitet, wenn man ein Gas
hinzufügt, oder wann und wie ein Metall unter Druck bricht.

Aber auch Gewebe und Zellverbände könnten damit besser untersucht werden.
Davon erhoffen sich die Forschenden neue Erkenntnisse über die Entstehung
von Krankheiten wie Alzheimer oder Hepatitis. "Biologische Proben haben
normalerweise keinen guten Absorptionskontrast. Hier sorgt der
Phasenkontrast für eine wesentliche Steigerung der Bildqualität", erklärt
Diaz die Vorzüge der neuen Methode. Zudem vermuten die Forschenden, dass
die Fourier-Ptychografie schonender ist als bisherige Verfahren. "Ein
Vergleich mit der normalen Röntgenmikroskopie deutet darauf hin, dass die
neue Methode eine geringere Strahlendosis erfordert, weil sie effizienter
ist", sagt Wakonig. "Dies könnte für Untersuchungen von biologischen
Proben besonders interessant sein."

Aufgebaut hat das Forscherteam seine Demonstrationsanlage an der
Strahllinie cSAXS der Synchrotron Lichtquelle Schweiz SLS. "Die
Experimente sind zurzeit noch recht aufwendig und brauchen viel Zeit",
sagt Diaz. Damit das neue Verfahren funktioniert, müssen die verwendeten
Röntgenstrahlen sich in einer Art Gleichklang befinden, die Forschenden
sagen: Sie müssen kohärent sein. Solche Experimente erfordern derzeit
Grossforschungsanlagen wie die SLS. Wakonig untersucht aber auch, ob sich
das Verfahren mit weniger Kohärenz realisieren lässt. Könnte man Proben
auf diese Weise mit einer üblichen Laborquelle für Röntgenstrahlung
untersuchen, würden sich viele weitere Anwendungsbereiche erschliessen.

Text: Barbara Vonarburg


Über das PSI

Das Paul Scherrer Institut PSI entwickelt, baut und betreibt grosse und
komplexe Forschungsanlagen und stellt sie der nationalen und
internationalen Forschungsgemeinde zur Verfügung. Eigene
Forschungsschwerpunkte sind Materie und Material, Energie und Umwelt sowie
Mensch und Gesundheit. Die Ausbildung von jungen Menschen ist ein
zentrales Anliegen des PSI. Deshalb sind etwa ein Viertel unserer
Mitarbeitenden Postdoktorierende, Doktorierende oder Lernende. Insgesamt
beschäftigt das PSI 2100 Mitarbeitende, das damit das grösste
Forschungsinstitut der Schweiz ist. Das Jahresbudget beträgt rund CHF 390
Mio. Das PSI ist Teil des ETH-Bereichs, dem auch die ETH Zürich und die
ETH Lausanne angehören sowie die Forschungsinstitute Eawag, Empa und WSL.

Originalpublikation:

X-ray Fourier ptychography

K. Wakonig, A. Diaz, A. Bonnin, M. Stampanoni, A. Bergamaschi, J. Ihli, M.
Guizar-Sicairos and A. Menzel

Science Advances 1. Februar 2019 (online)

DOI: http://dx.doi.org/10.1126/sciadv.aav0282

Weitere Informationen unter:

http://psi.ch/Ku2g

- Darstellung der Mitteilung auf der Webseite des PSI
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FORSCHUNG/421: Meteoriteneinschläge im Labor - Simulationsexperimente zeigen Strukturänderung von Mineralien (idw)


Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY - 31.01.2019

Meteoriteneinschläge im Labor - Simulationsexperimente zeigen
Strukturänderung von Mineralien



Ein deutsch-amerikanisches Forschungsteam hat Meteoriteneinschläge im
Labor simuliert und die resultierenden Strukturänderungen in zwei weit
verbreiteten Feldspat-Mineralien live mit Hilfe von Röntgenlicht verfolgt.
Die Ergebnisse der Experimente bei DESY und am Argonne National Laboratory
in den USA zeigen, dass diese Änderungen der atomaren Struktur je nach
Kompressionsrate bei sehr unterschiedlichem Druck auftreten können. Die im
Fachblatt "Earth and Planetary Science Letters" (Ausgabe 1. Februar,
online vorab) veröffentlichte Studie hat Bedeutung für die Rekonstruktion
von Meteoriteneinschlägen anhand von Einschlagkratern auf der Erde und auf
anderen erdähnlichen Planeten.

Meteoriteneinschläge spielen eine wichtige Rolle bei der Entstehung und
Entwicklung der Erde und anderer Himmelskörper in unserem Sonnensystem.
Einschlagkrater können auch nach Hunderten bis Millionen Jahren noch
Rückschlüsse auf Größe und Geschwindigkeit des jeweiligen Meteoriten sowie
auf Druck und Temperatur während seines Einschlags erlauben. Forscherinnen
und Forscher untersuchen dazu per Röntgenkristallographie Änderungen in
der inneren Struktur des Kratermaterials und vergleichen die Beobachtungen
mit Ergebnissen von Hochdruckexperimenten mit demselben Material im Labor.

Auf diese Weise hat sich in den vergangenen Jahrzehnten ein
Klassifizierungssystem etabliert, in dem unter anderem die in der
planetaren Kruste weit verbreiteten Feldspat-Mineralien Albit
("Natron-Feldspat", NaAlSi₃O₈), Anorthit
(CaAl₂Si₂O₈) und ihre Mischtypen der Plagioklas-Serie
(NaₓCa₁₋ₓAl₂₋ₓSi₂₊ₓO₈)
untersucht werden. Dabei dient insbesondere die Amorphisierung als
Indikator, also der Verlust der geordneten Kristallstruktur. Allerdings
hat sich gezeigt, dass diese Amorphisierung bei ganz unterschiedlichem
Druck stattfinden kann, je nachdem, wie schnell das Material komprimiert
wird.

"Diese Differenzen zeigen die großen Lücken, die noch in unserem
Verständnis von kompressionsabhängigen Prozessen in Mineralien klaffen",
erläutert Forschungsleiter Lars Ehm von der Stony-Brook-Universität in New
York und dem Brookhaven National Laboratory. Dieser Wissensmangel hat
weitreichende Konsequenzen für die Analyse von Meteoritenkratern, aus der
sich etwa Größe, Geschwindigkeit und anderen Eigenschaften des auslösenden
Meteoriten nicht so genau ableiten lässt wie gewünscht.

Um diese Wissenslücken weiter zu schließen, haben die Forscherinnen und
Forscher um Ehm jetzt Feldspat-Proben im Labor unterschiedlich schnell
zusammengepresst und dabei verfolgt, wann die Amorphisierung einsetzt.
Dazu spannten sie Mikroproben in sogenannte dynamische Stempelzellen ein,
deren winzige Diamantstempel sich beispielsweise mit kleinen
Piezo-Aktuatoren rasch, aber kontrolliert zusammendrücken lassen. Um die
Veränderungen der Kristallstruktur live verfolgen zu können, nutzte das
Team unter anderem DESYs hochbrillante Röntgenlichtquelle PETRA III. Dabei
kam ein empfindlicher und schneller Spezialdetektor zum Einsatz.

Die Kristallstruktur einer Probe lässt sich aus der Art und Weise
bestimmen, wie sie die Röntgenstrahlung beugt. Das charakteristische
Beugungsmuster erlaubt eine atomgenaue Berechnung der inneren Struktur der
Probe. Um schnelle Veränderungen beobachten zu können, sind eine kurze
Belichtungszeit und ein entsprechend heller Röntgenstrahl nötig. "Dank
neuer und sehr leistungsfähiger Röntgenquellen wie DESYs PETRA III, der
Advanced Photon Source am Argonne National Lab oder dem europäischen
Röntgenlaser European XFEL sowie großen Fortschritten in der
Röntgendetektortechnik verfügen wir jetzt über die nötigen Werkzeuge, um
die atomare Struktur von Materialien während schneller Kompression zu
messen", erläutert Ko-Autor Hanns-Peter Liermann, Leiter der "Extreme
Conditions Beamline" P02.2 an DESYs Röntgenquelle PETRA III, wo ein großer
Teil der Experimente stattgefunden hat, insbesondere die
Hochgeschwindigkeitsmessungen.

Die Proben wurden auf einen Druck von bis zu 80 Gigapascal
zusammengepresst, das entspricht dem 80 000fachen Atmosphärendruck. "In
unseren Experimenten haben wir Gasdruck- und Aktuator-gesteuerte
Diamantstempelzellen verwendet, um die Proben schnell zusammenzudrücken,
während wir fortlaufend Röntgenbeugungsmuster aufgezeichnet haben",
erläutert Hauptautorin Melissa Sims von der Stony-Brook-Universität. "Das
hat uns ermöglicht, Änderungen der atomaren Struktur über den gesamten
Zyklus der Kompression und Dekompression zu verfolgen und nicht nur zum
Start und zum Ende des Versuchs wie in früheren, so genannten
Recovery-Experimenten."

Das Team konnte auf diese Weise die Amorphisierung von Albit und Anorthit
bei verschiedenen Kompressionsraten von 0,1 Gigapascal pro Sekunde bis 81
Gigapascal pro Sekunde bestimmen. "Die Ergebnisse zeigen, dass der
Übergang zur Amorphisierung der Mineralien bei sehr verschiedenen Drücken
geschieht, abhängig von der Kompressionsrate", berichtet Ehm. "Eine höhere
Kompressionsrate führt dabei zu einem geringeren Amorphisierungsdruck." So
wurde Albit bei der niedrigsten Kompressionsrate erst bei einem Druck von
31,5 Gigapascal komplett amorph, bei der höchsten Kompressionsrate dagegen
schon bei etwa dem halben Druck, 16,5 Gigapascal.

"Aus diesem Grund ist die Amorphisierung von Plagioklas-Mineralien nicht
unbedingt ein eindeutiger Standard um die charakteristischen Bedingungen
von Spitzendruck und -temperatur während eines Meteoriteneinschlags zu
ermitteln", erläutert Ehm. Weitere Untersuchungen sollen nun das Verhalten
dieser Mineralien in noch größerem Detail durchleuchten und klären, ob und
wie sich die Einschlagbedingungen gegen die innere Struktur von
Gesteinsmaterialien eichen lassen.

An der Untersuchung waren Forscherinnen und Forscher der
Stony-Brook-Universität - darunter Mitglieder des Teams "Remote, In Situ
and Synchrotron Studies for Science and Exploration" (RIS4E), Teil des
Solar System Exploration Research Virtual Institute (SSERVI) der
US-Raumfahrtbehörde NASA -, von DESY und European XFEL, vom Argonne
National Laboratory, der Goethe-Universität Frankfurt, der
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg, der Friedrich-Schiller-Universität
Jena und vom Brookhaven National Laboratory beteiligt.



DESY zählt zu den weltweit führenden Beschleunigerzentren und
erforscht die Struktur und Funktion von Materie - vom Wechselspiel
kleinster Elementarteilchen, dem Verhalten neuartiger Nanowerkstoffe und
lebenswichtiger Biomoleküle bis hin zu den großen Rätseln des Universums.
Die Teilchenbeschleuniger und die Nachweisinstrumente, die DESY an seinen
Standorten in Hamburg und Zeuthen entwickelt und baut, sind einzigartige
Werkzeuge für die Forschung. DESY ist ein Forschungszentrum der
Helmholtz-Gemeinschaft und wird zu 90 Prozent vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung und zu 10 Prozent von den Ländern Hamburg und
Brandenburg finanziert.

Originalpublikation:

Pressure-induced amorphization in plagioclase feldspars: A time-resolved
powder diffraction study during rapid compression;

M. Sims, S.J. Jaret, E.-R. Carl, B. Rhymer, N. Schrodt, V. Mohrholz,
J. Smith, Z. Konôpková, H.-P. Liermann, T.D. Glotch, L. Ehm;

"Earth and Planetary Science Letters", 517, 166-1742019,

DOI: http://dx.doi.org/10.1016/j.epsl.2018.11.038

(online vorab veröffentlicht)

Weitere Informationen unter:

http://www.desy.de/aktuelles/news_suche/index_ger.html?openDirectAnchor=1566&two_columns=1

- Pressemitteilung mit Bildern im Web
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MELDUNG/361: Polarstern-Expedition zum Larsen-C-Schelfeis und zum Eisberg A68 (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
04.02.2019

Polarstern-Expedition zum Larsen-C-Schelfeis und zum Eisberg A68

Forschende wollen Leben unter hunderte Meter dickem Eis erkunden



Ein internationales Forschungsteam unter Leitung des
Alfred-Wegener-Instituts fliegt am 4. Februar Richtung Antarktis, um ein
bisher unter Schelfeis verborgenes Meeresökosystem zu erkunden.

Der Eisberg namens A68, der fast die siebenfache Fläche Berlins aufweist,
kalbte im Juli 2017 vom antarktischen Larsen-Schelfeis. Jetzt planen
Forschende, per Schiff in die Region zu fahren, um dort Proben vom
Meeresboden zu nehmen. Durch den Abbruch eines riesigen Eisberges wurde
eine Fläche von etwa 5.800 Quadratkilometern von der hunderte Meter dicken
Schelfeisschicht befreit. Schon zwei Expeditionen hatten vergeblich
versucht, das Gebiet zu erreichen. Die Mission eilt: Das wahrscheinlich
seit mehreren tausend Jahren vom Eis bedeckte Ökosystem könnte sich mit
dem jetzt einfallenden Licht rasch verändern.

Das Team unter Leitung des Alfred-Wegener-Instituts, Helmholtz-Zentrum für
Polar- und Meeresforschung (AWI) wird am 9. Februar 2019 in Punta Arenas
(Chile) mit dem Forschungseisbrecher Polarstern zu der neunwöchigen
Expedition in die Antarktis aufbrechen. Die Nutzung von
Satellitenaufnahmen unterstützt die Navigation durch das Meereis, um die
abgelegene Region des Larsen-C-Schelfeisgebietes östlich der Antarktischen
Halbinsel zu erreichen.

"Die Expedition zum Larsen-C-Schelfeis ist eine einmalige Gelegenheit für
die internationale Forschungsgemeinschaft, um in dieser vom Klimawandel
betroffenen Region interdisziplinäre Forschung durchzuführen", sagt der
wissenschaftliche Fahrtleiter der Expedition, Dr. Boris Dorschel.
"Larsen-C liegt wirklich weit im Süden und selbst in Zeiten minimaler
Meereisbedeckung in der Antarktis ist dort noch viel Eis vorhanden. Zum
jetzigen Zeitpunkt dorthin zu gelangen ist sehr wichtig, weil wir uns
Einblicke in die erst kürzlich vom Schelfeis befreite Welt erhoffen. Wir
werden unser Bestes geben, um die Geheimnisse des Eisschelfs und des
Eisbergs A68 zu lüften", so der AWI-Bathymetriker, der die Strukturen am
Meeresboden erforscht. Die Wissenschaftler werden dabei unterstützt von
hochauflösenden Satellitendaten und Eiserkundung mit den Bordhelikoptern
der Polarstern.

"Das Kalben von A68 ist eine einmalige Gelegenheit, Meereslebewesen zu
untersuchen, die einem dramatischen ökologischen Wandel ausgesetzt sind.
A68 ist einer der größten jemals beobachteten Eisberge. Sein Abbruch
eröffnet uns die einzigartige Chance, eine Welt zu erforschen, über die
wir praktisch nichts wissen, weil sie normalerweise unter hunderte Meter
dickem Eis verborgen liegt", sagt der Meeresbiologe Dr. Huw Griffiths vom
British Antarctic Survey (BAS). Er leitet eines der Projekte zur
Erforschung der Biologie am Meeresboden. "Das Gebiet war Jahrtausende ohne
Sonnenlicht, und wir gehen davon aus, dass sich hier eine
Artengemeinschaft entwickelt hat, die sich speziell an ein Leben mit sehr
wenig verfügbarer Nahrung angepasst hat. Der Abbruch dieses riesigen
Eisbergs wirkt so, also nehme man plötzlich die Decke von einer Höhle.
Erstmals seit tausenden von Jahren können durch das einfallende
Sonnenlicht an der Wasseroberfläche Mikroalgen wachsen, was das gesamte
Nahrungsnetz verändert, so dass sich andere Arten ansiedeln", erläutert
Huw Griffiths.

Das Expeditionsteam wird Tiere, Mikroorganismen, Plankton, Meeressedimente
und Wasserproben untersuchen. Dabei kommen verschiedenste Geräte zum
Einsatz wie Unterwasser-Videokameras und ein Schlitten, der am Meeresboden
kleine Tiere sammelt und der Meeresboden wird mithilfe von Sonarsystemen
detailliert vermessen.


Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 19 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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ENERGIE/1619: Direktgekühlter Elektromotor aus Kunststoff (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 01.02.2019

Direktgekühlter Elektromotor aus Kunststoff



Sollen Elektroautos leichter werden, muss auch der Motor abspecken.
Beispielsweise, indem man ihn aus faserverstärkten Kunststoffen herstellt.
Forscherinnen und Forscher des Fraunhofer-Instituts für Chemische
Technologie ICT entwickeln gemeinsam mit dem Karlsruher Institut für
Technologie KIT ein neues Kühlkonzept, das den Einsatz von Kunststoffen
als Gehäusematerial ermöglicht. Ein weiterer Vorteil des Konzepts: Die
Leistungsdichte und Effizienz des Antriebs werden gegenüber dem Stand der
Technik deutlich erhöht.

Elektromotor und Batterie bilden die zentralen Elemente des elektrischen
Antriebsstrangs. Eine hohe Leistungsdichte, ein geringer Bauraum innerhalb
des Elektrofahrzeugs und ein hoher Wirkungsgrad spielen eine besondere
Rolle, um eine nachhaltige Mobilität zu gewährleisten. Im
Kooperationsprojekt DEmiL, kurz für »Direktgekühlter Elektromotor mit
integralem Leichtbaugehäuse«, entwickeln Forscherinnen und Forscher des
Fraunhofer ICT in Pfinztal gemeinsam mit dem Elektrotechnischen Institut
und dem Institut für Fahrzeugsystemtechnik des KIT ein neuartiges Konzept,
das sich durch die direkte Kühlung von Stator und Rotor auszeichnet. »Ein
Elektromotor besteht aus einem sich drehenden Rotor und einem
feststehenden Stator. Im Stator befinden sich gewickelte Kupferdrähte,
durch die Strom fließt. Hier entsteht ein Großteil der elektrischen
Verluste. Die eigentliche Innovation unseres Konzepts liegt im Stator«,
sagt Robert Maertens, Wissenschaftler am Fraunhofer ICT.

Flachdraht ersetzt Runddraht

Elektromotoren haben einen hohen Wirkungsgrad von über 90 Prozent. Somit
wird ein hoher Teil der elektrischen in mechanische Leistung umgesetzt.
Die verbleibenden etwa 10 Prozent der elektrischen Leistung fallen als
Verlust in Form von Wärme an. Um eine Überhitzung des Motors zu vermeiden,
wird die Wärme im Stator bislang durch ein metallisches Gehäuse zu einem
Kühlmantel mit kaltem Wasser abgeleitet. Die Forscherteams ersetzen den
Runddraht durch rechteckigen Flachdraht, den man enger auf den Stator
wickeln kann. Dadurch entsteht mehr Raum für den angrenzenden, neben den
Flachdrähten liegenden Kühlkanal. »Die Verlustwärme kann durch diese
Optimierung durch den innenliegenden Kühlkanal abgeführt werden und muss
nicht mehr durch das Metallgehäuse nach außen zu einem Kühlmantel
transportiert werden. Der Kühlmantel ist in diesem Konzept nicht mehr
erforderlich. In der weiteren Konsequenz fällt die thermische Trägheit
geringer aus, und zusätzlich erreicht der Motor eine höhere
Dauerleistung«, erläutert der Forscher den Vorteil des neuen Wirkprinzips.
Darüber hinaus lässt sich durch eine Kühlung des Rotors dessen
Verlustwärme ebenfalls im Motor abführen.

Da die Wärme dort abgeleitet wird, wo sie entsteht, können die
Projektpartner den kompletten Motor und das Gehäuse in Kunststoffbauweise
ausführen und damit weitere Vorteile realisieren. »Kunststoffe sind leicht
und sie lassen sich einfacher fertigen als Aluminiumgehäuse. Auch komplexe
Geometrien sind ohne Nachbearbeitung möglich, sodass wir in Summe einiges
an Gewicht und Kosten einsparen«, so Maertens. Das bisher erforderliche
Metall, das als Wärmeleiter diente, kann durch Kunststoff - einen
schlechten Wärmeleiter - ersetzt werden.

Die Projektpartner setzen auf faserverstärkte, duromere Kunststoffe, die
sich durch eine hohe Temperaturbeständigkeit sowie eine hohe Beständigkeit
gegenüber den aggressiven Kühlmitteln auszeichnen. Anders als Thermoplaste
quellen sie nicht auf, wenn sie mit Chemikalien in Berührung kommen.

Großserientauglich

Das Kunststoffgehäuse wird im automatisierbaren Spritzgießverfahren
hergestellt. Die Prototypen werden in einer Zykluszeit von vier Minuten
gefertigt. Die Statoren selbst werden im Transfer-Molding-Verfahren mit
einer wärmeleitfähigen Epoxidharz-Formmasse umspritzt. Das Forscherteam
hat den Elektromotor hinsichtlich seiner Konstruktion und der
Herstellungsprozesse so ausgelegt, dass er sich in Großserie produzieren
lässt.

Der Statoraufbau ist abgeschlossen, das Kühlkonzept wurde experimentell
validiert. »Wir haben in die Kupferwicklungen durch Strom die Wärmemenge
eingebracht, die gemäß der Simulation im Realbetrieb anfallen wird. Wir
konnten zeigen, dass wir bereits in der Lage sind, mehr als 80 Prozent der
erwarteten Verlustleistung herauszukühlen. Auch für die verbleibenden
knapp 20 Prozent gibt es schon Ansätze, beispielsweise durch eine
Optimierung der Kühlwasserströmung. Aktuell werden die Rotoren aufgebaut,
sodass wir den Motor in Kürze auf dem Prüfstand des Elektrotechnischen
Instituts betreiben und im Realbetrieb validieren können«, resümiert
Maertens den Stand des Projekts.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, 01.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/826: Konstantin von Notz zum Urteil zum automatisierten Abgleich von KfZ-Kennzeichen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Februar 2019

Konstantin von Notz zum Urteil zum automatisierten Abgleich von KfZ-Kennzeichen



Zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum automatisierten Abgleich
von KfZ-Kennzeichen durch die Polizei erklärt Konstantin von Notz,
Stellvertretender Fraktionsvorsitzende:

"Wir begrüßen das Urteil. Das Gericht stärkt das Recht auf
informationelle Selbstbestimmung erneut und stellt klar, dass die
Durchführung von Kontrollen zu beliebiger Zeit und an beliebigem Ort
ins Blaue hinein mit dem Rechtsstaatsprinzip grundsätzlich unvereinbar
ist. Das Urteil zeigt klare Grenzen für automatisierte
Massenüberwachungen auf, mit denen die Große Koalition immer wieder
liebäugelt. Die entsprechenden Regelungen in den Ländern müssen nun
schnellstmöglich überarbeitet werden. Das Urteil wird absehbar auch
weitreichende Folgen für andere automatisierte Datenabgleiche und
entsprechende Pläne der Großen Koalition haben. Das gilt sowohl für
den Bereich der Verkehrsüberwachung als auch hinsichtlich der von
Bundesinnenminister Seehofer geplanten hochproblematischen Ausweitung
der automatischen Gesichtserkennung. Offensichtlich sind die
Freiheitsrechte bei der CSU nach wie vor in sehr schlechten Händen.
Die Vorschläge von Bundesverkehrsminister Scheuer standen ohnehin auf
verfassungsrechtlich tönernen Füßen. Wenn das Bundesverfassungsgericht
nun den automatischen Abgleich von Nummernschildern sämtlicher
Autofahrer mit Fahndungsdaten durch die Polizei in mehreren
Bundesländern für verfassungswidrig erklärt, muss Andreas Scheuer
seine Pläne endgültig beerdigen. Die CSU-Minister müssen endlich
aufhören, mit ihren Vorschlägen unsere Grundrechte permanent schleifen
zu wollen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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SOZIALES/1933: Nein zu Genitalverstümmelung - international & national


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Februar 2019

Nein zu Genitalverstümmelung - international & national



Zum Internationalen Tag "Null Toleranz gegenüber weiblicher
Genitalverstümmelung" erklären Ulle Schauws, Sprecherin für
Frauenpolitik, und Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Sprecherin für
Gesundheitsförderung:

Weibliche Genitalverstümmelung ist eine menschenrechtsverletzende
Praxis, die endlich ein Ende haben muss! Wir fordern die
Bundesregierung auf, sich international verstärkt für verbindliche
Vereinbarungen zum Schutz von Mädchen und Frauen vor
Genitalverstümmelung einzusetzen und Aufklärungsarbeit in diesem
Bereich auch finanziell stärker zu unterstützen.

Auch national gibt es viel zu tun. Fachvereine leisten dabei eine
unverzichtbare Arbeit in Bezug auf Prävention und Vermittlung zu
medizinischer und psychosozialer Versorgung. Diese Arbeit muss
dringend flächendeckend institutionalisiert und langfristig gesichert
werden. Auch kultursensible Schulungen von medizinischem und
pflegerischem Personal, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in
Jugendämtern, Kindergärten, Schulen und bei der Polizei sind dringend
erforderlich, um Mädchen effektiv vor Genitalverstümmelung zu
schützen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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WIRTSCHAFT/2857: Industriestrategie - Freie Bahn für Konzerngiganten ist Strategie ohne Zukunft


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Februar 2019

Industriestrategie: Freie Bahn für Konzerngiganten ist Strategie ohne Zukunft



Zur heute von Wirtschaftsminister Altmaier vorgestellten
Industriestrategie erklärt Katharina Dröge, Sprecherin für Handels-
und Wettbewerbspolitik:

Europa braucht dringend eine gemeinsame Industriepolitik als Kern
einer gemeinsamen Zukunftsstrategie. Und es ist richtig, wenn Minister
Altmaier dies auch für Deutschland definieren will.

Doch was Altmaier als Industriepolitik bezeichnet, ist das Gegenteil
einer Zukunftsstrategie. Statt Instrumente zur ökologischen, sozialen
und digitalen Ausrichtung der Industrie zu definieren, setzt Altmaier
auf die Monopolisierung der deutschen Wirtschaft. Er will das
Kartellrecht lockern, um europäische Monopole zu erschaffen. Damit
ebnet er den Weg für Megafusionen und Konzerngiganten. Seine Idee, die
Riesen der deutschen Wirtschaft, wie BASF und die Deutsche Bank, unter
Artenschutz zu stellen, schadet Wettbewerb und Innovation. Das Signal,
das Altmaier sendet, ist auch deshalb fatal, weil gerade kleine und
mittlere Unternehmen das Rückgrat der deutschen Wirtschaft und Motor
von Innovationen sind.

Statt europäische Großkonzerne zu hofieren, muss Altmaier fairen
Wettbewerb und Innovationen ins Zentrum seiner industriepolitischen
Strategie stellen. Das bedeutet der Einsatz für ein globaleres
Kartellrecht als Antwort auf Giganten wie die aus China. Das bedeutet
die konsequente Anwendung unserer Instrumente gegen staatliches
Dumping und Subventionen. Und es bedeutet offene Schnittstellen bei
digitalen Plattformen. Denn nur wenn Verbraucher zwischen digitalen
Diensten frei wechseln und wählen können, gibt es einen echten
Wettkampf um die besten Ideen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/1814: Anerkennung Guaidós ist der richtige Weg


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. Februar 2019

Anerkennung Guaidós ist der richtige Weg



Zahlreiche Staaten der Europäischen Union haben am heutigen Montag
den Präsidenten der venezolanischen Nationalversammlung, Juan Guaidó,
als Interimspräsidenten anerkannt. Hierzu können Sie den
außenpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Jürgen Hardt, mit folgenden Worten zitieren:

"Mit der Anerkennung Juan Guaidós als rechtmäßigen Vertreter des
venezolanischen Volkes gehen die EU-Staaten den einzig richtigen Weg.
Die Anerkennung des Parlamentspräsidenten als Übergangspräsident
steht im Einklang mit der venezolanischen Verfassung. Maduro und
seine Clique müssen wissen, dass ihre Zeit abgelaufen ist. Weder
haben sie eine demokratische Legitimation, noch sind sie in der Lage,
das Land in eine gute Zukunft zu führen. Deshalb müssen sie jetzt
endlich die Macht an das Parlament und dessen Präsidenten Juan Guaidó
zurückgeben. Nur auf diese Weise können die von der Verfassung
vorgesehenen Neuwahlen eines Präsidenten vonstatten gehen.

Wenn Maduro stattdessen Parlamentswahlen fordert, so wirft er damit
Nebelkerzen. Denn das Parlament wurde vor drei Jahren gewählt und hat
bis zum Jahr 2020 vollumfängliche Legitimität. Die Demonstrationen
der letzten Tage haben gezeigt, dass die überwältigende Mehrheit der
Bevölkerung Venezuelas hinter Juan Guaidó steht. Dafür hat die
Bevölkerung Venezuelas und die rechtmäßige politische Führung unter
Juan Guaidó unsere volle Unterstützung verdient. Unser Appell richtet
sich auch an die Streitkräfte des Landes, nicht weiter das
Maduro-Regime zu stützen und sich damit nicht weiter der
Menschenrechtsverletzung an der eigenen Bevölkerung schuldig zu
machen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/901: Mehr Schutz von Kindern im Netz


Pressestatememt der CDU/CSU-Fraktion - 5. Februar 2019

Mehr Schutz von Kindern im Netz



Am heutigen Dienstag findet der internationale Safer Internet Day
(SID) statt - ein weltweiter Aktionstag für mehr Sicherheit im
Internet. Hierzu können Sie die rechts- und verbraucherpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker, wie folgt zitieren:

"Mehr Sicherheit im Internet muss auch bedeuten, dass Täter, die im
Internet gezielt zu Minderjährigen Kontakt aufnehmen mit dem Ziel der
Anbahnung sexueller Kontakte, schnell gefasst werden können.
Ermittlungen sind in diesem Bereich zurzeit aber kaum möglich, da der
Versuch beim sog. Cybergrooming nicht strafbar ist. Fälle, in denen
die Eltern oder ein Polizeibeamter unter dem Namen des Kindes mit
einem Täter chatten, der annimmt, es handele sich um ein Kind, sind
also nicht strafbar. Ermittlungen können mangels einer Straftat nicht
geführt werden. Beim sog. Cybergrooming muss deshalb schon der
Versuch strafbar sein. Wir müssen jede Möglichkeit nutzen, um Kinder
vor solchen Gefahren zu schützen. Das Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz muss daher endlich unsere Vereinbarung aus
dem Koalitionsvertrag umsetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/1953: Bessere Prävention und mehr Aufklärung zur Vermeidung von Genitalverstümmelungen


Pressestatememt der CDU/CSU-Fraktion - 5. Februar 2019

Bessere Prävention und mehr Aufklärung zur Vermeidung von
Genitalverstümmelungen



Am morgigen Mittwoch gedenken wir des internationalen Tages gegen
Genitalverstümmelung. Hierzu können Sie die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, wie folgt
zitieren:

"Die Prozedur ist grausam und vollzieht sich dennoch etwa 8000 Mal
pro Tag. Mit Messern, Scherben, spitzen Steinen oder Rasierklingen
werden jungen Mädchen die äußeren weiblichen Geschlechtsorgane
teilweise oder gar ganz abgeschnitten. UNICEF schätzt, dass weltweit
200 Millionen Frauen und Mädchen von weiblicher Genitalverstümmelung
betroffen sind, vor allem im nördlichen Afrika aber auch in
südostasiatischen Ländern. Aber auch hierzulande sind Mädchen
gefährdet, sie werden heimlich in Deutschland oder während
Auslandsreisen verstümmelt.

In Deutschland ist die Verstümmelung weiblicher Genitalien als
eigener Straftatbestand eingestuft. Es drohen bis zu 15 Jahre Haft,
und das auch, wenn in Deutschland lebende Mädchen im Ausland
beschnitten werden. Nicht nur hierzulande, auch fast überall sonst
auf der Welt ist die weibliche Genitalverstümmelung längst auf dem
Papier verboten. Dennoch sind Beschneidungsrituale oft so tief in
Kultur und Tradition verankert, dass sie kleinen Mädchen weiter
angetan werden. Gesetze allein reichen daher nicht aus, wir brauchen
bessere Prävention und mehr Aufklärung, um einen Bewusstseinswandel
zu bewirken. Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung unterstützt bereits in vielen Ländern Initiativen mit
dem Ziel, umfängliche Aufklärung über die körperlichen und seelischen
Folgen der Genitalverstümmelung zu leisten. Der heutige
Internationale Tag gegen Genitalverstümmelung trägt ebenfalls dazu
bei, das Thema aus der Tabuzone herauszuholen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/1952: Internetnutzer verstärkt für mögliche Gefahren sensibilisieren


Pressestatememt der CDU/CSU-Fraktion - 5. Februar 2019

Internetnutzer verstärkt für mögliche Gefahren sensibilisieren



Zum heutigen Safer Internet Day können Sie die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, wie folgt
zitieren:

"Das Internet bietet Kindern und Jugendlichen vielfältige Chancen und
Möglichkeiten. Von der Unterhaltung (Spiele und Musikhören), über die
schnelle Recherche und Informationsbeschaffung bis zur weltweiten
Kommunikation in den sozialen Netzwerken. Das Internet ermöglicht
Teilhabe und Inklusion.

Doch im Netz lauern auch Gefahren, über die sich die jungen
Nutzerinnen und Nutzer und deren Eltern manchmal gar nicht bewusst
sind. Jugendliche stoßen auf Seiten, die sie verstören, und treffen
auf Täterinnen und Täter, die die Anonymität des Internets nutzen, um
mit Minderjährigen in Kontakt zu kommen und sie sexuellen Übergriffen
aussetzen. Auch das Thema Kinderpornografie spielt in diesem
Zusammenhang eine Rolle. Die Union fordert hier, den Besitz von
Kinderpronographie stärker zu bestrafen.

Ebenso braucht es mehr Hilfestellung für Eltern, Erzieherinnen und
Erzieher und Lehrerinnen und Lehrer, damit sie Kinder und Jugendliche
vor den Gefahren sexueller Gewalt, wie sie sich aus dem Netz ergeben
können, besser schützen können. Um Internetnutzer für mögliche
Gefahren zu sensibilisieren, könnte es zum Beispiel eine Sendung im
TV geben, die ähnlich funktioniert wie "Der 7. Sinn" der deutschen
Verkehrswacht. Was von 1996 bis 2005 das Verhalten im Straßenverkehr
war, ist heute das sichere Bewegen im Netz. Und wir brauchen
ebenfalls dringend die im Koalitionsvertrag vereinbarte und von der
Bundesfamilienministerin schon lange angekündigte Reform des
Kinder- und Jugendschutzes in der digitalen Welt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1830: Guaidós Anerkennung durch die Bundesregierung ist ein Fehler


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Guaidós Anerkennung durch die Bundesregierung ist ein Fehler



Heinz Bierbaum, Vorsitzender der Internationalen Kommission beim
Parteivorstand, erklärt:

Die Bundesregierung und weitere EU-Länder haben Juan Guaidó als
Interimspräsidenten von Venezuela anerkannt. Juan Guaidó hat sich
selbst zum Übergangspräsidenten ernannt und ist demokratisch nicht
legitimiert. Er steht für einen Kurs der Konfrontation.

Guaidós Anerkennung durch die Bundesregierung ist ein großer Fehler.
Durch diesen Schritt steigt die Gefahr einer weiteren Eskalation in
Venezuela. Durch diese Politik der Bundesregierung und der EU werden
nicht Frieden und Demokratie gestärkt, sondern der Konflikt und die
gesellschaftliche Spaltung.

Deutschland folgt mit der Anerkennung Guaidós dem brasilianischen
Präsidenten Jair Bolsonaro und Donald Trump. Trump schließt eine
militärische Intervention in Venezuela nicht aus, dabei liegt Trump
sicherlich nicht die Demokratie im ölreichen Venezuela am Herzen.

Dass sich Deutschland wieder einmal in das Fahrwasser der Vereinigten
Staaten begibt, ist ein politisches Trauerspiel. Es wäre ein starkes
Zeichen gewesen, sich um eine friedliche politische Schlichtung zu
bemühen und für den Dialog zwischen den verschiedenen Kräften
einzutreten und sich damit Mexiko und Uruguay anzuschließen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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AUSSEN/1829: Deutschland darf sich nicht an Völkerrechtsbruch in Venezuela beteiligen (Zaklin Nastic)


Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag

Pressemitteilung von Zaklin Nastic vom 4. Februar 2019

Deutschland darf sich nicht an Völkerrechtsbruch in Venezuela
beteiligen



"Die Anerkennung Guaidós als Interimspräsident Venezuelas ist eine
völkerrechtswidrige Einmischung in die Angelegenheiten eines souveränen
Volkes", kommentiert Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, die Entscheidung der Bundesregierung.

Zaklin Nastic weiter:

"Ich fordere die Aufnahme Nicolás Maduros in das 'Parlamentarier schützen
Parlamentarier Programm' des Deutschen Bundestages. Ich habe den Antrag
heute eingereicht. Nach Ablauf des sog. Ultimatums muss die deutsche
Bundesregierung auf Dialog mit dem venezolanischen Präsidenten hinwirken
und ihn vor drohenden Gefährdungen schützen. Die Sanktionen und angedrohten
Militärinterventionen von Seiten der USA zu billigen ist das Gegenteil von
Schutz. Eine solche Politik verschlechtert die soziale und
menschenrechtliche Lage der Venezolanerinnen und Venezolaner nur weiter und
befeuert die Gefahr eines Bürgerkriegs. Die Bundesregierung macht sich hier
letztlich zum Dienstboten Donald Trumps.

Ich schließe mich dem UN-Sonderberichterstatter Jazairy an, der zu Recht
mahnte, dass das gezielte Einsetzen militärischer und ökonomischer
Maßnahmen im Sinne der Herbeiführung eines Regierungswechsels gegen
internationales Recht verstoße und die Internationale Gemeinschaft
aufgerufen sei in einem Dialog mit Venezuela zu Lösungen zu kommen und sich
hierbei an die UN-Charta zu halten habe."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Fraktion DIE LINKE. im Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-22751170, Telefax: 030-22756128

E-Mail: fraktion@linksfraktion.de

Internet: https://www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





RECHT/539: Bundesverfassungsgericht stärkt Datenschutz


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Februar 2019

Bundesverfassungsgericht stärkt Datenschutz



"Das Bundesverfassungsgericht hat eine wichtige Entscheidung getroffen
und den Datenschutz in Deutschland gestärkt", erklärt Niema Movassat,
verfassungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, nach welcher der
Kennzeichenabgleich in drei Bundesländern teilweise verfassungswidrig
ist. Movassat weiter:

"Das Bundesverfassungsgericht hat wieder einmal das Recht des
Einzelnen auf informationelle Selbstbestimmung gestärkt und den
betroffenen Bundesländern gezeigt, dass sie nicht alle Daten nach
Belieben sammeln können. Es ist mit einem Rechtsstaat unvereinbar,
wahllos die Kennzeichen von Autos automatisiert zu erfassen und mit
Fahndungslisten abzugleichen. Solche Maßnahmen können nur
gerechtfertigt sein, wenn eine entsprechende Gefahr für wichtige
Rechtsgüter besteht. Ein genereller Kennzeichenabgleich bedeutet,
wahllos Bürgerinnen und Bürger ins Visier zu nehmen und ermöglicht es
dem Staat, Bewegungsprofile zu erstellen. Ich bin froh, dass das
Bundesverfassungsgericht hier einen Riegel vorgeschoben hat.

Das permanente Überwachen in allen Lebensbereichen muss aufhören. Wir
brauchen nicht immer neue Befugnisse für die Polizei- und
Sicherheitsbehörde. Stattdessen muss der Datenschutz wieder gestärkt
werden - auch auf der Straße."

 * 
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Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2584: Wir wollen eine Solidarische Mindestrente von 1.050 Euro netto im Monat


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil schlägt mit neuem Rentenkonzept die richtige Richtung ein

Wir wollen eine Solidarische Mindestrente von 1.050 Euro netto im Monat



Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat ein Konzept für eine
Grundrente vorgelegt. Der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd
Riexinger dazu:

Die konkrete Ausgestaltung des Konzeptes steht noch aus.
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil schlägt jedoch die richtige
Richtung ein - angesichts der massenhaft drohenden Altersarmut für
Millionen von Beschäftigten ist das bitter nötig. Der
Niedriglohnsektor hat sich infolge der Agenda-Politik unter rot-grün
wie eine Epidemie ausgebreitet. Eine höhere Bewertung von
Niedriglöhnen bei der Rente ist seit Langem Bestandteil unseres
Rentenkonzepts. Die SPD muss in diese Richtung weiter gehen und darf
sich nicht von CDU und CSU über den Tisch ziehen lassen.

Eine umfassende Rentenreform braucht einen Maßnahmenmix. Der
Mindestlohn muss auf 12 Euro angehoben werden. Das Rentenniveau von 53
Prozent muss sofort wieder hergestellt werden. Das bedeutet: 122 Euro
netto mehr im Monat für einen »Standardrentner«. Niemand darf im Alter
arm sein - egal ob nach einem Leben in Erwerbsarbeit, durch
Berufsunfähigkeit, Zeiten von Arbeitslosigkeit oder Kindererziehung.
Niemand darf gezwungen sein, zum Überleben Pfandflaschen zu sammeln.
Wir wollen eine Solidarische Mindestrente von 1.050 Euro netto im
Monat - darunter droht Armut. Die Solidarische Mindestrente ist
einkommens- und vermögensgeprüft, sie wird bei Bedarf gezahlt."

 * 
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SOZIALES/2583: Grundrente statt Wettrüsten


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

Grundrente statt Wettrüsten



Es ist das übliche Spiel: So bald jemand eine soziale Investition
vorschlägt, rufen Finanzpolitiker jammernd 'Wer soll das bezahlen?'

Zur Finanzierbarkeit der Grundrente sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender
der Partei DIE LINKE:

Es ist das übliche Spiel: So bald jemand eine soziale Investition
vorschlägt, rufen Finanzpolitiker jammernd 'Wer soll das bezahlen?'.
Nun ist das ja einfach eine politische Entscheidung, was man woher
bezahlen will.

Es ist ein fatales Signal, wenn ein SPD Finanzminister die
Unverrückbarkeit der schwarzen Null an den Anfang der Gespräche über
die Finanzierung der Grundrente stellt und dann noch prognostizierte
Rückgänge bei den Steuereinnahmen ins Feld führt. 5 Milliarden im Jahr
entsprechen unterm Strich bei einem BIP von 3,7 Billionen
gegebenenfalls einer Neuverschuldung von 0,13 Prozent. Das liegt sogar
unterhalb der Schuldenbremse.

Auch die schwarze Null darf keine heilige Kuh sein, wenn es um
notwendige Ausgaben geht. Und als Argument gegen die Grundrente taugt
sie schon gar nicht, wenn gleichzeitig die Rüstungsausgaben erhöht
werden. Alte Menschen zum Flaschen sammeln schicken, weil man das Geld
lieber für Kampfhubschrauber und Raketen ausgeben will?

Wenn Scholz von richtiger Priorisierung bei den Ausgaben spricht, sage
ich: Unsere Priorität muss bei den Ausgaben liegen, die die Menschen
hier brauchen. High Tech Waffen für Wirtschaftskriege in Übersee
bringen deutschen Rentnerinnen und Rentnern garnichts.

 * 
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SOZIALES/2582: Katja Kipping zur Debatte um Hartz IV


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Katja Kipping zur Debatte um Hartz IV



Katja Kipping, die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, zur aktuellen
Debatte um Hartz-IV:

"Hartz IV treibt Menschen in Arbeit, von der man nicht leben kann. Zu
niedrige Hartz IV Sätze, zu niedrige Wohngelder und das
Damoklesschwert Sanktionen führen dazu, dass Menschen niedrige Löhne
und schlechte Arbeitszeiten akzeptieren. Im Ergebnis steigt der Druck
auf den übrigen Arbeitsmarkt.

Gegen diese Dynamik am unteren Ende der Gehaltspyramide brauchen wir
u.a. dringend höhere Mindestlöhne. 12 ? die Stunde sind das Mindeste.
Das verringert die Zahl derer, die trotz Arbeit auf Hartz IV
angewiesen sind, und entspannt die Situation für Beschäftigte knapp
oberhalb der Armutsgrenze.

Wenn zudem die Wohnkosten zu niedrig bemessen sind, müssen Erwerbslose
wie Aufstockende sich die Differenz vom Munde absparen oder es droht
ein Zwangsumzug. DIE LINKE fordert die Regierung auf, bundesweit
verbindliche Standards festzulegen, damit die Wohnkosten
existenzsichernd ausgestaltet sind. Niemand sollte gezwungen sein,
sich die Wohnkosten vom Munde abzusparen. Ohnehin gehört das
verfassungswidrige System der Hartz IV Sanktionen endlich abgeschafft
und durch eine sanktionsfreie Mindestsicherung von 1050 Euro ersetzt.

Derzeit sind von 4.058.228 offiziell gezählten erwerbsfähigen Menschen
im Leistungsbezug 1.090.180 in Arbeit, also 'Aufstockende'
(Bundesagentur für Arbeit, Aktuellste Daten von September 2018).

 * 
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WIRTSCHAFT/2124: Industriepolitik vom Kopf auf die Füße stellen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Februar 2019

Industriepolitik vom Kopf auf die Füße stellen



"Altmaiers Industriekonzept ist eine Geschenktüte für Großkonzerne.
Mit Steuersenkungen und einer Aufweichung der Wettbewerbsregeln lassen
sich weder Arbeitsplätze retten noch der Klimawandel bekämpfen", sagt
Alexander Ulrich, Sprecher für Industriepolitik der Fraktion DIE
LINKE, mit Blick auf die "Nationale Industriestrategie 2030". Ulrich
weiter:

"Wenn sich die deutsche und europäische Wirtschaft gegenüber der
chinesischen Konkurrenz behaupten will, darf sie nicht ihrerseits auf
Steuer-, Umwelt- und Sozialdumping setzen, sondern muss durch Qualität
und nachhaltige Produktionsweisen den Unterschied machen. Statt sich
auf eine Dumping-Spirale einzulassen, sollten Handelsbarrieren
aufgebaut werden, die Produzenten mit zu niedrigen Standards den
Zugang zum EU-Markt verwehren. Altmaiers Konzept läuft hingegen vor
allem darauf hinaus, die kleinen und mittleren Unternehmen den
Großkonzernen zum Fraß vorzuwerfen, damit diese noch größer werden.

DIE LINKE fordert eine sozial-ökologische Transformation der
Wirtschaft, in der nachhaltige Produktionsweisen, regionale
Wirtschaftskreisläufe sowie kleine und mittlere Unternehmen besonders
gefördert werden. Arbeitnehmervertreter und Gewerkschaften müssen von
Anfang an eingebunden werden. Energie- und Mobilitätswende sind nur
gemeinsam zu schaffen."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8002: Heute im Bundestag Nr. 136 - 05.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 136

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. Februar 2019, Redaktionsschluss: 11.21 Uhr

1. Entgasung von Binnenschiffen

2. Status des Wissenschaftsrats

3. Kein Bestandsschutz für Steuerbefreiungen

4. Finanztransaktionssteuer in Spanien

5. Probleme in Financial Intelligence Unit

6. Bewertung von Sachlohn



1. Entgasung von Binnenschiffen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung sind aktuell keine Probleme bei
der Kontrolle und Dokumentation der Entgasungsvorgänge auf
Binnenschiffen auf Grundlage des "Europäischen Übereinkommens über die
Beförderung gefährlicher Güter auf Binnenwasserstraßen" bekannt. Dies
geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/7179) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6799) hervor. Im
Übrigen sei die Kontrolle der Entgasungsvorgänge Ländersache, schreibt
die Bundesregierung weiter.

 * 

2. Status des Wissenschaftsrats

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Der Wissenschaftsrat wurde durch Verwaltungsabkommen
zwischen Bund und Ländern vom 5. September 1957 errichtet, ohne dass
ihm die Rechtsform einer juristischen Person gegeben wurde. Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7409) auf die Kleine
Anfrage der Linken (19/6955). Der Wissenschaftsrat ist eine wichtige
Einrichtung, die Empfehlungen zur inhaltlichen und strukturellen
Entwicklung der Wissenschaft, der Forschung und des Hochschulbereichs
erarbeitet. Im Haushaltsjahr 2018 habe sich der Etat auf 8,592
Millionen Euro belaufen. In Höhe von 4,57 Millionen Euro seien sie vom
Bund gekommen, in Höhe von 3,36 Millionen Euro von den Ländern.

 * 

3. Kein Bestandsschutz für Steuerbefreiungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Steuerbefreiungen stellen Ausnahmen vom Grundsatz
der Besteuerung dar und entfalten keinerlei Bestandsschutz. Mit diesem
Hinweis antwortet die Bundesregierung (19/7404) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6982), die wissen
wollte, warum für aus Klärgasen erzeugten und selbst verbrauchten
Strom seit einiger Zeit unter Berufung auf ein Urteil des
Bundesfinanzhofes Stromsteuer erhoben wird. Wie die Bundesregierung
dazu erläutert, sind Generalzolldirektion und die Hauptzollämter bei
ihrer Beurteilung an die Gesetze sowie die höchstrichterliche
Rechtsprechung gebunden "und setzen diese um".

Die Regierung beschreibt in der Antwort ausführlich die Situation der
mit Klärgas arbeitenden Stromerzeugungsanlagen. Diese seien
typischerweise ganzjährig mit hoher Auslastung in Betrieb.
Insbesondere der in großen Anlagen mit einer elektrischen Nennleistung
von mehr als zwei Megawatt (zwei Megawatt reichen etwa für die
Versorgung von rund 3.500 Haushalten) zum Eigenverbrauch erzeugte
Strom sei unabhängig von der Stromsteuer kostengünstiger als regulär
aus dem Stromnetz zugekaufter Strom. So würden selbst kleine
Klärgasanlagen mit einer elektrischen Nennleistung von nur 0,2
Megawatt Stromgestehungskosten von 6,96 Cent pro Kilowattstunde haben,
während diese Kosten aus dem Netz bei rund 13 Cent pro Kilowattstunde
liegen würden. Da die Stromgestehungskosten in Anlagen mit mindestens
zwei Megawatt Nennleistung nochmals geringer seien, geht die Regierung
davon aus, dass die jetzt erfolgende Besteuerung von Strom aus Klärgas
"die Stromerzeugungsanlagen weder unwirtschaftlich werden lässt, noch
dass die Erreichung der Klimaschutzziele hiervon negativ beeinflusst
wird".

 * 

4. Finanztransaktionssteuer in Spanien

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion hat sich in einer weiteren Kleinen
Anfrage (19/7285) nach der Einführung einer
EU-Finanztransaktionssteuer nach der von der spanischen Regierung
geplanten nationalen Einführung einer solchen Steuer erkundigt. Die
Bundesregierung wird gefragt, ob ihr die Pläne der spanischen
Regierung bekannt sind, eine nationale Finanztransaktionssteuer
einzuführen und wie diese nationale Steuer aussehen soll. Die
FDP-Fraktion will zudem wissen, warum die spanische Regierung von
jährlichen Einnahmen durch die Finanztransaktionssteuer in Höhe von
8,45 Milliarden Euro ausgeht, während eine im Grundsatz ähnliche
Finanztransaktionssteuer der zehn an der Verstärkten Zusammenarbeit
beteiligten EU-Mitgliedstaaten zu Einnahmen von insgesamt 4,4
Milliarden Euro führen soll.

 * 

5. Probleme in Financial Intelligence Unit

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Missstände bei der Zentralstelle für
Finanztransaktionsuntersuchungen (Financial Intelligence Unit - FIU),
die Geldwäsche, organisierte Kriminalität und Finanzierung von
Terrorismus effektiver bekämpfen soll, sind Thema einer Kleinen
Anfrage der FDP Fraktion (19/7305). Dabei geht es um Berichte, nach
denen bis vor wenigen Monaten über 31.000 Verdachtsanzeigen nicht
bearbeitet worden sein sollen. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage
kritisieren die Abgeordneten, dass ihre Bitte um Einsicht in Berichte
acht Wochen lang nicht beantwortet und dann abgelehnt worden sei.
"Eine transparente Aufklärung der Missstände wird damit aus Sicht der
Fragesteller erschwert", heißt es in der Vormerkung. Die
Bundesregierung wird gefragt, warum sie sich dagegen entschieden habe,
die erbetenen Berichte in die Geheimschutzstelle des Bundestages zu
überführen, obwohl dort eine Einsichtnahme der Berichte durch
Abgeordnete möglich gewesen wäre. Außerdem soll die Bundesregierung
vor dem Hintergrund der Kontrollfunktion des Parlamentes gegenüber der
Bundesregierung die Tatsache bewerten, dass Dokumente über Missstände
in der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen der Presse,
nicht aber dem zuständigen Finanzausschuss vorgelegen hätten.

 * 

6. Bewertung von Sachlohn

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Abgrenzung von Barlohn und Sachlohn geht es
in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/7304). Hintergrund der
Kleinen Anfrage ist ein Urteil des Bundesfinanzhofes zur Bewertung von
Zuschüssen des Arbeitgebers für den Abschluss einer privaten
Zusatzkrankenversicherung.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8001: Heute im Bundestag Nr. 135 - 05.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 135

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 5. Februar 2019, Redaktionsschluss: 09.56 Uhr

1. 931 Schutzräume mit Zivilschutzbindung

2. CO2-Entnahme noch nicht ausgereift

3. Umgang mit teerhaltigem Straßenaufbruch

4. Linke stellt Fragen zur Dieselkrise

5. Barrierefreiheit in Bussen und Bahnen

6. Absacken der Bundesautobahn A20



1. 931 Schutzräume mit Zivilschutzbindung

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Aktuell gibt es in Deutschland 931 öffentliche
Schutzräume mit Zivilschutzbindung. Für diese Schutzräume fielen 2018
Bewirtschaftungskosten in Höhe von rund 187.000 Euro an. Dies geht aus
einer Antwort der Bundesregierung (19/7181) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/6821) hervor. Seit 2007 wurden den Angaben
zufolge 1.035 öffentliche Schutzräume aus der Zivilschutzbindung
entlassen. Laut Darstellung der Bundesregierung werden "die
öffentlichen Schutzräume sukzessive aus der Zivilschutzbindung
entlassen und den Eigentümern die unbeschränkte Nutzung ermöglicht".

 * 

2. CO2-Entnahme noch nicht ausgereift

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung sieht zu CO2-Entnahmetechnolgien
noch erheblichen Forschungbedarf. Es gebe aktuell "keine ausreichende
Wissensgrundlage", um den Einsatz dieser Technologien und ihre
mögliche Rolle bei der Bewältigung des Klimawandels zu bewerten,
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/7400) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6737). Daher setze die
Bundesregierung national wie international außer auf
Emissionsminderung und Anpassungsmaßnahmen "auf kosteneffiziente,
nachhaltige, ökosystembasierte Ansätze zur Erzielung negativer
Emissionen". Die Fraktion hatte sich in der Kleinen Anfrage unter
anderem nach Einschätzungen zu Technologien zur CO2-Entnahme (negative
Emissionen) erkundigt.

 * 

3. Umgang mit teerhaltigem Straßenaufbruch

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Details zu den Verwertungsoptionen von anfallendem
teerhaltigen Straßenaufbruch stellt die Bundesregierung in einer
Antwort (19/7180) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6831)
dar. So führt die Bundesregierung aus, dass in der Bundesrepublik
aktuell keine Anlage zur thermischen Behandlung existiere und eine
energetische Verwertung nur in geringem Umfang in einer Anlage
erfolge. "Die Bundesregierung geht davon aus, dass zur Verwertung im
Deponiebau derzeit noch ausreichend Kapazitäten in Deutschland
vorhanden sind", heißt es weiter in der Antwort.

 * 

4. Linke stellt Fragen zur Dieselkrise

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Offene Fragen der Dieselkrise" betitelt die
Fraktion Die Linke eine Kleine Anfrage (19/7239). Die Abgeordneten
erkundigen sich darin nach dem Bußgeldverfahren gegen die Volkswagen
AG, nach den bei Opel-Fahrzeugen gefundenen illegalen
Abschalteinrichtungen und dem Förderprogramm zur Hardware-Nachrüstung
von gewerblichen Handwerker- und Lieferdieselfahrzeugen. Gefragt wird
auch, warum Fahrzeuge nach einem Software-Update für zulassungskonform
gelten würden, "obwohl die Grenzwerte auf der Straße weiterhin nicht
eingehalten werden".

 * 

5. Barrierefreiheit in Bussen und Bahnen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Barrierefreiheit im öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV), in Fernbussen und im Schienenverkehr
erkundigt sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/7298)
wollen die Abgeordneten wissen, ob aus Sicht der Regierung das Ziel
der bundesweiten Barrierefreiheit im ÖPNV im Jahr 2022 erreicht werden
kann. Gefragt wird auch, ob die Bundesregierung die Barrierefreiheit
von Fernbussen fördert. Thematisiert wird zudem die Höhe der
Bahnsteige in Bahnhöfen. Die Liberalen fragen, ob nach Auffassung der
Bundesregierung eine Aufhöhung der Bahnsteige an Bahnhöfen auf 76
Zentimeter, wie von der Deutschen Bahn AG vorgesehen, mit dem Ziel der
Barrierefreiheit vereinbar ist.

 * 

6. Absacken der Bundesautobahn A20

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob die Bundesregierung die in Medienberichten
geäußerte Auffassung teilt, wonach das Absacken der Bundesautobahn A20
in der Nähe von Tribsees (Mecklenburg-Vorpommern) auf das beim Bau
angewendete CSV-Verfahren zurückzuführen ist, möchte die Fraktion der
AfD in einer Kleinen Anfrage (19/7183) wissen. Nach Aussage der
Abgeordneten hätten Bauexperten festgestellt, dass die Einsetzung von
Trockenmörtelsäulen aus einem Sand/Zement-Gemisch (CSV-Verfahren) für
das Absinken verantwortlich sei. Zudem sollen der zuständigen Deutsche
Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH (Deges) die Risiken des
genutzten Verfahrens bereits im Vorfeld bekannt gewesen sein.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, welche Argumente es dafür gab,
bei der Planung des betreffenden Bauabschnitts das CSV-Verfahren
anzuwenden. Wissen wollen die Abgeordneten auch, wie oft und wo das
CSV-Verfahren beim Autobahnbau in Moorgebieten zuvor bereits
eingesetzt wurde. Welche alternativen Verfahren zur dauerhaften
Stabilisierung der A20 in dem Moorgebiet bei Planung und Bau geprüft
worden sind, interessiert die AfD-Fraktion ebenfalls.

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1815: Regierungspressekonferenz vom 1. Februar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Freitag, 1. Februar 2019

Regierungspressekonferenz vom 1. Februar 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Reise nach Japan,
Kabinettssitzung, Feierlichkeiten anlässlich des 100. Jahrestags der
Verabschiedung der Weimarer Reichsverfassung in Weimar, Treffen mit den
Ministerpräsidenten der Länder der Visegrád-Gruppe in Bratislava, Festakt
zur Eröffnung der neuen BND-Zentrale, Empfang des Staatspräsidenten von
Mali, Verleihung der Ehrenbürgerwürde von Templin), Bildung einer Regierung
der nationalen Einheit im Libanon, Korruptionswahrnehmungsindex von
Transparency International, Presse- und Meinungsfreiheit in Deutschland,
Aufklärung des NSU-Komplexes, Nationale Industriestrategie, Austritt der
USA aus dem INF-Vertrag, Nationale Plattform "Zukunft der Mobilität",
strengere Bauvorgaben für Holz- und Kohleheizungen, möglicher Ausschluss
des chinesischen Netzwerkausrüsters Huawei vom Ausbau der 5G-Infrastruktur
in Deutschland, Düngeverordnung, EU-Kontaktgruppe für Venezuela, Fall des
in Venezuela inhaftierten deutschen Journalisten, Ausschiffung und
Verteilung von im Mittelmeer aus Seenot geretteten Personen, mögliche
Einführung der Strafbarkeit falscher Angaben im Asylverfahren, Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts zum Haar- und Barterlass der Bundeswehr,
Gesundheitstourismus, geplante Beschaffung eines weiteren
Langstreckenflugzeugs für die Flugbereitschaft des Bundesministeriums der
Verteidigung, in der Türkei inhaftierte deutsche
Staatsangehörige


Sprecher: StS Seibert, Breul (AA), Schwamberger (BMF), Schmidt
(BMI), Kall (BMJV), Eichler (BMWi), Strater (BMVI), Haufe (BMU), Bürgelt
(BMEL), Flosdorff (BMVg), Wackers (BMG)



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag auch von mir! Ich hatte Sie ja schon am letzten
Freitag über die Japanreise der Bundeskanzlerin informiert, die am
Sonntagabend beginnen und von der sie am Dienstagabend zurückkehren wird.
Wir hatten dazu gestern ja auch ein Briefing durchgeführt. Das Programm ist
also insofern bekannt.

Am Mittwoch, den 6. Februar, wird dann um 9.30 Uhr die Sitzung des
Bundeskabinetts unter Leitung der Bundeskanzlerin stattfinden.

Am Nachmittag des Mittwochs wird sie nach Weimar reisen und dort an den
Feierlichkeiten anlässlich des 100. Jahrestags der Weimarer
Reichsverfassung in Weimar teilnehmen. Das wird um 12.30 Uhr mit einer
Teilnahme am ökumenischen Gottesdienst in der Herderkirche beginnen. Es
werden auch die Vertreter der anderen Verfassungsorgane anwesend sein. Dann
folgt ein Empfang des thüringischen Ministerpräsidenten. Dann wird die
Bundeskanzlerin mit einer Schulklasse im Rahmen des Projekts "Denkraum
Demokratie" im Herderzentrum zusammentreffen. Schließlich wird sie im
Wittumspalais gemeinsam mit Vertretern der anderen Verfassungsorgane den
thüringischen Ministerpräsidenten, die Landtagspräsidentin und den
Oberbürgermeister von Weimar treffen. Man wird dort das historische
Zeitdokument "Aus Anlass der 100. Wiederkehr des Zusammentritts der
verfassunggebenden deutschen Nationalversammlung und der Entstehung der
Weimarer Reichsverfassung" unterzeichnen. Schließlich folgt dann ab 15.15
Uhr der Festakt im Deutschen Nationaltheater mit der Festrede des
Bundespräsidenten.

Am Donnerstag wird die Bundeskanzlerin zu einem eintägigen Besuch nach
Bratislava in die Slowakei reisen. Wir gedenken ja in diesem Jahr des
dreißigsten Jahrestags des Mauerfalls. Es war die politische Wende in den
Ländern der heute sogenannten Visegrád-Gruppe - also Tschechien, Slowakei,
Polen, Ungarn -, die wesentlich dazu beigetragen hat, dass die deutsche
Wiedervereinigung stattfinden konnte und friedlich stattfinden konnte. Vor
diesem wichtigen historischen Hintergrund findet also die Reise der
Bundeskanzlerin nach Bratislava statt. Sie wird dort die vier
Ministerpräsidenten der Visegrád-Länder treffen. Derzeit führt die Slowakei
den Vorsitz.

Nach der Ankunft in Bratislava wird es zunächst ein bilaterales Gespräch
mit dem slowakischen Ministerpräsidenten Peter Pellegrini geben. Dem folgen
Pressestatements. Dann wird es ein Mittagessen der Bundeskanzlerin mit den
Regierungschefs aller vier Visegrád-Staaten und im Anschluss dann eine
gemeinsame Pressekonferenz geben, bei der sich die Bundeskanzlerin also
neben Herrn Morawiecki, Herrn Babis, Herrn Pellegrini und Herrn Orbán den
Fragen der Presse stellen wird. Vor ihrer Rückreise wird sie dann am
Nachmittag noch einmal den slowakischen Präsidenten Andrej Kiska zu einem
Gespräch treffen.

Am Freitag, den 8. Februar, wird die Bundeskanzlerin am Festakt zur
Eröffnung der neuen BND-Zentrale teilnehmen. Sie wird dort gegen 11.30 Uhr
eine Rede halten. Neben ihr wird auch der Präsident des
Bundesnachrichtendienstes, Bruno Kahl, sprechen. Dieser Festakt wird dann
also die feierliche Eröffnung der neuen Zentrale des BND an der
Chausseestraße sein. Damit ist auch der Umzug des BND, vor allem der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus Pullach, weitestgehend abgeschlossen.
Der Besuch der Bundeskanzlerin ist natürlich auch eine Würdigung der Arbeit
des Bundesnachrichtendienstes als eines unverzichtbaren Teils der deutschen
Sicherheitsarchitektur.

Am Freitag um 13 Uhr wird der Staatspräsident von Mali, Ibrahim Boubacar
Keïta, zu einem Arbeitsessen im Bundeskanzleramt erwartet. Mögliche Themen
sind natürlich die Sicherheitslage, der Friedensprozess in seinem Land und
das deutsche Engagement in Mali, das ja sowohl in der EU-Ausbildungsmission
"EUTM Mali" als auch im Rahmen der UN-Mission MINUSMA sowie natürlich im
Rahmen der entwicklungspolitischen Sahel-Allianz stattfindet. Nach dem
Gespräch ist eine gemeinsame Pressekonferenz vorgesehen.

Gegen 17 Uhr - wir sind immer noch beim Freitag - wird die Bundeskanzlerin
dann in Templin im "Multikulturellen Centrum Templin" die Ehrenbürgerwürde
ihrer brandenburgischen Heimatstadt Templin entgegennehmen. Sie wird beim
traditionellen Neujahrsempfang der Stadt geehrt. Die Laudatio wird der
frühere Landrat im Landkreis Barnim, Bodo Ihrke, halten. Die
Bundeskanzlerin hat, wie Sie vielleicht wissen, von 1957 bis 1973 ihre
Kindheit und Jugend in Templin verbracht. Die Uckermark war und ist für sie
ein Stück Heimat.

Das wäre es.

Breul: Ich habe eine Erklärung, die ich gerne abgeben möchte. Gestern, neun
Monate nach den Parlamentswahlen, ist es im Libanon gelungen, eine
Einheitsregierung zu bilden. Dazu gratuliert die Bundesregierung. Zur
Bildung dieser neuen Regierung der nationalen Einheit einen Kompromiss zu
finden, den alle Parteien mittragen können, war zweifellos eine große
Herausforderung. Dass dieser nun auf den Weg gebracht werden konnte, ist
eine beachtliche Leistung aller beteiligten Akteure.

Die Einigung kommt zu einer Zeit, in der der Libanon dringender denn je der
politischen Führung bedarf. Die künftige Regierung muss nun rasch die
drängenden Probleme des Landes in Angriff nehmen. Dies duldet keinen
weiteren Aufschub. Insbesondere betrifft das die Umsetzung des bereits im
Frühjahr des letzten Jahres bei der Geberkonferenz in Paris vereinbarten
Reformen, um den wirtschaftlichen und politischen Stillstand zu überwinden.
Deutschland steht als Partner mit weiterer Unterstützung fest an der Seite
Libanons, um die Institutionen im Land zu stärken und die anstehenden
Aufgaben zu bewältigen.

Frage: Diese Woche ist von Transparency International ein Report über
Korruption veröffentlicht worden. Darin wird angegeben, dass Deutschland
jährlich 104 Milliarden Euro durch Korruption verloren gehen. Zu der Studie
von 2016 wollte ich vielleicht das Finanzministerium fragen: Können Sie
diese Zahl denn bestätigen?

Schwamberger: Ich kann zu dieser Studie von meiner Warte aus keine Stellung
nehmen.

StS Seibert: Was wir zumindest sagen können, wenn ich das sagen darf, auch
wenn ich nicht gefragt war, ist: Ich will zu der Studie jetzt im Einzelnen
auch nicht Stellung nehmen, aber ich kann schon sagen, dass die
Verhinderung von Korruption und die Bekämpfung von Korruption für uns eine
ganz zentrale staatliche Aufgabe ist und dass wir zur Erreichung dieses
Ziels eine ganze Menge von Rechtsakten erlassen haben. In der letzten
Legislaturperiode sind zum Beispiel weitere Maßnahmen zur Bekämpfung von
Korruption in Kraft getreten. Ich nenne das Gesetz zur Bekämpfung der
Korruption. Es gibt im internationalen Bereich das EU-Bestechungsgesetz,
das EU-Übereinkommen über die Bekämpfung der Bestechung und das Gesetz zur
Bekämpfung internationaler Bestechung. Das heißt, sowohl national als auch
international sind wir natürlich in diese Gesetze eingebunden, und das
Ziel, Korruption zu verhindern und zu bekämpfen, ist ein wichtiges
staatliches Ziel, dem wir gerade auch als Gesetzgeber in Deutschland
nachgekommen sind.

Zusatzfrage: Es wurden auch gewisse Anmerkungen dazu gemacht, was denn zu
verbessern wäre, zum Beispiel, dass der Schutz von Whistleblowern immer
noch unzureichend sei. Ist das auch Teil der Dinge, die Sie gerade
angesprochen haben? Inwieweit sind Maßnahmen dabei also vielleicht noch
unzureichend? Denn diese 104 Milliarden Euro sind ja dieses Jahr wieder
verloren gegangen.

StS Seibert: Vielleicht möchten das Justizministerium und das
Innenministerium noch etwas ergänzen.

Schmidt: Zur Korruptionsprävention insgesamt darf ich auf die Richtlinie
der Bundesregierung zur Korruptionsprävention hinweisen. Das ist eine
Verwaltungsvorschrift, die konkrete Maßnahmen auflistet, die alle Behörden
und Dienststellen der Bundesverwaltung eben zur Korruptionsprävention zu
ergreifen haben. Die Richtlinie wird durch weitere Regelungen und
Empfehlungen zu ihrer Umsetzung ergänzt. Beispiele für konkrete Maßnahmen
sind, dass in jeder Behörde in der gesamten Bundesverwaltung
Ansprechpersonen für Korruptionsprävention zu etablieren sind. Das ist auch
flächendeckend umgesetzt. Darüber hinaus sind Schulungen und
Sensibilisierungsmaßnahmen verpflichtend vorgesehen, etwa zu
Korruptionsrisiken oder Rechtsfolgen, also möglicher Strafbarkeit von
Korruption. Deshalb gibt es auch sehr stringente Regelungen zur Annahme von
Belohnungen und Geschenken in der Bundesverwaltung, die über diese
Richtlinie umgesetzt sind.

Darüber hinaus wird zum Beispiel regelmäßig festgestellt, welche
Arbeitsgebiete in den Behörden besonders korruptionsanfällig sind. Das
heißt also, je nach Risikoeinschätzung wird ein verstärktes
Mehraugenprinzip eingeführt, eine zusätzliche Sensibilisierung, Schulung
oder Rotation in diesem Arbeitsbereich. Über weitere Maßnahmen wie zum
Beispiel die von Ihnen nachgefragten wird natürlich regelmäßig nachgedacht.
Hier gibt es eine regelmäßige Berichtspflicht an den Deutschen Bundestag,
der nach Beschlüssen des Rechnungsprüfungsausschusses regelmäßig durch
einen Korruptionspräventionsbericht darüber unterrichtet werden muss. Der
geht an den Bundestag, und dem kann man die Planungen zu solchen Maßnahmen
entnehmen.

Kall: Ich kann für das Justizministerium noch kurz ergänzen: In dem Index
von Transparency International, der diese Woche veröffentlicht wurde, hat
sich Deutschland im Rang leicht verbessert, steht, so glaube ich, zusammen
mit Großbritannien weltweit auf Platz 11. Es gibt zwei Stichworte, die in
dem Zusammenhang für uns wichtig sind: Eines haben Sie in Ihrer Frage
genannt: Whistleblower-Schutz. Dazu gibt es künftig ein Gesetz zum Schutz
von Geschäftsgeheimnissen, was auch ausdrücklich einen Whistleblower-Schutz
regeln wird. Das wird derzeit im Deutschen Bundestag beraten.

Daneben gibt es ein EU-Vorhaben, eine Richtlinie zum Hinweisgeberschutz,
die gerade mit Hochdruck in Brüssel verhandelt wird und die ein
dreistufiges System zum Whistleblower-Schutz vorsieht, dass sich
Hinweisgeber zuerst bei ihrem Arbeitgeber darum bemühen müssen, dass ein
bestimmtes Fehlverhalten abgestellt wird, also einen internen Meldeweg
nutzen müssen, sich anschließend an eine Behörde wenden können, und wenn
auch das nichts hilft, sich auch an Medien wenden können. Dieses
dreistufige System sieht der Kommissionsvorschlag für eine wirklich breite
Richtlinie zum Hinweisgeberschutz, zum Whistleblower-Schutz vor. Diese wird
wie gesagt gerade mit Hochdruck verhandelt.

Zusatzfrage: Eine letzte Frage hätte ich dann tatsächlich doch noch: Ein
weiterer Vorschlag betrifft ein Lobbyismus-Register oder ein Register von
Lobbyisten in Deutschland. Ist das auch in Planung und Teil dieser
Maßnahme?

Kall: Das ist ein Thema, das sich, glaube ich, mehr an die Fraktionen
richtet, die Frage, welche Treffen mit Lobbyvertretern legen Abgeordnete
zum Beispiel offen. Dazu gab es diese Woche einen Bericht aus dem
Europäischen Parlament, wie die das machen. Ich kann Ihnen für das
Justizministerium nicht von irgendwelchen Planungen einen konkreten Stand
berichten.

Frage: Frage an Herrn Seibert beziehungsweise an Herrn Breul: Gestern hat
die Sprecherin des russischen Außenministeriums in der Pressekonferenz
deutschen Medien Fake News und eine systematische Verfolgung russischer
Medien in Deutschland vorgeworfen - explizit T-Online, der Bild und der
Deutschen Welle - und auch gesagt, dass geschehe nicht ohne Beteiligung des
Staates. Mich würde interessieren, was Sie zu den Vorwürfen a) gegen
deutsche Medien und b) gegen die Regierung sagen.

StS Seibert: Wer solche abwegigen Behauptungen in die Welt setzt, hat wenig
Ahnung von Deutschland und wenig Ahnung von der Pressefreiheit, oder er
will bewusst Deutschland in ein schlechtes Licht rücken. So oder so: Ich
weise diese Behauptung entschieden zurück. Die Pressefreiheit ist ein hohes
Gut in unserem Land, ein hohes Gut unserer Demokratie. Das Grundgesetz
schützt sie, die Bundesregierung achtet sie. Unabhängige Medien üben sie
Tag für Tag aus.

Zusatzfrage: Ich würde nachfassen: Kommunizieren Sie das auch direkt an
Russland?

StS Seibert: Ich hatte immer den Eindruck, wenn wir hier
Regierungspressekonferenzen machen und Sie freundlicherweise dazu im Saal
sind, dass das auch verbreitet wird.

Zusatzfrage: Das ist der Fall. Ich wollte aber wissen, ob Sie auch direkt
noch einmal - -

StS Seibert: Würde ich von dortiger Seite direkt angesprochen, würde ich
Ähnliches sagen, aber das ist nicht erfolgt.

Frage: Stichwort NSU 2.0: Da wollte ich fragen: Ist das ein Thema auf
Bundesebene, oder ist das immer noch nur ein Thema für die Behörden in
Hessen? Wo liegt die Zuständigkeit genau? Haben Sie sich - gerichtet ans
Innenministerium - da inzwischen eingeschaltet? Und wird in Betracht
gezogen, dass es sich jetzt sozusagen beim NSU dann doch vielleicht um mehr
als dieses Tätertrio gehandelt hat.

Schmidt: Das Ermittlungsverfahren, nach dem Sie da fragen, ist in der Tat
eines des Landes Hessen, und das wird auch von den dortigen Behörden
zuständigkeitshalber geführt. Sie können davon ausgehen, dass es natürlich
eine Zusammenarbeit zwischen den Sicherheitsbehörden zur Aufklärung dieser
Sachverhalte gibt. Aber ich bitte Sie um Ihr Verständnis, dass ich
vonseiten des Bundes keine Einzelheiten zu diesem hessischen Verfahren
darlegen kann.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium. Es gibt ja schon
vorab Berichte zu der Nationalen Industriestrategie. Da ist unter anderem
auch davon die Rede, dass der Wirtschaftsminister künftig Zusammenschlüsse,
Fusionen und Übernahmen erleichtern möchte. Da wird unter anderem die
Deutsche Bank genannt. Da wird man schon etwas hellhörig. Können Sie kurz
erläutern, wie man Fusionen erleichtern könnte, gerade jetzt, was die
Deutsche Bank angeht? Da scheint es ja Vorbehalte der EZB zu geben.

Eichler: Also, zur Industriestrategie im Moment nur so viel: Die war schon
länger angekündigt und wird am Dienstag vom Minister vorgestellt. Näheres
kann ich dazu im Moment nicht sagen.

Zusatzfrage: Noch einmal mit dem Blick auf die Deutsche Bank: Sie können
schon bestätigen, dass die Deutsche Bank da explizit erwähnt wird, oder
auch das noch nicht?

Eichler: Ich kann dazu gar nichts bestätigen.

Zusatzfrage: Kann ich dann Frau Schwamberger noch fragen?

Schwamberger: Zur Industriestrategie?

Zusatzfrage: Nein, zur Deutschen Bank.

Schwamberger: Das Thema wird, so glaube ich, hier regelmäßig angesprochen,
und regelmäßig antworten wir auf die Frage so, wie wir darauf auch nur
antworten können: dass wir uns zu einzelnen Instituten nicht äußern.

Zusatzfrage: Aber bei der Commerzbank zumindest ist der Bund sogar - so
glaube ich - Mehrheitseigner. Können Sie dazu etwas sagen?

Schwamberger: Da ergibt sich auch keine neue Situation im Vergleich zur
letzten Woche und der Woche davor.

Zusatzfrage: Also dementieren Sie die Meldung, dass es da insgesamt schon
23 Gespräche zwischen den beiden Banken gegeben haben soll?

Schwamberger: Über Gespräche der beiden Banken kann ich hier keine Auskunft
geben.

Frage: Kristin Joachim, ARD-Hauptstadtstudio. Die amerikanische Regierung
wird sich ja heute Nachmittag äußern und ihren Austritt aus dem INF-Vertrag
ankündigen. Bis es dann tatsächlich zum Vollzug kommt, werden noch sechs
Monate vergehen. Wird sich die deutsche Bundesregierung denn in diesen
sechs Monaten dafür einsetzen, dass der Vertrag weiter besteht? Wenn ja,
wie konkret, beziehungsweise wenn nein, warum nicht? Das ist eine Frage an
Herrn Breul und Herrn Seibert.

Breul: Ich fange gern an. Der Minister hat sich heute Morgen vor dem Beginn
der Beratungen der EU-Außenminister in Bukarest zu dem Thema geäußert.
Darauf möchte ich verweisen. Wir haben von Anfang an sehr deutlich gemacht,
dass wir den Ball im Feld von Moskau liegen sehen. Russland hat die
Gelegenheit nicht beim Schopfe ergriffen, für Aufklärung zu sorgen oder das
Raketenprogramm, das gestartet wurde, rückabzuwickeln. Das ist auch weiter
unsere Position, unabhängig davon, was heute die Amerikaner erklären werden
oder nicht. Aber ich denke, was sie erklären werden, wird niemanden
überraschen; denn das russische Verhalten in den letzten 60 Tagen hat uns
leider keinen Anlass gegeben, konkrete Fortschritte zu entdecken, die dazu
führen, dass sich beide Vertragsparteien wieder an den Vertrag halten. Der
Minister hat es heute Morgen auch noch einmal ganz deutlich gesagt: Ein
Vertrag, an den sich nur eine Seite hält und die andere nicht, ist kein
funktionsfähiger Vertrag mehr.

Zusatzfrage: Befürchten Sie eine Art Wettrüsten, was jetzt wieder einsetzen
könnte?

Breul: Auch dazu hat sich der Außenminister wiederholt geäußert, darauf
möchte ich verweisen. Er hat deutlich gemacht, dass wir uns nicht mehr in
Zeiten des kalten Krieges befinden, dass wir, wenn ein wichtiger Pfeiler
der europäischen Sicherheitsarchitektur nicht mehr da ist, nicht in alte
Denkmuster verfallen sollten. Dennoch ist es wichtig, Abrüstung wieder auf
die internationale Agenda zu setzen, sich insbesondere auch mit den neuen
Herausforderungen auseinanderzusetzen, neuen Waffengattungen und neuen
Waffentypen, die entwickelt werden, aber auch mit neuen Playern, die auf
der globalen Bühne eine Rolle spielen: China, Indien. Viele dieser Themen
sind vom Außenminister schon benannt worden, und das werden wir weiter mit
Hochdruck vorantreiben.

Aber letztlich zur Frage INF - das ist ganz klar - liegt der Ball im
russischen Feld. Bis jetzt haben wir leider nichts entdecken können, was
darauf hindeuten könnte, dass Russland sich bemüht, sich wieder an den
Vertrag zu halten.

StS Seibert: Ich wollte nur zum Prozedere noch nachtragen, dass dann, wenn -
 was wir hier natürlich noch nicht wissen können - die USA tatsächlich die
Kündigung des INF-Vertrages bekannt geben, eine Sechsmonatsfrist einsetzt,
bis diese Kündigung wirksam wird. Das heißt, es bliebe - ich muss im
Konjunktiv sprechen - auch dann noch Zeit, dass Russland aus dem Zustand
der Vertragsverletzung zum Zustand der Vertragstreue zurückkehrte, wofür
es, wie Herr Breul schon gesagt hat, in den vergangenen zwei Monaten leider
keine Anzeichen gegeben hat. Aber diese Zeit bliebe noch.

Zusatzfrage: Herr Maas hat vor, im März zu einer internationalen
Abrüstungskonferenz nach Berlin einzuladen. Gibt es da schon Zusagen von
russischer beziehungsweise amerikanischer Seite?

Breul: Nein, das ist jetzt auch noch ein bisschen früh. Wir sind dabei, mit
Partnern die Konzepte für diese Konferenz abzustimmen. Es sind auch noch
gar keine Einladungen versandt worden. Darum kann ich Ihnen auch noch
nichts über Rückmeldungen sagen.

Frage: Ist es für die deutsche Seite ein Unterschied, ob es explizit eine
Aussetzung oder eine Aufkündigung des INF-Vertrages ist?

Breul: Entscheidend ist, dass sich Russland wieder an den Vertrag hält. Der
Rest sind technische Einzelheiten. Herr Seibert hat es gerade noch einmal
gesagt: Wenn die USA heute die Kündigung beziehungsweise die formale
Austrittserklärung ankündigen sollten, beginnt die sechsmonatige
Kündigungsfrist. Nach sechs Monaten ist der Vertrag dann nicht mehr
existent. Das ist das Szenario, von dem wir jetzt ausgehen, wie gesagt vor
dem Hintergrund, dass wir keine Veränderung im russischen Verhalten in den
letzten 60 Tagen beobachten konnten.

Frage: Herr Seibert, ich würde ganz gern wissen, ob in der
Nachfolgediskussion, wenn dieser Vertrag nicht mehr zu retten ist,
ausgeschlossen werden kann, dass es zu einer Stationierung von
Mittelstreckenwaffen in Deutschland kommen wird.

Dann habe ich noch eine Lernfrage, weil Sie das Sechsmonatsfenster
angesprochen haben: Ich dachte, dass es genauso gut möglich ist, dass die
Amerikaner diesen Vertrag mit sofortiger Wirkung suspendieren und dieses
Sechsmonatsfenster nur eine Option ist.

Breul: Zu der letzten Frage kann ich nur sagen: Warten Sie einmal ab, was
Herr Pompeo sagt. Ich habe gerade ein Szenario skizziert, was wir für
wahrscheinlich halten. In weniger als drei Stunden hat Herr Pompeo sich
geäußert, und dann können wir gern weiterreden.

StS Seibert: Zu der Frage an mich: Richtig, erst einmal warten wir ab, was
der amerikanische Außenminister genau ankündigt. Wenn es zu diesen sechs
Monaten Kündigungsfrist käme, müsste man die abwarten, denn es läge dann ja
noch einmal an Russland, die Chance zu nutzen, um den Vertrag zu erhalten,
das Ende des Vertrages abzuwenden. Die Bundesregierung wird dann gemeinsam
mit ihren Partnern in der Nato darüber beraten, ob Maßnahmen notwendig
sind, welche Maßnahmen notwendig sind, um die Abschreckungs- und die
Verteidigungsfähigkeit des Bündnisses weiter zu gewährleisten. Das sind
Beratungen, denen ich hier nicht vorgreifen will, aber ich kann noch einmal
darauf hinweisen, was wir schon in der Vergangenheit getan haben: Der
Nato-Generalsekretär Stoltenberg hat mehrfach gesagt, dass die Nato keine
Pläne zur Stationierung nuklearer Mittelstreckenraketen in Europa hat.

Frage: Weil Sie gerade sagten, Sie wüssten nicht, was jetzt verkündet
würde: Wäre das nicht ein ungewöhnliches Verhalten, dass ein Nato-Partner
nicht darüber informiert wird, dass dieser Schritt jetzt erfolgt?

Breul: Bitte nageln Sie mich nicht auf die Wortwahl fest. Ich korrigiere
mich und sage: Ich möchte dem nicht vorgreifen.

StS Seibert: So habe ich es auch gemeint. Die amerikanische Seite hat
natürlich sehr klar allen Verbündeten - uns - und der Welt mitgeteilt, wie
sie zum INF-Vertrag vorzugehen gedenkt. Es hat dazu auch Gespräche gegeben,
gerade auch zwischen der Bundeskanzlerin und dem amerikanischen
Präsidenten, aber natürlich auch zwischen dem Außenminister und seinen
Partnern. Ich bezog mich jetzt einfach nur darauf, dass ich nicht sagen
kann, ob es heute wie angekündigt passiert oder am nächsten Tag, und dass
ich noch nicht etwas für die Bundesregierung kommentieren kann, das ich
noch nicht gehört habe. Aber die grundsätzliche Haltung der amerikanischen
Seite ist für uns kein Geheimnis.

Frage: Das geht jetzt gleich an Herrn Seibert, an das Umweltministerium und
an das Verkehrsministerium. Erst einmal die Frage an das
Verkehrsministerium: Wie soll denn jetzt die Arbeit in der
Verkehrskommission und den einzelnen Arbeitsgruppen - da sollte ja etwas
neu justiert werden - weitergehen, und mit welchen Themen kann die sich
beschäftigen?

Strater: Sie meinen die Nationale Plattform "Zukunft der Mobilität"? - Dazu
kann ich Ihnen Folgendes sagen: Der Minister hat sich gestern, am
Donnerstag, mit dem Vorsitzenden, Prof. Kagermann, und den Vorsitzenden der
sechs Arbeitsgruppen getroffen. Das war ein wichtiger Schritt zur besseren
Vernetzung der Arbeitsgruppen. Sie wissen: Es gibt insgesamt sechs
Arbeitsgruppen, auch wenn wir hier immer nur über eine sprechen. Ich nenne
einige Themen, die die anderen Arbeitsgruppen bearbeiten: zum Beispiel das
wichtige Thema Digitalisierung, automatisiertes Fahren, Multimodalität,
also die Vernetzung der Verkehrsträger, oder der Hochlauf der alternativen
Antriebe.

Ziel war es jetzt auch zu erreichen, dass diese Themen auch in die AG 1,
über die wir hier seit einiger Zeit immer reden - Klimaschutz im Verkehr -
mit einfließen. Das heißt, wir brauchen zukunftsfähige Ideen, die wir hier
generieren. Ende März dieses Jahres sollen erste entsprechende Empfehlungen
der Bundesregierung vorlegt und dann weiter beraten werden. Das ist der
weitere Fahrplan, den der Minister gestern mit der Plattform "Zukunft der
Mobilität" besprochen hat.

Zusatzfrage: Ende März erste Empfehlungen der Arbeitsgruppe? Der gesamten
Plattform? Ein Abschlussbericht, oder was ist das?

Strater: Der Arbeitsgruppe, die dann Grundlage für die weiteren
Klimaschutzmaßnahmen und die Beratungen innerhalb der Bundesregierung sind.

Zusatzfrage: Das wäre aber nicht mehr der Zeitplan, den auch Herr Seibert
hier angesprochen hat, der ja beim letzten Mal schon von Februar sprach.
Ende März sollte ja eigentlich der Abschlussbericht vorliegen. Herr
Seibert, ist das noch der Zeitplan?

StS Seibert: Bis Ende Februar, habe ich möglicherweise gesagt.

Zusatzfrage: Wir sind jetzt bei Ende März und Empfehlungen. Ich meine, es
wird ja auch das Klimaschutzgesetz darauf aufbauen, et cetera. Erste
Empfehlungen der Arbeitsgruppe, noch gar nicht der Plattform? - Daher
scheint mir das jetzt nicht mehr der Zeitplan zu sein.

Haufe: Doch, das ist der Zeitplan. Die Arbeitsgruppe für den Verkehr soll
Ende März ihre Vorschläge machen. Das ist so verabredet. Die
Kohlekommission war mit ihren Vorschlägen für Februar angesetzt. Als
nächstes ist die Verkehrskommission dran, dann gibt es noch die
Gebäudekommission. Diese Kommissionen arbeiten ja für das Maßnahmenprogramm
2030. Das Maßnahmenprogramm ist ein eigenständiges Dokument, ein zweiter
Teil der Klimagesetzgebung, an der wir jetzt arbeiten. Das
Klimaschutzgesetz wird in der Regierung beraten und dann entsprechend auch
vorgelegt werden. Aber das ist jetzt kein neuer Zeitplan.

Zusatzfrage: Sie sagten eben: Der Kommission. Es ist ein Unterschied, ob
jetzt eine von den sechs Arbeitsgruppen, wie Herr Strater ja sagte,
Empfehlungen vorlegt, oder ob die Plattform zur Zukunft der Mobilität ihren
Bericht vorliegt.

Strater: Ich habe ja gerade gesagt, dass die verschiedenen Arbeitsgruppen,
die hier noch tagen, die Ideen auch in diese erste Arbeitsgruppe mit
einfließen lassen sollen. Das ist ja genau das, was gestern besprochen
wurde und was ich gerade gesagt habe, sodass wir hier also auch aus den
anderen Arbeitsgruppen Ideen und Vorschläge in dieser einen Arbeitsgruppe
zusammenfassen und dann aus dieser heraus Vorschläge vorgelegt werden.

Haufe: So ist auch das Verständnis - so haben wir es auch letzte Woche hier
dargelegt -: Zu Ende März sollen die Vorschläge dieser Kommission vorgelegt
werden. Daran hat sich nichts geändert.

Zusatzfrage: Vielleicht noch einmal inhaltlich, Herr Strater: Hat sich
etwas geändert, was die Rahmenbedingungen angeht, mit welchen Themen sich
die Kommission - oder in dem Fall die Arbeitsgruppe 1 - beschäftigen soll?

Strater: Der Verkehr muss einen wesentlichen Beitrag zum Klimaschutz
leisten. das ist auch bekannt. Ich kann und werde jetzt hier nicht
einzelnen Vorschlägen vorgreifen - Sie kennen diese Diskussion, die wir
seit Wochen führen -, die schon gemacht worden oder nicht gemacht worden
sind. Wir werden das jetzt weiter beraten. Diese Arbeitsgruppe wird weiter
tagen, sich weiter besprechen, und dann werden Vorschläge für die
zukunftsfähige Mobilität vorgelegt, die dann auch in ein Klimaschutzgesetz
einfließen, sodass der Verkehr hier auch seinen Beitrag zum Klimaschutzziel
erreichen wird.

Frage: Eine Frage an das BMU: Es gibt heute Morgen Meldungen, dass die
Bundesumweltministerin strengere Bauvorgaben für Holz- und Kohleheizungen
plant. Können Sie einmal kurz sagen, wie da die Änderungen aussehen sollen
und wie der weitere Zeitplan ist?

Haufe: Sie sprechen jetzt eine Verordnung an. Es gibt
Bundesimmissionsschutzverordnungen, davon gibt es diverse. Eine richtet
sich eben an Kleinere Öfen, unter anderem auch Holzöfen. Wir wissen, dass
in manchen Bundesländern im Süden Deutschlands - vor allen Dingen in
Baden-Württemberg und Bayern - besonders während der Wintermonate die
Feinstaubwerte sehr stark ansteigen, dass viele Menschen sich über die
schlechte Luft in ländlichen Gebieten beschweren, wo sehr viel mit Kaminen
oder Holzöfen gefeuert wird. Deswegen gab es vor einiger Zeit seitens der
Bundesländer, seitens Baden-Württembergs, einen Vorschlag, diese
Bundesimmissionsschutzverordnung anzupassen und höhere Schornsteine für
solche Kaminöfen vorzusehen. Das ist ein Vorschlag Baden-Württembergs, den
das Land in den Bundesrat eingebracht hat. Dort ist es auch abgestimmt und
mehrheitlich befürwortet worden. Jetzt liegt uns diese Änderung der
Bundesimmissionsschutzverordnung vor. Sie ist der Bundesregierung vorgelegt
worden. Es geht hier also nicht um ein Vorhaben des
Bundesumweltministeriums, sondern um eine Initiative des Bundesrates, eine
Veränderung, die der Bundesrat vorgenommen hat. Über die beraten wir jetzt
im Bundeskabinett. Das ist der Sachstand.

Zusatzfrage: Kurze Nachfrage: Und das ist schon Anfang Februar der Fall im
Bundeskabinett? So hieß es in der Meldung.

Haufe: Wenn diese Verordnung dann vom Bundeskabinett behandelt wird, teilen
wir Ihnen mit, dass die Verordnung behandelt wird. Ich kann Ihnen heute
keine Angabe dazu machen, wie die Tagesordnung vom Bundeskabinett nächste
Woche Mittwoch aussieht. Das erfahren Sie rechtzeitig davor.

Zusatzfrage: Wie bewerten Sie denn die Kritik? Zum einen heißt es, die
betroffenen Verbände seien dazu nicht gehört worden. Es gibt auch Kritik,
die besagt, dass diese Maßnahmen für viele Häuser einfach sehr teuer und
teilweise technisch gar nicht umsetzbar sind.

Haufe: Da sprechen Sie jetzt über eine Maßgabe, die der Bundesrat auf
Vorschlag eines Bundeslandes vorgenommen hat. Das sind alles Vorschläge,
die dort gemacht worden sind. Dazu müsste dann auch eben das entsprechende
Land Stellung beziehen.

Wir sehen eines: Die Luftqualität in den Ländern im Süden Deutschlands
verändert sich sehr stark hinsichtlich des Feinstaubes - jeden Winter. Es
gibt sehr, sehr viele Beschwerden, sehr viele Bürgerbeschwerden, auch bei
uns, die sich darüber beschweren, dass dort viel mit Holz in einer Form
geheizt wird, die vielleicht nicht so freundlich für die
nachbarschaftlichen Beziehungen ist und deswegen dort Handlungsbedarf
gesehen wird. Das ist innerhalb vieler Kommunen dort ein großes Thema. Der
Gesetzgeber wird aufgefordert, darauf zu reagieren. Genau dieser Kritik hat
sich das Land Baden-Württemberg angenommen, diesen Gesetzentwurf
vorgeschlagen, und der liegt uns jetzt vor.

Zusatzfrage: Jetzt muss ich noch einmal nachfragen. Vielleicht verstehe ich
den technischen Ablauf falsch: Aber Sie geben doch nur etwas ins Kabinett,
was Sie auch geprüft haben. Dazu müssen Sie doch auch eine Meinung haben.
Sie geben doch nichts ins Kabinett, worüber Sie sagen: Das ist totaler
Quatsch, und das ist alles technisch nicht machbar, oder?

Haufe: Ich habe Ihnen schon durchaus versucht, deutlich zu machen, dass wir
diese Kritik kennen, dass wir auch die Situation vor Ort kennen. Wir haben
die ganzen Daten zur Luftqualität. Wir sind durchaus offen, da Änderungen
vorzunehmen.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie teilen diese Kritik nicht?

Haufe: Welche Kritik? Wir sind offen, diese Immissionsschutzverordnung zu
optimieren und sie auch zu verändern. Dementsprechend werden wir jetzt auch
den Vorschlag des Bundesrates behandeln. Aber ich kann Ihnen heute keine
abschließende Äußerung dazu machen, wie am Ende diese Verordnung aussehen
wird. Sie liegt uns jetzt vor. Sie kommt vom Bundesrat ins Bundeskabinett.
Momentan beraten wir sie innerhalb der Bundesregierung, bilden uns dazu
eine Meinung und werden einen Entschluss fassen.

Frage: Ich peile noch einmal das Wirtschaftsministerium an, und zwar in
Sachen Huawei. Da gibt es Meldungen, dass die Telekom sich schon darauf
vorbereitet, möglicherweise die ganzen Huawei-Teile rückzubauen. Sind
solche Maßnahmenvorbereitungen aus Sicht des Wirtschaftsministeriums zum
jetzigen Zeitpunkt sinnvoll? Können Sie noch einmal ganz kurz erklären, wie
jetzt eigentlich der Entscheidungsprozess seitens der Bundesregierung ist,
was die Behandlung von Huawei angeht, auch im Hinblick auf die Frage, dass
es ja wohl derzeit gar keine rechtliche Handhabe gibt, Huawei
auszuschließen. Wie ist da jetzt der weitere Gang der Dinge.

Eichler: Zu dem Thema haben sich hier verschiedene Personen am Mittwoch
schon relativ ausführlich geäußert. Dem kann ich nur hinzufügen, dass die
Sicherheit der von Telekommunikationsausrüstern angebotenen Produkte und
die Sicherheit des 5G-Netzes für die ganze Bundesregierung von hoher
Relevanz sind und dass sich die Bundesregierung davon wird leiten lassen
mit Blick auf den Ausbau des 5G-Netzes.

Zusatzfrage: Wann kann man da mit einer Entscheidung rechnen zwischen der
Sicherheit auf der einen Seite und der Notwendigkeit auf der anderen Seite,
das Netz möglichst schnell aufzubauen?

Eichler: Dazu kann ich Ihnen keine weiteren Angaben machen. Vielleicht kann
Ihnen ja das BMI aushelfen?

Schmidt: Einen konkreten Zeitpunkt kann ich Ihnen da auch nicht benennen.
Wie wir hier schon berichtet haben, ist eben die Willensbildung innerhalb
der Bundesregierung dazu noch nicht abgeschlossen. Da sind wir dran. Die
TK-Anbieter werden da jetzt mit einbezogen. Auch das haben wir Ihnen schon
berichtet. Aber einen genauen Zeitpunkt, wann eben mit einer Entscheidung
zu rechnen ist, den kann ich Ihnen leider auch nicht nennen.

Frage: Ans Landwirtschaftsministerium: Die EU hat die Bundesregierung
aufgefordert, die Düngeverordnung erneut zu ändern. Die bisherige
Verordnung scheint nicht auszureichen. Es hat die Bundesregierung der
Kommission gegenüber offenbar auch schon Vorschläge gemacht. Welche sind
das denn konkret?

Bürgelt: Darüber werden Sie definitiv noch heute im Laufe des Tages
informiert werden. Es ist etwas in Vorbereitung. Nur noch ein bisschen
Geduld, und dann stellen wir Ihnen die Informationen, die wir auch an die
Kommission gesandt haben, gern in schriftlicher Form zur Verfügung.

Frage: Eine Frage ans Auswärtige Amt: Es geht um Venezuela und die
Kontaktgruppe, wenn ich da richtig informiert bin, die sich da gebildet
hat, in der Deutschland auch eine Rolle spielen soll. Können Sie uns einmal
erläutern, was da genauer die Aufgabe sein wird, was da die nächsten
Schritte sind, was Sie da machen können.

Breul: Vielen Dank für die Frage, das stimmt. Die Hohe Vertreterin hat
gestern am Rande der informellen Außenministertagung in Bukarest die
Gründung einer Kontaktgruppe verkündet. Sie soll eine möglichst
geschlossene Haltung der internationalen Akteure herbeiführen. Die Hohe
Vertreterin hat sich auch schon zu möglichen Mitgliedern geäußert. Die
Liste ist noch nicht abschließend. Die Kontaktgruppe soll den
Schlüsselakteuren helfen, einen glaubwürdigen politischen Prozess zu
entwickeln, der in freien und fairen Präsidentschaftswahlen münden soll.
Die Kontaktgruppe hat die Arbeit noch nicht aufgenommen. Das war gestern
sozusagen der Auftakt. Wenn Sie sich zurückerinnern: Von dieser
Kontaktgruppe ist schon etwas länger die Rede, es wurde in den
EU-Ratsschlussfolgerungen angeregt, diese Option zu prüfen. Jetzt wird
diese Option in der Realität umgesetzt. Zu genauen Einzelheiten, wann das
erste Treffen stattfindet, was genau die Agenda ist, kann ich Ihnen heute
noch keine Auskunft geben.

Frage: Herr Breul, wird die Arbeit der Kontaktgruppe, die, wie Sie sagten,
darauf abzielt, ein möglichst gemeinsames Vorgehen der internationalen
Akteure herzustellen, dadurch erschwert, dass die USA nach eigenen Aussagen
vornehmlich ökonomische Interessen in der Venezuela-Politik verfolgt? So
gibt es bei den Sanktionen Ausnahmen für US-amerikanische Ölunternehmen,
die weiterhin Geschäfte machen dürfen. Herr Bolton hat an anderer Stelle
gesagt, es wäre für die USA ökonomisch sehr wichtig, dass Ölunternehmen
dort Geschäfte machen können. Erschwert das nicht eine international
abgestimmte Strategie, weil das ja eigentlich nicht das Interesse -
zumindest Deutschlands - sein kann.

Breul: Ich bin nicht befugt, für die Kontaktgruppe zu sprechen. Sie wird
von der Hohen Vertreterin geleitet, die erste Fragen dazu ja bereits
beantwortet hat. Ich möchte nur raten, sich zu den ganzen Geschichten rund
ums Öl vielleicht auch einmal die wirtschaftlichen Fakten ein bisschen
anzuschauen. Natürlich treffen die Sanktionen der USA gegen den staatlichen
Ölkonzern das Regime Maduro an sehr empfindlicher Stelle. Dazu, wohin die
Gelder aus dem Ölkonzern fließen, gibt es eine umfangreiche
Berichterstattung, auf die ich verweisen will.

Ich will auch darauf verweisen, dass die USA seit Dezember 2018
Nettoexporteur von Öl sind, und zwar in enormer Menge: Täglich werden 211
000 Barrel mehr ausgeführt als eingeführt. Das zeigt eindeutig: Die USA
sind nicht abhängig vom Öl aus Venezuela. Die USA setzen sich seit längerer
Zeit für bessere humanitäre Bedingungen in Venezuela ein, und zwar mit
Maßnahmen, die von Präsident Maduro in der Vergangenheit abgelehnt wurden
und auch weiter abgelehnt werden.

Von daher möchte ich Sie einfach bitten: Wenn Sie zu diesem Thema
schreiben, schauen Sie sich bitte auch die realen wirtschaftlichen Daten
und den Wirtschaftsverkehr zwischen den USA und Venezuela ein wenig an.

Was die Ziele der internationalen Gemeinschaft angeht, besteht, denke ich,
eine hohe Übereinstimmung. Das ist aus unseren Statements deutlich
geworden, auch aus den Statements der USA, dass wir nämlich eine Rückkehr
zur Demokratie in Venezuela wollen und dass Parlamentspräsident Guaidó der
richtige Mann zu sein scheint, um diesen Prozess einzuleiten.

Zusatzfrage: Eine Abhängigkeit der USA von venezolanischem Öl habe ich gar
nicht unterstellt. Das war nicht das Thema. Das, was ich sagte, basiert auf
Äußerungen von Herrn Bolton selbst und auf Berichterstattung der
US-amerikanischen Fachpresse. Da fühle ich mich also schon halbwegs sicher.

Der Aspekt war, dass die USA, und zwar erkennbar auch an den Äußerungen von
Herrn Bolton, im Geschäftsinteresse US-amerikanischer Ölfirmen Ausnahmen
zum Beispiel von Sanktionsregelungen machen. Meine Frage war, ob das, wenn
das ein Leitstrahl der Politik ist, die Arbeit der Kontaktgruppe erschwert.

Breul: Die Kleine Tirade, die ich gerade abgelassen habe, zielte nicht vor
allem auf Sie, sondern auch auf viele Berichterstattungen, die wir in den
letzten Tagen beobachten können, teilweise von staatlich gelenkten Medien.
Das gab mir nur die Gelegenheit, darauf einmal zu verweisen.

Unsere Analyse ist schon die, dass die US-amerikanische Politik hier nicht
im Wesentlichen von Wirtschaftsinteressen gesteuert ist.

Frage: Hat Europa, hat die EU auch ökonomische Interessen in Venezuela -
wie die Amerikaner?

Breul: Dazu hatte ich Mittwoch schon gesagt, dass die wirtschaftlichen
Verquickungen und Verbindungen allein schon wegen der geografischen Lage
zwischen Venezuela und den USA enger sind als zwischen Europa und
Venezuela. Selbstverständlich - das können Sie überall nachlesen - gibt es
Wirtschaftsbeziehungen zwischen der EU und Venezuela. Im Übrigen gibt es
bereits seit 2017 auch Sanktionen der EU gegenüber dem Regime Maduro.

StS Seibert: Das hauptsächliche wirtschaftliche Interesse, das wir Europäer
in Venezuela haben, ist, dass es der Bevölkerung dort wieder besser geht.
Die Wirtschaft liegt dramatisch darnieder. Die Versorgung der Bevölkerung
ist dramatisch schlecht. Das ist ein Grund, warum dieses Land wieder
stabilisiert werden muss. Es muss demokratisch, freiheitlich stabilisiert
werden, und es muss wirtschaftlich gesunden, damit es den Menschen dort
besser geht.

Zusatz: Das ist ja der Grund, warum wir hier fragen. Denn den Amerikanern
geht es eben nicht um die Menschen, sondern um die Ölinteressen. Das hat
Mike Pence - - -

StS Seibert: Das ist Ihre Behauptung. Wir sprechen für die Bundesregierung,
und Sie stellen Behauptungen über die amerikanische Regierung auf, die Sie
vielleicht mit den amerikanischen Stellen klären sollten.

Zusatzfrage: Ich zitiere. - Aber Vizepräsident Mike Pence hat Guaidó einen
Tag, bevor er sich zum Präsidenten ausgerufen hat, in einem Telefonat
zugesichert, dass die Amerikaner ihn unterstützen. Wusste die
Bundesregierung, wusste die EU im Vorfeld davon? Hat Herr Guaidó vorher
auch mit EU-Vertretern, vielleicht mit Frau Merkel gesprochen und sich
Unterstützung zusichern lassen?

StS Seibert: Nein, er hat nicht mit der Bundeskanzlerin gesprochen. Aber
wir hatten hier neulich schon - und das lässt sich im Protokoll der
Bundespressekonferenz nachlesen - Aussagen des Auswärtigen Amtes darüber,
welche Kontakte es von europäischer Seite mit Herrn Guaidó gab und wann es
sie gab. Das alles ist hier schon besprochen worden.

Breul: Wenn ich noch eines hinzufügen darf: Mit Verlaub, ich finde, Ihre
Frage zielt ein bisschen am Punkt vorbei. Der Beginn des Prozesses, den wir
jetzt beobachten, war nicht ein Telefonat von Herrn Guaidó mit Herrn Pence,
sondern es waren die durch Herrn Maduro gefälschten Präsidentschaftswahlen.
Wir haben von da ab eine Entwicklung gehabt, die jetzt in
Massendemonstrationen und den ganzen Ereignissen der letzten Tage
kulminiert. Aber der Beginn und die Ursache dieses Prozesses ist beileibe
kein Telefonat des US-amerikanischen Vizepräsidenten.

Zusatzfrage: Das Thema war ja Regimechange der Amerikaner, Herr Breul. -
Haben Sie etwas Neues zu Billy Six, dem inhaftierten deutschen
Journalisten, und können Sie etwas zu den beiden anderen Inhaftierten
sagen? Sie sagten Mittwoch, dass es drei gebe.

Breul: Das Thema ist nicht Regimechange, das Thema ist Rückkehr zur
verfassungsmäßigen Ordnung. Den Punkt möchte ich für die Bundesregierung
noch einmal klarstellen.

Zu Billy Six habe ich heute keine neuen Informationen. Zu den anderen
beiden Fällen gilt wie immer: Schutz der Persönlichkeitsrechte geht vor.
Dazu habe ich heute keine Informationen, die ich mit Ihnen teilen könnte.

Frage: Ich habe eine Frage zu einem Brief von Hilfsorganisationen. Sie
richtet sich an das Justizministerium und das Innenministerium. Der Brief
wurde heute veröffentlicht. Darin verlangen die Hilfsorganisationen ein
schnelles und verbindliches Verfahren für die Unterbringung von aus Seenot
geretteten Flüchtlingen.

Was antworten Sie den Hilfsorganisationen? Wann wird es Ihrer Einschätzung
nach zu einer solchen Einigung kommen?

Schmidt: Wir sind der Auffassung, dass die Entwicklungen der letzten Wochen
hinsichtlich der Seenotrettungsfälle deutlich gemacht haben, dass es
dringend nötig ist, in den nächsten Monaten zu einem transparenten und
verlässlichen Ad-hoc-Mechanismus für die Ausschiffung und Verteilung von
aus Seenot im Mittelmeer geretteten Personen zu gelangen. Wir als BMI haben
die Kommission deshalb darin bestärkt, die im vergangenen Jahr begonnenen
Anstrengungen zur Koordinierung eines solchen Mechanismus mit den
Mitgliedsstaaten fortzusetzen. Mit diesem Mechanismus soll sichergestellt
werden, dass rasch ein sicherer Anlaufhafen gefunden werden kann und dass
sich möglichst viele Mitgliedsstaaten an der innereuropäischen Verteilung
der aus Seenot Geretteten beteiligen.

Dabei kann es sich nur um einen temporären Mechanismus handeln. Eine
dauerhafte Lösung zu Umverteilungsfragen ist schon aus rechtlichen Gründen
nur im Rahmen der GEAS- oder Dublin-Reform möglich, worauf ich noch einmal
hinweisen will. Wie Sie wissen, hat sich die Bundesregierung bei dem
konkreten Fall, den wir zuletzt gesehen haben, wie auch in der
Vergangenheit solidarisch gezeigt und sich zur Aufnahme von Personen
bereiterklärt.

Kall: Ich kann der Antwort meines Kollegen nichts hinzufügen.

Frage: Ich habe an dieselben Ministerien eine Frage zur regierungsinternen
Debatte über die Strafbarkeit falscher Angaben im Asylverfahren. Was ist im
Moment der Stand der Dinge? Auf welcher Ebene wird das Thema diskutiert?
Ist es die Fachebene oder die Ministerebene?

Ich würde auch gern noch einmal erklärt bekommen, warum Ihre jeweiligen
Ministerien für beziehungsweise gegen eine Änderung sind.

Schmidt: Zum Thema der Identitätstäuschung im Asylverfahren kann ich Ihnen
sagen, dass das für das BMI ganz klar ein wichtiges Thema ist. Wie Sie hier
am Mittwoch gehört haben, hatten wir just den Entwurf eines Zweiten
Datenaustauschverbesserungsgesetzes im Kabinett. Mit diesem Gesetz wollen
wir unter anderem das Ausländerzentralregister vor allem für die Länder und
Kommunen weiterentwickeln und damit auch Sicherheitsaspekte in diesem Land
befördern.

Bestandteil des Gesetzes wird nämlich zum Beispiel sein, dass die Nutzung
der Ausländerzentralregisternummer künftig allen öffentlichen Stellen im
Datenaustausch untereinander zum Zweck einer eindeutigen Zuordnung der
Person ermöglicht werden soll. Für diesen Datenaustausch der
Ausländerbehörden untereinander, etwa bei einem Wechsel von
Zuständigkeiten, ist die Nutzung der AZR-Nummer beispielsweise zum Zweck
der eindeutigen Zuordnung notwendig, um diese
Identitätstäuschungsmöglichkeiten einzuschränken sowie Mehrfacherhebungen
und auch Personenverwechslungen zu vermeiden. Damit soll auch die Qualität
der erhobenen Daten verbessert werden.

Wir wollen aber über den mit dem Datenaustauschverbesserungsgesetz jetzt
schon gegangenen Schritt hinaus das Thema der Identitätstäuschung
weiterverfolgen. Außerhalb des Asylverfahrens können Ausländer für
unrichtige oder unvollständige Angaben im Rahmen des Aufenthaltsrecht
strafrechtlich belangt werden. Asylantragsteller haben bisher für das
gleiche Verhalten keine strafrechtlichen Sanktionen zu befürchten wie wir
sie im Ausländer- und Aufenthaltsrecht sehen. Hier möchten wir Änderungen
herbeiführen. Sowohl die Justizministerkonferenz als auch die
Innenministerkonferenz haben bereits mehrfach Beschlüsse gefasst, dass
geprüft werden solle, mit welchen gesetzgeberischen Maßnahmen wir eine
solche Strafbarkeitslücke schließen können.

Zum aktuellen Stand der Diskussion kann ich Ihnen sagen, dass wir in der
Tat noch auf Fachebene darüber diskutieren. Unter anderem mit den Kollegen
vom BMJV stehen wir dazu im Austausch. Die Regelungen sind Gegenstand der
noch laufenden Gespräche, sodass ich Ihnen im Moment keine Angaben zu
Einzelheiten machen kann.

Kall: Ich kann für das Bundesjustizministerium ergänzen. Auch wenn es
sicherlich wieder Gespräche auf Fachebene gibt, liegt uns noch kein
entsprechender Gesetzesvorschlag des BMI vor, der einen solchen
Straftatbestand bei Identitätstäuschungen vorsähe. Ein solcher
Straftatbestand ist auch im Koalitionsvertrag nicht vereinbart. Sobald uns
vonseiten des BMI ein solcher Gesetzentwurf vorliegt, werden wir ihn im
Bundesjustizministerium natürlich wie jeden Gesetzentwurf nach Recht und
Gesetz mitprüfen.

Dabei gibt es ein paar Punkte, die für uns wichtig sind und in einer
solchen Prüfung zu berücksichtigen wären.

Das eine ist, dass falsche Personalangaben im Rahmen der Asylantragstellung
schon heute als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße belegt werden können,
also insofern schon sanktionierbar sind, und dass es im Asylverfahren schon
ganz erhebliche Sanktionsmöglichkeiten gibt. Ein Asylantrag wird in solchen
Fällen regelmäßig als offensichtlich unbegründet abgelehnt. Eine
Entscheidung kann außerdem im beschleunigten Verfahren ergehen, was mit
weiteren Fristverkürzungen zum Beispiel beim Rechtsschutz einhergeht und zu
einer schnelleren Rückführung führen kann.

Ein weiterer Punkt ist, dass, wenn man einen Straftatbestand schafft,
Strafverfahren, die dann parallel zum Asylverfahren laufen würden, durchaus
auch zu längeren Verfahren führen könnten, weil das Strafverfahren ja in
jedem Fall in Deutschland abzuschließen wäre.

Das wären Punkte, die für uns in der Prüfung wichtig wären, aber eben erst
dann, wenn uns ein entsprechender Gesetzesvorschlag vorliegt.

Zusatzfrage: Noch eine Frage an das BMI: Der Minister sagt ja immer, dass
er unbedingt schneller abschieben will, wenn es geht. Ist es für Sie kein
wichtiger Punkt, dass man sagt: "Wenn noch ein neues Strafverfahren
dazukommen kann, dann würden sich möglicherweise auch die Asylverfahren
beziehungsweise die Abschiebehindernisse verlängern"?

Eine Frage an das BMJV: Sie haben jetzt ziemlich deutlich gesagt: Wir
müssen dabei jetzt nicht handeln. - Das scheinen manche in der Union anders
zu sehen. Man hat Äußerungen aus der Union gehört, in denen es hieß, Frau
Barley solle doch jetzt endlich einmal handeln, und wenn sie nicht handele,
dann habe sie da irgendwie einen Realitätsverlust. Sie sagen aber ganz
klar: "Wir sind jetzt nicht am Zug", oder?

Schmidt: Wie eben schon dargestellt, ist im Moment geltendes Recht, dass es
strafbar ist, wenn ein Ausländer, der kein Asylsuchender ist, falsche oder
unrichtige Angaben im Rahmen des Aufenthaltsrechts macht. Für uns gilt,
dass wir den Zustand, dass es diese Sanktionsmöglichkeit für
Asylantragsteller nicht gibt, sondern, wie der Kollege völlig richtig
beschrieben hat, im Moment nur eine Sanktionsmöglichkeit im
verwaltungsrechtlichen Sinne, so nicht hinnehmen wollen.

Nun gibt es in dieser Diskussion für und wider. Auf Ihre konkrete Frage, ob
das nicht zu einer Verlängerung der Verfahrensdauern führe, kann ich sagen,
dass das aus unserer Sicht nicht zwangsläufig der Fall ist. Das ist ein
Punkt, den wir jetzt fachlich besprechen müssen.

Richtig ist in der Tat: Der Gesetzentwurf liegt noch nicht vor. Um ihn zu
entwickeln, besprechen wir das jetzt auf Fachebene. Ich denke, wir werden
ihn erstellen und versuchen, die Argumentation der Kollegen, so gut es
geht, zu entkräften, sodass wir dann hoffentlich zu einer gemeinsamen
Lösung kommen, die die Möglichkeit einer solchen Straftatbestandsschaffung
beinhaltet. Das bleibt allerdings Gegenstand der dazu noch laufenden
Beratungen.

Kall: Für das Asylrecht und insgesamt für ausländerrechtliche Regelungen
ist das Bundesinnenministerium zuständig, entsprechend auch für
Sanktionsregelungen in diesem Bereich. Wenn man diesen Straftatbestand denn
schaffen wollte, würde man ihn aller Wahrscheinlichkeit nicht im
Strafgesetzbuch schaffen, sondern in den speziellen Gesetzen, etwa dem
Asylverfahrensgesetz. Ich weiß jetzt nicht genau, wo Sie das regeln wollen,
aber das sind eindeutig Bereiche, die in der Federführung des BMI liegen.

Ich hatte ja gesagt, dass wir uns darüber Gedanken machen, dazu auf
Fachebene im Austausch sind und Gesetze erst dann prüfen können, wenn sie
uns vorliegen.

Zusatzfrage: Noch eine allerletzte Frage an das BMI: Wie sollten Ihrer
Meinung nach die strafrechtlichen Sanktionen aussehen? Analog zum
Aufenthaltsrecht? Da ist es ja, glaube ich, Freiheitsstrafe bis zu einem
Jahr oder Geldstrafe, richtig?

Schmidt: Das weiß ich jetzt nicht; da müsste ich in den Gesetzestext
schauen. Auch zur Frage der Sanktionshöhe - dafür bitte ich um Ihr
Verständnis - kann ich Ihnen in diesem Stadium noch keine genauen Angaben
machen.

Frage: Herr Flosdorff, wie bewertet das Verteidigungsministerium das Urteil
des Bundesverwaltungsgerichts zum Haar- und Barterlass? Können männliche
Soldaten damit rechnen, jetzt auch wie die Soldatinnen lange Haare tragen
zu dürfen?

Flosdorff: Das Verwaltungsgericht hat gestern festgestellt, dass der Haar-
und Barterlass grundsätzlich möglich ist, dass aber die gesetzliche
Grundlage nicht ausreicht. Das heißt, dass man jetzt zügig darangehen wird,
innerhalb einer angemessenen Frist die gesetzliche Grundlage zu schaffen,
wie es auch vom Verwaltungsgericht empfohlen und verlangt wird. Darüber
hinausgehend möchte ich das hier gar nicht bewerten oder kommentieren.

Zusatzfrage: Wollen Sie es so belassen, wie es jetzt ist, dass Soldaten
kurze Haare befohlen werden können und die Frauen weiterhin lange Haare
tragen dürfen, oder herrscht bei Ihnen Gleichberechtigung und wird quasi
für Soldaten jeglichen Geschlechts eine einheitliche Lösung gefunden
werden? Das ist ja das Interesse der Öffentlichkeit.

Flosdorff: Gegenstand des Verwaltungsgerichtsurteils war die Rechtmäßigkeit
dieses Haar- und Barterlasses. Wir geben hier gern und auch ausführlich
Auskunft über Regierungshandeln. Jetzt steht an, eine ausreichende
gesetzliche Grundlage zu schaffen. Das werden wir in einer angemessenen
Frist tun.

In die andere Diskussion werde ich mit Ihnen von dieser Stelle aus
sicherlich nicht einsteigen.

Frage: Herr Flosdorff, Hintergrund sowohl dieses Erlasses als auch des
Urteils ist, dass Soldaten den Staat repräsentieren und dass dafür
besondere Kriterien gelten. Nun wird der deutsche Staat auf einer
vielleicht noch wichtigeren Ebene als der des Stabsfeldwebels unter anderem
durch einen Staatssekretär im Auswärtigen Amt im In- und Ausland
repräsentiert, dessen Haartracht die Ohren und den Kragen erreicht.

Herr Breul, wird sozusagen Deutschlands Ansehen durch die Erscheinung und
die Haartracht des Staatssekretärs beeinträchtigt? Herr Flosdorff, wäre
nicht das, was im Fall dieses Staatssekretärs möglich ist, nämlich dass bei
öffentlichen Auftritten das Haar zu einem Zopf gebunden wird, auch eine
praktikable Lösung im Falle des Stabsfeldwebels und anderer
Bundeswehrsoldaten?

Flosdorff: Wenn ich den Anfang machen darf: Ich würde den Vorschlag für
sachgerecht halten, dass die Soldaten sich an die Regeln halten, die für
Soldaten gelten, und Zivilisten sich an die Regeln halten, die für
Zivilisten gelten.

Breul: Zu Ihrer Frage kann ich sagen: Nein, im Gegenteil. Ich denke, gerade
im Ausland wird oft bemerkt, wenn Diplomaten auch aus Deutschland nicht dem
Prototyp eines Diplomaten entsprechen. Das tut uns gut, wir sind bunt und
vielfältig in Deutschland, und das sollte auch der diplomatische Dienst
repräsentieren. Im Übrigen gibt es keinerlei Runderlasse im Auswärtigen
Amt, die zu einer bestimmten Haartracht, Barttracht oder sonst was
verpflichten.

Zusatzfrage: Herr Flosdorff, wenn Sie sagen, Soldaten sollten sich an
Soldatenregeln halten und Zivilisten an Zivilistenregeln: Beide gehen aber
auf denselben Grundsatz zurück, nämlich das Ansehen Deutschlands, wie es
durch Staatsvertreter repräsentiert wird. Deswegen gibt es eine gemeinsame
Grundlage dieser beiden Erlasse. Deswegen noch einmal die Frage: Halten Sie
es in Bezug auf diese gemeinsame Grundlage für geboten, sich an dem
Erfolgsmodell des diplomatischen Dienstes zu orientieren?

Flosdorff: Ich wünsche dem diplomatischen Dienst wirklich jeden Erfolg,
traue mich aber nicht, von dieser Stelle aus sachgerecht zu beurteilen,
inwieweit das auf die Haar- und Barttracht zurückzuführen ist. Was Soldaten
betrifft, so bitte ich Sie, noch einmal nachzulesen. Es gibt noch ein paar
andere Gründe, die zum Haar- und Barterlass führen, die durchaus auch etwas
mit den besonderen Aufgaben zu tun haben, die Soldaten gestellt werden.
Deswegen bitte ich einfach um Verständnis dafür, dass ich auch auf diesem
Niveau nicht in diese Diskussion einsteige.

Frage: Nach dem, was ich von ihr weiß, ist der Ministerin
Gleichberechtigung beziehungsweise Gleichstellung ja ein Anliegen. Kann man
davon ausgehen, dass in der gesetzlichen Grundlage, die Sie schaffen
müssen, Gleichstellung, gleiche Rechte, gleiche Pflichten, gleiche
Vorschriften für Mann und Frau gelten werden?

Flosdorff: Gleichstellung ist ein sehr hohes Gut, auch in der Bundeswehr,
und wird selbstverständlich immer mit beachtet, in allen Regeln, die wir
haben. Andererseits gibt es auch militärische Erfordernisse, die bei allem
eine Rolle spielen. Das wird alles wohlabgewogen. Sie dürfen sich außerdem
darauf freuen, dass wir, wie das Verwaltungsgericht uns anheimgestellt hat,
eine ausreichende rechtliche Grundlage dafür herstellen werden.

Frage: An das Gesundheits- und das Wirtschaftsministerium: Der
internationale Gesundheitstourismus ist in Deutschland ein Milliardenmarkt.
Eine aktuelle Studie zeigt, dass die Zahl der Patienten aus den arabischen
Staaten wegen immer weiter überhöhter Rechnungen radikal zurückgeht.
Kümmert das die Ministerien in irgendeiner Weise?

Wackers: Es tut mir leid, ich kann keine Angaben dazu machen.

Eichler: Ich leider auch nicht.

Zusatzfrage: Besonders vom Gesundheitsministerium versuche ich seit zwei
Wochen eine Antwort zu bekommen, und ich habe Ihnen auch die Studie
weitergeleitet. Trotzdem gibt es keine Antwort?

Wackers: Es tut mir leid, das würde ich gerne nachverfolgen. Ich kenne
diese Anfrage nicht, aber ich prüfe das gerne.

Haufe: Ich habe noch einen Nachtrag zu einem anderen Alltagsthema, nämlich
zur Holzverfeuerung: Frau Müller ging ja auf die Kritik an diesem
Gesetzentwurf ein. Ich habe mir den Gesetzentwurf gerade noch einmal
angeschaut. Wir hatten im letzten Jahr erst ein sehr breit angelegtes
Fachgespräch mit allen Verbänden zu der Gesamtthematik Feuern mit Holz und
der Problematik der Feinstaubbelastung vor allen Dingen in den
Wintermonaten in manchen Bundesländern. Ich sehe auch, dass die Kollegen
durchaus immer wieder im Austausch mit den verschiedenen Verbänden waren,
die jetzt meinen, sie hätten keinen Kontakt zu uns gehabt. Insofern kann
ich die Kritik, dass wir dazu nicht im Austausch wären, nicht teilen; das
stimmt so nicht.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Flosdorff zum neuen Regierungsflieger,
der jetzt ja wohl relativ schnell beschafft werden soll. Was können Sie mir
da zum aktuellen Stand sagen?

Flosdorff: Ich kann Ihnen bestätigen, dass die Informationen, die in den
Medien sind, korrekt sind: Wir bemühen uns darum, ein weiteres
Langstreckenflugzeug kurzfristig zu beschaffen; das ist ja auch schon vor
einigen Wochen bekanntgegeben worden. Man prüft derzeit, was diesbezüglich
möglich ist. Wir müssen aber auch für die Mittelfrist daran denken, die
jetzt auch schon in die Jahre gekommenen, älteren anderen beiden Muster vom
Typ A340, die die Flugbereitschaft der Bundeswehr betreibt, auch zu
ersetzen. Das sollte man aber in einem mittelfristigen Zeithorizont sehen.

Zusatzfrage: Die Kurzfristanschaffung ist ja für Ende 2019 angepeilt. Würde
das dann tatsächlich heißen, dass man nicht die VIP-Ausstattung mit
Schlafkabine, Besprechungskabine usw. hat?

Flosdorff: Das müssen wir in den nächsten Wochen sehen, das steht jetzt
noch nicht fest. Jetzt muss man erst einmal schauen, dass man irgendwo in
den Produktionszyklus hineinkommt. Darüber hinaus sind bei so einer
kurzfristigen Anschaffung auch rechtliche Dinge zu klären. Dann kann man
entscheiden, inwiefern - abhängig von den Angeboten, die man dann bekommt -
auch diese besondere Ausstattung eingebaut werden kann.

Frage: Herr Breul, wie sieht es in der Türkei aus, wie viele
deutschtürkische Gefangene gibt es aktuell? Mein letzter Stand war, dass es
fünf sind, die auch konsularisch betreut werden. Wie ist der Stand heute?

Breul: Ich kann Ihnen bestätigen: Die Haftfälle liegen nach wie vor bei
einer niedrigen einstelligen Zahl.

Zusatzfrage: Sind es die fünf, oder hat sich das geändert?

Breul: Ich muss jetzt trotz der späten Stunde ein bisschen ausholen, um das
zu erläutern.

Die Haftfälle in der Türkei sind weiter von besonderer politischer Relevanz
für uns und bilden ein schwieriges Thema mit der Türkei. Wir sind
mittlerweile bei einer so geringen Fallzahl angelangt, dass die Nennung der
Fallzahl Rückschlüsse auf einzelne Personen möglich macht. Das ist mit
Blick auf das Persönlichkeitsrecht der Betroffenen problematisch. Wir
können von hier aus keine juristische Bewertung von einzelnen Fällen
vornehmen, und wir wollten das auch nie. Es ging darum, die Problematik
aufzuzeigen und zu thematisieren. Die sogenannten politischen Haftfälle
standen besonders nach dem Putschversuch 2016 im Vordergrund. Damals kam es
ja zu einer Vielzahl von Verhaftungen - 35 Deutsche bis Ende 2018 -
aufgrund mutmaßlicher politischer Strafvorwürfe. Das haben wir offen
thematisiert. Nun hat sich die Situation weiterentwickelt. Wir sehen zum
Beispiel in letzter Zeit auch Verhaftungen aufgrund von Äußerungen in den
sozialen Medien, und wir haben - das war auch Thema hier in der
Regierungspressekonferenz - auch unsere Reise- und Sicherheitshinweise
entsprechend angepasst. Nach wie vor gilt: Wir nehmen jeden Fall sehr ernst
und betreuen ihn nach den Umständen des Einzelfalls. Das umfasst sowohl die
bisher genannten politischen Haftfälle als auch alle anderen Haftfälle von
Deutschen in der Türkei.

Ich möchte damit sagen: Wir werden von hier aus keine präzise Zahl nennen
können, wenn wir uns in diesem Kleinen einstelligen Bereich bewegen. Das
heißt wiederum nicht - das möchte ich ausdrücklich unterstreichen -, dass
wir in irgendeiner Form Entwarnung geben möchten. Das ist nach wie vor ein
wichtiges Thema. Gerade heute hat Außenminister Maas am Rande der
EU-Außenministertagung in Bukarest mit Herrn Çavusoglu gesprochen und dabei
auch noch einmal ganz direkt die Haftfälle angesprochen.

Zusatzfrage: Aber Sie haben uns doch zwei Jahre lang immer wieder gesagt,
wie viele Haftfälle es insgesamt gibt und wie viele politische Gefangene es
insgesamt gibt. Das wollen Sie ab sofort nicht mehr tun?

Breul: Ich kann Ihnen immer noch sagen, dass sich 49 Deutsche in türkischer
Haft befinden; das können wir nach wie vor tun. Wie in jedem anderen Land
auch nehmen wir normalerweise keine Kategorisierung vor, welche
Strafvorwürfe den jeweiligen Betroffenen gemacht werden, auch weil wir
nicht die richtige Stelle sind, um das juristisch zu bewerten - das müssen
die Gerichte vor Ort tun. Wir haben nach dem Putschversuch - das habe ich
gerade mit meiner langen Erklärung deutlich zu machen versucht - einen
Sonderfall gehabt und haben darauf besonders reagiert. Jetzt sind wir in
einer Situation, in der es nur noch sehr wenige Fälle sind. Wir möchten
hier nicht in eine Diskussion einsteigen - das würde dem Schicksal der
Betroffenen auch nicht gerecht werden -, ob Fall A politisch ist und Fall B
nicht. Das war insofern eine Referenzgröße, die wir Ihnen genannt haben.
Mittlerweile sind wir in einem Stadium, in dem wir diese konkrete Zahl
nicht mehr verwenden möchten.

Freitag, 1. Februar 2019
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FINANZEN/2210: Haushaltsloch wird deutlich größer ausfallen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Februar 2019

FRICKE: Haushaltsloch wird deutlich größer ausfallen



Zur Debatte über das Milliardenloch im Bundeshaushalt erklärt der
haushaltspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Otto Fricke:

"Auf die Ausgabenparty von Union und SPD folgt nun der Kater.
Entsprechend groß ist der Katzenjammer beim Bundesfinanzminister und
den Haushältern der Großen Koalition. Nimmt man die eingegangenen
internationalen Verpflichtungen ernst und rechnet auch nur Teile der
neuen Projekte und Wünsche der Großen Koalition mit ein, wie zum
Beispiel den Kohleausstieg und Heils Grundrente, wird das
Haushaltsloch von 25 Milliarden Euro deutlich größer ausfallen. 80
Milliarden Euro wären eine ehrlichere Zahl für diese große
Ausgabenkoalition. Es rächt sich nun, dass Union und SPD alle
Widersprüche mit Steuergeld zugeschüttet haben. Die Große Koalition
muss sich jetzt schnellstmöglich ehrlich machen und ihre hemmungslose
Ausgabenpolitik beenden. Man darf gespannt sein, welche
Einsparungspotenziale die Union entdecken wird."

 * 
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WIRTSCHAFT/3024: Wirtschaft tatsächlich entlasten und von bürokratischen Hemmnissen befreien


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Februar 2019

HOUBEN-Statement: Wirtschaft tatsächlich entlasten und von
bürokratischen Hemmnissen befreien



Der wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Reinhard Houben
gab zur Nationalen Industriestrategie 2030 folgendes Statement ab:

"Ich habe den Eindruck, [...] Peter Altmaier scheint irgendwie Angst
zu haben. Angst vor den Chinesen. Und es ist schon fast eine
Binsenweisheit: Angst ist ein schlechter Berater. Und all die
Äußerungen, auch wenn er immer wieder Ludwig Erhard zitiert, es geht
letztendlich um Planwirtschaft. Und Erfahrungen zum Thema
Planwirtschaft haben wir nun in der DDR eigentlich ausführlich
genossen. Und auch in der Bundesrepublik Deutschland hat es durchaus
schlechte Beispiele für Industriepolitik gegeben. [...] Wir als
FDP-Fraktion sind der Meinung, dass wir mutige neue Schritte machen
sollten und die Wirtschaft tatsächlich entlasten und sie befreien von
bürokratischen Hemmnissen. Es gibt eine ganze Menge Möglichkeiten im
Bereich von Steuern und Abgaben: Ich sage [...] Solidaritätszuschlag
oder auch die Unternehmenssteuerreform steht an. Wir sind da im
Wettbewerb mit Frankreich und den USA und dort sollten wir erst
einmal aktiv werden. Des Weiteren: Fachkräftemangel. Warum bekommen
wir nicht endlich ein vernünftiges Einwanderungsgesetz nach
kanadischem Modell? Wir fordern das seit Jahren. Wir kommen nicht
voran in der Frage und die Unternehmen leiden unter mangelnden
Fachkräften. [...] Und als Letztes: Wenn Herr Altmaier nicht
besonders ausgelastet ist, sollte er nicht solche Industriepapiere
schreiben, sondern [...] sich mehr um Freihandel kümmern. TTIP neu
auflegen, vielleicht mit einem anderen Titel, aber den Versuch zu
starten, wieder mit den USA ins Gespräch zu kommen beim Freihandel.
Und deutsche Interessen in China vertreten und hier keine
bürokratischen Monster aufbauen, das wäre [...] sinnvoller."

 * 
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HAMBURG/4651: Linksfraktion bestätigt Boeddinghaus und Özdemir einstimmig als Vorsitzende (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 2. Februar 2019

Linksfraktion bestätigt Boeddinghaus und Özdemir einstimmig als Vorsitzende



Auf ihrer jährlichen Klausur hat die Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft turnusmäßig ihren Vorstand gewählt. Dabei
haben die Abgeordneten Sabine Boeddinghaus und Cansu Özdemir
einstimmig als Vorsitzende sowie Deniz Celik und Heike Sudmann als
stellvertretende Vorsitzende bestätigt, Sudmann außerdem als
Parlamentarische Geschäftsführerin.

"Wir freuen uns sehr über diesen Vertrauensbeweis, das gibt uns
nochmal extra Schwung für das letzte Jahr vor der Wahl", erklären
Sabine Boeddinghaus und Cansu Özdemir. "Als Fraktion haben wir in der
Stadt eine stabile Zustimmung, die wollen wir weiter ausbauen. Deshalb
werden wir uns in diesem Jahr gemeinsam mit vielen Partner_innen noch
intensiver um die drei drängendsten Probleme in Hamburg kümmern,
Missstände aufdecken und Lösungen vorschlagen: Armut, Wohnen und
Verkehr und Klima stehen für uns 2019 im Fokus. Ein soziales,
solidarisches Hamburg ist möglich, und das wollen wir auch gemeinsam
zeigen!"

 * 
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HAMBURG/4650: Quantität und Qualität gehören im Referendariat zusammen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. Februar 2019

Quantität und Qualität gehören im Referendariat zusammen!



Rund 300 neue Lehrkräfte hat Schulsenator Ties Rabe heute begrüßt.
"Das reicht bei Weitem nicht aus", kritisiert Sabine Boeddinghaus,
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Der Lehrkräftemangel ist auch an Hamburgs
Schulen voll angekommen. Das zeigt sich unter anderem darin, dass
Unterricht bereits heute in großem Umfang durch Studierende geleistet
wird." Das belegt eine kleine Anfrage (Drs. 21/15777) der Fraktion zum
Vorbereitungsdienst von Lehrkräften an Hamburger Schulen. Demnach
haben mehr als 800 Bewerber_innen bereits vor einer möglichen
Einstellung 14 Monate und länger unterrichtet, in Einzelfällen
offenbar bis zu 82 Monate.

"Der Nachweis von Unterrichtsaufträgen und unterrichtsähnlichen
Tätigkeiten wird im Auswahlverfahren für den Vorbereitungsdienst zum
Lehramt positiv berücksichtigt. Das ist ein perfider Anreiz und trägt
weder zu einer verantwortungsvollen und wertschätzenden Ausbildung der
angehenden Lehrkräfte bei, noch zur Stärkung und Weiterentwicklung der
Unterrichtsqualität in den Schulen", kritisiert Boeddinghaus. "Der
Druck, neben dem Studium zu unterrichten, wird natürlich durch das
neue Zulassungsverfahren verstärkt. Studierende sollten aber nicht als
Lückenfüller eingesetzt werden, weil Lehrkräfte fehlen. Der Senator
muss endlich seiner Fürsorgepflicht nachkommen, weitere
Referendariatsplätze zur Verfügung stellen und den pädagogischen
Nachwuchs nicht weiter verheizen!"

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3261: Wir brauchen mehr Staat und weniger Markt im Wohnungsbau (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 1. Februar 2019

Wir brauchen mehr Staat und weniger Markt im Wohnungsbau



Die SPD-Landtagsfraktion hat sich während ihrer Klausurtagung in
Wismar mit dem Schwerpunktthema "Gutes und bezahlbares Wohnen für
Mecklenburg-Vorpommern" beschäftigt.

Dazu erklärt der Fraktionsvorsitzende Thomas Krüger:

"Wir brauchen einen Paradigmenwechsel beim Thema sozialer Wohnungsbau.
Die Annahme, der Markt werde es richten, ist ganz offensichtlich
falsch gewesen. In Schwerin und Rostock zum Beispiel, können sich
Normalverdiener kaum noch Mieten in Neubauwohnungen leisten. Dasselbe
gilt in den touristischen Hochburgen. Gleichzeitig haben wir
leerstehende Wohnungen in den ländlichen Gebieten, die zusammen mit
Altschulden, zur nahezu untragbaren Last für kommunale
Wohnungsunternehmen geworden sind. Wir schlagen daher eine Reihe von
Maßnahmen vor, um die ungünstige Entwicklung zu stoppen und
langfristig umzukehren.

Diese Maßnahmen reichen von der Etablierung eines gemeinnützigen
Wohnbaufonds, über die Umstellung auf Darlehen statt Zuschüssen zum
Wohnungsbau. Wir wollen zum Beispiel der Erbpacht den Vorzug geben,
damit kommunale Grundstücke nicht für Einmaleffekte an Investoren
verkauft werden. Außerdem ist zu prüfen, ob wir zum gemeinnützigen
Wohnungsbau zurückkehren können. Als erste Maßnahmen werden wir eine
Dialogtour unternehmen, um zu klären, wo der Handlungsbedarf am
größten ist und welche Schritte unternommen werden können. Weiter
werden wir eine einheitliche betriebswirtschaftliche Bewertung der von
Altschulden betroffenen kommunalen Wohnungsunternehmen veranlassen.
Und wir werden ein wissenschaftliches Monitoring für öffentliche
Maßnahmen des sozialen Wohnungsbaus veranlassen, damit wir wissen,
welche Förderungen auch tatsächlich effektiv sind. Für die Umsetzung
dieser konkreten Vorhaben werden wir drei Mio. Euro aus dem
Strategiefonds des Landes zur Verfügung stellen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5054: Hängepartie bei PFT-Belastung in der Eifel (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 04.02.2019

Hängepartie bei PFT-Belastung in der Eifel: BImA muss endlich
Verantwortung übernehmen



Die Verbandsgemeinde Wittlich-Land hat beim Landgericht Trier wegen
des vor Ort entstandenen PFT-Schadens Klage gegen die Bundesregierung
eingereicht. Dazu erklärt Jutta Blatzheim-Roegler, stellvertretende
Vorsitzende der GRÜNEN Landtagsfraktion und regionale Abgeordnete der
Region Eifel-Mosel-Hunsrück:

"Es ist ein eindeutiges Versagen der Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben (BImA), dass nach wie vor kein technisches
Sanierungskonzept vorliegt, um den Schaden in den Bereichen
bestehender und ehemaliger Militärflugplätze wie Spangdahlem oder
Bitburg zu beheben. Bereits seit 2011 gibt es belastbare Zahlen zu den
kontaminierten Flächen und den Risiken, bis spätestens Ende 2017
wollte die BImA selbst ein Konzept vorgelegt haben. Bis heute, mehr
als ein Jahr nach Ablauf dieser selbst auferlegten Frist, ist noch
immer nichts passiert. Es kann nicht sein, dass Land und Kommunen auf
den Altlasten und die VG Wittlich-Land auf den durch die
Klärschlammentsorgung entstandenen Kosten sitzen bleiben. Ich fordere
die BImA auf, hier schnellstens tätig zu werden."


Hintergrund:

Die Gewässerverunreinigungen durch zum Teil krebserregende
perfluorierte Tenside (PFT) im Bereich von (ehemaligen)
Militärflugplätzen, beispielsweise Spangdahlem, Bitburg und Ramstein,
werden durch die Struktur- und Genehmigungsdirektion (SGD) Nord und
das Landesamt für Umwelt (LfU) bereits seit 2011 beobachtet. Es
handelt sich dabei um Rückstände aus früheren Feuerlöschübungsplätzen
oder Brandereignissen.

Wie eine Antwort der Landesregierung im Mai 2018 auf eine Kleine
Anfrage der GRÜNEN Landtagsabgeordneten Jutta Blatzheim-Roegler und
Andreas Hartenfels zur Belastungssituation in Rheinland-Pfalz zeigte,
ist die Verunreinigung in der Umgebung von Flugplätzen nach wie vor am
höchsten. Besonders hoch war die nachgewiesene Belastung des
Grundwassers bei Bitburg mit bis zu 108 Mikrogramm pro Liter (µg/l)
und bei der Ramstein Air Base mit bis zu 264 µg/l. Zum Vergleich: Es
gibt nach wie vor keine gesetzlichen Grenzwerte, das Umweltbundesamt
empfiehlt jedoch für gesunde Erwachsene einen Höchstwert von 5 µg/l
Trinkwasser, das in der Regel aus Grundwasser gewonnen wird. Zwar
besteht keine unmittelbare Gefahr für die Trinkwasserversorgung,
bekanntlich mussten jedoch im Bereich des Flugplatzes Spangdahlem
Angelgewässer gesperrt und die Klärschlammverwendung für die
Landwirtschaft eingeschränkt werden.

Eine Expertengruppe der SGD Nord, des rheinland-pfälzischen
Landesamtes für Umwelt und des Umweltministeriums hat unterdessen
verschiedene Maßnahmen entwickelt, um eine Gefährdung für Mensch und
Umwelt abzuwehren. Dazu gehören die Versiegelung von kontaminierten
Flächen, Bodenaustausch oder die Grundwasseraufbereitung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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RHEINLAND-PFALZ/5053: SPD-Fraktion gratuliert Kurt Beck zum 70. Geburtstag (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
05.02.2019

SPD-Fraktion gratuliert Kurt Beck - Schweitzer: Den Menschen
zugewandt wie kaum ein anderer



Zum heutigen 70. Geburtstag von Kurt Beck erklärt der
SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer: "Mehrere Jahrzehnte hat
Kurt Beck als Politiker, als Fraktionsvorsitzender, als
Ministerpräsident und als SPD-Landeschef Rheinland-Pfalz seinen
Stempel aufgedrückt: Ihn zeichnet vieles aus: Er war und ist politisch
leidenschaftlich, verlässlich, diszipliniert und vor allem Menschen
zugewandt: Sein famoses Namensgedächtnis rührt etwa daher, dass er
immer auf jeden einzelnen Gesprächspartner mit Neugierde und Sympathie
zugegangen ist. Kurt Beck ist Zynismus fremd. Für ihn hatte und hat
seine Heimat - die Pfalz, Rheinland-Pfalz und Deutschland - eine große
Bedeutung: Hier wollte er Politik machen, die Gesellschaft zum Guten
verbessern und für mehr Gerechtigkeit sorgen. Sein Gerechtigkeitssinn
war Antrieb für all sein politisches Engagement - bis heute zeichnet
ihn eine tiefe Sensibilität für kleine und größere Ungerechtigkeiten
aus. In Fragen des politischen Stils war uns ist er vorbildlich. Als
SPD-Fraktion gratulieren wir Kurt Beck ganz herzlich zum Geburtstag u
nd wünschen ihm Gesundheit und Glück, viel Freude und Kraft für seine
vielen Tätigkeiten."

Schweitzer, der als Landtagsabgeordneter für die Südliche Weinstraße
Nachfolger von Kurt Beck in dem Wahlkreis ist, sagt weiter: "Bis heute
ist Kurt Beck für Überraschungen gut: Kürzlich kam er etwa spontan zu
einer Kundgebung nach Kandel und unterstützte die demokratischen
Kräfte. Mich hat immer sehr beeindruckt, welch Debattier-Lust er an
den Tag gelegt hat. In kleineren oder größeren Runden hat er stets
ohne eine Attitüde der Überheblichkeit diskutiert und war Argumenten
zugänglich. Kurt Beck war immer offen für Neues: In den vergangenen
Jahren hat er als Vorsitzender der Friedrich-Ebert-Stiftung seine
Leidenschaft für Europa, für Internationale Zusammenarbeit und für
Friedenspolitik entdeckt. Als Ministerpräsident hat er Rheinland-Pfalz
weit vorangebracht - sei es in der Bildungs-, Wirtschafts- und
Infrastrukturpolitik. Als SPD können wir uns glücklich schätzen, ihn
noch viele Jahre als Ratgeber und Gesprächspartner zu haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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GESUNDHEIT/937: Die "Nationale Dekade gegen den Krebs" setzt wichtiges Signal


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Gesundheit

Die 'Nationale Dekade gegen den Krebs' setzt wichtiges Signal



Sabine Dittmar, gesundheitspolitische Sprecherin:

Der Kampf gegen den Krebs ist noch immer eine der größten
gesundheitspolitischen Herausforderungen unserer Zeit. Hierbei sind
Forschung und Prävention von entscheidender Bedeutung. Mit der
'Nationalen Dekade gegen Krebs' setzen wir hierfür ein wichtiges
Signal.

"500 000 Menschen erkranken in Deutschland jährlich neu an Krebs. Bei
jedem Zweiten werden - laut einer Auswertung des Robert-Koch-Instituts
- im Lauf des Lebens Krebszellen entdeckt. Es gibt kaum jemanden, der
niemanden kennt, der an Krebs leidet oder gar an der Krankheit
gestorben ist.

Die 'Nationale Dekade gegen Krebs', die in der vergangenen Woche von
Bundesforschungs- und Bundesgesundheitsministerium gestartet wurde,
setzt ein wichtiges Signal im Kampf gegen den Krebs. Forschung ist
wichtig und nur wenn Kräfte gebündelt werden, können wir schnelle
Fortschritte erreichen. Vor allem modernste Analysemethoden, aber auch
die Digitalisierung und die Künstliche Intelligenz eröffnen neue
Möglichkeiten. Unser Ziel muss es sein, Forschungserfolge schnell für
den Patienten verfügbar zu machen.

Mindestens genauso wichtig ist es aber, das Verhalten der Patienten zu
schulen. Schon heute sorgen immer bessere Therapiemöglichkeiten dafür,
dass viele Arten von Krebs gut behandelt werden können. Entscheidend
ist aber, dass die Krankheit rechtzeitig diagnostiziert wird. Je
früher sie erkannt wird, desto größer die Überlebenschancen. Die
angebotenen Vorsorgeuntersuchungen, zum Beispiel in den Bereichen
Brust, Darm oder Prostata, sollten daher in jedem Fall regelmäßig
wahrgenommen werden. Diese sind natürlich nicht immer angenehm, aber
sie können Leben retten. Teil der 'Nationalen Dekade gegen Krebs' ist
daher auch der weitere Ausbau der Früherkennung.

Aber auch wenn noch keine Vorsorgeuntersuchungen anstehen, kann man in
jungen Jahren etwas gegen die Krankheit tun. Experten schätzen
nämlich, dass etwa die Hälfte aller Krebsfälle durch einen gesunden
Lebensstil vermieden werden könnte. Dazu gehören zum Beispiel ein
rauchfreies Leben, regelmäßige Bewegung, ein geringer Alkoholkonsum
und ausreichender Schutz vor UV-Strahlung der Sonne."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2019
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INNEN/3048: Forschung und Innovation für Deutschlands Zukunft


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Forschung und Innovation für Deutschlands Zukunft



Manja Schüle, stellvertretende bildungs- und forschungspolitische Sprecherin;

René Röspel, stellvertretender bildungs- und forschungspolitischer Sprecher:

Forschung und Wissenschaft zeigen uns Wege, über die wir die
gesellschaftlichen Herausforderungen unserer Zeit bewältigen können.
Innovationen helfen, die Zukunfts- und Wettbewerbsfähigkeit unseres
Landes zu sichern. Damit das so bleibt, muss Forschung verlässlich
finanziert sein. Die Hightech-Strategie 2025 setzt forschungs- und
innovationspolitische Ziele und Schwerpunkte für die kommenden Jahre
und muss konsequent umgesetzt werden.

"Auf Drängen der SPD-Bundestagsfraktion wurde die Hightech-Strategie
zu einer ressortübergreifenden Innovationsstrategie weiterentwickelt,
die auch soziale Innovationen, Vorsorge und Nachhaltigkeit in den
Blick nimmt. Als themenübergreifende Innovationsstrategie hat sie für
den Standort Deutschland, die Sicherung von Wohlstand und
Arbeitsplätzen eine wichtige Bedeutung.

Der digitale Wandel erfordert Antworten zum Beispiel aus der zivilen
Sicherheitsforschung: Es geht um bessere Koordination von
Rettungskräften bei Großeinsätzen oder darum, wie im Fall eines
Stromausfalls die Infrastruktur aufrechterhalten wird. Nicht nur in
diesem Bereich gilt es, die technischen Voraussetzungen zu erforschen,
sondern die gesellschaftlichen Folgen stets mitzudenken.

Die F&I-Politik hat mit der ehemaligen SPD-Forschungsministerin
Edelgard Bulmahn eine massive Aufwertung erfahren. Sozialdemokratische
Projekte wie der Pakt für Forschung und Innovation oder die
Exzellenzinitiative sind ein international beachteter Beleg dafür.
Diesen Weg werden wir weiter mit Nachdruck verfolgen und
sicherstellen, dass Grundlagen- und anwendungsorientierte Forschung,
ebenso wie die Wissenschaftsfreiheit, Werte für sich sind."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3047: Jugend erinnert - 74. Jahrestag der Befreiung des Vernichtungslagers Auschwitz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 1. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Jugend erinnert



Sönke Rix, jugendpolitischer Sprecher:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt das Programm der Bundesregierung
'Jugend erinnert'. Damit setzten wir zum 74. Jahrestag der Befreiung
des deutschen Vernichtungslagers Auschwitz ein Signal für mehr
Respekt, gegenseitige Rücksichtnahme und gegen das Vergessen.

"Unsere Jugendverbände wissen um die besondere Bedeutung von
Erinnerungsarbeit. Sie kämpfen aktiv gegen das Vergessen und für einen
kritischen Umgang mit Geschichte und Politik in der Gegenwart. Für Sie
wollen wir mit dem Programm ?Jugend erinnert? Freiräume für eine
lebendige Erinnerungskultur schaffen. Sie sollen auch weiterhin
wichtige Beiträge für ein selbstbestimmtes, friedliches und
respektvolles Zusammenleben leisten.

Das Programm 'Jugend erinnert' fördert Gedenkstättenfahrten,
internationalen Austausch und Begegnungen. Es wendet sich an
Jugendliche im Alter von 14 bis einschließlich 26 Jahren. Die
Initiativen mobilisieren Jugendliche, sich selbst für eine offene und
demokratische Gesellschaft einzusetzen. Darauf wollen wir eine gute
Zukunft für Deutschland, Europa und die Welt bauen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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MEDIEN/472: AfD schränkt die Pressefreiheit ein


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

AfD schränkt die Pressefreiheit ein



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

Am Wochenende wurde bekannt, dass die AfD in Sachsen eine 'schwarze
Liste' mit Namen von Medienschaffenden erstellt. Die
SPD-Bundestagsfraktion unterstützt die Kritik des Deutschen
Journalistenverbandes (DJV) und fordert Recherchefreiheit für
Journalistinnen und Journalisten.

"Wieder einmal offenbart sich das schwierige Verhältnis der AfD mit
einer unabhängigen Presse. Das in Artikel 5 des Grundgesetzes
garantierte Recht auf Freiheit der Berichterstattung gilt insbesondere
für die individuelle und öffentliche Willensbildung. Alle haben mit
Blick auf ihre politischen Entscheidungen ein Recht darauf, über die
Arbeit von Parteien informiert und über Missstände aufgeklärt zu
werden. Doch der AfD liegt offenbar viel daran, unliebsame
Berichterstattungen durch kritischen Journalismus zu unterdrücken.
Damit missachtet sie klar die demokratischen Spielregeln.

Zuletzt ereigneten sich zahlreiche Vorfälle, bei denen
Pressevertreterinnen und Pressevertreter für Recherchen im Umfeld der
AfD, etwa bei Demonstrationen, behindert, bedroht oder sogar tätlich
angegriffen wurden. Mit 'schwarzen Listen' ruft die Partei nun auch
offen und unverhohlen zu Einschüchterungsversuchen gegenüber
Journalistinnen und Journalisten auf. Damit dreht sie weiter an der
populistischen Eskalationsspirale. Die AfD macht deutlich, dass sie
schon längst mehr als ein Prüffall für den Verfassungsschutz ist. Die
SPD steht an der Seite der Medienschaffenden und setzt sich für
Pressefreiheit und Demokratie ein."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2746: Weibliche Genitalverstümmelung bekämpfen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Weibliche Genitalverstümmelung bekämpfen



Gabriela Heinrich, stellvertretende menschenrechtspolitische
Sprecherin:

Am 6. Februar ist der Internationale Tag der Nulltoleranz gegen
weibliche Genitalverstümmelung. In Deutschland hat die Zahl der von
Genitalverstümmelung gefährdeten Mädchen und Frauen in den letzten
Jahren zugenommen. Wir müssen entschieden gegen diese
Menschenrechtsverletzungen vorgehen - weltweit.

"Frauenrechte sind Menschenrechte. Notwendig im Kampf gegen weibliche
Genitalverstümmelung sind kohärente Maßnahmen: Die
SPD-Bundestagsfraktion fordert, dass strikte Gesetzgebung und
Strafverfolgung Hand in Hand gehen mit Aufklärungsarbeit sowie
tabubrechenden Gesprächen mit Betroffenen und deren Gemeinschaften.
Auch Männer müssen beim Thema Genitalverstümmelung einbezogen werden.
Nur wenn die Maßnahmen ineinandergreifen, kann dieser
Menschenrechtsverletzung ein Ende bereitet werden.

Insofern ist der Internationale Tag der Nulltoleranz gegen weibliche
Genitalverstümmelung dringend notwendig, um auf diese immer noch weit
verbreitete Praxis aufmerksam zu machen. Die Zahl der Betroffenen
liegt weltweit bei über 200 Millionen Frauen und Mädchen, wobei die
Dunkelziffer extrem hoch ist.

In Deutschland ist weibliche Genitalverstümmelung verboten, aber die
Zahl der gefährdeten Mädchen ist im vergangenen Jahr angestiegen.
Grund für den Anstieg ist die Migration nach Deutschland aus Ländern,
in denen Genitalverstümmelung an der Tagesordnung ist. Weibliche
Genitalverstümmelung ist in vielen Teilen der Welt, vor allem in
Afrika, dem Nahen Osten und Südostasien verbreitet. Das weibliche
Genital wird meist ohne Betäubung stark verletzt oder Teile komplett
entfernt. Diejenigen Frauen, die nicht an dem Eingriff sterben, haben
ihr Leben lang mit physischen und psychischen Folgen zu kämpfen.
Hinter dieser Menschenrechtsverletzung stehen vor allem patriarchale
Traditionen, die Frauen unterdrücken und ihnen jegliche körperliche
und sexuelle Selbstbestimmung nehmen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1858: Rechtsberater der ELN - Friedensprozess in Kolumbien droht zu scheitern (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

Rechtsberater der ELN: Friedensprozess droht zu scheitern



(Medellín, 27. Januar 2019, lanzas y letras) - In Anbetracht der
Krise, in der sich die Friedensgespräche zwischen der kolumbianischen
Regierung und der Guerillaorganisation ELN (Ejército de Liberación
Nacional) befinden, hat der Rechtsberater der Guerilla Carlos Alberto
Ruiz Socha in einem Interview mit dem kolumbianischen
Nachrichtenportal Zona Cero für eine Wiederaufnahme des Dialogs stark
gemacht: "Nimmt man die Friedensverhandlungen nicht sofort wieder auf,
sind sie verloren und die Situation in Kolumbien verschärft sich."
Trotz des "schmerzhaften" Attentats in Bogotá, so Ruiz, müssten die
Friedensverhandlungen aufrecht erhalten werden. Er drängte den
Präsidenten Ivan Duque, sich mehr in den Prozess einzubringen und der
Beteiligung weiterer Länder zuzustimmen.

In einem Interview mit der spanischen Nachrichtenagentur Efe betonte
Ruiz, dass es trotz des Attentats [1] auf die Polizeikadettenschule am
17. Januar in Bogotá, dem 21 Menschen zum Opfer fielen, keinen
Waffenstillstand gebe. Deshalb "sind beide Parteien auch nicht dazu
verpflichtet, Angriffe zu unterlassen", so Ruíz. Auch das
kolumbianische Militär führe weiterhin Operationen durch. Ruiz räumte
ein, dass das Attentat der ELN einen großen politischen
Vertrauensverlust bedeute, er betonte aber auch, dass sich in Havanna
weiterhin Repräsentant*innen der Guerilla befänden, die offen für
einen Friedensdialog seien. Ruiz schlug der Guerilla und Regierung
vor, sich in künftigen militärischen Operationen an humanitäre Regeln
zu halten und eine Vereinbarung zur Deeskalation des Konflikts zu
treffen.


"Hoher politischer Preis für die ELN"

"Es gibt Möglichkeiten, den Friedensdialog weiterzuführen", betonte
der Rechtsberater der ELN, äußerte aber die Befürchtung, kurz davor zu
stehen, einen siebenjährigen Friedensprozess zu begraben. Die Folge
wären viele weitere Tote.

Sollte die Regierung Ivan Duques entscheiden, den Friedensdialog zu
beenden, muss sie sich an die Richtlinien halten, die das Protokoll
vorschreibt, welches für den Fall des Prozessendes unterzeichnet
wurde. In ihm wurden für den Fall der Beendigung der Gespräche auch
die Bedingungen und Sicherheiten für die Rückkehr der
Guerilladelegation aus Havanna festgelegt. Die kolumbianische
Regierung hatte jedoch bereits nach dem Attentat in Bogotá die
kubanische Regierung dazu aufgefordert, die "Rädelsführer" der ELN,
die sich zurzeit als Friedensdelegation in Havanna befinden,
auszuliefern. Laut internationalem Recht wäre eine Inhaftnahme der
Delegationsmitglieder jedoch ein sogenannter "Verrat", denn die
Mitglieder genießen in Havanna eine Sicherheitsgarantie, um den
Friedensdialog überhaupt führen zu können. Dies bedeute aber nicht, so
Ruiz, dass der kolumbianische Staat von einer Strafe für das Attentat
in Bogotá absehen müsse. Ein Ignorieren des unterzeichneten Protokolls
würde jedoch einen Präzedenzfall schaffen und künftig jedwede
Friedensverhandlung in einem bewaffneten Konflikt gefährden.

Ruiz, Rechtsanwalt, Universitätsprofessor und Rechtsberater, hatte die
ELN schon im Jahr 1998 bei Verhandlungen in Deutschland beraten und
hatte größtenteils auch an den Friedensgesprächen zwischen der
vorherigen kolumbianischen Regierung und der Guerillaorganisation FARC
teilgenommen. Er verteidigte die Positionierung der Garantiestaaten
Kuba und Norwegen als "tadellos", da sie die rechtlichen Garantien
bewahrten, die der Guerilladelegation zugesprochen worden waren.


Haftbefehl von Interpol eine "Hürde" für Dialog

Ruiz deutete ebenfalls darauf hin, dass die kürzliche rote
Ausschreibung Interpols gegen zwei Delegationsmitglieder der ELN auf
Kuba - einer von ihnen gegen den Chefunterhändler der
Friedensgespräche Israel Ramírez alias Pablo Beltrán - eine
"schwerwiegende Hürde" darstellte. Er bat Präsident Duque um die
"wichtige politische Geste", die vorübergehende Aufhebung des
internationalen Haftbefehls zu erwirken. Außerdem ersuchte er Duque,
den Friedensdialog von Havanna weiterzuführen und der Beteiligung von
weiteren Ländern wie Spanien, Mexiko und dem Vatikan zuzustimmen. "Es
gibt Möglichkeiten", betonte er, und erinnerte daran, dass der
spanische Ministerpräsident Pedro Sánchez während seines Besuchs in
Kolumbien im vergangenen August seine Unterstützung in der Verhandlung
mit der ELN angeboten hatte. Die kolumbianische Regierung habe bis
heute jedoch nicht darauf reagiert, so Ruiz. Außerdem hätte auch der
Papst dazu aufgerufen, die Verhandlungen keinesfalls abzubrechen.

Das Attentat am 17. Januar habe laut Ruiz nicht gezeigt, dass die ELN
gespalten sei, doch habe es sichtbar gemacht, dass die Delegation der
Guerilla auf Kuba nicht die absolute Kontrolle - weder eine direkte
noch eine indirekte - über die Operationen der ELN haben. Allerdings
habe die Verhandlungsdelegation eine politische, nicht jedoch eine
strafrechtliche Verantwortung für das Attentat anerkannt.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/eln-bekennt-sich-zu-anschlag-delegation-weiss-von-nichts/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/rechtsberater-der-eln-friedensprozess-droht-zu-scheitern/
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MELDUNG/009: Die Regierungen von Uruguay und Mexiko berufen eine internationale Konferenz über Venezuela ein (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht aus der Redaktion Argentinien vom 4. Februar 2019

Die Regierungen von Uruguay und
Mexiko berufen eine internationale Konferenz über Venezuela ein



Mexiko und Uruguay haben in Kommuniqués ihrer jeweiligen
Außenministerien zu einer internationalen Konferenz aufgerufen, um die
Voraussetzungen für einen Dialog zwischen den verschiedenen
politischen Kräften in Venezuela zu schaffen.

"Ziel der Konferenz ist es, die Grundlagen für einen neuen
Dialogmechanismus zu schaffen, der unter Einbeziehung aller
venezolanischen Kräfte zur Wiederherstellung von Stabilität und
Frieden in diesem Land beitragen wird", heißt es im Text.

Die Organisatoren betonen ihre Position der Neutralität und weisen
darauf hin, dass die Länder und Organisationen, die mit dieser Vision
einverstanden sind, zur Konferenz eingeladen werden.

Die Regierungen der beiden Länder schätzen, dass mehr als zehn
Delegationen aus Ländern und von internationalen Organisationen an der
Konferenz in Uruguay teilnehmen werden. Die Konferenz findet am 7.
Februar in Montevideo, der Hauptstadt des Landes, statt.

Die Regierungen haben darauf hingewiesen, dass die Entscheidung zur
Konferenz eine Reaktion auf die Forderung des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen, António Guterres, nach einem Dialog ist.

Zudem hat auch der Präsident Venezuelas, Nicolás Maduro, mehrfach
seine Bereitschaft zum Dialog mit Teilen der Opposition bekräftigt, um
somit Frieden in der südamerikanischen Nation zu gewährleisten.

Dieses Treffen soll "ein umfassender und glaubwürdiger Dialog sein,
der ein für allemal die heikle Situation löst, in der sich unsere
venezolanischen Brüder befinden", heißt es im Text weiter.

Uruguay, Mexiko und die Vereinten Nationen sind bereit, mit den
Mitgliedern der internationalen Gemeinschaft zusammenzuarbeiten, die
"den Weg der Diplomatie unterstützen wollen".

Quelle: Telesur


Übersetzung aus dem Englischen von Pressenza München


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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BERUF/1912: "Grüne Berufe #landgemacht" (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

"Grüne Berufe #landgemacht"

Bundesministerin eröffnet 34. Berufswettbewerb der deutschen
Landjugend

Gemeinsame Pressemitteilung von BDL und DBV



"Das Nachwachsen einer ausreichenden Anzahl an Fachkräften ist eine
der entscheidenden Zukunftsfragen der Landwirtschaft in Deutschland -
und des ländlichen Raums insgesamt. Die agrarischen Berufswettbewerbe
sind deshalb von herausragender Bedeutung. Sie informieren Jugendliche
über die Attraktivität, die Vielfalt, die Abwechslung und
Verantwortung der Grünen Berufe."

Mit diesen Worten eröffnete Julia Klöckner heute den 34.
Berufswettbewerb der deutschen Landjugend. Die Bundesministerin für
Ernährung und Landwirtschaft ist Schirmherrin des agrarischen Fort-
und Weiterbildungsprojektes - eins der größten in der Bundesrepublik
Deutschland und in Europa. Bundesweit werden sich in den nächsten
Tagen, Wochen und Monaten rund 10.000 Auszubildende und Fachschüler
der Grünen Berufe daran beteiligen.

Die Ministerin hatte es sich nicht nehmen lassen, sich im Grünen
Zentrum Puch persönlich von der Qualität des Berufswettbewerbes zu
überzeugen und mit Teilnehmern ins Gespräch zu kommen. Diese jungen
Menschen seien "vor allem Botschafter eines realistischen Bilds von
Landwirtschaft. Einer Branche, in der in Sachen Modernität und
Innovation die Post abgeht, die bespielhaft ist, wenn es um die
Anwendung digitaler Lösungen geht. Lösungen, die abseits einer
besseren Wettbewerbsfähigkeit und schonenderen Ressourcennutzung auch
dazu beitragen, den Alltag des Landwirtes zu erleichtern", so Julia
Klöckner in Fürstenfeldbruck.

Für sie stehe fest, so die Bundesministerin weiter: "Landwirtschaft
gilt wieder als sexy. Eine erfreuliche Bestätigung für diese These
sind die aktuellen Zahlen in den Ausbildungsberufen der
Landwirtschaft, die entgegen des demografischen Trends stabil sind.
Der Berufswettbewerb der deutschen Landjugend, der von den jungen
Teilnehmern enormes Fachwissen in vielen Bereichen verlangt, leistet
hierzu einen wichtigen Beitrag."

Zur Zeit der feierlichen Eröffnung in der Landwirtschaftsschule in
Fürstenfeldbruck hatten die Auszubildenden den theoretischen Teil
ihres Erstausscheids gerade hinter sich. Doch die Worte des Amtschefs
des Bayerischen Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten, Hubert Bittlmayer, waren nicht nur für sie bestimmt. "Mit
Bildung können wir Zukunft gestalten und Vertrauen schaffen! Beste
Bildung in der Agrar- und Hauswirtschaft ist für mich daher der
Schlüssel für eine stabile und nachhaltige Landwirtschaft, für den
Erhalt von Alltags- und Lebenskompetenzen und für einen offenen Dialog
mit der Gesellschaft", hob er hervor.

Vor den knapp 70 Auszubildenden aus Haus- und Landwirtschaft, die am
heutigen Dienstag an den Start gingen, und den vielen Gästen aus
Politik, Wirtschaft und Bildung geht die Vorsitzende des Bundes der
Deutschen Landjugend (BDL) auf das Wettbewerbsmotto "Grüne Berufe
 #landgemacht: Qualität. Vertrauen. Zukunft." ein. Dazu gehöre auch
eine Ausbildungsvergütung, die dem Berufsnachwuchs ein eigenständiges
Leben ermögliche, so Kathrin Muus. "Von Arbeit und Ausbildung leben zu
können, sei ein wahrer Zukunftsbeitrag, der von Betrieben, Verbänden
und Politik gemeinsam geleistet werden muss", stellt die
BDL-Bundesvorsitzende klar.

Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim Rukwied,
weist auf die Qualität des Wettbewerbes hin: "Dieser Berufswettbewerb
ist eine hervorragende Möglichkeit für unseren Nachwuchs, Talent und
die erlernten Fähigkeiten zu zeigen. Allein die beeindruckende Zahl an
Teilnehmern bei dieser deutschen Meisterschaft ist ein Beleg für die
Breite und die Qualität der Ausbildung in der Land- und
Tierwirtschaft, der Haus- und Forstwirtschaft sowie im Weinbau", lobt
der DBV-Präsident. Er freue sich besonders über die starke Motivation
bei diesem Wettbewerb unter den jungen Leuten.

Bevor die Auszubildenden sich in Puch an ihre praktischen Aufgaben
machen, stellt Anneliese Göller, die Vizepräsidentin des Deutschen
LandFrauenverbands, fest: "Längst sind es auch die jungen Frauen, die
die Grünen Berufe maßgeblich mitgestalten - und das nicht nur im
Bereich Hauswirtschaft. Das ist zukunftsweisend, denn diejenigen, die
erfolgreich beim Wettbewerb abschneiden, stellen nicht nur Weichen für
ihre persönliche Karriere, sie sind ein Gewinn für ihre Region und
unsere Verbände!" Sie freue sich, das Können und Wissen der nächsten
Generation beim diesjährigen Wettbewerb mitzuerleben.

Bereits zum 34. Mal laden der DBV, BDL und dlv mit ihren
Landesverbänden und der Schorlemer Stiftung zum Berufswettbewerb der
deutschen Landjugend ein. Gefördert vom Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft und unterstützt von der
Landwirtschaftlichen Rentenbank messen Auszubildende und Fachschüler
der Sparten Land-, Haus-, Tier- und Forstwirtschaft sowie Weinbau ihr
Wissen und Können. Die Besten qualifizieren sich für die
Landesentscheide, in denen es um die Teilnahme am Bundesentscheid
geht. Vom 2. bis 6. Juni 2019 werden in der Region Ammersee (alle
Sparten außer Weinbau) und in Lauffen am Neckar (Weinbau) die Sieger
gekürt.


Medienpartner

www.agrarheute.com unterstützt den Berufswettbewerb der deutschen
Landjugend 2019 wieder exklusiv als Medienpartner. Aktuelle
Ereignisse, spannende Hintergrundberichte und vieles mehr bekommen Sie
laufend im agrarheute Magazin sowie auf www.agrarheute.com.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin
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FORSCHUNG/1184: Wo wachsen die besten Erdbeeren? (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 04.02.2019

Wo wachsen die besten Erdbeeren?



Bienen und andere Insekten übernehmen mit ihren Blütenbesuchen eine
wichtige Funktion in der Agrarlandschaft. Aufgrund ihres Angebots an
Blütenpflanzen und Nistmöglichkeiten stellen Hecken und Waldränder
wichtige Lebensräume für Bestäuber dar. Ein Team aus den Abteilungen
Funktionelle Agrobiodiversität und Agrarökologie der Universität Göttingen
hat untersucht, ob Hecken und ihre Verbindung zu Waldrändern sich positiv
auf die Bestäubung von Erdbeeren auswirken.

Dabei stellte sich heraus, dass sowohl das Gewicht als auch die Qualität
der Erdbeerfrüchte gesteigert werden, wenn Erdbeerpflanzen an Hecken
platziert sind. Die Ergebnisse der Studie sind in der Fachzeitschrift
Agriculture, Ecosystems & Environment erschienen.

Für die Untersuchungen wurden Erdbeerpflanzen an drei unterschiedlichen
Standorten platziert, das heißt neben Hecken, die an Waldränder grenzten,
an freistehenden Hecken und in von Hecken isolierten Grasstreifen. "Wir
wollten nicht nur die positiven Effekte der Bestäuber, sondern auch
mögliche negative Effekte durch schädliche Insekten untersuchen", sagt
Denise Castle, Erstautorin der Studie, die jetzt am Julius Kühn-Institut -
Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen beschäftigt ist. "Deshalb
haben wir neben den blütenbesuchenden Fliegen und Bienen auch die in den
Blüten fressenden Rapsglanzkäfer in die Studie aufgenommen."

Die Isolation wirkte sich negativ auf die Anzahl der Bestäuber aus, nicht
aber auf die Dichten der Rapsglanzkäfer. Somit konnten die Wissenschaftler
zeigen, dass die Verbindung zu Waldrändern und Hecken einen deutlich
positiven Effekt auf die Bestäubung von Erdbeeren hat. "Der Marktwert der
Erdbeeren war mit 14,95 Euro pro 1000 Früchte an den mit Waldrändern
verbundenen Hecken am höchsten und nahm mit zunehmender Isolation deutlich
ab", erklärt der Agrarökologe Dr. Ingo Grass. "1000 Früchte, die in den
Grasstreifen geerntet wurden, erzielten nur noch einen Marktwert von 9,27
Euro."

"Mit unserer Studie konnten wir eindrücklich zeigen, dass Hecken wichtige
Lebensräume in der Agrarlandschaft sind, die die Verbindung zwischen
Lebensräumen und angrenzenden Kulturpflanzen erhöhen können und somit auch
zur Steigerung der Fruchtquantität und Qualität beitragen", folgert Prof.
Dr. Catrin Westphal, Leiterin der Abteilung Funktionelle
Agrobiodiversität.


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.agee.2019.01.003.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77
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AKTUELL/106: Neue Umfrage - 65 Prozent der Wahlberechtigten haben vor, zur Europawahl zu gehen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 04.02.2019

Neue Umfrage - 65 Prozent der Wahlberechtigten haben vor, zur Europawahl
zu gehen



65 Prozent der Wahlberechtigten in Deutschland haben vor, an der
Europawahl Ende Mai teilzunehmen, 35 Prozent waren Anfang Januar 2019 noch
unentschieden. Das ergibt eine aktuelle Befragung zur politischen Stimmung
im Vorfeld der Wahlen zum Europäischen Parlament, die das Berliner
Forschungsinstitut policy matters im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung
durchgeführt hat.

Auch wenn höchstwahrscheinlich nicht zwei Drittel aller Wahlberechtigten
ihren in der Umfrage geäußerten Wahlvorsatz auch umsetzen werden, deutet
sich damit eine höhere Beteiligung an als beim letzten Urnengang 2014.
Damals gaben in Deutschland rund 48 Prozent bei der Europawahl ihre Stimme
ab. Der Trend der vergangenen Jahre zu einer stärkeren Wahlbeteiligung
würde sich damit fortsetzen.

Bei den Parteipräferenzen zeigt die repräsentative Online-Befragung unter
knapp 2700 Wahlberechtigten ein Stimmungsbild, das nahe an den letzten
Umfragen zur Bundestagswahl liegt. Von den zwei Dritteln der Befragten,
die an der Europawahl teilnehmen wollen, hatten Anfang Januar 31 Prozent
eine Präferenz für die CDU/CSU. 17 Prozent gaben an, die Grünen wählen zu
wollen. 16 Prozent äußerten eine Präferenz für die SPD, 15 Prozent für die
AfD. Die Linke und die FDP kommen auf jeweils 9 Prozent.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621
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STANDPUNKT/833: Quo vadis, UNO? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Quo vadis, UNO?

Von Günter Buhlke, 5. Februar 2019



Politiker und kapitalmächtige Investoren der ersten Welt möchten die
UNO ins Nirwana versetzen. Die UNO wird als Politikfeld von einer
besonderen Kaste von Abgeordneten konservativer Parteien in ihren
Programmen nur noch unterbelichtet geführt, wenn überhaupt.
Zukunftsträchtige Aktivitäten über ihr nationales Ego hinaus sind kaum
erkennbar.

Unsere eine Welt aber braucht die Weltorganisation zum Überleben. Sie
wurde nach den bitteren Erfahrungen des 2. Weltkrieges von starken und
weitsichtigen Frauen und Männern vieler Länder mit kräftigen Impulsen
aus den USA 1946 gegründet. Ihre Ziele sollten künftig den Frieden
erhalten oder wiederherstellen, die Entwicklung der freundschaftlichen
Beziehungen zwischen den Völkern fördern und Rahmenbedingungen zum
Abbau der Probleme der Wirtschaft, der sozialen Lagen, der Kultur, der
Menschenrechte in allen Länder empfehlen (Artikel 1 und 2 der Charta
der UNO).

Der oberste Politiker der USA, Donald Trump, sorgt aktuell für große
Unruhe in den 193 Mitgliedsländern der UNO. Er missachtet anerkannte
Regeln der WTO. Er verlässt mit Dekreten den UN-Menschenrechtsrat und
die UNESCO. Bedrohlich für die Welt ist seine Haltung zur Umwelt, zum
Iranvertrag und zu Venezuela, Kuba, Nicaragua. Mit China und Russland
pflegt er keine Freundschaftsverhältnisse.

Die USA und ihre NATO bauen Raketenstationen in Rumänien und Polen aus
und organisieren Manöver im Grenzgebiet zu Russland. Putin lässt
Hyperschallraketen testen. Die Schanghaigruppe trainiert ganze
Armeeteile. Der Frieden benötigt die UNO als neutralen Schlichter bei
Konflikten als Überwacher und Nothelfer im Flüchtlingsdrama.

Die Haltung der deutschen Regierung zur UNO ist widersprüchlich. Auf
177 Seiten der GROKO-Vereinbarung findet die Weltorganisation keinen
besonderen Programmplatz. Die Bonner Umweltkonferenz von 2017 war
inhaltsleer und sie setzte keine realen Akzente zur Verbesserung der
beklagenswerten Situation. Der deutsche Beitrag zur Konferenz in
Kattowitz fiel nicht besser aus. Er beschränkte sich in seinen
Hauptteilen auf technische Fragen der Messung der Umweltschädlichen
Handlungen. Der Umweltschaden selbst wird nur zögerlich angegangen.
Das betrifft auch verbindliche Schritte zur Einschränkung der
Luftverschmutzung in der Auto- und Braunkohleindustrie im Rahmen der
nationalen Politik.

Seit 2013 steht von der deutschen Regierung die Ratifizierung des
Zusatzprotokolls des UN-Sozialpaktes über wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte der Bürger aus. Die umfassende Anerkennung als
subjektive Rechte, die notfalls vor Gerichten einklagbar sind, ist ein
Gebot, dem die Regierung endlich nachkommen sollte. Die
Eberhard-Schultz-Stiftung fordert seit Jahren aktiv die
Bundesregierung auf, die Ratifizierung vorzunehmen. Die
Friedensorganisation ICAN beklagt, dass die deutsche Regierung dem von
der UNO mühsam ausgehandelten Atomwaffenverbotsvertrag vom 20.09.2017
nicht beitritt. Der Weg zum Abzug der amerikanischen Atomwaffen aus
Deutschland wäre mit dem Beitritt zum Vertrag frei.

Gegensätzlich ist weiterhin der deutsche Beitrag zu den Friedenszielen
der UNO. Die Stationierung von Soldaten und Gerät im Ausland, der
Export an Waffen und Munition, auch in Krisengebieten, sowie die
Teilnahme an Manövern der NATO in östlichen Grenzgebieten sprechen
eine andere Sprache. Gegen die Lagerung von US-amerikanischen
Atomwaffen auf deutschem Gebiet sind keine Regierungsproteste zu
hören. Die allgemein kühle Haltung Deutschlands zur UNO steht im
Widerspruch zum Begehren, ständiges Mitglied im Sicherheitsrat zu
werden. Dahinter stehen andere Interessen, die etwas mit dem Ego zu
tun haben. Bundesaußenminister Maas (SPD), meint zur gefahrvollen
Tragödie Venezuelas: "Wir sind nicht neutral, wir stehen auf der Seite
von Guaidó" (dem selbsternannten Putschpräsidenten). Ein mit
Deutschlands Stimme formuliertes Ultimatum und die Parteinahme für den
Putschisten verstärkt die Kriegsspannungen in Venezuela. Außenminister
Maas ist nicht reif für den ständigen Sitz im Sicherheitsrat.

Nicht sehr tröstlich ist die Tatsache, dass das Verhalten der
Bundesregierung meist auf Beschlüssen des Parlaments beruht. Genauer
formuliert wäre es festzustellen, dass fern von der Demokratie alles
von den Entscheidungen der Partei- und Fraktionsvorstände
(Fraktionszwänge?) und Konsultationen mit der Lobby abhängt.

Störend empfinden die Länder des Neoliberalismus der ersten Welt die
Zahlung der Mitgliedsbeiträge an die UNO und die Pflichten, die aus
Beschlüssen oder Empfehlungen entstehen. Die Bürokratie koste zu viel.
Beispielsweise haben 2001 die Mitgliedsländer der UNO Millenniumsziele
als gemeinsame Aufgabe vereinbart. Es sollte unter anderem die extreme
Armut beendet und die Gleichstellung der Geschlechter erreicht werden.
Die Senkung der Kindersterblichkeit war eines der Ziele, wie auch die
ökologische Nachhaltigkeit. Ein Teil der Ziele wurde von
Entwicklungsländern erfüllt (z.B. China, Vietnam, Venezuela, Ecuador,
Bolivien, Kuba). Die Empfehlung, dass die Industrieländer 0,7 % ihres
BIP für die Entwicklungshilfe bereitstellen, blieb unerfüllt. Der
deutsche Beitrag fiel mit 0,38 % bescheiden aus. 2016 hat die UNO für
die nächste Zeitperiode neue Ziele zur Problemlösung für festgelegte
Bereiche empfohlen.

Der Sicherheitsrat, als ein Hauptorgan der UNO, hat in den letzten
Jahren Kriege zwischen Ländern nicht verhindern können. So in
Afghanistan, Irak, Jugoslawien, Libyen, Jemen. Aber der Druck der UNO
auf die Beendigung der Kämpfe war in jeder Phase stark. Blauhelme im
Auftrag der UNO kontrollieren die Einhaltung der Befriedungsbeschlüsse
des Sicherheitsrats. Zum Plussaldo der UNO gehören die Hilfen im
Flüchtlingsdrama und beim Schutz der Umwelt.

Die Bedeutung der UNO für die Weltgemeinschaft kann nicht hoch genug
eingeschätzt werden. Atomwaffen, chemische Kampfmittel besitzen das
Potential, die Erde zu zerstören. Das Gerangel um die Drohung von
Trump, den INF-Vertrag zu kündigen, treibt die Sorgen vieler Menschen
an. Nicht auszudenken, dass ein technisches Versagen zum 3. Weltkrieg
führen könnte.

Katastrophenbeschreibungen rufen Horrorvisionen hervor und belegen,
dass durch Handlungen der Menschen in der Wirtschaft und des Raubbaus
an der Natur der biologische Bestand der Spezies Mensch in Gefahr
gerät.

Die Weltorganisation hat künftig neue große Aufgaben zur
Konfliktvermeidung zu lösen. Der erdnahe Weltraum braucht Regeln, um
Gefahren durch aufgegebene Satelliten und Schutt zu vermeiden. Die
Nutzung des Meeresbodens und der eisfreien Gebiete an den
Erdpolregionen darf nicht finanzstarken Investoren überlassen werden.
Die Interessen aller Länder sind zu berücksichtigen.

Drei alte Konfliktherde der Welt fordern die UNO weiterhin heraus:

1. Das koloniale Erbe hat in Afrika Ländergrenzen hinterlassen, die
scheinbar mit dem Lineal gezogen wurden, ohne Rücksicht auf
ethnologische Gegebenheiten der jeweiligen Volksgruppen. Traurige
Konfliktbeispiele sind Palästina, Syrien, der Jemen, Irak, das
Kongogebiet unter anderem. Spannungen wurden mit Waffen und
Menschenrechtsverletzungen ausgetragen.

2. In Entwicklungsländern werden gegenwärtig Volkswirtschaften von
transnationalen Kapitalgesellschaften deformiert. Die Einwohner der
Länder erleiden Arbeitslosigkeit, Ernährungsunsicherheit, schlechte
Wohnverhältnisse und durch den Kapitalmangel infolge der erzwungenen
internationalen Arbeitsteilung Probleme im Bildungs- und
Gesundheitswesen. Das Ergebnis sind tragische Fluchtbewegungen.

3. Religiöse Dogmen (Sunniten, Schiiten, Angelikale) heizen Spannungen
an, die zum Teil unter Waffeneinsatz gelöst werden. Die Bewohner
erleiden viel Leid. Blutige Bürgerkriege werden ausgelöst, aber auch
internationale Konflikte zwischen Staaten. Die UNO hat keine
Lösungsansätze für religiöse Fragen.

Eine strukturelle Alternative zur UNO ist weltweit nicht sichtbar.
Organisationen vom Typ G7, G20 oder das Weltwirtschaftsforum Davos
sind als Weltorganisation nicht angelegt. Sie vertreten im Kern nur
wirtschafts-hegemoniale Interessen.

Die UNO wird auch künftig gebraucht, zumal das herrschende neoliberale
System eher neue Krisen und Kriege hervorbringt. Hilfreich wäre, wenn
der Weltsicherheitsrat sein Aufgabenfeld auf die Konfliktvermeidung
mit Weisungsbefugnissen ausweiten könnte. Und schließlich wäre zu
wünschen, dass auf der persönlichen Agenda der Abgeordneten die
Stärkung der UNO steht. Das stünde gut zu ihrem Gewissen. Und noch ein
Vorschlag: Der Bundestag hat etwa 70 Arbeitskreise und Arbeitsgruppen,
die Themen umfassen, die von der Weltwirtschaft bis zum Fahrrad oder
dem Pferd reichen. Ein Arbeitskreis UNO jedoch fehlt!!!

Die gegenwärtige Welt birgt gefährliche Problemlagen, mit
ausreichendem Anlass, um über eine Aussage des zweiten
Generalsekretärs der UNO, Dag Hammarskjöld (1961 bei einem
unaufgeklärten Flugzeugunfall im afrikanischen Konfliktgebiet
verstorben) nachzudenken:

"Die UNO wurde nicht geschaffen, um die Menschen in den Himmel zu
führen, sondern um sie vor der Hölle zu retten".
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NAHOST/1641: Irak - Bereitstand zur Schlacht ... (SB)


Irak - Bereitstand zur Schlacht ...



Mit seinem weitschweifigen Interview mit CBS News im landesweiten
US-Fernsehen unmittelbar vor der Übertragung des diesjährigen
Superbowl am Sonntagabend, den 3. Februar, hat Präsident Donald Trump
für viel Wirbel gesorgt. Vor allem im Irak kam seine erklärte Absicht,
die US-Streitkräfte, die vom Zweistromland aus die Terrormiliz
"Islamischer Staat" (IS) in Syrien bekämpfen, auf Dauer dort zu
belassen, um den Iran "im Auge zu behalten", nicht gut an. Seit Trump
im vergangenen Mai einseitig das Atomabkommen mit dem Iran aus dem
Jahr 2015 aufgekündigt hat, befürchten viele Iraker, ihr Land könnte
in die Schußlinie zwischen Washington und Teheran geraten. Trumps
Interview mit Moderatorin Margaret Brennan in der CBS-Sendung "Face
the Nation" hat derlei Befürchtungen neue Nahrung gegeben.

Als 2003 eine angloamerikanische Streitmacht unter der fadenscheinigen
Begründung, Saddam Hussein bastele an "Massenvernichtungswaffen", die
er dem Al-Kaida-"Netzwerk" Osama Bin Ladens zur Verfügung stellen
könnte, in den Irak einmarschierte und innerhalb weniger Wochen für
ein "Regimewechsel" in Bagdad sorgte, freuten sich in den USA die
Hauptpropagandisten des völkerrechtlich illegalen Kriegs bereits auf
eine baldige Endabrechnung mit den "Mullahs" in Teheran. Doch der
heftige Aufstand, der den Besatzern im Irak entgegenschlug, hat die
Träume der Neokonservativen am Hofe George W. Bushs zunichte gemacht.
2011 haben Amerikas Iranophobe die nächste schwere Schlappe erlitten,
als sich das Parlament in Bagdad weigerte, einem
Stationierungsabkommen für die US-Streitkräfte zuzustimmen, weshalb
diese den Irak verlassen mußten. Das hat die neokonservative Clique in
Washington Barack Obama bis heute nicht verziehen, obwohl er die
Entwicklung weder aufhalten noch etwas dafür konnte.

Wie es der Zufall will, war es erneut Al Kaida, die dem US-Militär die
Wiederkehr in den Irak ermöglichte. 2011 stieg Al Kaida im Irak in den
Bürgerkrieg im Nachbarland Syrien ein, wo sie unter Führung von Abu
Bakr Al Baghdadi zum schreckenerregenden IS mutierte. 2014
marschierten IS-Dschihadisten von ihrer damaligen Hochburg im Ostens
Syriens aus in den Irak ein und eroberten im Sturm Mossul, die
zweitgrößte Stadt des Landes. Von der Zentralmoschee Mossuls aus rief
Abu Bakr im Juni jenes Jahres das Kalifat aus. Durch eine
Massenaushebung aller wehrfähigen schiitischen Männer konnte im Sommer
2014 die drohende Einnahme Bagdads durch die sunnitischen
Kalifatsanhänger verhindert werden. Wegen der prekären Lage nahm die
damalige Regierung von Premierminister Nuri Al Maliki die Hilfe der
neuen internationalen Anti-IS-Koalition an, worauf amerikanische und
andere westliche Militärs wieder ins Land gelassen wurden.

Viereinhalb Jahre später gilt der IS - vor allem wegen der
Anstrengungen der schiitischen Milizen und der US-Luftwaffe im Irak
sowie der kurdischen Volks- und Frauenverteidigungseinheiten
(YPG/YPJ), der Syrischen Arabischen Armee (SAA) und der russischen
Luftwaffe in Syrien - als weitestgehend besiegt. Deswegen will Trump
die rund 2000 US-Militärangehörigen im syrischen Nordosten nach Hause
holen, stößt mit dem Vorhaben jedoch im Kongreß sowie im Pentagon auf
erbitterten Widerstand. Deswegen schlug Trump im NBC-Interview einen
Kompromißkurs ein, als er anregte, die US-Truppen in Syrien könnten
beim Abzug den Weg über den Irak nehmen und das Pentagon könnte die
dortigen Stützpunkte nahe der syrischen Grenze benutzen, um die ganze
Region zwischen Mittelmeer und Persischem Golf zu kontrollieren.

In diesem Zusammenhang spielte der US-Präsident die alte
neokonservative Leier vom Iran als "weltweite Nummer eins der
Terrornationen" und Quelle aller Instabilität im Nahen Osten. Er
unterstellte Teheran, weiterhin nach dem Besitz von Atomwaffen zu
streben, obwohl sowohl die Internationale Atomenergieagentur (IAEA)
als auch alle 17 US-Geheimdienste Teheran in den letzten Wochen
bescheinigt haben, sich weiterhin strikt an das mit der
Obama-Regierung sowie mit China, Deutschland, Frankreich,
Großbritannien und Rußland geschlossene Atomabkommen zu halten. Trump
erklärte, die USA hätten bei dem westlich von Ramadi in der irakischen
Provinz Anbar liegenden Stützpunkt Ain Al Assad einen so "teueren" und
"großartigen" Militärstützpunkt mit "massiven Start- und Landebahnen"
gebaut, daß Uncle Sam verrückt wäre, ihn zu räumen. Vor dort aus
könnte man "den Iran beobachten". In dem Zusammenhang erklärte er
zudem, die USA würden im Irak "bleiben", weil sie "Israel schützen
müssen".

Seit Monaten drängen die Kräfte im Bagdader Parlament, auf die sich
seit Oktober die neue Regierung von Premierminister Adil Abdul Mahdi
stützt, angesichts der weitgehenden Niederschlagung des IS auf den
raschen Abzug aller US-Streitkräfte. Wichtigste Komponente der
Regierungsmehrheit Abdul Mahdis sind die Anhänger des
"Radikalpredigers" Muktada Al Sadr, der seit Jahren für seinen
nationalistischen, das heißt weder pro-iranischen, noch
pro-amerikanischen Kurs bekannt ist, sowie die Parteien, die von
ehemaligen schiitischen Milizenkommandeuren angeführt werden. Als
Trump Ende letzten Jahres ohne vorherige Benachrichtigung Bagdads den
amerikanischen Soldaten in Ain Al-Assad einen überraschenden
Weihnachtsbesuch abstattete, wurde dies im irakischen Parlament als
Akt neokolonialen Herrenmenschentums scharf kritisiert.

Das NBC-Interview Trumps hätte in Bagdad für mehr öffentliche
Mißstimmung gesorgt, herrschte dort nicht eine parlamentarische
Winterpause. Nichtsdestotrotz hat Präsident Barham Salim am 4. Februar
auf einem Wirtschaftsforum in Bagdad erklärt, die USA dürften das
irakische Territorium nicht zur Verfolgung feindlicher Absichten
gegenüber dem Iran benutzen. Die Iraker hätten ein "fundamentales
Interesse" an guten Beziehungen zum Iran und den anderen
Nachbarstaaten; Bagdad habe den Amerikanern keine Erlaubnis erteilt,
von irakischem Boden aus den Iran zu "beobachten", sondern lediglich
ein bilaterales Abkommen zur Zusammenarbeit bei der Terrorbekämpfung
mit den USA unterzeichnet, so Salim.

Premierminister Abdul Mahdi erklärte am selben Tag, die USA dürften
den Irak nicht als "Sprungbrett" für weitere Kriege benutzen. Hassan
Karim Al Kaabi, der Vizesprecher des irakischen Parlaments,
verurteilte die jüngsten Äußerungen Trumps als "flagrante und offene
Mißachtung der Souveränität" des Iraks. Aus Kreisen einiger
schiitischen Milizen waren Drohungen zu hören, man könnte die
US-Streitkräfte bald wieder als ungebetene Besatzer betrachten und sie
entsprechend behandeln. Möglicherweise wäre das im Sinne der
Kriegsfalken in Washington, weil ihnen ein entsprechender Vorfall
endlich den Vorwand zum großen Showdown mit der "Mullahkratie" in
Teheran liefern könnte, den sie seit dem Sturz des Schahs 1979
ununterbrochen herbeisehnen.

5. Februar 2019
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FRAGEN/045: Maria Graciela Tellechea zum Thema Feminismus (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

"Der Feminismus ist nicht nur eine Bewegung der Frauen, 
sondern eine Bewegung von allen"

Von Reto Thumiger, 5. Januar 2019
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Maria Graciela Tellechea

Bild: © Reto Thumiger



Berlin - 04.02.2019. Maria Graciela Tellechea ist eine
argentinische Übersetzerin für deutsche Literatur, sie kam nach
Berlin, um an verschiedenen Übersetzungsprojekten zu arbeiten. In
diesem Interview haben wir uns über die feministische Bewegung in
ihrem Land, den Feminismus im Allgemeinen und über ihre Erfahrungen in
Deutschland unterhalten.

Wie begann dein feministischer Aktivismus?

Was in Argentinien geschah, war nicht geplant, sondern es passierte
einfach. Im Jahr 2015 gab es eine soziale Explosion, bei der viele
Menschen wegen des konkreten Falles eines Mädchens - Chiara - unter
dem Motto "Nicht eine weniger" auf die Straße gingen, um zu zeigen,
dass sie die Schnauze voll hatten von den Femiziden, den toten
Teenagerinnen, deren Körper in Gräbern, in Müllsäcken, etc.
aufgefunden wurden. Das war 2015, aber in Argentinien gibt es schon
seit 33 Jahren nationale Frauentreffen, die jetzt als plurinational
bezeichnet werden, damit der Name auch Indigene und Migrantinnen
miteinbezieht. Es sind jährliche Bundestreffen, die in verschiedenen
Teilen Argentiniens stattfinden.

Seit vielen Jahren setzte ich mich für die legale Abtreibung ein, seit
2009. Schon immer habe ich mich für das Thema interessiert. Damals
konnte man in Argentinien noch nicht laut darüber sprechen, so wie
heute. Ich war 14 Jahre alt, als eine meiner Freundinnen abtreiben
musste. Persönlich habe ich diese Erfahrung nicht gemacht, aber viele
junge Frauen in meinem nächsten Umfeld mussten eine Abtreibung
durchführen lassen, natürlich in der Illegalität. Mein Interesse wuchs
und ich begann den Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens im Kongress zu
verfolgen, das seit 2007 wiederholt durchgeführt wurde. Ich erinnere
mich, dass im Jahr 2011 die Gesetzesvorlage es fast ins Parlament zur
Debatte geschafft hatte. Aus dieser Zeit, von dieser Demonstration
habe ich mein erstes grünes Halstuch. Dort wurde ich zum ersten Mal
mit dem Hass auf die errungenen Frauenrechte, mit dem absoluten
Extremismus, mit dem Konservativismus und mit der totalen
Verschlossenheit auf der anderen Seite der Absperrung konfrontiert.
Wir waren sehr wenige an diesem Tag.

So begann meine Militanz, die im Grunde genommen darin bestand, auf
jeden Artikel zu diesem Thema zu achten oder mit Leuten in meiner
Umgebung darüber zu sprechen. Es handelte sich immer um Berichte, die
anprangerten, dass legal begründete Abtreibungen schlicht und einfach
nicht durchgeführt wurden. Ich kann mich zum Beispiel an den Fall
eines 12-jährigen behinderten Mädchens erinnern, die wiederholt von
ihrem Stiefvater vergewaltigt worden war und es nicht geschafft hat,
die Abtreibung durchführen zu lassen, weil der Richter seinen
Beschluss vertagte und vertagte und vertagte ... Solche Fälle
erschienen immer wieder, fast ausschließlich durch eine Journalistin
veröffentlicht, die ich sehr bewundere, Mariana Carbajal. Wie ich
sagte, wurde darüber kaum gesprochen.

Gleichzeitig wollte ich an den Frauentreffen teilnehmen und wenn ich
das sagte, war bei allen die erste Reaktion: "Warum ein
Frauentreffen?", "Und was ist mit den Männern?". Dann musste ich mit
den Rechtfertigungen anfangen. Sobald ich über Abtreibung und Gewalt
sprach, dann "war es in Ordnung", "wenn das der Grund ist ...
einverstanden, ja, wir lassen zu, dass sie sich alleine treffen, ohne
die Anwesenheit eines Mannes, der darüber wacht, ob sie alles richtig
machen, und ohne, dass sie die Zustimmung dazu haben, was sie sagen,
wie sie Politik machen oder zu ihre Art sich zu treffen."

Während des Treffens im Jahr 2015 (Wahljahr in Argentinien) in Mar de
Plata kandidierte ein gewisser Arroyo (der derzeitige Bürgermeister),
ein Typ im Stil von Bolsonaro. Etwas Schreckliches geschah damals.
Normalerweise münden die Frauentreffen in eine Demonstration, die vor
der Kathedrale endet, um dort laut gegen die Kirche zu protestieren.
Immer fand sich irgendeine Gruppe ein, die uns mit Sachen bewarf, die
störte und die Polizei zäunte alles ab. Aber dieses Mal machte die
Polizei gemeinsame Sache mit diesen Typen, es waren die gleichen. Es
war eine Parapolizei, die mit der Polizei gemeinsam agierte. Sie haben
es sogar geschafft, einige junge Frauen in die Kirche zu schleppen, um
sie dort zu foltern. Da war der Moment, als ich zu mir sagte:
"Nächstes Jahr werde ich zum Treffen gehen, egal was passiert".
Außerdem war das Treffen in Rosario, einer Stadt drei Stunden von
Buenos Aires entfernt, also hatte ich keine Ausrede mehr.

Ich bin mit einer Freundin, die bis dahin nichts damit zu tun hatte,
hingefahren. Und ich erinnere mich an den ersten Tag, als wir nach
einer zweistündigen Gesprächsrunde den ersten Workshop verließen,
begann sie zu weinen. Was in den Frauentreffen geschieht, ist sehr
ergreifend, bewegend und sehr mobilisierend. Sie bedankte sich bei
mir, dass ich sie mitgenommen hatte. Wir haben uns zum ersten Mal
gehört, getragen und gefeiert gefühlt.

In diesem Moment reiste ich mit einigen Frauen aus einem Kulturzentrum
aus meiner Nachbarschaft. Nicht alle bildeten einen Teil dieser
Organisation, wir taten uns jedoch zusammen, um als Gruppe
hinzufahren. Es war wunderschön, wir nahmen an Workshops teil und dann
kamen wir zusammen, um miteinander zu reden. Meistens trafen wir uns
auf dem Schulhof, weil wir meisten in Schulen untergebracht waren.
Einige öffentliche Institutionen öffneten ihre Türen für die
Teilnehmerinnen und so wurde die Stadt voll. Stellt euch vor, eine
Fraueninvasion; wir haben in den Schulen geschlafen, wir haben uns
getroffen, um uns auszutauschen und die Erfahrungen, die wir in den
verschiedenen Workshops machten, miteinander zu teilen, wir waren auf
den Plätzen, in den Bars, auf den Straßen.

Ich glaube, dass es von da an eine Frage von Tagen, höchstens eines
Monats war, um mich als Feministin zu bezeichnen. Es fiel mir
überhaupt nicht schwer. Es war sehr natürlich und es ist uns allen
passiert. Von da an haben wir uns als Gruppe formiert.

Warst du davor politisch schon aktiv oder war es das Thema
Feminismus ...

Nun ..., da gab es einen Widerspruch. Ich bin schon immer politisch
engagiert gewesen, ideologisch zumindest. Ich ging auf eine
öffentliche Mittelschule, die eher rechts orientiert war. Ich nahm an
der Schülervereinigung teil und als wir auf die Idee kamen, ein Plakat
mit dem Wort "Revolution" aufzuhängen, wurde es runtergenommen. Das
war in den 90er Jahren, einem Jahrzehnt, das in Argentinien geprägt
war von einem brutalen Neoliberalismus, von Ausverkauf, von der
Privatisierung von allem, auch der Bildung. Ich war bei sehr vielen
Demonstrationen. Ich ging zu allen Demos zum 24. März - gegen die
Straffreiheit für die Massenmörder der Militärdiktatur - und zu den
Demos gegen das Bildungsbundesgesetz, das sehr große Reformen zum
Nachteil einer kostenlosen und qualitativ hochwertigen öffentlichen
Bildung anstrebte.

Im Jahr 2001 studierte ich Kunst an der Universität und nach ein paar
Jahren begann ich mit Deutschland in Verbindung zu treten und Deutsch
zu lernen. In dieser Zeit studierte ich moderne Sprachen an einer
Institution, die kein Studentenzentrum besaß, und in der von der
Stadtverwaltung interveniert wurde. Ich kritisiere die studentischen
Organisationen sehr stark, weil ich mit ihrer Art und Weise, Politik
zu machen, nicht einverstanden bin. Ich kann das jetzt als Feministin
sagen, weil ich jetzt die Art und Weise kenne, in der wir Politik
machen, und wie wir den Feminismus aufbauen.

Willst du damit sagen, dass auch in fortschrittlichen politischen
Organisationen die patriarchalische Form dominiert?

Genau, wir können es in der Praxis sehen. Ich fühlte mich unwohl, weil
ich mich nicht verbindlich politisch engagierte, was für mich bedeuten
würde, einer Partei beizutreten, mit der ich zu mindestens 80%
übereinstimme. Es gab jedoch immer dieses Störgeräusch, die Art und
Weise sich zu geben, immer patriarchal, hierarchisch, aus "dem, der
mehr weiß", "dem, der mehr zu sagen hat", immer von Männern dominiert.
Feminismus bedeutet für mich, dass ich mich gleichzeitig aus einem
ideologischen, politischen und kulturellen Standpunk heraus in Form
und Inhalt vertreten fühle. Was ich fühle ist, dass wir gekommen sind,
um alles, absolut alles, zu verändern. Es geht nicht darum, dass "wir
Frauen jetzt das Kommando übernehmen", das würde bedeuten, dasselbe zu
tun, aus derselben patriarchalen Logik heraus. Zu sagen: "wir kommen
jetzt, um zu belehren und zu sagen, was zu tun ist". Wenn mich diese
Form zu handeln, diese Art den Feminismus aufzubauen etwas gelehrt
hat, dann dass der Weg durchs Vorwärtsgehen zurückgelegt wird, und
dass es kein Handbuch gibt, in dem man nachschlagen und sagen kann:
"Lass uns sehen, wie wir das jetzt machen".

Wir sagen: "Uns bewegt das Verlangen", es bewegt uns, dass wir die
Schnauze voll haben und sich das in dem verzweifelten Schrei
ausdrückt: "Hört auf, uns umzubringen", "Wir wollen leben", "Nicht
noch eine weniger". Wir wollen frei sein, wollen genießen, wir wollen
unsere Lebensprojekte haben, wir wollen selbst entscheiden. Das ist
so, obwohl es im 21. Jahrhundert absolut lächerlich klingt und
irgendwer könnte dir sagen "Du bist berufstätig, du hast einen
Universitätsabschluss, wo mangelt es dir an Freiheit?"

Der Feminismus ist nicht individualistisch und wenn ich gerührt bin,
wenn mir Tränen kommen, weil wir das Gesetz für die Legalisierung der
Abtreibung durch das Abgeordnetenhaus, aber nicht durch den Senat
bekommen haben, mit allem, was uns das gekostet hat, dann weine ich
für meine Oma, für meine Uroma, für alle, die uns vorausgegangen sind,
und weil ich möchte, dass meine Nichte und die Töchter meiner Nichte
und alle Generationen, die kommen werden, es bekommen.

In der Gruppe, in der ich mich einsetze, geschieht auch etwas
Heilendes mit uns. Wir haben ein monatliches Treffen, das wir
"ranchana" nennen. Es ist ein zusammengesetztes Wort aus "rancho" -
was bei uns ein bescheidenes Landhaus bedeutet - und "chana" - so
nennen wir uns selbst - das bedeutet in Quechua Schwester, Gefährtin
und Freundin. Wir treffen uns unter uns, wir machen "ranchana". Das
heißt, wir führen eine Aktivität durch, wir antworten oder reagieren
auf etwas, was gerade passiert, was auch immer zu besprechen oder
worüber sich auszutauschen ist. Danach essen wir gut, trinken etwas
und fangen an, miteinander über alles Mögliche zu plaudern ... vor
allem fühlen wir uns frei, wir können über die kleinsten Dinge
sprechen, auch wenn sie sich komplett nebensächlich anhören, bis zu
Sachen wie "als ich klein war, wurde ich missbraucht". Es bedeutet,
einen Raum zu haben, in dem wir fühlen, dass wir alles sagen können
und uns dabei getragen fühlen: genau zu wissen, dass es die gute oder
schlechte Feministin nicht gibt, sie existiert nicht, wir können
deshalb so sein, wie wir wollen. Es gibt kein "Feministometer".

Ist es für dich ein argentinisches Thema oder fühlst du dich als
Teil von etwas Größerem?

Ich fühle mich als Teil einer breiteren Bewegung. Die feministischen
Bewegungen haben keine Nationalität. Auf jeden Fall gibt es kulturelle
Aspekte, glaube ich, und deshalb spreche ich immer über Lateinamerika.
Ich glaube, innerhalb Lateinamerikas gibt es sehr viele Unterschiede,
aber es gibt Fragen im Zusammenhang mit dem Status von Frauen, die uns
lateinamerikanische Frauen einander näherbringen, uns stark
verschwestern. Es gibt spezifische und genau determinierte historische
und gewalttätige Unterdrückungsformen, und ich sage nicht, dass diese
in anderen Gegenden der Welt nicht existieren. Was ich sage ist, dass
die Form, in der wir sie kennen, die Belästigung auf der Straße, der
Missbrauch, im Grunde der alltägliche Ausdruck des Machismos, etwas
ist, dass für uns vom Tag Null an sehr klar ist, vom Zeitpunkt an, in
dem du als "Mädchen" geboren wirst. Damit möchte ich sagen, dass von
Geburt an die Welt bestimmt, dass du eine Frau bist. Eine Kette von
Ereignissen wird ausgelöst, dir werden Verhaltensweisen uns
Stereotypen auferlegt aufgrund der Tatsache, dass du "eine Frau bist".
Deshalb verstehen Feministinnen in der Regel sofort den Satz von
Simone de Beauvoir: "Als Frau wird man nicht geboren, man wird zu
einer".

Über diese Art Frau zu sein und zu fühlen spreche ich im Allgemeinen,
weil ich auch über feminisierte Körper sprechen kann, weil es auch -
offensichtlich - nicht-binäre Geschlechtsidentitäten, die transgender
Frauen gibt. Sowohl der Frauenkörper, als auch die Frau als Person
haben in Lateinamerika ein ganz besonderes Merkmal. Ich weiß nicht, ob
es sich einfach z.B. auf die USA übertragen lässt (ich war nie dort)
oder auf Europa. Als Feministin, die gerade in Deutschland ist, kann
ich eine Einschätzung versuchen. Ich könnte dir über alltägliche
Erfahrung aus meiner ersten Zeit in Deutschland erzählen. Ich war 23
Jahre alt und ich verliebte mich in Berlin in einen jungen Mann. Als
ich zurückging, nach 5 Monaten, merkte ich, dass es bestimmte Sachen
gibt, wie zum Beispiel die Belästigung auf der Straße, die ich in
Deutschland nicht erlebt hatte. Ich bemerkte den Unterschied erst, als
ich zurück in Buenos Aires war. Es gibt eine Menge Unterdrückung. Ich
sage nicht, dass Deutschland ein Paradies sei, aber in diesem Punkt
ist die Situation eine andere.

Der Rechtspopulismus schreitet weltweit voran, irrational,
regressiv, sehr menschen- und frauenfeindlich. Wir können dies in
vielen amerikanischen und europäischen Länder beobachten. Glaubst du,
dass die feministischen Bewegungen ein Gegengewicht zu all dem sein
können?

Ja, ich bin überzeugt davon. Es ist die einzige sichtbare und
wirkliche Option. Den ersten nationalen Streik, dem Macri
entgegentreten musste, haben wir Frauen organisiert. Der Typ trat sein
Amt im Dezember 2015 an und bis dahin - Oktober 2016 - hatte die CGT,
der größte Gewerkschaftsbund, der alle Einzelgewerkschaften
zusammenfasst, keinen einzigen Streik durchgeführt, nur die eine oder
andere Mobilisierung organisiert. Und es gab schon Massenentlassungen!
Der erste Streik war ein Frauenstreik und wir haben es gemacht. Die
erste Demonstration, an die ich mich erinnere - und das ist das
Einzige, woran ich mich erinnere - als Trump sein Amt antrat, war eine
Massendemonstration gegen ihn, sag was du willst, aber die
Protagonistinnen und diejenigen, die es organisiert hatten, waren die
Frauen. Die Demonstrationen gegen Bolsonaro, die Bewegung "Ele
Não", die großen Mobilisierungen werden von den Frauen
durchgeführt.

Ich meine es passiert bereits jetzt. Wir bleiben nicht bei der Frage
stehen "wie wollen wir es tun", berechnend und spekulierend, wir
machen keine Kompromisse. Ich meine, dass der Feminismus in seiner
Essenz etwas hat, nämlich die Aktion anstatt stehen zu bleiben und
sich zuerst den Kopf zu zerbrechen, wie der Feind besiegt werden kann.
Wir haben es satt und es gibt kein Zurück mehr. Wir haben das Gefühl,
dass keine Feministin zu sein ein Ding der Unmöglichkeit ist, der
Feminismus ist unvermeidlich. In Zeiten wie diesen verstehe ich nicht,
warum nicht alle Menschen, die ideologisch in diese Richtung denken,
aus der linken, progressiven Richtung, sich nicht sofort als
Feminist*innen bezeichnen. Ich glaube, dass ist so, weil das
Patriarchat überall verwurzelt ist. Es ist nicht nur bei den
faschistischen Rechten zu finden, sondern auch bei den linkesten aller
Linken auf eine sehr uneinsichtige Art und Weise. Weder weiß ich, wie
lange dieser Weg sein wird, noch wie viele Kameradinnen bereit sind,
ihn zu beschreiten, denn es ist ein schmerzhafter, schwieriger, harter
Weg.

Und die Männer - ich spreche ebenfalls im Allgemeinen, wenn ich von
Männern rede - haben auch einen Weg zu gehen innerhalb des Feminismus.
Der Feminismus ist eine Bewegung von allen, es ist keine
Frauenbewegung, weil wir mehr sind, die Opfer sind oder, weil wir so
lange unterdrückt worden sind, dass wir jetzt den Platz der Männer
einnehmen wollen. Wir wollen die Macht erobern, weil wir glauben, dass
aus einer Machtposition Sachen in Gang gesetzt werden können, aber wir
möchten auch alles in die Luft sprengen, symbolisch gesprochen. Aber
wir werden es nicht in der gleichen Art und Weise tun, weil wir
wissen, dass diese Art und Weise repressiv ist, gewalttätig ist. Wir
haben kein Interesse an dieser Form der Machtausübung. Es handelt sich
um verschiedene Arten der Machtausübung, falls wir das gleiche Wort
benutzen wollen und wir keine neue Kategorie gebrauchen. Es hat nicht
mit der Vagina oder dem Penis zu tun.

Wo liegt denn der Unterschied?

Nun, es ist diese Form, die wir kennen, die gewalttätig,
unterdrückend, frauenfeindlich, erniedrigend, im Grunde hierarchisch
ist. Es ist militaristisch im Sinne von militärischer Struktur, etwa
in Form von politischen Organisationen, die dieses Schema
normalerweise wiederholen. Es gibt den Anführer, der sagt, was getan
werden muss, und der Rest gehorcht. Vom Feminismus her haben wir eine
horizontale Art des Handelns und der Kommunikation untereinander. Zum
Beispiel, wie gehen wir in unserem feministischen Raum vor? Wir haben
Arbeitsgruppen. Es gibt einige Entscheidungen, bei denen nicht jedes
Mal alle konsultiert werden. Andere Entscheidungen werden in der
Vollversammlung oder in monatlichen Treffen getroffen. Wir haben uns
immer so verhalten.

Feminismus zu praktizieren bedeutet auch, Liebe zu den Kameradinnen zu
empfinden, den Frauen wurde nur beigebracht, untereinander zu
konkurrieren. Um die Männer zu kämpfen, um zu zeigen, wer die Beste
ist, wer das beste Leben führt, die beste Karriere hat, die beste
Mutter ist, wer am besten kocht, wer die beste bei allem ist! Und wer
ist die Wunderfrau? Diejenige, die alles gleichzeitig tun kann. Was
jetzt mit uns passiert, ist, dass wir erkennen, was wir sein können,
dass wir einen Ort haben, an dem wir verletzlich sein können, dass wir
so sein können, wenn wir es wollen. Wir haben den Raum und den
Feminismus, der uns vereint und uns verschwestert. Das bedeutet, es
gibt keine Vermittlung. In diesem Sinne muss niemand ein politisches
Grundlagenpapier lesen, kein parteipolitisches Programm. So sind wir
Feministinnen, wenn wir bei einem Marsch sind, kümmern wir uns um
einander, wenn eine von uns es braucht, sind wir auch ein Netzwerk.
Ein weiterer der häufigsten Sätze ist "Nie wieder allein". So einfach,
wie es klingt. Du bist nicht allein, was auch immer passiert, auch
wenn du denkst, dass es Blödsinn ist, wenn du Lust dazu hast, komm und
schrei es, kotz es raus, sag es, komm und sag es. Ich bin hier, um dir
zuzuhören, genauso wie ich weiß, dass du hier bist, um mir zuzuhören.
So funktioniert es, aus Verlangen, aus Liebe, aus Schwesterlichkeit.
Schwesterlichkeit, das ist unser Wort.

Horizontal ist schwieriger, Vertikalität ist einfacher, es gibt
einen Chef und Befehle.

Ja, natürlich, es braucht mehr Zeit, mehr Arbeit. Aber weißt du was?
Wir bereichern uns durch diese Art, ich bestehe darauf. Es gibt
niemanden, der sagt: "Ich habe die Wahrheit, wie man es machen muss".
Offensichtlich ist dieser ganze Prozess nicht ohne Konflikte. Das ist
meine feministische Position; wenn wir Konflikte haben, können wir
nicht sagen, dass wir uns untereinander diskriminieren, dass die eine
feministischer ist als die andere, dass die eine mehr leidet als die
andere. Wenn wir von einer gewissen Unterdrückung sprechen, sprechen
wir von derselben Unterdrückung. Wir wissen, dass es darüber hinaus
noch andere Bedingungen gibt, wie Armut, die Tatsache, schwarz zu
sein, die Tatsache, indigen zu sein, die Tatsache, lesbisch zu sein,
es gibt viele Aspekte, die auch dazu beitragen, diese Unterdrückung
noch zu verschlimmern. Das wissen wir, aber das bedeutet nicht, dass
wir nicht alle auf der gleichen Seite stehen.

Eine letzte Frage: Woher beziehst du deine Motivation, deine
Energie, wie inspirierst du dich persönlich?

Ich bin inspiriert von meiner persönlichen Geschichte, aber mehr als
alles andere bin ich inspiriert von Frauen, ich bin inspiriert von
Kameradinnen, ich bin inspiriert von dem, was passiert, ich bin
bewegt, ich bin zutiefst bewegt. Ich habe Beispiele aus meinem
persönlichen Leben, aber ich glaube nicht, dass persönliche Beispiele
wichtig sind. Wir sind alle durch das Gleiche vereint. Ich sage dir
eins: Feminismus nimmt dir keine Energie, im Gegenteil. Wenn du mich
fragst woher ich meine Energie beziehe, die feministische Militanz
gibt mir Energie, sie lädt mich auf und motiviert mich, weiter zu
kämpfen.


Interview: Reto Thumiger / Transkription: Mónica Lavin /
Redaktion: Alicia Blanco


Übersetzung aus dem Spanischen von Mónica Lavin und Reto
Thumiger


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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FRAUEN/764: Weltweit jährlich drei Millionen Mädchen von Genitalverstümmelung bedroht (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung - 5. Februar 2019

Weibliche Genitalverstümmelung: Aufgrund des Bevölkerungswachstums
werden mehr Mädchen betroffen sein

Weltweit jährlich drei Millionen Mädchen von Genitalverstümmelung
bedroht



Hannover, 5. Februar 2019. Rund 200 Millionen Mädchen und Frauen sind
weltweit von Genitalverstümmelung betroffen. Die
Weltgesundheitsorganisation (WHO) schätzt, dass jährlich über drei
Millionen Mädchen Gefahr laufen, genital verstümmelt zu werden. Diese
Praktik ist besonders in geburtenstarken Ländern in Afrika verbreitet.
Werden keine Signifikaten Fortschritte bei der Zurückdrängung der
Praktik gemacht, ist davon auszugehen, dass die Zahl der von
Genitalverstümmelung bedrohten Mädchen steigen wird. Darauf macht die
Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) anlässlich des Internationalen
Tages gegen Genitalverstümmelung am 6. Februar aufmerksam.

Die meisten Frauen in den Ländern, in denen Genitalverstümmelung
verbreitet ist, sind für die Abschaffung der Praktik, bei der die
äußeren Geschlechtsorgane wie die Klitoris oder die Schamlippen ganz
oder teilweise entfernt werden. Dieses Ritual, das den Übergang vom
Mädchen zur Frau markiert, wird meist ohne Narkose und mit einfachen
Hilfsmitteln wie Glasscherben oder Rasierklingen durchgeführt. Viele
überleben den Eingriff nicht oder leiden ein Leben lang unter den
Folgen.


Gesetze alleine helfen nicht

"Aufgrund des Bevölkerungswachstums in den betroffenen Regionen wird
zwar die statistische Wahrscheinlichkeit, Opfer von
Genitalverstümmelung zu werden, nicht zunehmen - doch die absolute
Zahl der Opfer steigt an", sagt Renate Bähr, Geschäftsführerin der
DSW. "Viele Länder haben Gesetze erlassen, die Genitalverstümmelung
verbieten oder einschränken. Das sieht auf dem Papier gut aus, doch
Regierungen tun bislang noch zu wenig, um über diese Gesetze
aufzuklären und sie auch wirklich umzusetzen. Es ist höchste Zeit,
dass Mädchen auch in der Praxis gleichberechtigt behandelt werden -
das schließt ihr Recht auf körperliche Unversehrtheit mit ein."


Über die DSW

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf
Familienplanung und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung
beizutragen. Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer
Projekte. Auf nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss
auf politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit,
Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-31, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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KIND/188: Betreuungswünsche vieler Eltern bleiben unerfüllt (idw)


Deutsches Jugendinstitut e.V. - 04.02.2019

Betreuungswünsche vieler Eltern bleiben unerfüllt



Jede fünfte Familie mit einem ein- oder zweijährigen Kind gibt in
Westdeutschland an, dass ihr Kind derzeit nicht institutionell betreut
wird, obwohl Bedarf besteht. In Ostdeutschland trifft das auf 12 Prozent
dieser Familien zu. Damit suchen in Westdeutschland ungefähr 245.000 und
in Ostdeutschland etwa 35.000 Eltern vergebens einen Betreuungsplatz für
ihr Kind. Große Lücken zwischen Nachfrage und Angebot existieren aber auch
bei der Betreuung von Schulkindern.

Immer mehr Kinder in Deutschland nutzen ein Angebot der
Kindertagesbetreuung. So hat sich die Anzahl betreuter unter Dreijähriger
seit dem Jahr 2006 mehr als verdoppelt. Doch obwohl sich Angebot und
Nachfrage von Betreuungsplätzen immer weiter annähern, erfüllt sich der
Wunsch nach einem Platz nicht für alle Eltern. Und auch für Eltern, die
bereits einen Betreuungsplatz haben, ist das Angebot nicht immer
ausreichend. Das zeigt die DJI-Kinderbetreuungsstudie (KiBS) des Deutschen
Jugendinstituts (DJI), bei der im Jahr 2017 etwa 37.000 Eltern von Kindern
unter 15 Jahren befragt wurden.

Die soeben erschienenen differenzierten Analysen der Elternbefragung
zeigen, inwiefern das Betreuungsangebot dem Bedarf der Eltern entspricht.
Die größte Lücke zwischen Nachfrage und Angebot existiert demnach im
Bereich der frühkindlichen Betreuung - mit regionalen Unterschieden. So
gibt in Westdeutschland jede fünfte befragte Familie mit einem ein- oder
zweijährigen Kind an, dass ihr Kind derzeit nicht institutionell betreut
werde, obwohl ein Bedarf bestehe. In Ostdeutschland trifft das auf 12
Prozent dieser Familien zu. Damit suchen in Westdeutschland ungefähr
245.000 und in Ostdeutschland etwa 35.000 Eltern vergebens einen
Betreuungsplatz für ihr Kind.

Bei Kindern im Kindergartenalter (U6-Kinder) ist die Versorgung mit
Betreuungsplätzen bislang noch gut. Deutschlandweit nutzen nur fünf
Prozent dieser Kinder (130.000 bis 150.000 Kinder) kein Betreuungsangebot,
ungefähr 60.000 dieser Familien hätten gerne einen Betreuungsplatz. "Wegen
des Geburtenanstiegs könnten aber auch in dieser Alterskohorte bald mehr
Plätze fehlen", warnt Dr. Christian Alt, Leiter der
DJI-Kinderbetreuungsstudie. Zudem geben 9 Prozent der Eltern von
Grundschulkindern in Westdeutschland an, trotz ihres Bedarfs keinen
Betreuungsplatz zu haben. In Ostdeutschland betrifft das 3 Prozent der
Familien. Demnach gibt es bundesweit einen Bedarf in Höhe von etwa 200.000
Plätzen. Wenngleich der Wunsch nach einer institutionellen Betreuung für
Kinder nach Abschluss der Grundschule seltener wird, gibt es auch in der
sogenannten Sekundarstufe I einen ungedeckten Betreuungsbedarf (9 Prozent
Westdeutschland, 12 Prozent Ostdeutschland).

Den Ergebnissen der Studie zufolge müssten in Westdeutschland für alle
Altersgruppen vor allem Plätze geschaffen werden, die die Zeit bis zum
frühen Nachmittag abdecken, sogenannte (erweiterte) Halbtagsplätze. In
Ostdeutschland wird hingegen überwiegend eine ganztägige Betreuung
nachgefragt.

Ein Bedarf ist aber nicht allein durch die Inanspruchnahme eines
Betreuungsplatzes gedeckt. "Einige Eltern, die für ihr Kind bereits einen
Betreuungsplatz haben, benötigen deutlich längere Betreuungszeiten als sie
derzeit nutzen", sagt Alt. Dies gilt insbesondere, wenn der Bedarf (auch)
außerhalb der Zeit von 8 bis 17 Uhr liegt. 22 Prozent der Eltern von
Kindern im Krippenalter und 17 Prozent der Eltern von Kindergartenkindern,
die einen Bedarf an solchen Betreuungszeiten haben, benötigen einen
Betreuungsumfang, der um mehr als fünf Stunden pro Woche über dem
genutzten Umfang liegt.

Diese und weitere differenzierte Analysen der DJI-Kinderbetreuungsstudie
(KiBS) sind im DJI-Kinderbetreuungsreport 2018 neu erschienen. Erste
zentrale Ergebnisse der Elternbefragung, die das Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) finanziert, erscheinen
regelmäßig in der Broschüre "Kindertagesbetreuung kompakt".


Originalpublikation:

Christian Alt, Benjamin Gedon, Sandra Hubert, Katrin Hüsken, Kerstin
Lippert:

Kinderbetreuungsreport 2018. Inanspruchnahme und Bedarfe bei
Kindern bis 14 Jahre aus Elternperspektive - ein Bundesländervergleich.

Deutsches Jugendinstitut

Weitere Informationen unter:

http://www.dji.de/kinderbetreuungsreport2018

http://www.dji.de/KiBS16-18

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution360

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Jugendinstitut e.V., 04.02.2019
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WOHNEN/153: Deutsche Wohnen - Heizungsausfall am Kotti betrifft mehr als 1000 Personen (Kotti & Co)


Kotti & Co


Mietergemeinschaft am Kottbusser Tor - 4. Februar 2019

Deutsche Wohnen: Heizungsausfall am Kotti betrifft mehr als 1000
Personen!



Auf der süd-westlichen Seite des Kottbusser Tors (Skalitzer Straße -
Admiralstraße - Kohlfurter Straße) gab es in den ersten drei
Januarwochen Störungen der Heizungssysteme und zehn Tage Totalausfall
der Warmwasserversorgung. Auch auf der östlichen Seite (Kottbusser
Straße - Mariannenstraße - Reichenberger Straße) waren Mieter*innen zum
Teil vier Wochen ohne Heizung und immer wieder ohne Warmwasser.

Betroffen sind dabei ca. 450 Mietparteien - bei durchschnittlich 3
Personen pro Haushalt sind das etwa 1350 Menschen!

Diese Störungen und Ausfälle sind nicht zufällig - sie haben System,
denn sie sind direkte Folgen des Instandhaltungsrückstands in den
Deutsche Wohnen Beständen am Kottbusser Tor! Wir erleben solche Ausfälle
jeden Winter! Und nicht nur wir, sondern berlinweit auch andere
Mieter*innen der Deutsche Wohnen SE.

Auf einem gemeinsamen Treffen der betroffenen Mieter*innen im Kotti & Co
Gecekondu am letzten Freitag wurde außerdem klar, dass, obwohl sich alle
Mieter*innen beschwerten, die Deutsche Wohnen immer wieder von neuem so
tat, als wüsste sie noch nichts von dem Problem! In der kältesten Zeit
des Jahres sind diese Störungen für alle aber gerade für ältere und
kranke Mieter*innen sowie für Haushalte mit Kindern nicht zumutbar!

Wir fordern deswegen unverzüglich:

1. Den sofortigen Austausch der Warmwasser- und Heizungsanlage aller
Deutsche Wohnen Bestände am Kottbusser Tor!

2. Einsatz eines funktionierenden Notfallservice für Reparaturen - vor
allem durch ausreichend und mehrsprachiges Personal (4 Stunden
Wartezeit bei einem Rohrbruch kann nicht als Notfallservice
bezeichnet werden!)

3. Wiedereinstellung von lokal ansässigen Hausmeister*innen für eine
zumutbare Anzahl an Mietparteien, damit wir verlässliche
Ansprechpartner*innen vor Ort haben.

4. Den Schutz der Mieter*innen vor der Instandhaltungskostenpauschale
durch den Berliner Senat, bei Vermietern die nachweislich nicht in
Stand halten (wie der Deutsche Wohnen SE).

5. Die Rekommunalisierung der Deutsche Wohnen Bestände am Kottbusser
Tor! Und unterstützen die Forderung nach Enteignung der Deutsche
Wohnen SE (https://www.dwenteignen.de/)

 * 

Quelle:

Kotti & Co - Mietergemeinschaft am Kottbusser Tor

E-Mail: kottico(at)gmx.net

Internet: http://kottiundco.net
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FORSCHUNG/932: Wie Privathaushalte die Konjunktur abwürgen können (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 04.02.2019

Wie Privathaushalte die Konjunktur abwürgen können



Wie rasch sich die Konjunktur nach einem wirtschaftlichen Schock erholt,
hängt auch vom Verhalten der privaten Haushalte ab. Mit einem komplexen
theoretischen Modell wies der Ökonom Prof. Dr. Christian Bayer von der
Universität Bonn mit seinem Team nach, dass eine wachsende
Einkommensunsicherheit privater Haushalte zu einem wirtschaftlichen
Abschwung führen kann. Anhand des Modells lassen sich auch die
Handlungsoptionen des Staates aufzeigen und ihre Konsequenzen für die
Konjunktur berechnen: Staatliche Investitionen können die Wirtschaft
ähnlich stabilisieren wie Zinssenkungen, aber mit günstigeren
Verteilungswirkungen. Die Studie ist nun im Fachjournal "Econometrica"
erschienen.

Neben Großkonzernen und Banken mit Milliardenumsatz mögen private
Haushalte wie der ökonomische David gegenüber einem Goliath wirken - doch
ist ihr wirtschaftlicher Einfluss nicht zu unterschätzen. "Wenn die
Mehrheit der Haushalte ähnliche ökonomische Entscheidungen trifft, kann
sich das sehr wohl auf die Ökonomie eines Landes oder sogar weltweit
auswirken", ist Prof. Dr. Christian Bayer vom Institut für Makroökonomie
und Ökonometrie der Universität Bonn überzeugt. Mit einem Team aus
Doktoranden hat der Wissenschaftler in jahrelanger beharrlicher
Forschungsarbeit ein komplexes ökonomisches Modell entwickelt und damit
untersucht, wie Schwankungen in der Einkommensunsicherheit der privaten
Haushalte die Konjunktur beeinflussen. Das Wissenschaftlerteam nutzte
öffentlich zugängliche Wirtschaftsdaten der USA von den 1980er Jahren bis
2015.

Diese Daten veranschaulichen eine dynamische Entwicklung. "Die Risiken der
privaten Haushalte schwanken erheblich im Zeitverlauf", sagt Bayer. "Wir
zeigen in unseren Berechnungen, dass ein Anstieg der
Einkommensunsicherheit zu einem konjunkturellen Abschwung führen kann."
Anhand der Daten vollziehen die Forscher nach, dass steigende
Einkommensunsicherheit etwa durch drohende Arbeitslosigkeit oder
strukturellen Wandel dazu führt, dass die Haushalte mehr auf die hohe
Kante legen. Führt dieses "Vorsichtssparen" dazu, dass Geld bei den Banken
gehortet und nicht wieder investiert wird, hat dies zur Folge, dass
deutlich weniger Güter und Dienstleistungen nachgefragt werden. Dies
beeinflusst wiederum die Gesamtwirtschaft negativ, weil mangelnde
Nachfrage zu einem Konjunkturknick führt.

Das Vorsichtssparen ist vor allem für Haushalte mit einem geringeren
Einkommen typisch. "Topverdiener können dagegen von hoher
Einkommensunsicherheit sogar profitieren", sagt Bayer. Denn die Folge
eines wirtschaftlichen Abschwungs und der damit verbundenen sinkenden
Nachfrage ist häufig ein Verfall der Preise von Häusern und
Eigentumswohnungen. Haushalte mit einem hohem Einkommen und schon großen
Vermögen sind meist viel besser vor Einkommensrisiken geschützt, können
die Gunst der Stunde nutzen und günstig Immobilien erwerben, die in
konjunkturell besseren Zeiten eine Rendite abwerfen.

Eine zentrale Frage der Forscher ist, wie Staaten am besten steuernd auf
schwankende Einkommensrisiken der privaten Haushalte reagieren, um
Konjunktureinbrüche durch mangelnde Nachfrage zu verhindern. Die
Wissenschaftler haben mit ihrem Modell verschiedene Szenarien
durchgerechnet. Ziel der Stabilisierungspolitik ist es zu vermeiden, dass
die privaten Haushalte Geld auf den Konten horten und damit die Nachfrage
abwürgen. "Das Vorsorgesparen kann verhindert werden, indem es durch
niedrige Zinsen unattraktiv gemacht wird", führt Bayer aus. Eine weitere
Möglichkeit ist, dass der Staat Anlagemöglichkeiten für die sparenden
privaten Haushalte schafft. "Entscheidend ist dann aber, dass das
angesparte Geld wieder investiert wird, um Nachfrage zu schaffen",
erläutert der Ökonom der Universität Bonn. Der Staat investiert dann
stellvertretend für die Geld hortenden Sparer.

Annahme: Brücke bauen und sofort wieder sprengen

Die Wissenschaftler verglichen in ihrem Modell die Effekte der beiden
Szenarien. Pumpt der Staat mehr Finanzmittel zum Beispiel in neue Straßen
und Brücken, dann haben nicht nur die beteiligten Firmen mehr Geld in der
Tasche. Die bessere Infrastruktur hat weitere positive Effekte, unter
Umständen auf neue Gewerbeansiedlungen. "Solche zusätzlichen Wirkungen
einer Investition lassen sich aber nur sehr schwer abschätzen", erläutert
Bayer. Die Forscher begaben sich bei ihren Berechnungen deshalb auf die
ganz sichere Seite und blendeten solche Zusatzeffekte komplett aus. Sie
berücksichtigten nur die direkte Wirkung der Investition, so als würde
eine Brücke gebaut und anschließend sofort wieder gesprengt.

Überraschendes Ergebnis: "Die Berechnungen zeigen, dass solche staatlichen
Investitionen sich genauso günstig auf den Konjunkturverlauf auswirken wie
Zinssenkungen, aber bessere Verteilungswirkungen haben", berichtet Bayer.
Der Grund ist, dass durch solche staatlichen Konjunkturspritzen die Zinsen
hochbleiben und sich das Vorsorgesparen lohnt. Insbesondere ärmere
Haushalte, die, wenn überhaupt, auf einem Sparbuch oder Tagesgeldkonto
sparen, profitieren hiervon. Gleichzeitig wird die Nachfrage durch die
öffentlichen Investitionen angekurbelt. Die privaten Haushalte können sich
also durch Sparen ein finanzielles Polster verschaffen, ohne dass dies der
Konjunktur schadet.

Innovative Ansätze

Der Europäische Forschungsrat (ERC) hat die Studie durch einen Starting
Grant gefördert. Die Arbeit verfolgt innovative Ansätze: "Wir mussten erst
geeignete mathematische Methoden entwickeln, um die sehr komplexen
ökonomischen Zusammenhänge auf eine handhabbare, aber realitätsnahe Basis
herunter zu brechen", sagt Bayer, der solche ausgefeilten Instrumente auch
am Hausdorff Zentrum für Mathematik (HCM), einem Exzellenzcluster der
Universität Bonn, bearbeitet.


Originalpublikation:
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GEWERKSCHAFT/1778: ver.di bedauert Einstellung des Flugbetriebs der Germania (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. Februar 2019

ver.di bedauert Einstellung des Flugbetriebs der Germania und die
Folgen für die Beschäftigten



Berlin - "Wir bedauern außerordentlich, dass die Germania Insolvenz
angemeldet und den Flugbetrieb eingestellt hat, insbesondere für die
Beschäftigten und ihre Familien", betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle. Es sei tragisch, dass
keine andere Lösung für das Unternehmen und damit für die Sicherung
der rund 1150 Arbeitsplätze gefunden wurde. "Die Crews haben trotz
der Turbulenzen den vollen Einsatz gezeigt und dürfen jetzt nicht
allein gelassen werden."

Nach Air Berlin sei nun ein weiteres deutsches Luftfahrtunternehmen
in die Pleite gerutscht. Eine Ursache für die Marktverschiebungen sei
der ruinöse Wettbewerb und der damit erzeugte Druck auf die
Luftverkehrsbranche. Billige Tickets und der ständige
Unterbietungswettbewerb gingen eindeutig zulasten der Beschäftigten,
die in vielen Fällen unter schwierigen Arbeitsbedingungen tätig sind
und häufig nicht gerecht entlohnt werden. Wie Easyjet, Ryanair und
Eurowings habe auch Germania versucht, von der Air Berlin Insolvenz
zu profitieren. Aufgrund des schwachen Finanzpolsters habe sich
Germania jedoch übernommen und sei mit dem veränderten
Geschäftsmodell gescheitert.

Es gebe bei Germania keine Tarifverträge und keine
Betriebsratsstrukturen, so dass die Gewerkschaft nicht in das
Insolvenzverfahren involviert sei. Leider ist Germania in der Branche
kein Einzelfall, auch andere Gesellschaften wenden keine
Tarifverträge an und verwehren den Beschäftigten die ihnen gesetzlich
zustehenden Mitbestimmungsrechte und die Wahl von Betriebsräten.

Behle wies jedoch darauf hin, dass die ver.di-Mitglieder bei Germania
selbstverständlich Beratungen durch die Gewerkschaft in Anspruch
nehmen könnten und sicherte ihnen rechtliche Unterstützung zu.

 * 

Quelle:
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INTERNATIONAL/363: WTO am Scheideweg - Retten die "Freunde des Systems" die Welthandelsorganisation? (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 4/2018

Lebensadern unserer Erde

Flüsse - begradigt, gestaut, zerstört.

Am Scheideweg: Reform, Reförmchen oder ein Aus

Retten die "Freunde des Systems" die Welthandelsorganisation?

von Jürgen Knirsch



Die Welthandelsorganisation (WTO) erreicht nur noch selten die
Aufmerksamkeit der Zivilgesellschaft und der Medien. Die Proteste
anlässlich der letzten WTO-Ministerkonferenz im Dezember 2017 in
Buenos Aires waren eine dieser Ausnahmen. Ein Jahr später stand in
Buenos Aires die WTO wieder auf der Tagesordnung - diesmal auf der des
G20-Gipfels. Eine im WTO-Kontext unübliche Koalition aus China,
Europäischer Union (EU) und Indien versuchte dort zusammen mit
weiteren 9 Ländern, als "Freunde des Systems" das von Trump hart
attackierte Streitschlichtungssystem der WTO und damit die
Organisation als Ganzes zu retten. Wäre ein Aus der Streitschlichtung
in der WTO auch ein Aus der WTO? Und wie gehen wir damit um?


Die 164 Mitglieder der WTO decken zusammen 98 Prozent des
Welthandels ab. Die im Konsens entscheidende multilaterale Institution
erfüllt von ihren Aufgaben die beiden wichtigsten derzeit nicht,
nämlich bestehende Handelsabkommen weiterzuentwickeln und neue
Handelsabkommen abzuschließen. Bestes Beispiel dafür ist die 2001
beschlossene Doha-Handelsrunde, die ursprünglich Ende 2004
abgeschlossen sein sollte, es aber bis heute nicht ist. Nun wird
versucht, auch ihre dritte wichtige Funktion, Handelsstreitigkeiten
zwischen ihren Mitgliedern zu schlichten, auszuschalten. Die USA
blockiert seit einigen Monaten die Neubesetzung der Mitglieder der
Berufungsinstanz im WTO-Streitschlichtungssystem. Sollte diese
Blockade fortgesetzt werden, ist spätestens Ende 2019 die
Berufungsinstanz nicht mehr handlungsfähig.

Die Kritik an der WTO füllte vor allem zwischen 1999 und 2005 Straßen,
Versammlungsräume und Broschüren. Interne Reformvorschläge wie der
Report zur Zukunft der WTO zum zehnjährigen Jubiläum im Jahre 2005
blieben ebenso wie das von Zivilgesellschaft ausgearbeitete
Alternative Handelsmandat aus dem Jahre 2013 ohne Folgen. Die Probleme
der WTO begannen also schon deutlich vor Trump, haben aber eine
drastische Verschärfung erhalten, seit dem er US-Präsident ist. Trump
kündigte einen möglichen Austritt aus der WTO bereits während seines
Wahlkampfes im Juli 2016 an. Seine derzeitige Strategie ist jedoch
ausgefeilter und umfasst 3 Elemente: 1. die WTO nutzen, wo es ihm
passt - z. B. wenn er zusammen mit der EU und Japan gegen China
vorgeht; 2. mit seinen Strafzöllen WTO-Streitfälle der davon
betroffenen WTO-Mitglieder provozieren, auf die er wiederum mit neuen
WTO-Streitfällen gegen die Betroffenen reagiert; und 3. das
WTO-Streitschlichtungssystem funktionsunfähig zu machen.

Die WTO verliert ihren Biss

"Die WTO hat Biss", hieß es einst. Gemeint war damit, dass die WTO
anders als etwa multilaterale Umweltabkommen oder die Internationale
Arbeitsorganisation Verstöße gegen ihre Regeln ahnden kann. Die
Grundlage dafür ist die Vereinbarung über Regeln und Verfahren zur
Beilegung von Streitigkeiten: Sieht ein WTO-Mitglied sich durch eine
Maßnahme eines anderen Mitgliedes in seinen Handelsmöglichkeiten
beeinträchtigt, kann es einen Handelsstreit starten. Dafür gibt es 2
Instanzen: Zunächst nimmt sich ein Panel, zusammengesetzt aus 3
(maximal 5) hochqualifizierten Einzelpersonen, dem Streitfall an. Wird
dessen Bericht und Urteil nicht von beiden Streitparteien akzeptiert
und legt mindestens eine Partei Berufung ein, kommt die zweite Instanz
ins Spiel. Die Ständige Berufungsinstanz, der Appellate Body (AB),
überprüft dann die Entscheidung des Panels. Der AB kann sie bestätigen
oder modifizieren und ein anderes Urteil fällen. Letzteres ist dann
rechtskräftig und kann zu Entschädigungszahlungen (wie Strafzöllen)
oder dem Aussetzen von Zugeständnissen (etwa bei Rechten des geistigen
Eigentums) führen. Es muss von der unterlegenen Partei akzeptiert und
umgesetzt werden. Die Ständige Berufungsinstanz umfasst 7 anerkannte
ExpertInnen, die jeweils für 4 Jahre gewählt werden, wobei eine
einmalige Wiederwahl zulässig ist. Die AB-Mitglieder müssen
regierungsunabhängig sein und dürfen sich nicht an der Erörterung von
Streitigkeiten beteiligen, die zu einem Interessenkonflikt führen
würden.

Jeweils 3 der 7 AB-Mitglieder befassen sich mit einem Streitfall.
Derzeit umfasst der AB jedoch insgesamt nur noch 3 Personen, da die
USA seit Monaten den Konsens für die Neuwahlen von Mitgliedern
verweigern: Bleiben die USA bei ihrer Blockadehaltung ist spätestens
am 10. Dezember 2019 die Berufungsinstanz handlungsunfähig, wenn die
Amtszeit für 2 der 3 abläuft. Dem Gebiss der WTO fehlen also bereits
jetzt Zähne, die WTO könnte dann ab Ende 2019 weitgehend zahnlos sein.

America first!

Die USA sind mit deutlichem Abstand die Nummer 1, was die Anzahl der
WTO-Streitfälle betrifft. Bis Ende 2017 führten sie in 115 Fällen
Klagen gegen andere WTO-Mitglieder und wurden selbst in 134 Fällen von
anderen WTO-Mitgliedern angeklagt. Die EU als Nummer 2 kommt lediglich
auf 97 Fälle als Klägerin und auf 83 Fälle als Angeklagte. Der
Hauptgrund für die Blockade-Haltung der USA ist: Sie wollen den AB
stärker an die Kandare ziehen und dessen Interpretationsspielräume
eingrenzen - Interpretationsspielräume, die der AB auch in einigen
Umweltfällen zugunsten der Umwelt genutzt hat. Der derzeitige
US-Handelsbeauftragte ist zudem als ein erbitterter Gegner eines
verbindlichen Streitbeilegungssystems bekannt.

Reform oder Reförmchen? Oder ein Aus?

Für das Europäische Parlament (EP) ist das WTO-Berufungsgremium das
"Juwel in der Krone" der WTO. Aber, so das EP, "das regelgestützte
multilaterale Handelssystem" erlebt derzeit "seine tiefste Krise seit
Errichtung der WTO".[1] Die Häufigkeit der jüngsten Treffen zur
Situation der WTO bestärkt das Bild einer tiefen Krise. So war das
Thema WTO-Reform Gegenstand des G20-Handelsministertreffens am 14.
September 2018 in Argentinien sowie eines Treffens von 13
WTO-Mitgliedern am 20. September in Genf. Im Oktober diskutierten die
EU und China bilateral über die WTO-Reform. Ende Oktober lud die
Kanadische Regierung dieselben 13 WTO-Mitglieder zu einem zweitägigen
Treffen zur WTO-Reform nach Kanada ein.

Position bezogen zunächst die EU und Kanada im September 2018. Das
Konzeptpapier der EU zielt auf Veränderung in 3 Schlüsselbereichen:
Neben der Überwindung der drohenden Blockade beim
Streitbeilegungssystem der WTO, die Aktualisierung des Regelwerks für
den internationalen Handel sowie eine Stärkung der
Überwachungsfunktion der WTO.[2] Das EU-Papier widmet sich in einem
kurzen Absatz den UN-Zielen für nachhaltige Entwicklung (SDGs) und
schlägt vor, dass analysiert werden soll, wie der Handel zur
Erreichung des SDGs beitragen kann. Dagegen wird weder die umgekehrte
Frage, wie der Handel die Erreichung der SDGs beeinträchtigt,
gestellt, noch auf die UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung
verwiesen. Das kanadische Diskussionspapier zur Stärkung und
Modernisierung der WTO ist in dem Punkt Reform des
Streitschlichtungssystems weniger präzise als das der EU.[3] Kurz vor
dem G20-Gipfel in Buenos Aires veröffentlichten die sogenannten
"Freunde des Systems", zu denen jetzt auch China und Indien zählen,
einen weiteren Vorschlag zur Reform des Berufungsgremiums.[4] China
und Indien unterstützen aber nicht die anderen beiden Reformbereiche,
die Brüssel vorschlägt. Das zum G20-Gipfel vorgelegte Papier behandelt
dagegen ausschließlich die Reform des Streitschlichtungssystems und
dient der Beschwichtigung der USA. Auf dem Gipfel konnten sich die
G20-Staaten in der Abschlusserklärung vom 1. Dezember 2018 immerhin
auf folgende vage Aussage verständigen: "Wir unterstützen [...] die
notwendige Reform der WTO, um ihre Funktionsweise zu verbessern". Ein
möglicher Fortschritt soll dann beim nächsten G20-Gipfel Ende Juni
2019 in Osaka überprüft werden.[5]

Zuschauen oder handeln?

Die Strafzölle von Trump, die Reaktionen darauf und die
Gegenreaktionen der USA hierauf werden die Streitschlichtungsinstanzen
der WTO für die nächsten Jahre beschäftigen - sofern es dann einen AB
überhaupt noch gibt. Ein Wegfall der Berufungsinstanz würde den
weiteren Abbau der WTO forcieren. Die bisher vorgelegten
Reformvorschläge ignorieren eine grundsätzliche Kritik am
gegenwärtigen Handelssystem und wollen lediglich die WTO im Sinne des
bisherigen Freihandelsparadigmas wieder fit machen. Der Beschluss von
Buenos Aires hat der WTO eine Atempause verschafft. Fraglich ist, ob
diese ausreicht. Was machen wir als Zivilgesellschaft in der
Zwischenzeit? Schauen wir einem möglichen Untergang der WTO
"genüsslich" zu, zumindest waren "weg mit der WTO!" oder "raus aus der
WTO!" in der Vergangenheit beliebte Parolen. Oder reagieren wir?
Zumindest sollten wir kritisieren, dass die bisherigen
Reform-Vorschläge die seit 2 Jahrzehnten geübte Kritik an der WTO
überhaupt nicht aufgreifen. Und was ist unsere Haltung zu einem
multilateralen Handelssystem? Diese Frage sollten wir nicht mehr lange
unbeantwortet lassen.


Autor Jürgen Knirsch arbeitet seit 1999 zu Handelsfragen
bei Greenpeace.


Anmerkungen

1. http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2018-0477+0+DOC+PDF+V0//DE

2. http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2018/september/tradoc_157331.pdf

3. http://international.gc.ca/gac-amc/campaign-campagne/wto-omc/discussion_paper-document_travail.aspx?lang=eng

4. http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2018/november/tradoc_157514.pdf

5. https://g20.org/sites/default/files/buenos_aires_leaders_declaration.pdf
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KIRCHE/2176: Präses Schwaetzer zur Trennung von Kirche und Staat (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 05.02.2019

"Eine hervorragende Voraussetzung für das friedliche Miteinander"

Präses Schwaetzer zur Trennung von Kirche und Staat



Ab dem 6. Februar 1919 tagte in Weimar die Deutsche
Nationalversammlung. Anlässlich des 100. Jahrestages der
konstituierenden Sitzung erinnert die Präses der Synode der
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), Irmgard Schwaetzer, an die
Bedeutung der in der Weimarer Verfassung verankerten Trennung von
Staat und Kirche:

"Mit der Weimarer Reichsverfassung wurde die Grundlage für das moderne
Religionsverfassungsrecht des Grundgesetzes gelegt, mit dem die
Religionsfreiheit umfassend gesichert und das öffentliche Wirken der
Kirchen vom Staat in 'fördernder Neutralität' geschützt wird. Beide
Aspekte sind bis heute prägend für das Verhältnis von Kirche und Staat
in Deutschland: Die Freiheit zur Religion bedeutet eben auch, dass den
Religionen Raum zur öffentlichen Entfaltung eingeräumt wird. Das ist
von nicht zu unterschätzender Bedeutung für die Zukunft: Denn damit
wurde eine hervorragende Voraussetzung für das friedliche Miteinander
in der multireligiös geprägten säkularen Gesellschaft geschaffen."

In einem Festakt in Weimar, an dem auch Bundeskanzlerin Angela Merkel
und Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier teilnehmen, wird am
Mittwoch an die erste deutsche Demokratie erinnert. Vor dem Festakt
findet in der Herderkirche in Weimar ein ökumenischer Gottesdienst mit
Ilse Junkermann, Landesbischöfin der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland (EKM), und Ulrich Neymeyr, Bischof des Bistums
Erfurt, statt. Der Gottesdienst beginnt um 12.30 Uhr und wird live im
MDR-Fernsehen übertragen. Ein Gottesdienst in der Herderkirche war vor
100 Jahren Auftakt für die Zusammenkunft der politischen Spitze des
Landes.

Ausführlichere Informationen zum Verhältnis von Kirche und Staat in
Deutschland sowie Antworten zu häufig gestellten Fragen finden Sie
unter:

https://www.ekd.de/Kirche-und-Staat-11131.htm
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INTERNATIONAL/365: Mexiko - Schüsse auf Vertriebene in Chiapas (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Schüsse auf Vertriebene in Chiapas



(San Cristóbal de las Casas, 24. Januar 2019, desinformemonos) - Nach
Informationen des mexikanischen Menschenrechtszentrums Fray Bartolomé
de las Casas wurde in der Gemeinde Coco des Bezirks Aldama im
südmexikanischen Bundesstaat Chiapas am Morgen des 22. Januar auf drei
Personen geschossen. Die Personen befanden sich auf dem Weg von San
Pedro Cotzilnam nach Xuxch'en. Die Schüsse wurden aus dem Ort Santa
Martha Manuel Utrilla im Bezirk Chenalhó abgefeuert. Eine Person
starb, zwei Personen wurden verletzt.

Zeug*innen sagten aus, dass an jenem Dienstag um 4.30 Uhr morgens aus
verschiedenen Richtungen Schusssalven aus Gräben in der Gemeinde
Saclum, das zu dem Ort Santa Martha gehört, abgegeben worden seien.
Zudem hätten bewaffnete Gruppen aus Santa Martha am Freitag darauf Tag
und Nacht Schüsse in Richtung der angrenzenden Gemeinden des Bezirks
Aldama abgegeben.


2.000 Vertriebene seit 2017

Das Menschenrechtszentrum Fray Bartolomé de las Casas forderte den
mexikanischen Staat dazu auf, die humanitäre Krise [1] in Aldama zu
beenden. Mindestens 2.036 Menschen aus den Gemeinden Xuxch'en, Coco,
Tabak und San Pedro Cotzilnam befänden sich momentan in Lebensgefahr.
Die Menschen müssten um ihre Unversehrtheit und persönliche Sicherheit
fürchten. Bereits am 20. März 2017 wurden sie gewaltsam vertrieben,
sieben Familien bereits im Jahr 2016. Unter den Vertriebenen befinden
sich momentan 416 Frauen - vier von ihnen schwanger -, 408 Männer, 84
alte Menschen, 326 Heranwachsende, 590 Kinder - davon 273 Jungen und
317 Mädchen - sowie 205 Säuglinge.

Das Menschenrechtszentrum fordert in einer Petition [2] effektive
Maßnahmen vom mexikanischen Staat, um das Leben und die Unversehrtheit
der Menschen aus Aldama zu garantieren. Dies vor allem in den
Gemeinden, die an den Ort Santa Martha des Bezirks Chenalhó grenzen,
sowie in der Hauptgemeinde des Bezirks Aldama. Es fordert zudem, nach
den bewaffneten Gruppen aus Santa Martha zu fahnden, sie unter Strafe
zu stellen, zu entwaffnen und aufzulösen. Außerdem müsse der
mexikanische Staat sich um den humanitären Notfall der vertriebenen
Menschen im Hochland von Chiapas kümmern. Des Weiteren müsse er
Haftbefehle aufheben, welche die Repräsentant*innen der vertriebenen
Familien kriminalisierten.


Anmerkungen:

[1] https://desinformemonos.org/riesgo-la-vida-indigenas-tsotsiles-aldama/ 

[2] https://frayba.org.mx/persiste-riesgo-a-la-vida-en-comunidades-desplazadas-en-aldama-chiapas/
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SCHACH-SPHINX/06829: Schwielen im Kopf (SB)


Einer der wichtigsten Lernschritte im Entwicklungsprozeß eines
Schachspielers, vielleicht sogar der wichtigste überhaupt, ist die
Ernüchterung. In seinen Jugendträumen schwärmte jeder Schachspieler
einmal davon, die Partie seines Lebens zu spielen, ja mit glänzenden
Opferattacken, genial tiefen Zügen, noch nie Dagewesenes hinzuzaubern.
In jeder Partie suchte er nach diesem Wink der Götter, überall sah er
das Geheimnis verborgen, und so verlor er viele Jahre auf der Suche
nach der Unsterblichen Partie, der Immergrünen, Sphärengleichen.
Darüber versäumte er es, das Handwerkliche zu lernen, die ganz
stupide, nervtötende Arbeit an der eigenen Unzulänglichkeit. Mancher
macht diesen Schritt nie und verharrt im Träumen. Das Studium der
Schachkunst bedeutet Schweiß, Schwielen im Kopf und immer wieder das
Ausbessern der fehlerhaften Konzepte. Eine Wahrheit gibt es nicht, und
auch die Inspiration ist kein Geschenk von außerhalb, sondern wird im
Inneren geschaffen. Dies einmal begriffen, und dann ist jede Partie
immergrün, unsterblich, ein Stück innerer Sphäre. Im heutigen Rätsel
der Sphinx suchte Stefan Kindermann erst gar nicht nach dem
weltenerschütternden Zug, sondern fand auf dem harten Boden der Logik
schlichtweg den weißen Gewinnweg, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06829: Schwielen im Kopf (SB)]



Kindermann - Yermolinsky

Groningen 1997


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mit 1.De8-d8! schnitt Peter Swidler dem weltmeisterlichen König den
Fluchtweg ab. Garry Kasparow verteidigte sich noch zäh, aber nach
1...Dh3-f5 2.Tf1-e1+ Lf6-e5 3.Dd8-b8 stand er mit dem Rücken zur Wand,
und angesichts der Drohung 4.Te1xe5+! Df5xe5 5.Tg2-g6+ Ke6-f5 6.Tg6-
g5+! mit Damenfang sah er keinen anderen Ausweg als die Aufgabe der
Partie.



Erstveröffentlichung am 6. Februar 2006

5. Februar 2019
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MELDUNG/240: Literaturhinweis - Neue Ergebnisse aus der Migrationsforschung (idw)


GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften - 04.02.2019

Neue Ergebnisse aus der Migrationsforschung



Die sogenannte "Flüchtlingskrise ab 2015" gehört noch immer zu den
dominierenden Themen im öffentlichen Diskurs in Deutschland. Die aktuelle
Ausgabe des Informationsdienst Soziale Indikatoren, ISI 61, der von GESIS
- Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften herausgegeben wird,
beschäftigt sich aus wissenschaftlicher Perspektive mit dem Themenkomplex
Zuwanderung und liefert in sechs Beiträgen aktuelle Befunde zur wachsenden
syrischen Bevölkerungsgruppe, zu unterschiedlichen Bildungschancen, zu
Bedrohungsgefühlen in Europa u.v.m.

Um den steigenden Anteil syrischer Migranten*innen in Deutschland und
dessen Auswirkungen geht es in dem Beitrag von Susanne Worbs, Nina Rother
& Axel Kreienbrink (Forschungszentrum Migration, Integration und Asyl,
BAMF). Stellten syrische Migranten*innen bis 2010 noch eine quantitativ
kleine Gruppe (0,4% der gesamten ausländischen Bevölkerung) dar, die sich
in erster Linie durch Bildungs- und Fluchtmigration sowie Familiennachzug
aufgebaut hatte, so führte der Kriegsausbruch in Syrien zu einem
drastischen Anstieg geflüchteter Menschen: 2017 stellten syrische
Migranten*innen in Deutschland mit rund 700.000 Menschen die drittgrößte
Ausländergruppe dar. Allerdings zeigt sich, dass Syrer*innen deutlich
weniger als alle Ausländer unbefristete Aufenthaltstitel erhalten. Zwar
hat sich zwischen 2010 und 2017 die absolute Zahl syrischer
Staatsangehöriger mit unbefristeten Aufenthaltstiteln verdoppelt, jedoch
ist ihr relativer Anteil von 19,5% auf 1,8% gefallen. Aufgrund des hohen
Männeranteils und des jungen Durchschnittsalters ist diese Gruppe von
großer Relevanz für das Ausbildungssystem und den Arbeitsmarkt in
Deutschland. Darüber hinaus führt die Zuwanderung syrischer Flüchtlinge
auch zu Veränderungen in der ethnisch-religiösen Zusammensetzung der
Bevölkerung in der Bundesrepublik. So werden der bislang vorwiegend
türkische Islam "arabischer" und christliche Gemeinden vielfältiger. Hinzu
kommen kleinere Minderheitsgruppen, die vorhandene Diasporagemeinden
vergrößern.

Eine historisch beschreibende Untersuchung (2000 bis 2015) zur
Ungleichheit der Lesekompetenz von Schülern*innen mit und ohne
Migrationshintergrund führen Reinhard Schunck und Janna Teltemann (GESIS
und Universität Hildesheim) anhand von PISA Daten durch. Die Ergebnisse
zeigen, dass Schüler*innen, die selbst zugewandert sind, in ihren
Lesefähigkeiten durchschnittlich zwei Schuljahre hinter gleichaltrigen
Schülern ohne Migrationshintergrund zurückliegen. Schüler*innen der
sogenannten "zweiten Generation" liegen bei der Lesekompetenz
durchschnittlich ein Schuljahr hinter dem Leistungsniveau von Kindern ohne
Migrationshintergrund zurück.

Die Bedrohungsgefühle und die Befürwortung selektiver
Einwanderungskriterien in Einwanderungsländern zwischen 2002/3 und 2014-15
analysieren Boris Heinzmann und Nora Huth (beide GESIS). Die Autoren
zeigen auf Basis der ersten und siebten Runde des European Social Survey
(ESS), dass es auf Länderebene sowohl ausgeprägte Unterschiede
hinsichtlich der Art der Bedrohungsgefühle als auch zwischen den Ländern
selbst gibt - auch im zeitlichen Verlauf. Durchschnittlich am stärksten
ausgeprägt in den betrachteten 19 Ländern ist trotz eines allgemeinen
Rückgangs noch immer die Furcht vor steigenden Kriminalitätsraten. Während
Alter und Geschlecht für das Gefühl von Bedrohung durch Migration zu
keinem der beiden Erhebungszeitpunkte eine Rolle spielen, wirken sich
Bildungsgrad und berufliche Stellung deutlich auf diese Wahrnehmung aus:
Personen mit einem höheren Bildungsgrad fühlen sich weniger von Migration
bedroht, erwerbstätige Personen befürchten weniger negative Konsequenzen
als Erwerbslose. Auch das politische Interesse der Befragten spielt eine
signifikante Rolle: je höher das politische Interesse, desto weniger
ausgeprägt ist die Bedrohungswahrnehmung.

Die Analyse der selektiven Einwanderungskriterien zeigt überdies, dass das
Gefühl der Bedrohung durch Kriminalität zwischen 2002/3 und 2014/15
zugunsten einer Zunahme ökonomischer Bedrohungsgefühle abnimmt.

Ob das Begriffsverständnis der Deutschen gegenüber in Deutschland
lebendender Ausländer*innen Auswirkungen auf die Einstellungsmessung hat,
untersuchen Martina Wasmer und Oshrat Hochman (beide GESIS) auf der
Grundlage der ALLBUS-Daten 2016. Auf die offen gestellte Frage, an welche
Gruppen sie bei in Deutschland lebenden Ausländern*innen dächten, nennt
ein großer Anteil der Befragten lediglich eine Gruppe. Am häufigsten
werden sowohl in West- als auch in Ostdeutschland die Türken (70% West
bzw. 58% Ost) genannt, mit 19% Nennungen im Westen bzw. 27% im Osten
folgen die Syrer. Weitere klassische Gastarbeiternationen wie
Griechenland, Spanien, Italien sind ebenfalls vertreten, jedoch zeigen
sich deutliche Unterschiede zwischen Ost und West, die wohl auf die
unterschiedlichen historischen Erfahrungen bzw. die daraus resultierenden
Unterschiede in der regionalen Verteilung der verschiedenen
Ausländernationalitäten zurückzuführen sind. Hinsichtlich des Einflusses
des Begriffsverständnisses von Ausländern auf die Einstellung zeigen
Befragte, die kulturelle oder "rassistische" Attribute nennen, am ehesten
negative Einstellungen. Diese nehmen ab, wenn mit Ausländern*innen
europäische Einwanderer*innen assoziiert werden. Berücksichtigt man die
Anzahl der Gruppennennungen zeigt sich überdies, dass die positive
Einstellungen gegenüber Ausländern*innen mit steigender Anzahl zunimmt,
was darauf schließen lässt, dass Personen mit einem stärker
differenzierten Ausländerbild tendenziell toleranter sind als Personen,
die nur an wenige Gruppen denken.

Wann Kontakte zwischen Migranten und der Mehrheitsgesellschaft sich auf
die Einstellung auswirken fragen Peter Schmidt, Stefan Weick & Daniel
Gloris (Universität Gießen, GESIS und Universität Marburg) in ihren
Längsschnittanalysen der vier Wellen des Gesis-Panels (Frühjahr 2016 -
Herbst 2017). Die beiden untersuchten Gruppen "Flüchtlinge" und "Muslime"
bestätigen für den Untersuchungszeitraum postulierte Hypothesen teilweise:
So wirkt die positive Einstellung gegenüber Flüchtlingen sowohl zum ersten
als auch zum dritten Zeitpunkt auf spätere positive Kontakte. Die
klassische Kontakthypothese bestätigt sich lediglich vom zweiten zum
dritten sowie vom dritten zum vierten Zeitpunkt: positive
Kontakterfahrungen wirken positiv auf die Einstellung. Umgekehrt nehmen
negative Kontakte vom zweiten und dritten Zeitpunkt negativen Einfluss auf
die Einstellung. Für die Muslime zeigt sich eine größere Stabilität der
negativen und positiven Kontakterfahrungen, was an der wesentlich längeren
Kontakterfahrung mit dieser Gruppe liegen dürfte.

Der Band schließt mit einem Interview mit Prof. Dr. Karl-Heinz Meier-Braun
zur deutschen Migrations- und Flüchtlingspolitik. Nach Prof. Dr.
Karl-Heinz Meier-Braun befindet sich Deutschland seit der "Gastarbeiterzeit"
in einer Krise, die bis heute anhält. Die Angst vor Überfremdung sei bereits
in den frühen Jahren der Bundesrepublik entstanden und hätte Politiker in
der Folge zu einer "Abschottungspolitik" bewogen - aus Angst,
Wählerstimmen zu verlieren. Deutschland sei längst ein Einwanderungsland,
in dem heute 23,6% der Bevölkerung einen Migrationshintergrund hätten.
Doch statt auf den historischen Erfahrungen aufzubauen, versuche die
Migrationspolitik weiterhin mit allen Mitteln, die Zahlen einzudämmen. Von
einer positiven Sicht auf Migration, die diese auch als Gewinn und Chance
für das Land begreift, wären wir weit entfernt; die "offenen Grenzen" im
Herbst 2015 stellten eine absolute Ausnahme in Deutschland dar. Die
"Willkommenskultur" hätte ihren Ursprung in der Zivilgesellschaft; zwar
habe die Bundesregierung offiziell lange daran festgehalten, realiter
erlebe das Land jedoch eine nicht dagewesene Verschärfung des Asylrechts.


Als eine der weltweit führenden Infrastruktureinrichtungen für die
Sozialwissenschaften steht das GESIS - Leibniz-Institut für
Sozialwissenschaften Forscherinnen und Forschern auf allen Ebene ihrer
Forschungsvorhaben mit seiner Expertise und seinen Dienstleistungen
beratend zur Seite, so dass gesellschaftlich relevante Fragen auf der
Basis neuester wissenschaftlicher Methoden, qualitativ hochwertiger Daten
und Forschungsinformationen beantwortet werden können. GESIS ist Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft und unterhält institutionelle und projektbezogene
Kooperationen mit vielen Universitäten und Forschungseinrichtungen im In-
und Ausland. GESIS ist an wichtigen europäischen Projekten wie u.a. dem
European Social Survey (ESS), der European Value Study (EVS), dem
europäischen Archivverbund CESSDA, oder dem OECD-Projekt Programme for the
International Assessment of Adult Competencies (PIAAC) beteiligt.

Die Beiträge des ISI 61 können Sie hier kostenfrei herunterladen:

Informationsdienst Soziale Indikatoren ISI 61

https://www.gesis.org/fileadmin/upload/forschung/publikationen/zeitschriften/isi/isi-61.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution479

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GESIS - Leibniz-Institut für Sozialwissenschaften, 04.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/856: Alternativlos - Tierschutz wirksam durchsetzen (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Alternativlos: Tierschutz wirksam durchsetzen

von Dr. Christiane Baumgartl-Simons



Trotz Staatsziel Tierschutz und einem umfangreichen Tierschutzrecht
schützt unser Rechtsstaat die Tiere nicht zuverlässig. Fast täglich
erfahren wir von Tiermisshandlungen, die auf ein schlecht
funktionierendes Vollzugssystem zurückzuführen sind. Zu Recht empört
sich die Zivilgesellschaft über dieses Tierleid. Doch die Politik,
maßgebliche Urheberin des maroden Tierschutzsystems, drückt sich vor
ihrer Sanierungsaufgabe.


Die Systemkritik kommt inzwischen sogar aus den eigenen Reihen:
Die Veterinärämter können den tierschutzrechtlichen Vollzug nicht mehr
gewährleisten. Im September haben Amtstierärzte - die maßgeblichen
Garanten für die Einhaltung tierschutzrechtlicher Vorschriften - ein
umfangreiches Beschluss- und Forderungspapier auf dem Deutschen
Tierärztetag in Dresden verabschiedet (siehe Info-Kasten).

Wir, Menschen für Tierrechte, setzen dem Wegducken der Politik eine
Null-Toleranz-Strategie entgegen und rufen die Zivilgesellschaft auf,
ein leistungsstarkes Tierschutzsystem einzufordern.


Tierschutzrechtlicher Vollzug: Die Theorie

Grundsätzlich gilt folgende Zweiteilung: Die gesetzgebende Gewalt
(Legislative) liegt beim Bundestag. Er ist zuständig für das
Tierschutzrecht und verabschiedet Gesetze und Verordnungen (z.B.
Tierschutzgesetz, Nutztierhaltungsverordnung). Die 16 Länder sind bei
der Gesetzgebung über den Bundesrat eingebunden. Für den
tierschutzrechtlichen Vollzug (Exekutive) sind die Bundesländer
zuständig. Mit der Überwachung der Bestimmungen sind die
Veterinärämter der Landkreise und kreisfreien Städte beauftragt.

Nur bei der Genehmigung von Tierversuchen sind Regierungspräsidien
(z.B. Hessen), Landesuntersuchungsämter (z.B. Rheinland-Pfalz,
Nordrhein-Westfalen) oder Ministerien (z.B. Schleswig-Holstein)
beteiligt. Die Überwachung der laufenden Tierexperimente übernehmen
dann wieder die Veterinärämter. Theoretisch könnte alles gut
funktionieren.


Tierschutzrechtlicher Vollzug: Die Praxis

Doch Theorie und Praxis klaffen auseinander. Grundübel ist die
personelle Unterbesetzung. Erschwerend kommt hinzu, dass spezifische
Fachkenntnisse in den Ämtern zu oft fehlen. Kein Wunder bei den
breitgefächerten Aufgaben und einem skandalös unterentwickelten
Weiterbildungsprogramm. Unklare und nicht gerichtsfeste
Rechtsformulierungen sorgen außerdem dafür, dass der Tierschutz vor
Stall, Labor oder Wohnung haltmacht. Denn welcher Amtstierarzt
riskiert bei unsicherer Rechtssituation eine gerichtliche Niederlage
und hohe Gerichtskosten seines Arbeitgebers, sollte der Tierhalter
gegen die Tierschutzauflagen des Veterinärs erfolgreich klagen? Die
Veterinäre sind allein dem Rechtsstaat verpflichtet. Sollte der
Dienstvorgesetzte (z.B. Landrat) anordnen, Tierschutzrecht nicht oder
nur unvollständig durchzusetzen, so ist der Beamte verpflichtet,
seinen Dienstvorgesetzen um ein Überdenken der Anordnung zu ersuchen
(Remonstrationspflicht). Bleibt die Anordnung dennoch bestehen, so
muss der Veterinär diese befolgen. Zwar ist er von seiner persönlichen
Verantwortung zur Durchsetzung des Tierschutzrechts befreit. Doch
Schutz vor negativen Auswirkungen auf seine berufliche Karriere gibt
es nicht.


INFO-KASTEN

Forderungen des Deutschen Tierärztetags

Ein umfangreiches Forderungspapier des Deutschen Tierärztetags
vom September 2018 verlangt von Bundesregierung, Ländern und Kommunen
funktionierende Lösungen für erkannte Schwierigkeiten im
Aufgabenbereich der Amtstierärzte*. Hier lesen Sie einen Auszug:

1. Forderung zur personellen und technischen Ausstattung sowie zur
Arbeitssicherheit

- Erstellen länderübergreifender, verbindlicher Leitlinien für die
gesamte personelle Ausstattung der Veterinär- sowie
Lebensmittelüberwachungsämter und der Untersuchungsämter; Komplette
Finanzierung von den Ländern.

- Vorhalten von Spezialisten. Insbesondere für den Tierschutzbereich
muss die Möglichkeit geschaffen werden, z.B. praktizierende Tierärzte
für Bestandsüberprüfungen hinzuzuziehen.

2. Forderung zur Fort- und Weiterbildung

- Bund, Länder und Kommunen sollen für ein ausreichendes
Fortbildungsangebot für Amtstierärzte sorgen und ihnen die Teilnahme
daran in ausreichendem Umfang ermöglichen.

3. Forderungen zur Rechtssetzung

- Anpassungen von Rechts- und Verwaltungsvorschriften (z.B. Ergänzung
der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung, Anpassung der Allgemeinen
Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des Tierschutzgesetzes)

- Landkreistag und Städtetag sind als beratende Mitglieder in die
Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz (LAV) zu berufen, um die
Umsetzbarkeit von Beschlüssen im Vollzug zu verbessern.

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2018, S. 12

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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TIERVERSUCH/775: Versuchstierzahlen nach Bundesländern 2017 (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 4. Februar 2019

Versuchstierzahlen nach Bundesländern



Die neuesten Versuchstierzahlen, aufgeschlüsselt nach Bundesländern,
zeigen: Baden-Württemberg ist wie schon in den Jahren zuvor trauriger
Spitzenreiter im "Verbrauch" an Tieren zu wissenschaftlichen Zwecken.
Hamburg liegt beim "Pro-Kopf-Verbrauch" vorne. Der Deutsche
Tierschutzbund hat die Zahlen auf Anfrage vom zuständigen
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) erhalten.
Kurz vor Weihnachten hatte das Ministerium die Gesamtzahlen
veröffentlicht: Insgesamt bleiben diese auf einem Rekordniveau - fast
drei Millionen Tiere wurden 2017 deutschlandweit in Versuchen
"verbraucht".

"Millionen Tiere leiden weiterhin im Namen der Wissenschaft, obwohl
dies - etwa durch eine verstärkte Förderung und Anwendung
tierversuchsfreier Methoden - in vielen Fällen vermeidbar wäre",
kritisiert Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes.
"Die Bundesländer sollten sich endlich für eine konkrete Strategie
zum Ausstieg aus Tierversuchen stark machen und entsprechend Druck
auf die Bundesregierung ausüben." CDU/CSU und SPD hatten in ihrem
Koalitionsvertrag das langfristige Ziel festgehalten, Tierversuche
komplett zu ersetzen.

Baden-Württemberg "verbraucht" am meisten Tiere

Mit insgesamt 466.595 Tieren ist Baden-Württemberg erneut
Spitzenreiter im "Verbrauch" von Versuchstieren zu wissenschaftlichen
Zwecken. Es folgen Nordrhein-Westfalen mit 450.832 und Bayern mit
447.629 Tieren. Fast die Hälfte aller zu wissenschaftlichen Zwecken
verwendeten Tiere wird in diesen drei Bundesländern eingesetzt.
Umgerechnet auf den "Pro-Kopf-Verbrauch" liegt Hamburg an der Spitze,
gefolgt von Berlin und Hessen. Statt die Zahl der Tiere in Versuchen
zu reduzieren, haben sieben Bundesländer sogar noch zugelegt: Bayern,
Bremen, Hamburg, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Schleswig-Holstein verbrauchten 2017 mehr Tiere als im Jahr davor.

Bundesweit fast drei Millionen Tiere

Die bundesweiten Zahlen zeigen, dass der Verbrauch von Tieren zu
wissenschaftlichen Zwecken auf einem konstant hohen Level bleibt:
insgesamt 2.807.297 Tiere kamen 2017 in Tierversuchen zum Einsatz.
Dabei wurden vor allem Nager (79 Prozent) und Fische (7 Prozent)
verwendet, aber auch 3.330 Hunde und 718 Katzen. Besonders
erschreckend: Die Zahl der Affen stieg um 43 Prozent auf 3.472,
darunter erstmals genetisch veränderte Tiere.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 4. Februar 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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TRANSPORT/137: Veterinäramt Landshut verhindert Lebendtierexport (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 1. Februar 2019

Lebendtiertransporte in Drittländer

• Veterinäramt Landshut verweigert Genehmigungen

• Tierschützer begrüßen das Vorgehen



Der Deutsche Tierschutzbund und der Deutsche Tierschutzbund
Landesverband Bayern begrüßen die Entscheidung des Veterinäramts
Landshut, keine Transportgenehmigungen mehr für Rinder in
Drittstaaten auszustellen. Medienberichten zufolge hatte eine
Amtstierärztin den Export einer trächtigen Kuh nach Usbekistan
verhindert; der Landshuter Landrat Peter Dreyer hatte in der Folge
angekündigt, dass seine Veterinäre alle derartigen Transporte bis auf
weiteres verhindern werden.

"Das konsequente Vorgehen der Veterinärin in Landshut ist extrem
mutig und vorbildlich. Kein Tier, und schon gar kein trächtiges,
sollte eine fünftausend Kilometer weite Fahrt antreten müssen, wo
bekannt ist, dass die Tiere jenseits der EU-Außengrenzen oft zu
extremsten Bedingungen transportiert und geschlachtet werden. Und
kein Amtsveterinär, der nicht sicherstellen kann, dass die
Tierschutzvorschriften bis zum Zielort eingehalten werden, sollte
solche Transporte genehmigen", sagt Thomas Schröder, Präsident des
Deutschen Tierschutzbundes. Nicole Brühl, Vorsitzende des
Landesverbands Bayern des Deutschen Tierschutzbundes, ergänzt: "Die
Entscheidung der Veterinärin ist ein wichtiges Signal und sollte
Amtstierärzte in ganz Deutschland ermutigen, Genehmigungen für
Lebendtierexporte in Drittländer zu verweigern. Wir hoffen, dass sich
viele Veterinärämter und Landkreise ein Vorbild an Landshut nehmen."

Obwohl es ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs gibt, dass
EU-Recht und damit Tierschutzvorgaben bis zum Bestimmungsort der
Tiere einzuhalten sind, wird dies in der Praxis nicht umgesetzt. Die
Tierschutzbestimmungen in den Zielländern sind dagegen oft
unzureichend oder gar nicht vorhanden.


Mehr Informationen zum Hintergrund finden Sie online unter:

 www.tierschutzbund.de/kampagne-tiertransporte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 1. Februar 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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AKTION/655: Schlangen vor den Rathäusern trotz Winterkälte (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt

Gemeinsame Pressemitteilung - 5. Februar 2019

Schlangen vor den Rathäusern trotz Winterkälte

Erste
ermutigende Zwischenergebnisse - Bayerns größter Bienenliederchor
singt auf dem Marienplatz



Hilpoltstein / München, 5.2.2019 - Der gute Beginn des "Volksbegehrens
Artenvielfalt - Rettet die Bienen!" in Bayern wird durch die
vorläufigen Zahlen der ersten fünf Tage bestätigt. Die Träger gehen
davon aus, dass sich bis zum Dienstagabend rund 5 Prozent der 9,5
Millionen wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger in ihren Rathäusern
für das Volksbegehren eingetragen haben. Dies entspricht knapp einer
halben Million Menschen. "Dass sich der Zuspruch für unsere
Gesetzesinitiative für ein besseres Naturschutzgesetz auch zum
Wochenanfang fortgesetzt hat, ist ermutigend. Die Hürde von 1 Million
Stimmen ist aber gewaltig. Andere Volksbegehren sind daran schon ganz
knapp gescheitert," erinnert Agnes Becker, die Beauftragte des
Volksbegehrens und stellvertretende Vorsitzende der ÖDP Bayern. "Ich
rufe daher alle Unterstützerinnen und Unterstützer des Volksbegehrens
dazu auf, jetzt auch Freunde und Bekannte an den Eintragungszeitraum
zu erinnern, der nur noch bis zum 13. Februar läuft."

Auffällig war die gute Stimmung an vielen Eintragungsstellen in ganz
Bayern, wo die Menschen in den vergangenen Tagen trotz kalter
Temperaturen geduldig anstanden und sich häufig nach der Unterschrift
auch bei den Angestellten der Einwohnermeldeämter für ihre Mühe
bedankten. Dies berichten viele der knapp 5.000 ehrenamtlichen
Rathauslotsen des Volksbegehrens aus Städten und Gemeinden. "Die
Rettung der Artenvielfalt ist den Menschen in Bayern offenkundig ein
Herzensanliegen. Dies zeigt sich durch das große Interesse am
Volksbegehren. Das gibt uns Zuversicht für die kommende Tage, in denen
es dennoch um jede Stimme geht," sagt der LBV-Vorsitzende, Dr. Norbert
Schäffer.

In München feierte am Freitag das Kreativkolleg rehab:republic mit
einem gewaltigen Bienenlieder-Chor den guten Auftakt des
Volksbegehrens in Bayern. Knapp 1.000 Menschen sangen gemeinsam auf
dem Marienplatz Lieder für Biene Maja und die Wildbienen und forderten
mehrstimmig: "Give bees a chance!" Viele Teilnehmer kamen in
Bienenverkleidung zum Münchner Rathaus - Fasching und Volksbegehren
gleichzeitig zum Anlass nehmend, um ihrer Unterstützung für ein
besseres Naturschutzgesetz Ausdruck zu geben.

"Die Menschen in Bayern wissen, dass dieses Volksbegehren ein durch
und durch positives Gesellschaftsanliegen ist: Es geht um die Zukunft
unserer Kinder, die auch noch in einem Bayern mit vielfältigem Tier-
und Pflanzenreichtum leben wollen", Ludwig Hartmann, Die Grünen.

Und Richard Mergner, Vorsitzender des Bund Naturschutz in Bayern, fügt
hinzu: "Wir freuen uns über den positiven Auftakt des Volksbegehrens.
Ein Ergebnis über 1 Million Stimmen ist erreichbar. Es würde weit über
Bayern hinausstrahlen und uns auch dabei helfen, dass von der Politik
im Bund die richtigen Weichen gestellt werden."

Hintergrund

Über das Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen!

Das Volksbegehren ist ein Mittel der direkten Demokratie. Es
ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern die Einbringung eines
Gesetzesentwurfs in den Bayerischen Landtag. Die erste Hürde ist
überwunden: Knapp 100.000 Menschen haben in der ersten Zulassungsphase
für das Volksbegehren unterschrieben, im Oktober wurde es vom
Innenministerium zugelassen. Jetzt müssen sich vom 31. Januar 2019 bis
zum 13. Februar 2019 eine Million Wahlberechtigte persönlich in den
Rathäusern in Listen eintragen, um das Volksbegehren Artenvielfalt
erfolgreich zu machen. Online ist dies nicht möglich. Zur Eintragung
muss der gültige Ausweis vorgelegt werden. Zum Trägerkreis des
Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die Bienen! gehören die
Ökologisch-Demokratische Partei Bayern (ÖDP), der Landesbund für
Vogelschutz in Bayern (LBV), das Bündnis 90/Die Grünen Bayern und der
BUND Naturschutz in Bayern. Ein breites gesellschaftliches Bündnis von
rund 200 Organisationen, Unternehmen, Verbänden und Parteien
unterstützen diese direktdemokratische Initiative für ein neues
Naturschutzgesetz in Bayern.

Die Kernforderungen des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die
Bienen!

Ziel des Volksbegehrens ist es, Regelungen im bayerischen
Naturschutzgesetz zu verankern, die die Artenvielfalt retten. Die
Kernforderungen: die bayernweite Vernetzung von Lebensräumen für
Tiere; die Erhaltung von Hecken, Bäumen und kleinen Gewässern in der
Landwirtschaft; der Erhalt und die Schaffung blühender Randstreifen an
allen Bächen und Gräben; der massive Ausbau der ökologischen
Landwirtschaft; die Umwandlung von zehn Prozent aller Wiesen in
Blühwiesen; die pestizidfreie Bewirtschaftung aller staatlichen
Flächen; die Aufnahme des Naturschutzes in die Ausbildung von Land-
und Forstwirten.

Die Aktionsbündnisse

Bayernweit kämpfen 80 Aktionsbündnisse in den Gemeinden für eine Wende
im bayerischen Naturschutz. Alle Interessierten sind aufgefordert
mitzumachen. Auf der Website des Volksbegehrens Artenvielfalt
www.volksbegehren-artenvielfalt.de findet man die Möglichkeit, Kontakt
aufzunehmen.

Das Artensterben

Wissenschaftliche Studien belegen, dass in Bayern immer mehr Tier- und
Pflanzenarten vom Aussterben bedroht oder bereits verschwunden sind.
Besonders betroffen sind die Insekten, die unter anderem für das
Überleben der Menschheit als Bestäuber von Nahrungspflanzen
existenziell wichtig sind. In Deutschland sind knapp 50 Prozent aller
Bienenarten bestandsbedroht oder bereits ausgestorben, über 75 Prozent
aller Fluginsekten sind nicht mehr da und die Bestände an
Schmetterlingen vielfach sogar noch stärker zurückgegangen, in einigen
Regionen Bayerns teilweise um 70-90 Prozent. Unter anderem in Folge
des Insektenschwundes leben in Bayern nur noch halb so viele Vögel wie
vor 30 Jahren. Diese dramatische Entwicklung will das Volksbegehren
Artenvielfalt stoppen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 05.02.2019

Volksbegehren Artenvielfalt

c/o LBV (Landesbund für Vogelschutz in Bayern)

E-Mail: presse@volksbegehren-artenvielfalt.de

Internet: www.volksbegehren-artenvielfalt.de
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AKTION/654: Keine Lust auf UN-Plastikabkommen? (WWF)


WWF Pressemitteilung - 5. Februar 2019

Keine Lust auf UN-Plastikabkommen?

Globale Petition gegen Plastikmüll-Krise startet. / WWF:
Bundesregierung muss bei UN-Prozess Verantwortung übernehmen.



Die Naturschutzorganisation WWF fordert die deutsche Bundesregierung
auf, sich für ein rechtsverbindliches, globales UN-Abkommen gegen die
Plastikkrise einzusetzen. "Alle reden über Plastikmüll. Doch bisher
vermissen wir eine klare Haltung und aktives Engagement der
Bundesregierung für ein internationales UN-Abkommen. Von der
Umweltministerin habe ich hierzu leider bisher auch nichts gehört",
bemängelt Heike Vesper, Leiterin Meeresschutz beim WWF Deutschland.
"Es geht darum, die Vermüllung der Weltmeere bis 2030 zu stoppen."

Um dieser Forderung mehr Nachdruck zu verleihen, startet der WWF eine
weltweite Petition (www.wwf.de/stop-plastic #StopPlasticPollution). In
Deutschland richtet sie sich an die dafür zuständige
Bundesumweltministerin Svenja Schulze.

Auf der anstehenden UN-Umweltversammlung (UNEA) im März, können die
Umweltminister ein Verhandlungsmandat für eine globale
Plastikkonvention verabschieden. Auf dem Tisch liegt die Option, eine
rechtsverbindliche und globale Vereinbarung auf den Weg zu bringen und
den Start von Verhandlungen zu beschließen. Viele Länder wie etwa
Norwegen, Costa Rica oder eine Reihe afrikanischer Staaten haben sich
bereits ausdrücklich dafür ausgesprochen. Andere halten sich noch
bedeckt, darunter Deutschland. Und nur wenige sind bisher explizit
dagegen, wie etwa die USA.

"Jedes Land ist für die Plastikkrise verantwortlich. Und jedes Land
muss Teil der Lösung sein. Wir brauchen eine gemeinsame, globale
Antwort, mit der sich die Regierungen dieser Welt dazu verpflichten,
die Vermüllung unserer Meere zu beenden", so Vesper. "Das Thema
Plastikmüll brennt den Menschen unter den Nägeln. Mit unserer Petition
kann jeder seine Stimme erheben und dieses Problem klar an die Politik
adressieren. Egal ob in Deutschland oder Korea, Brasilien oder
Neuseeland."

Erstes Etappenziel der globalen Anti-Plastikmüll-Kampagne des WWF ist
die UN-Umweltkonferenz im März. Sollte auf dieser kein entsprechendes
Mandat erteilt werden, hat die Naturschutzorganisation bereits
angekündigt, den weltweiten Druck bis zur UN-Vollversammlung im
September 2019 weiter aufbauen zu wollen.

Hintergrund Plastikkrise der Meere

Insgesamt gelangen jedes Jahr rund acht Millionen Tonnen Abfälle aus
Kunststoff in die Meere. Weil dieses Problem jahrzehntelang ignoriert
wurde, befinden sich schon heute etwa 150 Millionen Tonnen Plastik in
den Meeren. Ziel einer UN-Konvention muss es sein, den weiteren
Eintrag von Plastik in die Meere bis 2030 zu beenden.

Die Verschmutzung der Meere durch Plastik hat verheerende
Auswirkungen auf das Leben in unseren Ozeanen - Fische,
Meeresschildkröten, Wale, Vögel und vieles mehr verletzen sich oder
sterben qualvoll, Korallenriffe werden geschädigt.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 05.02.2019

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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EUROPA/557: Konsultation Entwaldung und Waldschutz (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 31.01.2019 / Naturschutz & Biodiversität

Konsultation: Entwaldung und Waldschutz



Im zweiten Quartal 2019 will die EU-Kommission eine Mitteilung zum
Kampf gegen Entwaldung und die fortlaufende Waldschädigung
veröffentlichen. International gibt es das Ziel in der UN-Agenda für
2030, die Entwaldung bis 2020 zu beenden. Eine öffentliche
Konsultation zur EU-Initiative läuft noch bis 25. Februar. Die
Waldschutzorganisation FERN hat einige Fakten zusammengestellt, die
bei der Beantwortung des Fragebogens helfen.

FERN fordert einen EU-Aktionsplan, um die negativen Auswirkungen der
EU auf die Wälder zu beenden, die weltweiten Bemühungen um deren
Schutz und ihre Wiederherstellung zu unterstützen und die
uneingeschränkte Achtung der Rechte der Waldvölker zu gewährleisten.
Ein solcher Plan sollte neue Gesetze enthalten, um sicherzustellen,
dass weder Produkte, die auf den EU-Markt gebracht werden, noch der
Finanzsektor negative ökologische und soziale Auswirkungen wie
Entwaldung, Waldschädigung oder Menschenrechtsverletzungen
verursachen. Dazu könnte eine obligatorische Sorgfaltspflicht gehören,
um die Risiken zu ermitteln und zu mildern, die Waren auf dem EU-Markt
oder Investitionen von EU-Finanzinstituten mit diesen schädlichen
Aktivitäten in Verbindung gebracht werden.

Eine kürzlich erschienene Studie der ökologischen Verkehrsorganisation
Transport & Environment zeigt, dass die Nutzung von Palmöl und Sojaöl
für Biokraftstoffe maßgeblichen Anteil an der Abholzung von Wäldern
weltweit hat. Nach Satellitenbildern zu urteilen, findet der
Flächenfraß für den Anbau zu einem Drittel in Waldgebieten statt.
Protestaktionen von Nichtregierungsorganisationen gegen die
Vernichtung von Lebensräumen durch Biodiesel und Biokraftstoffe siehe
unter #Notinmytank.

Und der Waldschutz innerhalb der EU?

Auch innerhalb der EU gibt es in puncto Waldschutz immer noch eine
Menge zu tun. Während in Rumänien, das bis Ende Juni die europäische
Ratspräsidentschaft innehat, die letzten Urwälder gerrodet werden
(siehe Protest und Petition [1] von EuroNatur und Agent Green), gibt
es auch in Polen weiter Stoff für Zoff. In einem breiten Bündnis mit
anderen Umweltorganisationen fordert der Verband für Umweltrecht
Client Earth die polnische Regierung auf, Pläne für den kommerziellen
Holzeinschlag im Bialowieza-Nationalpark zu stoppen. Trotz der
juristischen Niederlage im letzten Jahr (EU-News 17.04.2018 [2])
scheint der polnische Forstbetrieb in den nächsten drei Jahren im
UNESCO-Weltnaturerbegebiet Hunderttausende Bäume fällen zu wollen.
[jg]



Konsultation der EU-Kommission

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2018-6516782/public-consultation_en

Reaktion und Hintergrund bei FERN mit vielen weiteren Links

https://fern.org/commission-consultation

NGO-Statement zum Thema von 2017 (immer noch aktuell)

https://fern.org/sites/default/files/news-pdf/tackling%20deforestation%20statement.pdf

Transport & Environment zu Palmöl/Sojaöl und Abholzung

https://www.transportenvironment.org/press/palm-oil-and-soy-oil-biofuels-linked-high-rates-deforestation-new-study

Save Paradise Forests mit Zähler der gefällten rumänischen Bäume seit
Anfang 2019

https://www.saveparadiseforests.eu/de/home/

Client Earth et al. zu Bialowieza

https://www.clientearth.org/lawyers-sound-alarm-over-new-polish-plans-to-log-bialowieza-forest/

[1] https://www.saveparadiseforests.eu/de/rumaenien-rettet-europas-letzte-grosse-urwaelder/

[2] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-naturschutz-biodiversitaet/bialowieza-krimi-nimmt-gutes-ende-fuer-den-naturschutz/

 * 

Quelle:

EU-News, 31.01.2019
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EUROPA/556: Mit drei Szenarien in ein nachhaltiges Europa 2030? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 31.01.2019 / Politik & Recht

Mit drei Szenarien in ein nachhaltiges Europa 2030?



Die EU-Kommission hat am Mittwoch ein Reflexionspapier vorgestellt,
das die Debatte darüber anstoßen will, wie die EU die Agenda 2030 für
nachhaltige Entwicklung am besten umsetzen kann.

Im Papier geht es zum einen darum, dass politische Grundlagen für eine
Nachhaltigkeitswende geschaffen werden müssen. Dazu zählt die
EU-Kommission den Übergang von der linearen zur Kreislaufwirtschaft,
'die Korrektur der Ungleichgewichte in unserem Lebensmittelsystem'
sowie den Umbau von Energiesystemen, Gebäuden und Mobilität. Ebenso
müsse die Nachhaltigkeitswende sozial gerecht vollzogen werden.

Die drei Szenarien, um die UN-Nachhaltigkeitsziele (SDGs) zu
erreichen, sind der EU-Kommission zufolge:


	Eine übergreifende EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung, die als Richtschnur für alle Maßnahmen der EU und ihrer Mitgliedstaaten dienen soll,

	Kontinuierliche Berücksichtigung der SDG in allen relevanten EU-Politikbereichen durch die Kommission, ohne Verpflichtung der Mitgliedstaaten zum Handeln (SDG-Mainstreaming),

	Stärkerer Fokus auf das auswärtige Handeln bei gleichzeitiger Konsolidierung der derzeitigen Nachhaltigkeitsbestrebungen auf EU-Ebene.



Das Europäische Umweltbüro (EEB) fasste das Reflexionspapier als
'nützlichen Beitrag zur Debatte' über einen Plan auf, mit dem die EU
die SDGs umsetzen will. Allerdings wäre dem EEB ein ebensolcher
Umsetzungsplan weitaus lieber gewesen. Patrizia Heidegger vom EEB
merkte an: "Zeit für Reflexion gab es 2015, als die EU und ihre
Mitgliedstaaten das UN-Abkommen unterzeichneten. Jetzt ist die Zeit
für ehrgeiziges Handeln." Die Behauptung der EU-Kommission, bereits
ein SDG-Mainstreaming über alle Politikbereiche zu betreiben, zog das
EEB in Zweifel. Darüber hinaus seien nach Ansicht des EEB Aspekte aus
allen drei Szenarien für eine umfassende Umsetzung der SDGs notwendig.

Das Reflexionspapier soll als Diskussionsgrundlage dienen, wenn am 9.
Mai die Staats- und Regierungschefs der EU-27 im rumänischen Sibiu zu
einem Sondergipfel zusammenkommen. Es soll um nichts weniger gehen als
die Zukunft Europas. [aw]



Reflexionspapier der EU-Kommission 'Towards A Sustainable Europe By
2030'

https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/rp_sustainable_europe_30-01_en_web.pdf

Reaktion des EEB 

eeb.org/commission-must-use-sustainability-reflection-paper-as-stepping-stone-to-strategy-with-real-teeth/

 * 
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EU-News, 31.01.2019
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FORSCHUNG/1493: Kooperationsprojekt für neue Technologie zum Nachweis von Glyphosat (idw)


Technische Universität Dresden - 01.02.2019

Kooperationsprojekt für neue Technologie zum Nachweis von
Glyphosat

Forscher aus Leipzig und Dresden arbeiten mit sächsischen Unternehmen
zusammen



Immer wieder sind glyphosathaltige Unkrautvernichtungsmittel in den
Schlagzeilen, da diese chemische Verbindung als möglicherweise
krebserregend diskutiert wird. Der schnelle und möglichst wenig
aufwendige Nachweis von Glyphosat ist daher ein wichtiges Thema, dem
sich Forscher der Universität Leipzig und der Technischen Universität
Dresden in Zusammenarbeit mit drei sächsischen Firmen in einem gerade
gestarteten Projekt widmen: In den kommenden drei Jahren wollen sie
eine neuartige Technologie zum schnellen und einfachen Nachweis von
Glyphosat zur Marktreife bringen.




[image: Grafik: © T. Pompe]

Das zum Patent-angemeldete Nachweisprinzip von Glyphosat, welches auf
spezifischen biochemischen Bindungen von Hydrogel-Mikropartikeln sowie
optischen Ausleseverfahren beruht.

Grafik: © T. Pompe



Die Kooperationspartner wollen mit der neuen Technologie dazu
beitragen, durch preiswertes und lokales Monitoring den Zustand von
Wasser und Lebensmitteln zu erfassen, eine sachliche Diskussion der
Problematik zu ermöglichen und die Verunsicherung in der Gesellschaft
zu verringern. Das Kooperationsprojekt mit einem Gesamtumfang von 1,9
Millionen Euro, welches von der Firma UMEX GmbH Dresden geleitet wird,
wird von der Sächsischen Aufbaubank (SAB) mit Mitteln des Freistaates
Sachsen und dem Europäischen Fond für Regionale Entwicklung (EFRE)
gefördert.

"Das Breitband-Herbizid Glyphosat wird in der Gesellschaft kritisch
diskutiert, weil es Aussagen zur möglichen Gefährdung der menschlichen
Gesundheit gibt und die Biodiversität natürlicher Ökosysteme negativ
beeinflusst werden könnte", sagt Prof. Dr. Tilo Pompe vom Institut für
Biochemie der Universität Leipzig. Sein Institut erarbeitet die neue
Technologie gemeinsam mit dem Team von Dr. Kai Ostermann am Institut
für Genetik der Technischen Universität Dresden und den sächsischen
Firmen Anvajo GmbH, UMEX GmbH Dresden und IfU GmbH Privates Institut
für Umweltanalysen. "Am Ende sollte ein kleines Tischgerät stehen,
gegebenenfalls auch ein tragbares Handgerät, in das ein Auslesechip
eingesteckt wird. Wir orientieren uns dabei an einem System unseres
Projektpartners, der Firma Anvajo. Aktuell gehen wir davon aus, dass
erste Geräte zwei Jahre nach Projektende, etwa im Jahr 2023, auf dem
Markt mit Pilotkunden betrieben werden können", erklärt Pompe.

Geplant sei die Entwicklung von zwei Produktlinien für den Diagnostik-
und Verbraucherbereich. Entstehen soll ein quantitatives Messsystem
für Anwender aus den Gebieten der Lebensmittelüberwachung,
öffentlicher Gewässerüberwachung und Wasserversorgung, wie
beispielsweise Umweltlabore, Wasserwerke oder Abwasserverbände.
Außerdem wollen die Projektpartner ein qualitatives Messsystem für
Einzelanwendungen entwickeln, das im Handel, in der dezentralen
Trinkwasserversorgung, in kleinen und mittleren Unternehmen der
Getränkeindustrie sowie in Einrichtungen des Gesundheitswesens Einsatz
finden könnte.

Sie bauen auf gemeinsamen Forschungsergebnissen auf, bei dem ein
neuartiges Nachweisprinzip für Glyphosat entwickelt und zum Patent
angemeldet wurde. Bislang konnte die umstrittene Substanz nur in einem
aufwendigen und teuren labordiagnostischen Verfahren nachgewiesen
werden. "Das Projekt führt die in den sächsischen Firmen und an den
beiden sächsischen Universitäten vorhandenen Expertisen zusammen und
bildet eine Plattformtechnologie für eine neue Art von einfach
handhabbaren Vor-Ort-Analysesystemen, die in unterschiedlichen
Anwendungen für einen breiten Nutzerkreis einsetzbar und
wirtschaftlich vermarktbar sein soll", sagt Dr. Ostermann von der TU
Dresden. Das Interesse an einer solchen Technologie sei groß, da es
beim Thema Glyphosat und seinen Auswirkungen eine große Verunsicherung
gäbe.




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news709940

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden - 01.02.2019
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STADT/489: Erstaunliche Vielfalt an Kleinlebewesen in Basler Gärten (idw)


Universität Basel - 30.01.2019

Städtische Biodiversität: 

Erstaunliche Vielfalt an Kleinlebewesen in Basler Gärten



Gärten im Stadtgebiet können eine bemerkenswerte Artenvielfalt
beherbergen. Das haben Forschende der Universität Basel in einer
Feldstudie festgestellt, die mit Unterstützung von Gartenbesitzerinnen
und -besitzern aus der Region Basel durchgeführt wurde. Weiterhin
zeigt das Forschungsteam auf, dass eine naturnahe Gartenpflege und
Gestaltung die negativen Effekte der Verstädterung auf die
Biodiversität weitgehend wettmachen können. Die Studie wird am 1.
Februar 2019 an der öffentlichen Tagung «Naturschutz in und um Basel»
vorgestellt.




[image: Ein Tausendfüßler - Foto: © Universität Basel / Dr. José Gilgado]

ie Tausendfüsslerart «Polydesmus angustus» wurde in mehreren Basler
Gärten nachgewiesen. Diese Art findet man in der hiesigen Region vor
allem in Wäldern.

Foto: © Universität Basel / Dr. José Gilgado



Weltweit wohnen immer mehr Leute in Städten. Dementsprechend nimmt
auch die Siedlungsfläche rasant zu, oft zu Lasten von naturnahen
Lebensräumen. Den verbleibenden Grünflächen wird in der Regel nur eine
geringe Vielfalt an Kleinlebewesen zugeschrieben. Als Grund gilt der
hohe Anteil versiegelter Flächen, welche den Austausch von
Kleinlebewesen erschwert oder gar verhindert. Zudem herrschen in den
Städten höhere Temperaturen und fallen weniger Niederschläge als im
ländlichen Raum.

Aber selbst kleine und isolierte Grünflächen können zum Erhalt der
Biodiversität im bebauten Gebiet beitragen, wie ein Forschungsteam vom
Fachbereich Natur-, Landschafts- und Umweltschutz der Universität
Basel in einer grossangelegten Feldstudie nachgewiesen hat. Einem
Aufruf in lokalen Medien folgend stellten 35 Gartenbesitzerinnen und
-besitzer ihre Grünflächen in Basel, im Unterbaselbiet sowie im
Leimental für die Studie zur Verfügung. In regelmässigen Abständen
suchten die Forschenden im Jahr 2018 die Gärten auf, um die Vielfalt
der einheimischen Pflanzen und bodenlebenden Tiere zu erfassen.

Mass der Biodiversität: Nicht-flugfähige Kleintiere

Das Mass der Biodiversität wird oft anhand der Vielfalt von
Schmetterlingen und Wildbienen erfasst. «Doch fliegende Tiere können
in kleinen Untersuchungsgebieten wie Gärten nur auf der Durchreise
sein», so Prof. Bruno Baur. «Deshalb haben wir den Fokus auf eine
Erfassung der nicht-flugfähigen, eher versteckt lebenden Kleintiere
gelegt, wie etwa Ameisen, Asseln, Käfer, Schnecken, Spinnen und
Tausendfüssler.»

Diese Kleinlebewesen werden von den Gartenbesitzern in der Regel kaum
wahrgenommen, erfüllen aber wichtige Funktionen im Ökosystem Garten.
«Beispielsweise helfen Spinnen mit, Schadinsekten zu reduzieren;
Ameisen durchmischen die Erde und tragen so wesentlich zur
Bodendurchlüftung bei, während Asseln und Tausendfüssler bedeutend für
die Bodenbildung sind», erklärt der Naturschutzbiologe.

Erstfunde für die Schweiz

In den 35 Gärten konnten insgesamt 254 Arten nachgewiesen werden,
darunter 24 Ameisen, 10 Asseln, 87 Kurzflügelkäfer- und 24 Laufkäfer,
39 Schnecken, 52 Spinnen und 18 Tausendfüssler. Neben den erwarteten,
weitverbreiteten Arten fanden sich auch einige seltene und auf der
Roten Liste der Schweiz aufgeführte Arten. Weiterhin bemerkenswert
sind die Erstnachweise von vier Tausendfüsslerarten, die bisher noch
an keiner anderen Stelle in der Schweiz gefunden wurden.

Strukturvielfalt von Bedeutung

Mit Blick auf die vorgefundene Artenvielfalt gab es grosse
Unterschiede bei den untersuchten Gärten. «Wir haben festgestellt,
dass die Strukturvielfalt der einzelnen Gärten entscheidend ist, also
die Kombination verschiedenster Kleinlebensräume wie Grasflächen,
Büsche, Laubhaufen oder etwa Totholz», erklärt die Biologin Dr.
Brigitte Braschler. «Bei den meisten Tiergruppen nahm die
Artenvielfalt mit der Strukturvielfalt des Gartens zu.»

Die Ergebnisse der Studie weisen auf die hohe Bedeutung hin, die
kleine Grünflächen im Stadtraum haben. Gartenbesitzer können direkt
durch eine aktive Erhöhung der Strukturvielfalt ihres Gartens die
Artenvielfalt fördern und so einen nachhaltigen Beitrag zur urbanen
Biodiversität leisten.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news709723

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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VERBAND/622: BUND Naturschutz zieht Bilanz in Niederbayern (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 1. Februar 2019

Noch grosse Anstrengungen beim Insektenschutz notwendig

BUND Naturschutz zieht Bilanz in Niederbayern:



"Es existiert dringender Handlungsbedarf, um das dramatische Arten-
und Insektensterben zu bekämpfen. Denn der Rückgang der Biomasse an
Insekten zeigt schon jetzt die Folgen für Natur und Umwelt auf. Etwa
75 Prozent unserer Nutzpflanzen sind auf die Insektenbestäubung
angewiesen. Auch die Nahrungskette vieler Lebewesen wird durch den
Rückgang der Insekten negativ beeinflusst. Beunruhigend ist, dass
selbst in Naturschutzgebieten ein Rückgang der Insektenvielfalt
festgestellt wurde.", fasst Richard Mergner, Landesvorsitzender des
BUND Naturschutz Bayern die Situation zusammen.

"Das Volksbegehren Artenvielfalt bietet die Möglichkeit einen
wichtigen Schritt beim Insektenschutz zu machen. Uferrandstreifen,
mehr ökologische Landwirtschaft und ein Biotopverbund für Bayern sind
entscheidende Elemente des Volksbegehrens. Darüber hinaus sind
allerdings auch eine ökologische Neuausrichtung der EU-Agrarpolitik
und klare Regelungen für den Flächenschutz in Bayern nötig", ergänzt
der BUND Bayern-Landesbeauftragte Martin Geilhufe.

Der BUND Naturschutz in Bayern e.V. (BUND Bayern) engagiert sich mit
seinen über 600 Orts- und Kreisgruppen, davon rund 60 in Niederbayern
flächendeckend für mehr Insektenschutz. Im Jahr 2018 konnte der BUND
Bayern seine Mitgliederzahl weiter steigern auf bayernweit 235.000,
davon in Niederbayern von 19.900 (2017) auf 20.300 (2018). Bayernweit
pflegen die BUND Kreis- und Ortsgruppen in etwa 3200 ha Land, die im
Eigentum des BUND Bayern liegen oder der BUND Bayern gepachtet hat. In
Niederbayern sind es rund 330 ha Eigentums- und 60 ha Pachtflächen.
Das Spektrum reicht dabei von der Mahd von insektenreichen
Extensivwiesen über die Anlage von Streuobstwiesen und Hecken bis zur
Ausweisung von Naturwaldreservaten.

Auch in Niederbayern zeigt sich die Bandbreite und Anzahl an
erfolgreichen Artenschutzmaßnahmen durch BUND Naturschutz-Aktive
deutlich: "Beispielsweise wurden im Landkreis Kelheim der
Kreuzenzian-Ameisenbläuling angesiedelt, im Landkreis LandshutOEBPS/Images/newsimage311022.png
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